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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir werden tdglich in unterschiedlichsten Zusammenhangen des Lebens, z. B. bei der Arbeit oder
im Bereich von Freizeit mit Bestimmungen des Datenschutzes konfrontiert. Sei es im Internet,
durch das Zustimmen zu , Cookies” oder die Freigabe zur Weitergabe eigener Daten im

Rahmen eines Arztbesuches.

Datenschutz ist allgegenwartig und durch die Sicherstellung des Datenschutzes werden unsere
Personlichkeitsrechte in den Blick genommen und geschitzt, denn das Recht auf »informationelle
Selbstbestimmung« ergibt sich aus dem Art. 2 Abs. 1i. V. m. Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes.

Wie aber ist mit dem Datenschutz umzugehen, wenn beispielsweise datenschutzrechtliche
Bedenken und die Datenweitergabe bei einer moglichen Kindeswohlgefdhrdung gleichermal3en
zu bertcksichtigen sind? Was ist datenschutzrechtlich zu beachten, wenn Dritte in den prakti-
schen Kinderschutz direkt mit einbezogen werden sollen?

Der vorliegende Leitfaden, welcher in Zusammenarbeit mit dem Niedersachsischen Ministerium
fur Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung und dem Niedersachsischen Landesamt fur
Soziales, Jugend und Familie vertffentlicht wurde, nimmt den Datenschutz im Kinderschutz in

den Blick und zeigt auf, dass Kinderschutz und Datenschutz sich nicht ausschlieBen.

Es muss bedacht werden, dass der Datenschutz im Kinderschutz von zwei Seiten zu betrachten
ist. Zum einen wirkt er fur einen respektvollen und wertschatzenden Umgang, welcher eher die
Bereitschaft zur Annahme von Unterstiitzungsangeboten animiert und so wiederum das Kind
schutzt. Vertrauen aufzubauen, zu schitzen und sensibel mit den Daten umzugehen, bildet

die Grundlage fur eine gelingende Zusammenarbeit zwischen Fachkraft, Kind und Familie. Eine
vertrauensvolle Beziehung zwischen den Fachkraften und den Betroffenen ist essentiell fur einen
gelingenden Kinderschutz. Zum anderen kann es fir den Kinderschutz zwingend geboten sein,
mithilfe der gesetzlich eingerdumten Befugnisse zur DatenUbermittlung ohne Beteiligung oder
auch gegen den Willen der Erziehungsberechtigten zu handeln. Zentraler gesetzlicher Baustein
flr das Wohl des Kindes ist § 8a SGB VIl

Mit dem Leitfaden , Vertrauensschutz im Kinderschutz” in der hier vorliegenden dritten Fassung,
werden wichtige Fragen umfangreich beantwortet und durch die fachlichen Empfehlungen fur
alle Fachkrafte in der Kinder- und Jugendhilfe und fur die Akteure, die mit jungen Menschen
arbeiten, ein rechtssicherer Umgang gewahrleistet. Der Leitfaden greift hierfir wesentliche daten-
schutzrechtliche Fragen aus der Praxis auf und bietet passende Antworten. Besonders hervorzuhe-
ben ist, dass die konkreten Fallbeispiele fur klare Verfahrensablaufe und Einschatzungen sorgen
kénnen und somit schneller und sicher gehandelt werden kann.

Ich freue mich besonders, dass in dieser Auflage die Schnittstellen zu den Ombudstellen, zu
den Kinderschutzambulanzen sowie zu den Staatsanwaltschaften erganzt wurden und damit
umfangreiche datenschutzrechtliche Aspekte beleuchtet werden.

Ich bedanke mich ganz herzlich bei allen, die an der Erstellung dieser Broschure beteiligt waren.
Ein besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Christof Radewagen, der mit seinem Engagement und
seiner Expertise diese Broschure entwickelt hat.

Ich winsche Ihn%eine interessante Lekttre!

’. I
Dr. Mr?ar.éé;Phil.ippi f

Minister fur Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung



Einleitung

Zu den Aufgaben des Jugendamtes gehort es, Kinder und Jugendliche vor Gefahren fir ihr Wohl
zu schutzen. Ein wichtiger Baustein hierflr ist § 8a SGB VIII, der in einer Art To-do-Liste das fach-
liche Vorgehen im Kinderschutz strukturiert.! Droht eine Kindeswohlgeféhrdung oder liegt diese
bereits vor, hat das Jugendamt den Erziehungsberechtigten zu deren Abwendung

geeignete 6ffentliche Hilfen anzubieten, und sofern es zum Schutz Minderjéhriger erforder-

lich ist, das Familiengericht anzurufen. In akuten Gefahrensituationen ist es gem. § 42 SGB VI
befugt, Kinder/Jugendliche auch ohne Zustimmung ihrer Eltern bzw. eine vorherige Familienge-
richtsentscheidung in Obhut zu nehmen.

Im Kinderschutz steht das Jugendamt in einer Verantwortungsgemeinschaft? mit dem Familien-
gericht. Diesem ist es Uber § 1666 Abs. 3 BGB vorbehalten, Eltern im Falle einer Kindeswohlge-
fahrdung Gebote bzw. Verbote zu erteilen, Sorgeerklarungen zu ersetzen sowie das Sorgerecht
teilweise oder ganz zu entziehen. Dariiber hinaus hat es nach § 157 Abs. 1 FamFG die Moglich-
keit, bereits bei einer drohenden Gefahrdungssituation, gemeinsam mit den Eltern und sofern
maoglich mit ihrem Kind, zu erdrtern, wie dieser Gefahr, insbesondere durch die Annahme 6ffent-
licher Hilfen, begegnet werden und welche Folgen das Ablehnen notwendiger Hilfen nach sich
ziehen kann.? Fur einen funktionierenden Kinderschutz sollen Jugendamt und Familiengericht
kooperativ zusammenarbeiten. Gelingt dies nicht, liegt das letztverantwortliche Entscheidungs-
recht beim Gericht.*

Trotz dieser beiden priméaren Schutzgaranten ist und bleibt es eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, Kinder und Jugendliche vor Gefahren fur ihr Wohl zu schitzen, wenn Erziehungsbe-
rechtigte versagen oder Kinder bzw. Jugendliche aus anderen Griinden zu verwahrlosen drohen.
Es bedarf sowohl der Achtsamkeit als auch des couragierten Einsatzes aller Menschen, die Gber
den Kontakt zu Minderjéhrigen/Erziehungsberechtigten mit dem Thema Kindeswohlgeféhrdung
Bertihrung haben. Anders als Jugendamt und Familiengericht haben z.B. Arzt*innen, Lehrer*in-
nen oder Heilpddagog*innen aus der Fruhférderung einen oft niederschwelligen Zugang zu den
Betroffenen und erhalten dartber tiefergehende Einblicke in ihren Alltag. So kénnen ihnen erste
Anhaltspunkte fur Gefahrdungssituationen auffallen. Sie bemerken beispielsweise Hdmatome,
Anzeichen auf eine emotionale Vernachlassigung oder, dass ein Kind starke Furcht vor einer
Bindungsperson zeigt.

Effektiver Kinderschutz braucht also neben strukturierten Verfahrensabldufen® auch eine
gemeinschaftliche Zusammenarbeit aller Institutionen und Personen, die von einer (vermuteten)
Gefahrensituation Kenntnis erhalten. Das Jugendamt ist z.B. in einigen Fallen auf die Expertise
der Sozialpadiatrie oder Gerichtsmedizin angewiesen, um das Gefahrdungsrisiko eines Kindes
differenzierter einschatzen zu kénnen. Eine Beratungsstelle wiederum wendet sich an das Ju-
gendamt, da sie sich Sorgen um ein Kleinkind macht, das seine Eltern regelmaBig in ihre Sprech-
stunde begleitet hat und physisch und psychisch vernachlassigt wirkt.

Im Kinderschutz kann es also professionsiibergreifend geboten sein, auf externes Fachwissen
zurlckgreifen oder andere Personen bzw. Stellen zur Gefahrenabwehr einzuschalten. Dafur ist es
in der Regel erforderlich, Dritten personenbezogene Daten zu Gbermitteln, damit diese z.B. Infor-
mationen zur Einschatzung einer Gefahrdungssituation geben oder aber zum Schutz Minderjah-
riger tatig werden kénnen.

1 Vgl.: Radewagen (2020), ZKJ, S. 295.

2 Vgl.: OLG Koblenz, Beschluss vom 11. Juni 2012 — 11 UF 266/12.

3 Vgl.: Lugde-Kommission beim Landespraventionsrat Niedersachsen (2020), Abschlussbericht
der Lugde-Kommission, S. 11.

4 Vgl.: OLG Koblenz, Beschluss vom 11. Juni 2012 — 11 UF 266/12.

5 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Ana-
lyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 93.
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Doch was ist datenschutzrechtlich zu beachten, wenn Dritte in den praktischen Kinderschutz
direkt mit einbezogen werden sollen? Und unter welchen Voraussetzungen kénnen ihnen dabei
auch Informationen tbermittelt werden, die einer Fachkraft als Geheimnis anvertraut worden
sind und deshalb unter den besonderen Vertrauensschutz nach § 65 SGB VIII bzw. die Schweige-
pflicht gem. § 203 StGB fallen?

Diese Fragen beschreiben exemplarisch eine in der Praxis zum Teil anzutreffende Unsicherheit
beim Thema Kindeswohlgefdhrdung und Datenschutz. Diese kann mit dazu beitragen, dass
Fachkréafte, die fur den Schutz von Kindern und Jugendlichen erforderlichen Hinweise bei Dritten
nicht erheben bzw. nicht an zustandige Stellen Gbermitteln. Ein solches Nichthandeln kann far
die Betroffenen die Verlangerung ihrer Gefahrdungssituation zur Folge haben. Das bedeutet
ganz konkret, sie werden weiterhin misshandelt, vernachlassigt oder anderen Gefahren ausge-
setzt.

Dem gilt es aktiv entgegenzuwirken und die Handlungssicherheit von Fachkréften der Kinder-
und Jugendhilfe, aber auch den in § 4KKG genannten Berufsgeheimnistrager*innen im Kinder-
schutz zu erhéhen.

Der Leitfaden Vertrauensschutz im Kinderschutz greift deshalb wesentliche datenschutzrecht-
liche Fragen der Praxis auf und bietet entsprechende Antworten an. Dabei wird unterschieden
zwischen

1. Féllen, in denen das Jugendamt Hinweise zu einer Kindeswohlgefahrdung erhalt,

2. Fallen, in denen freie Trager als Leistungserbringer im Rahmen einer Hilfe zur Erziehung tatig
sind, sowie

3. Fallen im Schnittstellenbereich von Jugendamt und anderen Stellen und Personen,
etwa Arzt*innen, Schulen, Beratungsstellen, Kindergarten oder Jugendzentren sowie
Ombudsstellen, Strafverfolgungsbehorden und Strafgerichte.

Zum gezielten Nachschlagen und fur eine erhdhte Praxistauglichkeit des Leitfadens orientiert sich
die Reihenfolge der bearbeiteten Fragestellungen aus den Perspektiven des Jugendamtes und
freier Jugendhilfetrager an dem in § 8a SGB VIl beschriebenen Verfahrensablauf. Im Schnittstel-
lenbereich zwischen Jugendamt und Berufsgeheimnistrager*innen dient entsprechend § 4 KKG
als Strukturierungsgrundlage.



1. Vertrauensschutz im Kinderschutz aus der Perspektive des
Sozialen Dienstes des Jugendamtes

Seit Jahren steigt die Zahl der den Jugendamtern bekanntwerdenden Hinweise auf eine Kindes-
wohlgeféhrdung kontinuierlich. Dies liegt zum einen an einer Zunahme von Drittmeldungen,
zum anderen aber auch an der wachsenden Zahl der Selbstmeldungen (etwa durch die betrof-
fenen Kinder/Jugendlichen) sowie an einer erhdhten kinderschutzspezifischen Sensibilitat unter
den Fachkraften der Jugendamter.®

Werden dem Jugendamt Gefdhrdungshinweise bekannt, hat es gem. § 8a Abs. 1 SGB VIII
zunéachst zu tberprifen, ob es sich dabei um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohl-
gefdhrdung handelt (siehe: 1.3). Liegen diese vor, hat es das bestehende Gefahrdungsrisiko im
Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte einzuschatzen (siehe: 1.4). Zu den Standards einer sozial-
padagogischen Fachlichkeit zahlt dabei die multiperspektivische Fallreflexion.” Gewichtung und
Gefahrdungseinschatzung im Fachteam sind eng miteinander verbunden und gehen zum Teil
flieBend ineinander Uber.

Im Jahr 2022 wurden in den Jugenddmtern bundesweit 203.717 Beratungen zur Einschatzung
des Gefahrdungsrisikos durchgeftihrt. Ungeféhr bei einem Drittel der Falle wurde nach der Be-
ratung eine latente (14,2%) oder akute (16,4%) Kindeswohlgefdhrdung festgestellt.

Fur ein weiteres Drittel wurde zwar keine Kindeswohlgefahrdung, wohl aber ein (weiterer) Hilfe-
bedarf erkannt (33,8%). Im verbleibenden Drittel sind die Fachkrafte zur Einschatzung gekom-
men, dass keine Gefdhrdung vorliegt und kein weiterer Hilfebedarf besteht (35,6%).2

Um in Kinderschutzféllen helfen und schiitzen zu kénnen, benétigen Fachkrafte des Jugend-
amtes neben zeitlichen und personellen Ressourcen vor allem eine umfassende Handlungssicher-
heit. Es geht insbesondere darum, mit handlungstheoretischen und methodischen Grundlagen
der Fachwissenschaft Soziale Arbeit sowie einschlagigen Bezugsdisziplinen wie z.B. Psychologie,
Medizin und Recht, die vielschichtigen Aspekte einer Kindeswohlgefahrdung differenziert zu
analysieren, notwendige Hilfen zu planen, durchzuftihren und ihren Nutzen far einen erfolg-
reichen Kinderschutz zu Uberprifen. Dabei bedarf es einer umfassenden Netzwerkstruktur, da
Kinderschutzfélle in der Regel nicht nur von einer Person bearbeitet werden (kénnen). Das Hel-
fersystem setzt sich vielmehr aus einer Vielzahl von Akteuren unterschiedlicher Fachrichtungen
zusammen. Dazu zahlen neben den Fachkraften des Jugendamtes z.B. auch Mitarbeitende freier
Jugendhilfetrager, Personen und Stellen, die mit der Familie in Kontakt stehen (z.B. Arzt*innen,
Tagespflegepersonen, Erzieher*innen oder Lehrer*innen) und das Jugendamt ggf. Uber eine
Geféhrdungssituation informiert haben sowie speziell zur Einschatzung bzw. Abwendung des
Gefahrdungsrisikos hinzugezogene Fachdienste (etwa die Suchtberatung oder Sozialpadiatrie).
Fur eine umfassende Analyse der Hintergriinde und Ursachen einer Kindeswohlgefdhrdung
sowie der Moglichkeiten, dieser entgegenzuwirken, kann es im Einzelfall notwendig sein, die
unterschiedlichen Perspektiven einzelner Fachkrafte zusammenzutragen und einrichtungs- bzw.
professionstibergreifend zu beraten.®

Hinweise auf eine Kindeswohlgeféhrdung, bei denen die Gefdhrdungslage zum Teil nicht immer
eindeutig zu erkennen ist, sowie die fur einen effektiven Kinderschutz beschriebene Erforderlich-
keit multiprofessioneller Zusammenarbeit, werfen immer wieder Fragen nach den Chancen und

Moglichkeiten auf, die der Datenschutz einem nachhaltigen Kinderschutz bietet bzw. welche

6 Vgl.: Statistisches Bundesamt, Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe, Gefdhrdungseinschatzungen nach § 8a Ab-
satz 1 SGB VIII, (2017 bis 2023).

7 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Ana-
lyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 90.

8 Vgl.: Statistisches Bundesamt (2022), aaO, S. 5f.

9 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Ana-
lyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 21.
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Grenzen er ihm setzt. Hierbei gilt es zu beachten, dass die Einhaltung der einschldgigen Bestim-
mungen sehr viel mehr ist als eine u.a. in der DS-GVO, im SGB |, SGB VIIl, SGB X und StGB ver-
ankerte Rechtspflicht der Fachkrafte. Sie ist dartber hinaus vor allem ein Beleg fur den respekt-
vollen und wertschatzenden Umgang professioneller Sozialer Arbeit mit ihren Adressat*innen.
Der Deutsche Berufsverband fur Soziale Arbeit e.V. (DBSH) hat in seinen ethischen Prinzipien
demzufolge einen besonderen Schwerpunkt auf das Verhalten der Fachkrafte gegentiber Adres-
sat*innen gelegt und damit ihren Subjektstatus und die besondere Bedeutung des Vertrauens-
schutzes im Hilfekontext unmissverstandlich hervorgehoben.

Zu den ethischen Prinzipien einer professionellen Sozialen Arbeit zéhlen unter anderem, dass die
Fachkréafte:

1. die Privatsphare und Lebenssituation der Adressat*innen achten,

sie aktiv Gber Art und Umfang maoglicher Hilfeleistungen informieren und

Uber ihre Rechte, Pflichten innerhalb der Hilfeleistung aufklaren,

sie Uber die Moglichkeiten und Risiken der angebotenen Unterstitzung informieren,

die Rechte, Guter und Werte der Adressat*innen wahren,

o vk~ W N

die ihnen von den Adressat*innen anvertrauten Daten schitzen und zwar auch gegentber
anderen Fachkraften und Vorgesetzten,

~

personenbezogene Daten nicht ldnger als notwendig speichern,

8. betroffenen Personen einen direkten und unmittelbaren Zugang zu Uber sie angelegten
Dokumentationen erméglichen und

9. sich um ein Zeugnisverweigerungsrecht bemthen, sofern dem keine Gefahrdung Dritter
entgegensteht.’

Effektive Hilfe braucht Vertrauen. Vertrauen der Adressat*innen in die Fachkrafte und Vertrauen
der Fachkrafte in die Adressat*innen.

Haben Fachkrafte Vertrauen in die Erziehungsberechtigten, konnen sie Gefahrdungsrisiken
differenzierter und vor allem préaziser einschatzen. Haben Erziehungsberechtigte Vertrauen ins
Helfersystem, fallt es ihnen leichter, auch unangenehme Themen anzusprechen, Hilfeangebote
anzunehmen bzw. zuzulassen und aktiv fur den Schutz ihres Kinders mitzuwirken. Das Ziel einer
dauerhaften Abwendung gefahrdender Situationen fur Minderjdhrige lasst sich dadurch besser
erreichen und der Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe effektiver umsetzen.

Die Maxime des Vertrauensschutzes verkennt jedoch nicht, dass in Gefahrdungsfallen der Schutz
des Kindes hochste Prioritat hat. Daher stehen weder die ethischen Prinzipien Sozialer Arbeit
noch die geltenden Datenschutzbestimmungen dem Schutz von Kindern im Wege. Beide
erkennen vielmehr an, dass eine durch die Erziehungsberechtigten zu verantwortende Kindes-
wohlgefdhrdung nicht immer im Einvernehmen mit allen Beteiligten abzuwenden ist. Insofern
kann es zum Schutz Minderjahriger nicht nur fachlich geboten, sondern sogar zwingend not-
wendig sein, ohne Beteiligung bzw. gegen den Willen der betroffenen Personen handeln zu
mussen. Das betrifft insbesondere Fallkonstellationen, in denen zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen eine sofortige Intervention erfolgen muss, Erziehungsberechtigte bei der Gefahren-
abwehr nicht mitwirken wollen oder kénnen bzw. sich die Gefahrensituation ftr Minderjahrige
durch ihre Einbeziehung erhéhen wirde.!

10  Vgl.: DBSH (1997), Ethik in der Sozialen Arbeit, S. 4.
11 Vgl.: Radewagen (2020), ZKJ, S. 296.



Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefahrdung
gem. § 8a Abs. 1 SGB VIl

Gewichtung der erhaltenan/gewonnenen Informationen zur Kindeswohlgefihrdung

I Einbezishung der Erzichungsberschtigten, des Kindes/ der*des Jugendlichan, sofern dies nach fachlicher
Einschatzung erforderlich ist und der wirksame Schutz nichtin Frage gestelif wird.

Eindruck vom Kind in seiner
@ 4Augen-Prinzip h gewdhnlichen Umgebung

oder andere
@ Checomte ““® " Methoden/Werkzeuge
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Beteiligung einer Kinderschutzfachkraft

und ggf. der Personen, die gemal § 4 Absatz 3 KKG
dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte fir eine
Vorgang der Kindeswohlgefahrdung Gbermittelt haben
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Abb. 1. Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefahrdung gem. § 8a Abs. 1 SGB VIII

sa1wepuabn( sap sa1sUBIQ US|RIZOS SIP SAIINRASIad JOp Sne Zinydsiapuldy| Wi zynydssuaneiis) I



1.1 Anmerkungen zur Dokumentation im Kinderschutz

Jugendamter sind als Teil der 6ffentlichen Verwaltung verpflichtet, auch ohne eine ausdrtick-
liche gesetzliche Regelung, alle wesentlichen Verfahrenshandlungen (z.B. die Einschdtzung des
Gefahrdungsrisikos) und sachbezogene Geschehensablaufe (z.B. entgegengenommene Geféhr-
dungsmeldungen oder Verhaltensweisen bzw. AuBerungen einer betroffenen Person) vollstan-
dig, nachvollziehbar, objektiv und wahrheitsgemaB zu dokumentieren. Dies beruht auf dem
Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 GG, da nur eine ordnungsgemale Aktenfthrung die
Rechtskontrolle gesetzmaBigen Verwaltungshandelns durch Gerichte ermdéglicht.™

Wie Jugendamter ihrer Dokumentationspflicht unter Einhaltung datenschutzrechtlicher Vor-
gaben inkl. der jeweiligen Loschfristen nachkommen, regeln sie im Rahmen der Dokumenten-
verwaltung, z.B. in Arbeitsanweisungen und Orientierungshilfen fur eine geordnete Aktenfuh-
rung." Darin wird u.a. vorgegeben, wann Akten angelegt werden: etwa mit Beantragung einer
Hilfe zur Erziehung oder aber bei Eingang einer Kinderschutzmeldung.

Trotz der bestehenden Verpflichtung zur Dokumentation durfen nicht alle bei der jeweiligen
Aufgabenerfullung anfallenden personenbezogenen Daten zu den Akten genommen werden.
Ob eine beabsichtigte Datenspeicherung zulassig erfolgen darf, richtet sich nach § 63 Abs. 1
SGB VIII. Ankntpfend an die Regelung zur Datenerhebung gem. § 62 SGB VIl und analog dem
Grundsatz der Speicherbegrenzung nach Art. 5 Abs. 1 Buchstabe e DS-GVO drfen Sozial-
daten namlich nur dann gespeichert werden, wenn und solange sie zur Aufgabenerfullung des
Jugendamtes erforderlich sind.™ Fur den Kinderschutz ist ein Datum vor allem dann erforder-
lich — und eine Speicherung somit zuléssig — wenn der Schutzauftrag bei Kindeswohlgeféhrdung
ohne diese Information nicht vollstdndig oder rechtmaBig erfillt werden kann.'> Die Beurteilung
hierfur liegt bei der jeweils fallverantwortlichen Fachkraft.

Gespeichert werden kénnen nicht nur Fakten, sondern auch Vermutungen, Wertungen oder
Einschatzungen der Fachkréfte. Gerade hierbei besteht jedoch die Gefahr, betroffene Personen
zu stigmatisieren bzw. zu Objekten sozialarbeiterischer Fallanalyse zu degradieren. Um dem pro-
aktiv entgegenwirken, ist es erforderlich, dass sich samtliche Dokumentationsinhalte auf ernstzu-
nehmende Hinweise oder konkrete Beobachtungen beziehen und nicht im Spekulativen verlie-
ren.'® Im Kinderschutz sind die Fachkrafte gefordert, verfigbare Informationen einer fachlichen
Bewertung zu unterziehen. Es geht darum, herauszuarbeiten, ob gewichtige Anhaltspunkte fur
eine Kindeswohlgefahrdung vorliegen, und das Gefahrdungsrisiko im Fachteam einzuschatzen.
Dabei sind zwar die betroffenen Personen selbst (siehe: 1.3.1) bzw. im Ausnahmefall auch Dritte
(siehe: 1.3.2 ff.) mit einzubeziehen, gleichwohl kann die Sachlage weiterhin uneindeutig bleiben.
In solchen Fallen ist die Speicherung von Annahmen und fachlichen Einschatzungen also mog-
lich, sofern sie sich auf konkrete AnknUpfungspunkte riickbeziehen lassen.

Kurz und knapp

Im Rahmen ihrer Aktenfiihrungs- und Dokumentationspflicht haben Jugendamter alle
Sozialdaten zu speichern, die zur Aufgabenerfullung erforderlich sind. Das umfasst auch
Vermutungen oder Einschatzungen, sofern sie sich auf konkrete Ankntpfungspunkte
beziehen lassen.

12 Vgl.: BVerwG, Beschluss vom 16. Marz 1988 - 1 B 153/87.

13 Siehe hierzu beispielhaft Stadt Essen: Methodisches Arbeiten, Sozialdatenschutz und Fuihrung von (digitalen)
Akten im Allgemeinen Sozialen Dienst, 4. Uberarbeitete und erweiterte Auflage, Essen 2018. Abzurufen unter:
https://media.essen.de/media/wwwessende/aemter/51/fachinformationen/Orientierungshilfe Aktenfuehrung.pdf
(26.06.2023).

14 Vgl.: PK-SGB VIII, Méller/Lehmann (2022), § 63, Rn. 1; Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 63, Rn. 6 sowie LPK-SGB
VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 63, Rn. 2.

15 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 80.

16 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 63, Rn. 4 und Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 63, Rn. 6.



https://media.essen.de/media/wwwessende/aemter/51/fachinformationen/Orientierungshilfe_Aktenfuehrung.pdf

1.2 Eingang einer Gefdhrdungsmeldung

1.2.1 Ist es zuldssig, Sozialdaten meldender Personen zu speichern?

Damit Jugendamter einschatzen kénnen, ob es sich bei eingehenden Kinderschutzmeldungen
um Hinweise handelt, die den in § 8a SGB VIl verankerten Ablauf in Gang setzen, ist es ggf.
erforderlich, hinweisgebenden Personen Ruckfragen zur Konkretisierung ihrer Beobachtungen zu
stellen: Wie alt ist das Kind? Leben weitere Kinder in der Familie? Was wurde wann und durch
wen genau beobachtet? Um welche Art von Kindeswohlgefahrdung geht es? Hat sich das Kind
selbst an die meldende Person gewandt? Gibt es Risikofaktoren im familiaren System? Wurde
mit der Familie bereits Uber die Gefahrdungssituation gesprochen? Sind andere Stellen ebenfalls
Uber die Gefahrdungssituation informiert worden?'” Diese oder ahnliche Fragen ergeben sich

in der Regel direkt bei der Entgegennahme einer Meldung, zum Teil aber auch erst, wenn die
fallverantwortliche Fachkraft — allein oder nach dem Vier-Augen-Prinzip — die Sachverhalte einem
ersten Gewichtungsvorgang (siehe 1.3) zugeftihrt hat. Vor allem, wenn die betroffene Familie
dem Jugendamt bislang unbekannt ist, kann es dann zur Sicherstellung des Kinderschutzes
notwendig sein, erneut mit der das Jugendamt informierenden Person in Kontakt zu treten, um
offene Fragen zur Gefahrdungssituation von Kindern/Jugendlichen abzuklaren zu kénnen.
Anders ist die Situation evtl. zu bewerten, wenn bereits umfassende Informationen tber die
Familie vorliegen, da z.B. eine Hilfe zur Erziehung lduft oder in der Vergangenheit lief.”®

Das Jugendamt ist gem. § 63 Abs. 1 SGB VIII befugt, alle Sozialdaten zu speichern, die zur Auf-
gabenerfullung erforderlich sind. Gehen nun beim Jugendamt Gefdhrdungshinweise ein, aus
denen sich Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung ergeben, ist entsprechend im jeweili-
gen Einzelfall zu entscheiden, ob die personenbezogenen Daten einer meldenden Person fur die
weitere Aufgabenerfullung bendtigt werden. Sofern diese — streng an der jugendamtlichen Erful-
lung des Schutzauftrages orientierte — Voraussetzung erfullt ist, sollten bei Entgegennahme der
Kinderschutzmeldung sowohl der Name (inkl. der Stelle) als auch die Kontaktdaten, wie z.B. die
Telefonnummer oder Mail- bzw. Briefadresse der meldenden Person mit aufgenommen werden.
Das gilt selbst dann, wenn sie anonym bleiben méchten, aber z.B. mit der Meldung unabsichtlich
ihren Namen nennen oder ihre Telefonnummer Gbersenden.

Werden Sozialdaten meldender Personen zur Aufgabenerfullung des Jugendamtes nicht mehr
benotigt, ist ihre Speicherung gem. § 63 Abs. 1 SGB VIII unzulassig.?° Sie sind dann, z.B. durch
Schwarzen der Angaben,?' zu l6schen. Die Entscheidung dartber ist im jeweiligen Einzelfall zu
treffen: Fuhrt z.B. die Gewichtungsphase (siehe 1.3) oder die Beratung Uber das Gefahrdungsrisi-
ko (siehe 1.4) zu der Einschatzung, dass es sich bei den erhaltenen Hinweisen nicht um gewichti-
ge Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefédhrdung handelt, oder aber ist es im Einzelfall nicht
notwendig, mit der das Jugendamt informierenden Person erneut in Kontakt treten zu mussen,
besteht ggf. keine Notwendigkeit und somit auch keine Berechtigung mehr, die Sozialdaten
weiterhin zu speichern. Etwas anderes ergibt sich womaoglich, wenn eine Kindeswohlgefadhrdung
nicht vollig auszuschlieBen ist. In solchen Fallen kann es im Einzelfall erforderlich sein, auf die
hinweisgebende Person zur Erfullung des Schutzauftrages erneut zurtickgreifen zu massen.

Die letztendliche Entscheidung darUber, ob eine Speichernotwendigkeit weiterhin besteht oder
nicht, trifft die fallverantwortliche Fachkraft in einem dokumentierten und rekonstruierbaren
Abwagungsprozess. Kommt sie zu der begrtindeten Entscheidung, dass es zur Aufgabenerfl-

17 Siehe hierzu: Stuttgarter und Dusseldorfer Kinderschutzbogen, Meldebogen.

18  Vgl.: DIJUF Rechtsgutachten (2013), JAmt, S. 27 f.

19  Vgl.: ebd.

20 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 63, Rn. 2; Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 63, Rn. 1 sowie DUUF
Rechtsgutachten (2013), JAmt, S. 28.

21 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), 8 61, Rn. 66.
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lung ggf. weiterhin erforderlich sein kann, mit der hinweisgebenden Person in Kontakt treten zu
muUssen, ist die Speicherung ihrer Sozialdaten gem. § 63 Abs. 1 SGB VIII zuléssig.

Personen, die das Jugendamt Uber Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgeféhrdung informieren,
sind grundsatzlich nicht verpflichtet, Angaben zu ihrer Identitdt zu machen. Das Jugendamt hat
deshalb auch anonyme Gefdhrdungshinweise entgegenzunehmen und zu tberprifen, ob es sich
dabei um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung handelt. Ein anderes Vor-
gehen wirde dem Schutzauftrag der 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfe zuwiderlaufen.??

Das Jugendamt ist nach Art. 13 DS-GVO verpflichtet, hinweisgebenden Personen bei Entgegen-
nahme ihrer Meldung grundlegende Datenschutzinformationen zukommen zu lassen. Dies kann
schriftlich, elektronisch, mtndlich oder in anderer Form erfolgen, je nachdem, was im Einzelfall
geeignet erscheint. Darin sind im Sinne des Transparenzgebotes auch Hinweise zum Schutzumfang
ihrer Sozialdaten zu geben (siehe 1.2.4).

Kurz und knapp

Erhalt das Jugendamt Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung, kann es Sozialdaten
meldender Personen selbst dann speichern, wenn sie ausdrtcklich um Anonymitat bit-
ten. Voraussetzung dafur ist jedoch, dass diese Daten zur weiteren Erfullung des Schutz-
auftrages benotigt werden. Dies kann u.a. der Fall sein, wenn man ggf. mit einer mel-
denden Person erneut in Kontakt treten muss, da die betroffene Familie dem Jugendamt
z.B. bislang nicht bekannt ist.

1.2.2 Speichern von Meldungen ohne Hinweise auf gewichtige Anhalts-
punkte fiir eine Kindeswohlgefahrdung?

Ergibt die fachliche Uberpriifung einer eingegangenen Meldung, dass keine gewichtigen
Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlgefahrdung vorliegen, hat das Jugendamt zu beurteilen, ob
es fur die Erfullung seines Schutzauftrages notwendig ist, erneut auf die erhobenen Sozialdaten
zurtckgreifen zu massen. Ist dies der Fall, kénnen sie gem. § 63 Abs. 1 SGB VIII gespeichert
werden.

Gerade bei Familien, die dem Jugendamt bislang nicht oder nur wenig bekannt sind, ergibt sich
ggf. erst nach und nach ein Bild von der Gefahrenlage, in der sich Kinder/Jugendliche befinden.
Gleiches gilt fur Adressat*innen, bei denen es immer wieder zu Gefdhrdungssituationen gekom-
men ist. Insofern ist eine umfassende und differenzierte Bewertung ihrer Situation haufig nur
dann moglich, wenn multiperspektivische Sachverhalte vorliegen. Dies ist bei dem Abwdgungs-
prozess, ob Informationen, aus denen sich (zunachst) keine gewichtigen Anhaltspunkte fur eine
Kindeswohlgefahrdung ableiten lassen, fur die eine weitere Aufgabenerftllung benétigt werden
oder nicht, zu berucksichtigen.

Kurz und knapp

Jugendamter sind zur Aktenfiihrung und Dokumentation verpflichtet. Erhalt ein Jugend-
amt Hinweise zu einer Kindeswohlgeféhrdung, aus denen sich keine gewichtigen An-
haltspunkte ableiten lassen, kénnen diese Sozialdaten gem. § 63 Abs. 1 SGB VIl immer
dann gespeichert werden, wenn sie zur weiteren Aufgabenerfullung benétigt werden.

22 Vgl.: DIJUF Rechtsgutachten (2013), JAmt, S. 27 f.



1.2.3 Regeln bei Nutzung von Sozialdaten

Das Jugendamt (und nicht seine einzelnen Organisationseinheiten, wie z.B. Fachdienst, Sach-
gebiete etc.) gilt insgesamt als Verantwortlicher i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DS-GVO. Insofern liegt bei der
Weitergabe und dem Zusammenfihren von Sozialdaten innerhalb des Jugendamtes kein Uber-
mitteln, sondern ein Nutzen vor.??

Sozialdaten durfen durch es gem. § 67c Abs. 1 SGB X grundsatzlich nur dann genutzt werden,
wenn es zur Erfllung einer seiner gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist und die Daten zudem
genau fur diese Zwecke erhoben worden sind. Von dieser Regelung kann gem. § 67c Abs. 2 Nr.
1 SGB X unter der Voraussetzung abgewichen werden, dass die Daten zur Erflllung einer ande-
ren Aufgabe des Jugendamtes nach dem SGB VIl als der, fur die sie erhoben worden sind, zwin-
gend bendtigt werden.? Ist diese Bedingung erfullt, kénnen Sozialdaten auch fir einen anderen
Zweck als den, zu dessen Erfullung sie urspringlich erhoben worden sind, genutzt werden. Das
Nutzen von Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz unterliegen (siehe 1.4.2), ist aus-
schlieBlich nur unter den in § 65 SGB VIII genannten Voraussetzungen

zuldssig.

Erhalt z.B. eine Fachkraft aus dem Bereich der Erziehungsberatung nach § 28 SGB VIII Hinweise
auf eine Kindeswohlgefahrdung, hat sie analog dem Vorgehen freier Jugendhilfetrager gem. §
8a Abs. 4 SGB VIl zu Uberprufen, ob es sich dabei um gewichtige Anhaltspunkte beztiglich einer
Kindeswohlgefdhrdung handelt. Liegen diese vor, ist das Gefahrdungsrisiko im Fachteam ein-
zuschatzen. Der Soziale Dienst des Jugendamtes ist immer dann zu informieren, wenn es zum
Schutz des Kindes erforderlich ist. Dies kann u.a. der Fall sein, wenn die Erziehungsberechtigten
weder bereit noch fahig sind, die Gefahrensituation abzuwenden bzw. hierzu weitere Unterstit-
zungen bendtigt werden, die beispielsweise aus dem Leistungskatalog der Jugendhilfe stammen
(kdnnen).

Wird der Soziale Dienst Uber die Gefahrdungslage informiert, erfolgt die Weitergabe als Nutzung
der Sozialdaten zur Abwendung einer Kindeswohlgefédhrdung entweder mit Einverstandnis der
betroffenen Person oder — sofern diese nicht vorliegt — auf Grundlage von § 64 Abs. 1 SGB VIl
i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIII. Sozialdaten, die unter den besonderen Vertrauensschutz nach
§ 65 SGB Vil fallen, bzw. auch Geheimnisse, die die berufliche Schweigepflicht gem. § 203 StGB
anbetreffen, kénnen mit Einwilligung der Betroffenen ebenfalls weitergegeben werden. Liegt diese
nicht vor, ist die befugte Weitergabe unter den strengen Voraussetzungen?® von § 65 Abs. 1 Nr.
5 SGB VIIIi.V.m. § 34 StGB moglich. Voraussetzung dafir ist jedoch, dass die Informationen zur
Erfullung des Schutzauftrages nicht nur geeignet, sondern vielmehr unbedingt erforderlich sind.

Kurz und knapp
Im Kinderschutz kénnen Sozialdaten innerhalb des Jugendamtes weitergegeben werden,
wenn es zur Erfullung der Schutzauftrages erforderlich ist.

23 Vgl.: FK-SGB VI, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 64, Rn. 2; LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 67
und § 63, Rn. 7.

24 Vgl.: FK-SGB VI, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 64, Rn. 26.

25 Nach den strengen Voraussetzungen des § 34 StGB muss die Weitergabe/Ubermittlung der genannten Daten das
einzig geeignete Mittel und deshalb auch erforderlich sein, die bestehende Gefahr abwenden zu kénnen.
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Nach dem Grundsatz der getrennten Aktenfiihrung gem. § 63 Abs. 2 SGB X sind im Jugendamt
die Akten fur jeden einzelnen Fall grundsatzlich getrennt zu fuhren. Unter , einzelnem Fall” ist
dabei die Anwendung einer Aufgabennorm aus § 2 Abs. 2 und 3 SGB VIl inkl. der jeweiligen
Begleitvorschriften auf eine Person oder Personengruppe zu verstehen. Insofern umfasst der
.einzelne Fall” bei einer Hilfe zur Erziehung gem. § 27 SGB VIl auch die Hilfeplanung gem. §
36 SGB VI, ggf. eine zuvor durchgefiihrte Gefahrdungseinschatzung gem. § 8a SGB VI, die
Gewadhrung von Annexleistungen nach §§ 39 f. SGB VIl sowie das Erheben des Kostenbeitrags
nach §§ 91 ff. SGB VIII.%

Wéhrend das Aufnehmen, Erfassen und Aufbewahren von Daten in einer Akte als Speichern be-
zeichnet wird, gilt das Zusammenfuhren bereits gespeicherter Daten als Nutzen.?’

Erhalten innerhalb einer Familie mehrere Kinder und ggf. ihre Eltern unterschiedliche Leistun-
gen, liegen offenkundig mehrere unterschiedliche Aufgaben (mehrere Félle) vor, die seitens

des Jugendamtes zu erfillen sind. Sozialdaten durfen ausnahmsweise gem. § 63 Abs. 2 Satz 1
SGB VIl in einer Akte zusammengefthrt werden, sofern und solange es fur den unmittelbaren
Sachzusammenhang erforderlich ist. Ist es fur eine Bewertung geeigneter, bedarfsgerechter und
aufeinander abgestimmter Hilfen erforderlich, auf den gesamten Datensatz (also alle Falle) der
Familie zurtickzugreifen, ist die Zusammenfuhrung der Akten zuldssig. Das gilt erst recht, wenn
(einzelne) Kinder der Familie einer Kindeswohlgefdhrdung ausgesetzt sind und die Schutzkon-
zepte zur effektiven Abwehr bestehender Gefahren aufeinander abgestimmt werden mussen.?®

Sind (verschiedene) Fachkrafte des Sozialen Dienst eines Jugendamtes innerhalb einer Familie so-
wohl fur die Erfullung von Leistungen gem. § 2 Abs. 2 SGB VIII (z.B. Hilfe zur Erziehung gem. §§
27 ff. SGB VIII) als auch fur andere Aufgaben gem. § 2 Abs. 3 SGB VIII (z.B. Inobhutnahme gem.
§ 42 SGB VIl oder Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz gem. § 52 SGB VIII)
tatig, kann es vorkommen, dass Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung bei der Erfullung
einer anderen Aufgabe bekannt werden.

Stehen Daten, die zur Erfullung von Leistungen und solchen, die im Rahmen von anderen Aufgaben
der Jugendhilfe erhoben worden sind, in einem unmittelbaren Sachzusammenhang, kénnen sie
gem. § 63 Abs. 2 Satz 2 SGB VIl zusammengefuhrt werden, sofern dies zur jeweiligen Aufga-
benerfullung erforderlich ist. So durfen z.B. Sozialdaten der Inobhutnahme gem. § 42 SGB VIII
und der Gefahrdungseinschatzung gem. § 8a SGB VIII mit Sozialdaten der Hilfe zur Erziehung
nach §§ 27 ff. SGB VIl in einer Akte verbunden werden, weil die Gewdahrung einer Hilfe zur Er-
ziehung die Inobhutnahme in der Regel abschliet und auf die Informationen der Gefahrdungs-
einschatzung fur die Erstellung eines passenden Hilfeplans mit Schutzkonzept zurlickgreifen muss.
Anders lieBe sich der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung durch das Jugendamt nicht
sinnvoll erfullen.?

Das Zusammenfthren von Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz gem.

§ 65 SGB VIl unterliegen, ist auch ohne Einwilligung moglich, sofern die Aktenbestande nur
von einer Person gefihrt werden. Sind hiermit mehrere Fachkrafte betraut, bedarf es der
Zustimmung der betroffenen Person.*

26 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 63, Rn. 5.
27 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 60, 67 und § 63, Rn. 7.
28  Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 63, Rn. 5.
29  Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 63, Rn. 6.

30 Vgl.: Wapler/Walther (2022), § 63, Rn. 20 und LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 63, Rn. 7.



Kurz und knapp

Im Kinderschutz ist es maglich, Sozialdaten, die fur die Erbringung unterschiedlicher Auf-
gaben der Jugendhilfe erhoben worden sind, in einer Akte zusammenzufthren, wenn
diese Daten in einem Sachzusammenhang stehen und ihre Verbindung zur Erfullung des
Schutzauftrages erforderlich ist.

1.2.4 Diirfen betroffenen Personen Hinweise zur Identitit einer melden-
den Person gegeben werden?

Aus den Gefdhrdungshinweisen Dritter kann sich fur die fallverantwortliche Fachkraft u.a. die
Notwendigkeit ableiten, direkt und unmittelbar mit den betroffenen Personen in Kontakt treten
zu massen, um sich selbst ein konkretes Bild von der aktuellen Situation des Kindes®' machen zu
konnen. Die Art und Weise der Kontaktaufnahme orientiert sich dabei an der in einer Meldung
geschilderten Gefahrenlage. Reicht es in einem Fall aus, postalisch oder telefonisch mit den
betroffenen Personen einen Termin zu vereinbaren, ist es in einem anderen Fall unter Umstanden
erforderlich, unangektndigt zu einem Hausbesuch (siehe hierzu 1.3.6) zu erscheinen.

Die Kontaktaufnahme zu der Familie kann zu einer starken Verunsicherung in ihrem System
fuhren. Daraus resultiert haufig der Wunsch der betroffenen Personen, wissen zu wollen, wie das
Jugendamt auf sie aufmerksam geworden ist bzw. wer Hinweise zu einer vermuteten Kindes-
wohlgefahrdung gegeben hat. Dies ist den Erziehungsberechtigten und ihren Kindern nicht
immer bekannt, da z.B. hinweisgebende Personen wie Lehrer*innen, Erzieher*innen, aber auch
eigene Familienmitglieder oder Nachbarn, das Jugendamt zum Teil ohne ihr Wissen informiert
haben.

Nach § 35 Abs. 1 S. 1 SGB | hat jeder Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§
67 Abs. 2 SGB X) durch den &ffentlichen Jugendhilfetrdger nicht unbefugt verarbeitet werden
(Sozialgeheimnis). Die Tatsache der Meldung und personenbezogenen Informationen zu einer
meldenden Person sind Sozialdaten, die das Jugendamt zur Aufgabenerfullung (Kinderschutz)
gem. § 62 f. SGB VIl erhebt und speichert.?? Insofern unterliegen sie grundsatzlich dem Rege-
lungsbereich des Sozialdatenschutzes. Es bedarf zu ihrer Weitergabe und Ubermittlung deshalb
der Einwilligung (siehe 4.2) der meldenden Person bzw. einer sozialrechtlichen Befugnis.

Jugendamter sind auf entsprechende Hinweise aus der Bevolkerung angewiesen, um zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen tatig werden zu kénnen. Gerade aber, wenn Freunde, Verwandte,
Familienmitglieder oder andere Vertrauenspersonen tber familieninterne Konfliktlagen berichten,
ist es nachvollziehbar, dass solche Meldungen nur anonym oder aber unter der Voraussetzung,
dass Vertraulichkeit zugesichert wird, getatigt werden. Kénnte das Jugendamt diese Vertraulich-
keit nicht gewahrleisten, ware es eines zentralen Mittels zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen beraubt. Es muss davon ausgegangen werden, dass es dann weniger Hinweise aus dem
nahen Umfeld von Kindern und Jugendlichen geben wiirde.*

31 Gem. § 8a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB VIII hat sich die Fachkraft bei Bedarf einen Eindruck von dem Kind (Alter O bis
13 Jahre - § 7 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII) zu machen. In Einzelfdllen kann diese Notwendigkeit auch bei Jugendlichen
bestehen.

32 Vgl.: Wiesner, Wapler/Walther (2022), Anhang 4, § 67a, Rn. 1 und § 67¢, Rn. 1.

33 Vgl.: DUUF Rechtsgutachten (2009), JAmt, S. 131 f. und DIJUF Rechtsgutachten (2014), JAmt, S. 377 ff.

34 Vgl.: DUUF Rechtsgutachten (2010), JAmt, S. 552 ff. und LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61 Rn 116.
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Wollen die von einer Meldung betroffenen Erziehungsberechtigten/Minderjahrigen als Beteiligte
eines laufenden Verwaltungsverfahrens®> im Rahmen ihres nach § 25 SGB X bestehenden An-
spruchs auf Akteneinsicht Informationen zu den meldenden Personen erhalten, ist Folgendes zu
beachten:

Das Jugendamt kann die Akteneinsicht nach § 25 Abs. 3 SGB X verweigern, wenn ein berech-
tigtes Geheimhaltungsinteresse Dritter besteht. Das Interesse meldender Personen, Hinweise zu
ihrer Person vertraulich zu behandeln, ist als solches anzuerkennen und fuhrt in der Konsequenz
dazu, dass Sozialdaten, die Ruckschlisse auf ihre Identitat geben, vom Recht auf Aktenein-
sicht ausgenommen sind. Das Akteneinsichtsrecht endet hier also an der Geheimhaltungspflicht
gegenuUber spezifischen Sozialdaten meldender Personen. Nichts anderes ergibt sich, wenn
betroffene Personen ihren Anspruch gerichtlich geltend machen. Eine Ubermittlung von Sozial-
daten der Informationsgeber an das Gericht ist weder nach § 68 Abs. 1 SGB X noch nach § 69
Abs. 1 Nr. 2 SGB X zulassig.>®

Fur den Gber Art. 15 DS-GVO bestehenden Auskunftsanspruch betroffener Personen gilt im Er-
gebnis das Gleiche: Grundsatzlich haben sie gem. Art. 15 DS-GVO das Recht, vom Jugendamt
Informationen zu den Uber sie gespeicherten Sozialdaten zu erhalten, das umfasst auch Hinweise
zur Herkunft dieser Daten. Dartber hinaus ist das Jugendamt tGber Art. 14 DS-GVO verpflichtet,
sie eigeninitiativ zu informieren, wenn Sozialdaten bei Dritten erhoben worden sind.

Das Auskunftsrecht der betroffenen Personen nach Art. 15 DS-GVO unterliegt den in § 83 Abs.
1 SGB X formulierten Einschrédnkungen. So besteht es z.B. nach § 83 Abs. 1 Nr. 1 SGB X immer
dann nicht, wenn das Jugendamt seiner Informationspflicht nach Art. 14 DS-GVO nicht nach-
kommen muss, da eine der in § 82 a Abs. 1, 4 und 5 genannten Ausnahmen greift. Nach §
82a Abs. 1 Nr. 2 SGB X besteht die Informationspflicht nach Art. 14 DS-GVO immer dann nicht,
wenn Uberwiegend berechtigte Interessen Dritter dem entgegenstehen und die Sozialdaten
oder die Tatsache ihrer Speicherung deshalb geheim zu halten sind. Dies ist zum Beispiel der
Fall, wenn es Sozialdaten im Rahmen einer Gefahrdungsmeldung bei Dritten erhebt und diese
ein Interesse daran haben, dass Angaben zu ihrer Person vertraulich behandelt werden. Insofern
hat das Jugendamt hier analog § 82a Abs. 1 Nr. 2 SGB X keine Informationspflicht nach Art. 14
DS-GVO. Die von einer Meldung betroffenen Erziehungsberechtigten/Minderjghrigen wiederum
haben gem. § 83 Abs. 1 Nr. 1 SGB X keinen Auskunftsanspruch nach Art. 15 DS-GVO.

Wollen hinweisgebende Personen ihren Namen nicht nennen, kann ein Hinweis auf den hohen
Vertraulichkeitsgrad ihrer Sozialdaten evtl. dazu beitragen, dass sie doch Angaben zu ihrer
Person und ihren Kontaktdaten machen. Die Fachkrafte kénnten sich dann bei aufkommenden
Fragen ggf. an sie wenden.

Vor allem bei Familien, die dem Jugendamt bislang unbekannt sind und entsprechend ohne
Maoglichkeiten des Riickgriffs auf andere Erkenntnisquellen, kann dies fir einen erfolgreichen
Kinderschutz hilfreich sein. Um hierfur die Voraussetzungen zu schaffen, sind die meldenden

Personen durch das Jugendamt, z.B. im Rahmen der Informationspflicht nach Art. 13 DS-GVO,
Uber den Schutzumfang ihrer Sozialdaten entsprechend zu informieren .3

35 Vgl.: LPK-SGB X, Diering u.a./Lang (2019), § 2, Rn. 7.
36 Vgl.: DUUF Rechtsgutachten (2014), JAmt, S. 377 ff. und LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn 116.
37  Vgl.: DUUF Rechtsgutachten (2010), JAmt, S. 552 ff.



Kurz und knapp

Informationen zu meldenden Personen sind vertraulich zu behandeln. Sozialdaten, die
Ruckschlusse auf ihre Identitat geben, durfen nur Gbermittelt werden, wenn sie dem
zustimmen oder eine sozialrechtliche Befugnis vorliegt.

1.2.5 Sind Sozialdaten meldender Personen immer vertraulich zu behan-
deln?

Gibt eine Person dem Jugendamt Hinweise auf eine vermeintliche Kindeswohlgefahrdung wider
besseres Wissen bzw. in bewusst denunzierender oder schadigender Absicht, steht dem Akten-
einsichtsrecht der von der Meldung Betroffenen kein berechtigtes Schutzinteresse Dritter gem.
§ 25 Abs. 3 SGB X entgegen. In der Folge kénnen ihnen nach § 25 Abs. 1 SGB X auch Informa-
tionen zugangig gemacht werden, die Ruckschltsse auf die Identitat einer meldenden Person
zulassen. DarUber hinaus ist auch die Ubermittlung der Sozialdaten nach § 69 Abs. 1 Nr. 2 SGB
X zur Durchfuhrung eines Strafverfahrens wegen falscher Anschuldigungen oder Verleumdung
maoglich.®

Unabhangig von den Vorschriften des Sozialdatenschutzes hat das Jugendamt die von einer Mel-
dung betroffenen Erziehungsberechtigten/Minderjahrigen gem. Art. 14 DS-GVO innerhalb der in
Art. 14 Abs. 3 DS-GVO vorgesehenen Fristen umfassend dartber zu informieren, wenn Sozial-
daten nicht direkt bei ihnen erhoben worden sind. Bei der Entgegennahme einer Kinderschutz-
meldung ist das u.a. immer dann der Fall, wenn man mit einer hinweisgebenden Person ins
Gesprach kommt und tber Nachfragen weitere Auskinfte zur Gefahrdungssituation von Kindern
und Jugendlichen erhalt. Gehen die Meldungen beim Jugendamt hingegen ohne dessen Zutun —
etwa per E-Mail, Brief oder als Nachricht auf einer Mailbox — ein, stellt dies kein aktives Beschaf-
fen von Sozialdaten und somit auch keine Datenerhebung dar. Entsprechend besteht hier keine
Verpflichtung, die von der Meldung betroffenen Personen gem. Art. 14 DS-GVO zu informieren.

Der Informationspflicht gem. Art. 14 DS-GVO hat das Jugendamt nachzukommen, sofern
dadurch

e gem. § 82a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a SGB X nicht die ordnungsgemaBe Aufgabenerfullung
des Jugendamtes gefahrdet werden wurde,

e gem. 82a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b SGB X nicht die 6ffentliche Ordnung geféhrdet oder dem
Bund/einem Land Nachteile bereitet werden wirden bzw.

e die Sozialdaten gem. § 82a Abs. 1 Nr. 2 SGB X nicht im Uberwiegenden Interesse eines Dritten
geheim zu halten sind.

Weder ist die ordnungsgemafRe Aufgabenerfullung des Jugendamtes bzw. die 6ffentliche Ordnung
in Gefahr noch widerspricht es besonderen Geheimhaltungsinteressen Dritter, wenn betroffe-

ne Erziehungsberechtigte/Minderjahrige Uber die bei Dritten erhobenen Sozialdaten informiert
werden, die dem Jugendamt in bewusst schadigender Absicht bzw. wider besseres Wissen Uber-
mittelt worden sind. Dartber hinaus haben von der Meldung betroffene Personen in diesem Fall
gem. Art. 15 DS-GVO und unter den Voraussetzungen des § 83 SGB X gegentber dem Jugendamt

38 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 116; DUUF Rechtsgutachten (2014), JAmt, S. 378 sowie
DIJUF Rechtsgutachten (2010), JAmt, S. 553.
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ein Auskunftsrecht Gber diese Sozialdaten. Das umfasst auch Hinweise zu ihrer Herkunft. Hierauf
sind sie im Rahmen der nach Art. 14 DS-GVO zu tatigenden Informationen hinzuweisen.

Lasst sich weder Wahrheit noch Unwahrheit einer Meldung nachweisen, ist eine Abwagung
zwischen den unterschiedlichen Personlichkeitsrechten vorzunehmen: hier die Schutzinteressen
einer Person, die das Jugendamt Uber eine mégliche Kindeswohlgefahrdung informiert hat, dort
das Auskunftsrecht der von dieser Meldung betroffenen Erziehungsberechtigten/Minderjahrigen.
Liegen Anhaltspunkte vor, dass die Kinderschutzhinweise richtig sein kénnten, besteht ein berech-
tigtes Schutzinteresse der meldenden Person. In der Folge sind Sozialdaten, die Hinweise auf ihre
Identitat geben konnen, vom Akteneinsichtsrecht der Betroffenen ausgeschlossen.

Liegen jedoch konkrete Belege vor, dass die Meldung ganz offensichtlich wider besseres Wissen
oder zum Zwecke der Rufschadigung erfolgt ist, kann dieses Schutzinteresse nicht geltend
gemacht werden. In Zweifelsfallen Gberwiegt der Schutz meldender Personen.

Eine schadigende Absicht lasst sich insbesondere dann feststellen, wenn wiederholt Meldungen
getatigt werden, die einen offensichtlich denunzierenden Charakter haben.

Kurz und knapp

Weder das Sozialgeheimnis noch die Regelungen der DS-GVO schiitzen Sozialdaten von
Personen, die dem Jugendamt Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung in bewusst
schadigender bzw. denunzierender Absicht Gbermittelt haben.

1.2.6 Was ist bei der Riickmeldung an Berufsgeheimnistrager*innen zu
beachten?

Wird das Jugendamt von einer/m der in § 4 Abs. 1 KKG genannten Berufsgeheimnistrager*innen
Uber gewichtige Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlgefahrdung informiert, soll es dieser Person
nach gem. § 4 Abs. 4 Satz 1 KKG zeitnah (in der Regel innerhalb von 14 Tagen nach Meldungs-
eingang) eine Ruckmeldung zu ihren Hinweisen geben.

Der Gesetzgeber will mit dieser Regelung die Grundlage fur eine kooperative Zusammenarbeit
der im Kinderschutz beteiligten Professionen schaffen. Hierfur sei es u.a. forderlich, wenn mel-
dende Arzt*innen, Lehrer*innen etc. Informationen zum Fortgang des Verfahrens erhalten.*
Zurtuickzufuhren ist diese Anderung insbesondere auf die Evaluation des Bundeskinderschutzge-
setzes, bei der vom Gesundheitsbereich fehlende Ruckmeldungen des Jugendamtes an meldende
Organisationen und Personen kritisiert worden sind.*'

Grundsatzlich hat das Jugendamt gem. § 4 Abs. 4 Satz 1 KKG also die Aufgabe, den nach

8§ 4 Abs. 3 KKG meldenden Berufsgeheimnistrager*innen Informationen zu ihren Gefahrdungs-
hinweisen zukommen zu lassen. Inhalt und Umfang der Riickmeldungen werden datenschutz-
rechtlich abschlieBend in § 64 Abs. 4 SGB VIII geregelt und beschranken sich ausschlieBlich

darauf, ob das Jugendamt die ihm mitgeteilten gewichtigen Anhaltspunkte bestatigt sieht und
ob es zur Gefahrenabwehr tatig geworden ist bzw. noch tétig ist. Dartber hinaus gehende
Sozialdaten dirfen ohne Einwilligung der Betroffenen nicht Gbermittelt werden.

39  Vgl.: Fieseler, Busch (2005), Jugendhilfe, S. 108.

40 Vgl.: BT-Drs. 19/26107, S. 121.

41 Vgl.: Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015), Bericht der Bundesregierung, Evaluation
des Bundeskinderschutzgesetzes, S. 88.



In der Praxis ist diese neue Regelung aus Kinderschutzperspektive gleichwohl duBerst behutsam
anzuwenden. Vor einer Datentbermittlung sollte zunachst hinreichend gepriift werden, welche
Auswirkungen damit fur den weiteren Hilfeprozess verbunden sein kénnten. Kommt das Jugend-
amt dabei zu dem Ergebnis, dass durch die Informationstbermittlung eine geplante oder schon
laufende Hilfe zur Erziehung von den betroffenen Personen abgelehnt oder abgebrochen werden
konnte, hat es seinen Ermessensspielraum zu nutzen und die Riickmeldung zum Schutz der
Hilfeleistung nicht zu geben.*? In solchen Féllen ist es aber moglich, den Eingang einer Gefahr-
dungsmeldung zu bestatigen und Uber das generelle jugendamtsinterne Verfahren bei Verdacht
auf Kindeswohlgefahrdung sowie konkrete Ansprechpersonen fur weitere Gefdhrdungshinweise
zu informieren.

Kurz und knapp

Das Jugendamt soll den nach § 4 Abs. 3 KKG meldenden Berufsgeheimnistrager*innen
eine Rickmeldung gem. § 4 Abs. 4 Satz 1 KKG i.V.m. § 64 Abs. 4 SGB VIl geben, sofern
dadurch keine zu gewdhrende Leistung in Gefahr gerat.

1.2.7 Was ist bei der Riickmeldung an die von einer Meldung Betroffe-
nen zu beachten?

Nach § 4 Abs. 4 Satz 2 KKG sind die von einer Meldung Betroffenen vorab auf die anstehende
Ruckmeldung an die Berufsgeheimnistrager*innen hinzuweisen, vorausgesetzt, dadurch wird
der wirksame Schutz einzelner Minderjahriger nicht in Frage gestellt. Soweit ein solcher Hinweis
untrennbar mit Sozialdaten meldender Personen verbunden ist, kann er — vor allem im Hinblick
auf einen erfolgreichen Kinderschutz — nur mit ihrer Einwilligung gegeben werden (siehe 1.2.4).
Das gilt insbesondere fur Falle, in denen das Jugendamt ohne Einbeziehung der Betroffenen
informiert worden ist. Mussten Berufsgeheimnistrager*innen damit rechnen, dass den von einer
Meldung betroffenen Erziehungsberechtigten und Minderjéhrigen Daten Ubermittelt werden, die
Ruckschlusse auf ihre Person zulassen, kdnnte dies ihre Meldebereitschaft senken und die
Zusammenarbeit mit dem Jugendamt in Kinderschutzféllen geféhrden. Dadurch wrde letztendlich
auch der Zweck der Gesetzesanderung konterkariert. § 4 Abs. 4 KKG ist namlich vor allem zur
Starkung vertrauensvoller Kooperationsbeziehungen zwischen Berufsgeheimnistrager*innen und
Fachkraften des Jugendamtes installiert worden.*?

Insofern gilt, dass Erziehungsberechtigte selbst in Fallen, bei denen durch einen entsprechenden
Hinweis keine zusatzliche Gefahrdungssituation fur Minderjahrige ausgelost wird, nur dann
gem. § 4 Abs. 4 Satz 2 KKG informiert werden kénnen, wenn dabei keine Sozialdaten melden-
der Personen tbermittelt werden oder diese in die Ubermittlung ihrer Sozialdaten vorab einge-
willigt haben (siehe 4.2). Dies ist z.B. bei Entgegennahme einer Kinderschutzmeldung abzufragen.

Kurz und knapp

Die Adressat*innen kénnen tber die geplante Riickmeldung an Berufsgeheimnistra-
ger*innen vorab informiert werden, wenn dadurch der wirksame Schutz einzelner Min-
derjahriger nicht in Frage gestellt wird und dabei keine Sozialdaten der Berufsgeheimnis-
trager*innen tbermittelt werden bzw. diese in die Ubermittlung ihrer Daten eingewilligt
haben

42 Vgl.: Goldberg, Radewagen (2020), DE, S. 627.
43 Vgl.: BT-Drs. 19/26107, S. 121.
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1.3 Gewichtungsprozess

Liegen dem Jugendamt Gefahrdungshinweise vor, hat es zu tGberprifen, ob es sich dabei um
gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung handelt. Was als , gewichtiger
Anhaltspunkt” zu bewerten ist, bedarf der Konkretisierung am Einzelfall und lasst sich nicht
allgemein bestimmen. Die Fachkraft hat daher in jedem Fall zu Gberprifen, inwieweit es sich bei
den vorliegenden Informationen um konkrete bzw. ernstzunehmende Hinweise auf die Gefahr-
dung einzelner Minderjahriger handelt, die darauf zurtickzufthren sind, dass Erziehungsberech-
tigte durch konkret schadigendes Handeln bzw. Unterlassen gebotener Schutzhandlungen nicht
oder nur unzureichend in der Lage sind, elementare Grundbedurfnisse** von Kindern/Jugend-
lichen anzuerkennen bzw. aktiv zu erfullen und diese infolgedessen (hinreichend wahrschein-
licher) sexualisierter Gewalt, einer Misshandlung, Vernachldssigung oder aber einem Autonomie-
konflikt ausgesetzt sind.*

In der Praxis werden hierftr zum Teil Tabellen verwendet, die u.a. zwischen den Bereichen
.Erscheinungsbild” bzw. , Verhalten des Kindes/Jugendlichen” und ,, Anhaltspunkten in der
Familie” unterscheiden und nach dem Prinzip einer Checkliste funktionieren. Aussagekréaftig sind
solche Instrumente nur dann, wenn sie auf einer transparenten und verlasslichen wissenschaftli-
chen Grundlage basieren und in der Praxis erprobt wurden. Der Stuttgarter/DUsseldorfer Kinder-
schutzbogen sticht hier positiv hervor.#®

Der Gewichtungsprozess kann entweder von einer oder aber auch von mehreren Fachkraften
durchgefuhrt werden. Das Gesetz macht hierzu keine Vorgaben. Um das Risikos einer einseitigen
Wahrnehmung zu reduzieren, ist es jedoch ratsam, dass die Informationen zum Fall von mehr
als einer Fachkraft zusammengetragen werden.*” Dabei kénnen innerhalb der verantwortlichen
Stelle alle Sozialdaten gem. § 64 Abs. 1 SGB VIl und § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIl weitergegeben
werden, die von kinderschutzrelevanter Bedeutung sind. Ihre Anonymisierung oder Pseudonymi-
sierung (siehe 1.4.1) ist nicht erforderlich.

Zur Uberprufung, ob es sich bei den vorliegenden Hinweisen hinreichend wahrscheinlich um
gewichtige Anhaltspunkte handelt, sind die Gefdhrdungsaspekte zusammen mit bekannten
Risikofaktoren und deren Wirkmechanismen auf das Kindeswohl sowie verftigbaren Kinder-
schutzressourcen systematisch zu erheben und einem strukturierten Bewertungsprozess zuzu-
fhren (siehe Abbildung 2). Hierzu bendtigen Fachkrafte Fachwissen und Werkzeuge, die auch
komplexen Fallkonstellationen gerecht werden.*® Hilfreich kann es sein, sich an der Kindeswohl-
matrix (siehe Abbildung 3) zu orientieren und die vorliegenden Informationen fur eine Kindes-
wohlgefadhrdung entsprechend zu sortieren.

Im Rahmen des Gewichtungsprozesses ist

1. zunachst herauszuarbeiten, wie sich die Anhaltspunkte auf eine Kindeswohlgefahrdung
konkret an der Situation einzelner Minderjahriger abbilden. Dabei wird unterschieden zwi-
schen ihrer:

a. Korperlichen Situation/Sinneswahrnehmung,

b. seelischen/emotionalen Situation,

C. geistigen Situation,

d. Interaktion mit den Erziehungsberechtigten und
e. Versorgungssituation.

44 Vgl.: Schmidtchen (1989), Kinderpsychotherapie und Bratzelton, Greenspan (2002), Die sieben Grundbedrfnisse
von Kindern.

45 Vgl.: Galm u.a. (2016), Kindesvernachlassigung erkennen, verstehen, helfen, S. 34 ff.

46  Siehe hierzu ausfuhrlich: Strobel u.a. (2008), Validierung und Evaluation des Kinderschutzbogens — Ergebnisbericht.

47  Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Ana-
lyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 90.

48 Vgl.: ebd.



2. AnschlieBend ist einzuschatzen, ob eine defizitdre Situation auf die fehlende bzw. unzurei-
chende Haltung Erziehungsberechtigter zur Entwicklung ihres Kindes als selbstbestimmte,
eigenverantwortliche und gemeinschaftsfahige Persénlichkeit oder/und

3. einen Mangel an Erziehungskompetenzen® (kindbezogene Kompetenzen, selbstbezogene
Kompetenzen, handlungsbezogene Kompetenzen und kontextbezogene Kompetenzen mit
der jeweiligen Binnendifferenzierung: Beziehungsfahigkeit, Interaktions-, Kommunikations-
fahigkeit, Grenzsetzungsfahigkeit, Forderungsfahigkeit, Vorbildfahigkeit und Alltagsmanage-
mentfahigkeit>) zurtickzufthren ist.

4. Aus der strukturierten Verbindung dieser Informationen mit der individuellen Situation
Minderjahriger lassen sich Ruckschlisse auf das (kompetente) Erziehungsverhalten Erziehungs-
berechtigter ziehen und

5. Hinweise auf ihre Erziehungsfahigkeit® ableiten. Diese ist in der Regel eingeschrankt, wenn
Erziehungsberechtigte durch konkret schadigendes Handeln bzw. Unterlassen gebotener
Schutzhandlungen nicht oder nur unzureichend in der Lage sind,

6. die elementaren Grundbedurfnisse® ihres Kindes anzuerkennen bzw. aktiv zu erfullen und es
infolgedessen einer hinreichend wahrscheinlichen Kindeswohlgefahrdung ausgesetzt ist.>

7. Im System bekannte Risikofaktoren (wie z.B. die soziale, materielle oder familidre Situation)
und ihre (bei eingeschrankter Erziehungsfahigkeit der Erziehungsberechtigten) zu erwarten-
den Auswirkungen auf die Situation einzelner Minderjahriger sind im Rahmen des Gewich-
tungsprozesses ebenso mit aufzugreifen wie die im Familiensystem verfligbaren Ressourcen/
Potenziale, die geeignet sind, einer Kindeswohlgeféhrdung entgegenwirken zu kénnen.

Eine inhaltliche Verkntpfung der genannten Punkte unterstitzt die Fachkraft dabei, Geféhr-
dungssituationen von Kindern/Jugendlichen fachlich prazise zu beschreiben und sich daraus
ergebende Gefdhrdungsmerkmale,>* wie z.B. korperlich/emotionale Misshandlung, sexualisierte
Gewalt, Vernachlassigung oder Autonomiekonflikte abzuleiten. Zudem lasst sich eine Prognose
hinsichtlich des zu erwartenden Gefahrdungsrisikos formulieren, sollte sich die Situation einzel-
ner Minderjdhriger nicht verandern. Der gesamte Gewichtungsprozess ist fachlich rekonstruier-
bar zu dokumentieren.*®

Gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung liegen vor, wenn anhand der Situation
Minderjahriger von einer hinreichend wahrscheinlichen Gefahr ihres kérperlichen, geistigen oder
seelischen Wohls auszugehen ist, die auf eine eingeschrankte Erziehungsfahigkeit der Erzie-

hungsberechtigten zurlickzuftihren®® ist. Es ist also davon auszugehen, dass sie misshandelt oder
vernachlassigt werden, sexualisierter Gewalt ausgesetzt sind oder aber unter einem Autonomie-
konflikt leiden und ihre Erziehungsberechtigten dies entweder durch aktives Tun hervorrufen

oder aber durch fehlende Schutzhandlungen die Gefahrensituationen nicht abwenden (kénnen).

Die Bewertung hat sich auf verfligbare Sachverhalte bzw. gesicherte Anhaltspunkte zu beziehen,
ein ungutes Gefuhl der Fachkraft allein reicht hierflr nicht aus. Dies gilt vor allem deshalb, weil

49  Vgl.: Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015), Bericht der Bundesregierung, Evaluation
des Bundeskinderschutzgesetzes, S. 13.

50 Vgl.: Petermann, Petermann (2006), Kindheit und Entwicklung, S. 2.

51  Vgl.: Kindler u.a. (2006), Handbuch Kindeswohlgeféhrdung nach § 1666 BGB und Allgemeiner Sozialer Dienst
(ASD), 62-3.

52 Vgl.: Schmidtchen (1989), Kinderpsychotherapie und Bratzelton, Greenspan (2002), Die sieben Grundbedurfnisse
von Kindern.

53 Vgl.: Galm u.a. (2016), Kindesvernachlassigung erkennen, verstehen, helfen, S. 34 ff.

54 Vgl.: Herrmann u.a. (2022), Kindesmisshandlung.

55 Vgl.: PK-SGB VI, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 9 ff.

56 Vgl.: ebd.
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eine sich anschlieBende Abklarung der Situation regelmaBig die Privatsphare der betroffenen
Personen verletzt und bei fehlender Mitwirkung der Erziehungsberechtigten Sozialdaten bei
Dritten erhoben werden kénnen (siehe 1.3.2 f.) oder das Familiengericht (siehe 1.5.2) anzurufen
ist.>

Methodisches Vorgehen beim Gewichten von
Anhaltspunkten fiir eine mogliche
Kindeswohlgefahrdung mit Schutzauftrag

Situation der*des Minderjahrigen

Haltung der EZB Zurzy,

: . etenzen
Mmderjah,.igen m Erz‘ehungskomp

(k°mpetentes) Erziehungsverhalten

Erziehungsfahigkeit
Grundbediirfnisserfiillund

Risikofaktoren/ Ressourcen

Kindeswohlgefahrdung liegen zu

Gewichtige Anhaltspunkte fiir eine Q
folgenden Merkmalen vor

Gewichtige
* Misshandlung Anhaltspunkte fiir
* Vernachlassigung eine Kindeswohlge-
* Sexualisierte Gewalt fahrdung liegen

+ Autonomiekonflikt NICHT vor

v

Einschatzung des Gefahrdungsrisikos unter

Beteiligung einer Kinderschutzfachkraft

Abb. 2. Methodisches Vorgehen beim Gewichten von Anhaltspunkten fiir eine Kindeswohlgefahrdung mit Schutzauftrag

Der Gewichtungsvorgang bietet die inhaltliche Grundlage fir die Gefahrdungseinschatzung

im Fachteam (siehe 1.4). Beide Prozesse sind miteinander verzahnt und fir einen erfolgreichen
Schutz von Kindern und Jugendlichen von elementarer Bedeutung. Als Vorbereitung fur die
Einschatzung des Gefahrdungsrisikos sind die gewichtigen Anhaltspunkte inhaltlich zu verbinden.
Hilfreich kann es sein, sich dabei an der Struktur der Kindeswohlmatrix zu orientieren

(siehe Abbildung 3).

57  Vgl.: Gerber, Kindler (2021), Kriterien einer qualifizierten Geféhrdungseinschatzung, S. 9 f., die sich ausfuhrlich mit

der Thematik der gewichtigen Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung befassen.



1.3.1 Datenerhebung bei betroffenen Personen

Benotigen Fachkréfte Informationen, um die Gefahrdungssituation von Kindern/Jugendlichen
besser einschatzen zu kénnen, sind vor allem die betroffenen Erziehungsberechtigten und ihre
Kinder im Sinne eines partizipativen und transparenten Kinderschutzes erste Ansprechpersonen.
Sie sind analog § 62 Abs. 2 SGB VIl i.V.m. § 8a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII bei der Kldrung bestehen-
der Fragen unmittelbar und direkt zu beteiligen. Vorausgesetzt, der Schutz Minderjahriger wird
dadurch nicht in Frage gestellt.

1.3.2 Was ist zu beachten, wenn Sozialdaten mit Einwilligung betroffe-
ner Personen bei Dritten erhoben werden?

Sind Erziehungsberechtigte zwar gewillt, aber nicht in der Lage, offene Fragen zur Situation ihres
Kindes zu beantworten, kann das Jugendamt mit ihrer Einwilligung (siehe 4.2) an Dritte heran-
treten und dabei erforderliche Sozialdaten (wie z.B. den Namen des Kindes und den Grund der
Anfrage) Ubermitteln, um die zur Gefadhrdungseinschatzung benétigten Sozialdaten erheben zu
kénnen.*® Gemal § 67b Abs. 2 SGB X soll die Einwilligung schriftlich oder elektronisch erfolgen.

Sofern die angefragte Person einer eigenen Verschwiegenheitsverpflichtung (z.B. der Schweige-
pflicht gem. § 203 StGB) unterliegt, bendtigt sie fur die Auskunftserteilung ebenfalls eigene
Ubermittlungsbefugnis. Es ist deshalb zu beachten, dass die betroffenen Personen nicht nur der
zustandigen Fachkraft beim Jugendamt gestatten, Informationen bei Dritten einzuholen, sondern
auch gleichzeitig die angefragte Person/Stelle ermachtigen, die entsprechenden Auskiinfte zu
erteilen. Andernfalls kénnte das Jugendamt zwar an Dritte herantreten, diese jedoch aufgrund
eigener Verschwiegenheitsverpflichtungen daran gehindert sein, die erforderlichen Informationen
weiterzugeben. Um dem entgegenwirken zu kénnen, ist es ratsam, mit einer gegenseitig gul-
tigen Einwilligungserklarung zu arbeiten (siehe 4.2). Dadurch wird es z.B. angefragten Kinder-
arzt*innen ermdglicht, auf Fragen zum Gesundheitszustand oder Entwicklungstand eines Kindes
antworten zu kénnen, ohne gegen ihre strafrechtlich normierte Schweigepflicht

gem. § 203 StGB zu verstoBen.

Angefragte Personen/Stellen im Sinne von § 78 SGB X sind gem. § 78 Abs. 1 und 2 SGB X darauf
hinzuweisen, dass sie alle zum Fall erhaltenen Sozialdaten nur zum Zweck ihrer Mitwirkung an
der Erfullung des Schutzauftrages des Jugendamtes verwenden dirfen (verlangerter Sozialdaten-
schutz). Eine Weitergabe oder Ubermittlung der Informationen ist also unzuldssig.5® Zudem sind
sie gem. § 82a Abs. 2 SGB X vorab dartber aufzukldren, dass ihre Auskunftserteilung freiwillig
ist.

Mit einer gegenseitigen Einwilligungserkldrung ist die angefragte Stelle befugt, Fragen des
Jugendamtes beantworten zu kénnen. Eine Verpflichtung zur Antwort leitet sich daraus aber
nicht ab.

Kurz und knapp
Werden Sozialdaten bei Dritten mit Einwilligung der betroffenen Personen erhoben, ist
es ratsam, mit einer gegenseitigen Einwilligungserklarung zu arbeiten.

58  Siehe hierzu ausfuhrlich: PK-SGB VIII, Méller/Lehmann (2022), vor §§ 61 — 68, Rn. 27 und LPK-SGB VIII, Kunkel
u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 68.
59  Vgl.: LPK-SGB X, Diering u.a./Stahler (2019), § 78, Rn. 11.
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1.3.3 Wann ist eine Datenerhebung bei Dritten ohne Wissen der betrof-
fenen Personen moglich?

In begriindeten Ausnahmefallen kann es fachlich geboten sein, sich bewusst gegen den Grundsatz
der Direktdatenerhebung zu entscheiden — die benétigten Sozialdaten also nicht bei den betrof-
fenen Erziehungsberechtigten oder ihren Kindern direkt, sondern bei Dritten zu erheben.

Im Kinderschutz ist ein solches Vorgehen vor allem dann angezeigt, wenn sich durch eine
(vorzeitige) Einbeziehung der betroffenen Personen die Gefahrensituation fur Kinder/Jugendliche
erhohen und so ihr Zugang zu einem Hilfeangebot erschwert werden wirde. Beispiele hierfur
sind u.a. die vermutete sexualisierte Gewalt.®° Gerade in diesem Bereich kommen Tater haufig
aus dem unmittelbaren Nahfeld der Minderjghrigen. Eine das System beherrschende Stimmung
aus Erniedrigung, Angst und Tabuisieren fuhrt dazu, dass von sexualisierter Gewalt betroffene
Minderjahrige unter einem enormen Druck des , Verschweigens” stehen. Das alles macht eine
Datenerhebung bei den betroffenen Personen bzw. im weiteren Familiensystem hinsichtlich des
Schutzes der Kinder und Jugendlichen schwierig. Aber auch bei Hinweisen auf kérperliche Miss-
handlung, hausliche Gewalt oder Zwangsverheiratung kann es zum Schutz einzelner
Kinder/Jugendlicher notwendig sein, die betroffenen Personen zunachst nicht mit einzubeziehen
und die bendétigten Informationen zur Bewertung der vorliegenden Hinweise/Sachverhalte bzw.
zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos bei Dritten wie z.B. Arzt*innen, Schulen, Kindertages-
statten oder aber Beratungsstellen etc. einzuholen.®’

Moglich ist hier eine Datenerhebung ohne Einbeziehung/Wissen der betroffenen Personen dann
gem. § 62 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII. Voraussetzung: Die Gefahrensituation ftr Kinder/Jugendliche
waurde sich durch die Datenerhebung bei den Betroffenen erhdhen.®?

Werden Personen oder Stellen im Sinne von § 78 SGB X zur Bewertung der Gefahrdungslage
hinzugezogen, ist vor einer erforderlichen Namensnennung der von einer Gefahrdungssituation
betroffenen Personen (Erziehungsberechtigte und Minderjahrige) abzuklaren, ob sie grundsatz-
lich bereit sind, zu einem konkreten Fall Auskunft zu geben. Mdglich ist es hierfiir, das Thema
der Anfrage zu nennen, z.B., dass es um sexuelle Gewalt, Misshandlung oder Vernachlassigung
geht, vorausgesetzt, aus diesen Informationen lassen sich keine Rickschlisse auf die Betroffenen
ziehen. Diesbeziglich sind sie gem. § 82a Abs. 2 SGB X auch dartber aufzuklaren, dass ihre
Auskunftserteilung freiwillig ist. Sofern die Bereitschaft besteht, die bendtigten Auskinfte zu
erteilen, sind sie gem. § 78 Abs. 1 und 2 SGB X darauf hinzuweisen (es reicht mtindlich), dass
sie alle zum Fall erhaltenen Sozialdaten nur zum Zweck ihrer freiwilligen Mitwirkung an der
Gefahrdungseinschatzung des Jugendamtes (z.B. der Bewertung, ob es sich bei ihren Beobach-
tungen um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung bzw. Einschatzung des
Gefahrdungsrisikos handelt) verwenden durfen. Es ist ihnen somit auch untersagt, betroffenen
Erziehungsberechtigten einen Hinweis zu geben, dass das Jugendamt ihnen Fragen zu ihrem
Kind gestellt hat.®

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass die Sozialdaten vor einer Ubermittlung an Fach-
krafte, die dem Jugendamt als verantwortliche Stelle nicht angehéren, gem. § 64 Abs. 2a SGB VIl
zu anonymisieren oder pseudonymisieren (siehe 1.4.3) sind, sofern dies die Aufgabenerfillung
zulasst. Ist es also nicht erforderlich, zur Klarung offener Fragen den Namen der Betroffenen
bzw. andere Hinweise auf ihre Person zu nennen, hat dies entsprechend zu unterbleiben.

60 Vgl.: BT-Drs. 15/3676, S. 38.

61 Vgl.: Radewagen (2017), JAmt, S. 278 ff.

62 Vgl.: BT-Drs. 15/3676, S. 38.

63  Vgl.: LPK-SGB X, Diering u.a./Stahler (2019), § 78, Rn. 11; Radewagen (2018), DE, S. 23 sowie PK-SGB VIII, Moéller/
Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11a f.



Eine Anonymisierung/Pseudonymisierung der Sozialdaten scheidet hingegen aus, wenn Perso-
nen/Stellen angefragt werden, die Ausklnfte zu konkreten Kindern/Jugendlichen geben sollen

- etwa wenn Erzieher*innen eines Kindergartens Fragen zu einem von ihnen betreuten Kind
gestellt werden. In diesem Fall kénnen unter Wahrung des Grundsatzes der Datenminimierung
nach Art. 5 Abs. 1c DS-GVO alle zur Erfullung des Auskunftsersuchens erforderlichen Sozialdaten
gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X direkt Gbermittelt werden. Voraussetzung hierfur ist jedoch, dass
dadurch gem. § 64 Abs. 2 SGB VIl eine zu gewdahrende Hilfe nicht in Frage gestellt wird.

Der erwartete Erkenntnisgewinn eines solchen Vorgehens ist also im Vorfeld stets mit den sich
ggf. daraus ergebenden Gefahren fur den weiteren Hilfeprozess grindlich abzuwagen. Es ist
zumindest nicht ausgeschlossen, dass Erziehungsberechtigte dem Hilfesystem ablehnend gegen-
Uberstehen, sollten sie nachtraglich von dem Vorgehen des Jugendamtes erfahren. Da die Ein-
beziehung Dritter ohne Wissen der betroffenen Personen jedoch ausdrticklich damit begrindet
wird, die Gefahrensituation fur die Kinder/Jugendlichen zu reduzieren, um im Anschluss daran
eine moglichst effektive Hilfe installieren zu kénnen, durften die Schranken des § 64 Abs. 2 SGB VIl
nur in Ausnahmenfallen greifen.®*

Ist es erforderlich, den zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos hinzugezogenen Fachkraften®
auch anvertraute Sozialdaten/Geheimnisse zu Ubermitteln, die dem Schutzbereich des § 65 SGB
VIl bzw. § 203 StGB unterliegen, ist dies gem. § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIIl im dafur erforderlichen
Umfang ebenfalls maglich.

Die angefragten Stellen sind ihrerseits nicht verpflichtet, dem Jugendamt die benétigten
Auskunfte zu erteilen. Zudem unterliegen Fachkrafte ggf. eigenen Verschwiegenheitsverpflich-
tungen, z.B. der strafrechtlich relevanten Schweigepflicht gem. § 203 StGB. In diesem Fall beno-
tigen sie zur Ubermittlung der angefragten Informationen ebenfalls einer Rechtsgrundlage.

Berufsgeheimnistrager*innen wie Arzt*innen, Lehrer*innen etc. kénnen unter den Vorausset-
zungen des § 4 Abs. 3 KKG die benétigten Ausktnfte befugt erteilen. Erfullt sind diese Voraus-
setzungen in der Regel dann, wenn die Berufsgeheimnistrager*innen dem Jugendamt vorab
Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung tbermittelt haben, damit dieses zur Gefahrenabwehr
entsprechend tatig werden kann. In diesem Fall werden sie in ein und demselben Gefahrdungs-
abwendungsprozess tatig, wenn sie auf Rickfragen des Jugendamtes antworten.®®

Haben sich im konkreten Fall noch nicht an das Jugendamt gewandt, ist die Ubermittlung der
Informationen nicht Gber § 4 Abs. 3 KKG legitimiert. Sie kénnen in diesem jedoch Fall prufen,
ob die fur die Gefahrdungseinschatzung erforderlichen Informationen unter den strengen
Voraussetzungen von § 34 StGB (Rechtfertigender Notstand) offenbart werden. Die Entscheidung,
ob diese Voraussetzungen®’ erfillt sind, trifft allein die*der Berufsgeheimnistrager*in, da sie/er
sich mit der Offenbarung der unter den Schutzbereich von § 203 StGB fallenden Informationen
auch der Gefahr einer Strafverfolgung aussetzt.%®

Personen, die nicht unter die strafrechtlich relevante Schweigepflicht gem. § 203 StGB fallen,
jedoch dem Sozialdatenschutz unterliegen, kénnen entsprechende Fragen tber § 69 Abs. 1 Nr.

1 SGB X beantworten. Kinderschutzrelevante Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz
nach § 65 SGB VIl unterliegen, kénnen unter den in § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIIl i.V.m. § 34 StGB
genannten strengen Voraussetzungen® ebenfalls Gbermittelt werden.

64  Vgl.: PK-SGB VIII, Moller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 10b, 11a f.
65  Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 13.

66 Vgl. BT-Drs. 19/26107, S. 75.

67  Siehe: Fn. 25.

68  Vgl.: MUKoStPO, Knauer u.a./Kreicker § 53 Rn. 6-10.

69  Siehe: Fn. 25.
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Personen, die im beruflichen Kontext weder den Regelungen des Sozialgesetzbuches noch der
Schweigepflicht gem. § 203 StGB unterliegen, haben Uber Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO’° die Befugnis,
entsprechende AuskUnfte zu geben.

Kurz und knapp

Sozialdaten sind grundsatzlich bei den betroffenen Personen zu erheben. Eine Daten-
erhebung ohne Wissen der Betroffenen bei Dritten ist moglich, wenn ihre Einbeziehung
die Gefahrensituation Minderjéhriger erhohen wiirde. Dabei kénnen auch alle zur Erful-
lung des Auskunftsersuchens erforderlichen Sozialdaten Gbermittelt werden.

1.3.4 Sozialdatenschutz bei Riickfragen an meldende Berufsgeheimnis-
trager*innen?

Es kommt vor, dass das Jugendamt im Nachgang zu einem Gefahrdungshinweis nach

8§ 4 Abs. 3 KKG durch Berufsgeheimnistrager*innen weitere Informationen zur Einschatzung
des Gefahrdungsrisikos ben6tigt, die so spezifisch sind, dass sie direkt bei den meldenden
Personen erhoben werden mussen. Unter anderem kann es notwendig sein, bei einer Kinder-
arztin oder einem Kinderarzt nachzufragen, woran die von ihr gemeldete gesundheitliche/pfle-
gerische Vernachlassigung eines Kindes konkret zu erkennen ist bzw. wie der Entwicklungs- und
Versorgungszustand des Kindes aus medizinischer Perspektive insgesamt bewertet wird.

Die Ubermittlung aller zur Beantwortung der Riickfragen erforderlichen Sozialdaten (mit Aus-
nahme anvertrauter Sozialdaten) durch das Jugendamt erfolgt auf Grundlage von § 69 Abs. 1
Nr. 1 SGB VIl und hat gem. § 64 Abs. 2 SGB VIIl immer dann zu unterbleiben, wenn dadurch der
Erfolg einer zu gewdhrenden Hilfe in Frage gestellt wird. Da die Einbeziehung der Berufsgeheim-
nistrager*innen erforderlich ist, um das Geféhrdungsrisikos einzelner Minderjahriger einschatzen
und im Gefdhrdungsfall eine effektive Hilfe zur Gefahrenabwehr installieren zu kénnen, wird in
diesem Zusammenhang die Einschrankung regelmaBig entfallen. Zudem ist hier die in § 64 Abs.
2a SGB Vil vor einer Ubermittlung an Dritte geforderte Anonymisierung/Pseudonymisierung
(siehe 1.4.3) der Sozialdaten nicht umsetzbar, da sich das Jugendamt bei seiner Anfrage auf eine
personifizierte Meldung der Berufsgeheimnistrager*innen bezieht. Die Ubermittlung von Sozial-
daten ist insofern fur die Erfullung eines konkreten Schutzauftrags erforderlich. Ist es im Einzelfall
notwendig, Berufsgeheimnistrager*innen auch anvertraute Sozialdaten/Geheimnisse zur
Einschatzung des Gefahrdungsrisikos Gbermitteln zu mussen, ist dies gegentber Fachkraften’
gem. § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIIl moglich.

Die Berufsgeheimnistrager*innen sind gem. § 78 Abs. 1 und 2 SGB X darauf hinzuweisen, dass
sie alle vom Jugendamt erhaltenen Sozialdaten nur zum Zweck ihrer freiwilligen Mitwirkung an
der Gefdhrdungseinschatzung des Jugendamtes verwenden durfen. Zudem unterliegen sie in der
Regel der Schweigepflicht gem. § 203 StGB.

Das Jugendamt hat Gber § 62 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe d SGB VIII die Befugnis, ohne Wissen bzw.
Mitwirken der betroffenen Personen bei den gem. § 4 Abs. 3 KKG meldenden Berufsgeheim-
nistrager*innen alle zusatzlichen zur Erfullung des Schutzauftrages nach § 8a SGB VIl bzw.

die fur eine Gefahrdungsabwendung nach § 4 KKG erforderlichen Sozialdaten zu erheben.”? Die

70  Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland, haben die Befugnis zur Datentbermittlung gem. § 8 Abs.
7 EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 9 Abs. 5 KDG. Zu beachten ist allerdings, dass Mitarbeitende der ge-
nannten Kirchen den Vorschriften des Sozialdatenschutzes unterliegen, wenn sie z.B. Leistungen nach dem SGB VIII
erbringen. Siehe dazu auch Kapitel 2.

71 Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 13 und BT-Drs. 19/26107, S. 74.

72 Vgl.: BT-Drs. 5/21, S. 107 f.



angefragten Berufsgeheimnistrager*innen wiederum kénnen dem Jugendamt die gew(nschten
Informationen unter den Voraussetzungen § 4 Abs. 3 KKG befugt Gbermitteln.”® Diese sind in der
Regel erfullt, wenn dem Jugendamt vorab Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung tbermittelt
worden sind, damit dieses zur Gefahrenabwehr entsprechend tatig werden kann. In diesem Fall
werden Berufsgeheimnistrager*innen bei der Beantwortung sich ergebender Ruckfragen des
Jugendamtes in ein und demselben Gefahrdungsabwendungsprozess tatig und sind insofern
gem. § 4 KKG befugt (nicht jedoch verpflichtet) die angefragten Informationen zu tGbermitteln.”
Auf die Freiwilligkeit der Datentbermittlung sind sie vom Jugendamt gem. § 82a Abs. 2 SGB X
vorab hinzuweisen.

Kurz und knapp

Das Jugendamt ist befugt, bei Berufsgeheimnistrager*innen, die Hinweise auf eine
Kindeswohlgefahrdung tbermittelt haben, zur Konkretisierung des Gefahrdungsrisikos
nachzufragen und dabei auch erforderliche Sozialdaten zu Ubermitteln.

1.3.5 Was ist zu beachten, wenn Sozialdaten ohne Einwilligung der be-
troffenen Personen erhoben werden sollen?

Weigern sich Erziehungsberechtigte, trotz intensiven Werbens bei der Sachverhaltsaufklarung
mitzuwirken und werden die ausstehenden Informationen benétigt, um die Gefédhrdungssituation
ihres Kindes einschatzen zu kénnen, kann die Datenerhebung bei geeigneten Dritten gem.

§ 62 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe d SGB VIl erfolgen. Darauf sind die betroffenen Personen vorab
transparent hinzuweisen, sofern sich dadurch die Gefahrensituation fur Minderjahrige nicht
erhoht. Es gilt die Leitlinie: Die Datenerhebung erfolgt dann vielleicht gegen ihren Willen, aber
maoglichst nicht ohne ihr Wissen.” Parallel hat das Jugendamt zu priifen, ob das Familiengericht
gem. § 8a Abs. 2 SGB VIl ggf. anzurufen ist (siehe: 1.5.2). Auch darauf sind die Betroffenen
entsprechend hinzuweisen.

Um die zur Bewertung der Gefahrdungssituation benétigten Informationen erhalten zu kénnen,
muss das Jugendamt der angefragten Person/Stelle Sozialdaten (z. B. den Namen des Kindes und
den Grund der Anfrage) Gbermitteln. Ohne Einwilligung der betroffenen Personen zur
Datentbermittlung erfolgt dies auf Grundlage von § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X und hat gem.

§ 64 Abs. 2 SGB VIIl immer dann zu unterbleiben, wenn dadurch eine zu gewahrende Hilfe in
Frage gestellt wird. Der erwartete Erkenntnisgewinn eines solchen Vorgehens ist also im Vorfeld
stets mit den sich ggf. daraus ergebenden Gefahren fir den weiteren Hilfeprozess grtindlich
abzuwdgen. Die Schranken des § 64 Abs. 2 SGB VIl werden in solchen Féllen regelmaBig zu
vernachlassigen sein. Im Vordergrund der Datentbermittlung steht die Erhebung weiterer Infor-
mationen, die benotigt werden, um die Gefahrdungssituation einzelner Minderjahriger sowie
notwendige und geeignete SchutzmaBnahmen (Hilfen) einschatzen und ggf. installieren zu kén-
nen. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch, dass die Sozialdaten vor einer Ubermittlung
an Fachkréafte, die der verantwortlichen Stelle nicht angehéren, gem. § 64 Abs. 2a SGB VIl zu

anonymisieren oder pseudonymisieren (siehe 1.4.3) sind, sofern dies die Aufgabenerftllung zulasst.

Ist es also zur Kldrung noch offener Fragen nicht erforderlich, den Namen der Betroffenen oder
andere Hinweise auf ihre Person zu nennen, hat es entsprechend zu unterbleiben.

73 Vgl.: FK-SGB VIIl, Miinder u.a./Meysen (2022), § 4 KKG, Rn. 105.

74 Vgl. BT-Drs. 19/26107, S. 75.

75  Vgl.: Nationales Zentrum fruihe Hilfen (o.J.), Datenschutz bei Frihen Hilfen, S. 14 und PK-SGB VIlI, Méller/Rade-
wagen (2022), § 8a, Rn. 10a.
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Das ist jedoch immer dann nicht maglich, wenn Personen/Stellen angefragt werden, die um
Auskinfte zu konkreten Minderjahrigen gebeten werden wie etwa Kinderérzt*innen, die zu
Partient*innen befragt werden. In diesem Fall kénnen die Sozialdaten direkt Gbermittelt werden.
Ist es erforderlich, angefragten Dritten zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos auch anvertraute
Sozialdaten/Geheimnisse zu Ubermitteln, die dem Schutzbereich des § 65 SGB VIl bzw.

§ 203 StGB unterliegen, ist das gegentber Fachkraften’® gem. § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIIl im
dafur erforderlichen Umfang befugt zuléssig.

Wie bei der Datenerhebung ohne Wissen der betroffenen Personen (siehe 1.3.3) gilt auch hier:
Werden Personen oder Stellen zur Bewertung der Gefdhrdungslage hinzugezogen, ist im Vorfeld
abzuklaren, ob sie bereit sind, zu einem konkreten Fall Auskunft zu geben. Moglich ist es, hierfur
das Thema der Anfrage zu nennen, nicht jedoch den Namen der Betroffenen bzw. Informationen,
die RuckschlUsse auf ihre Identitat geben. In diesem Zusammenhang sind sie gem.

§ 82a Abs. 2 SGB X auch darlber aufzuklaren, dass die Auskunftserteilung freiwillig ist.

Sofern die Bereitschaft besteht, Auskunft zu erteilen, sind angefragte Personen/Stellen im Sinne
von § 78 SGB X gem. § 78 Abs. 1 und 2 SGB X darauf hinzuweisen (es reicht mundlich), dass sie
die zum Fall erhaltenen Informationen nur zum Zweck ihrer freiwilligen Mitwirkung an der
Erflllung des Schutzauftrages des Jugendamtes (z.B. der Bewertung, ob es sich bei ihren
Beobachtungen um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung handelt bzw.
Einschatzung des Gefahrdungsrisikos) verwenden durfen. Es ist ihnen somit auch untersagt,
betroffenen Erziehungsberechtigten einen Hinweis zu geben, dass das Jugendamt ihnen Fragen
zum Kind gestellt hat. Erst im Anschluss daran kénnen die notwendigen Sozialdaten Ubermittelt
werden.”’

Bei einer Anfrage ohne Einwilligung/gegen den Willen der betroffenen Personen ist ferner zu
beachten, dass die angefragten Personen/Stellen maglicherweise deshalb keine Auskinfte geben
ddrfen, da ihnen dafiir keine Zustimmung der Betroffenen oder keine gesetzliche Offenbarungs-
befugnis vorliegt. Grundsatzlich muss eine angefragte Person/Stelle nicht auf die Fragen des
Jugendamtes antworten. Berufsgeheimnistrager*innen wie Arzt*innen, Lehrer*innen etc. haben
jedoch die Moglichkeit, alle erforderlichen personenbezogenen Daten unter den Voraussetzungen
des § 4 Abs. 3 KKG an das Jugendamt befugt weiterzugeben. Erfillt sind diese Voraussetzungen
in der Regel dann, wenn die Berufsgeheimnistrager*innen dem Jugendamt vorab Hinweise auf
eine Kindeswohlgefahrdung tbermittelt haben, damit dieses zur Gefahrenabwehr entsprechend
tatig werden kann. In diesem Fall werden sie in ein und demselben Gefdhrdungsabwendungs-
prozess tatig, wenn sie auf Ruckfragen des Jugendamtes antworten.’®

Haben sich Berufsgeheimnistrager*innen im konkreten Fall noch nicht an das Jugendamt
gewandt, ist die Ubermittlung der Informationen nicht tber § 4 Abs. 3 KKG legitimiert. Sie
kénnen in diesem Fall jedoch prtfen, ob die erforderlichen Informationen unter den strengen
Voraussetzungen des § 34 StGB (Rechtfertigender Notstand) offenbart werden kénnen. Die
Entscheidung, ob diese Voraussetzungen’ erfullt sind, trifft allein die*der Berufsgeheimnistrager*in,
da sie/er sich mit der Offenbarung der unter den Schutzbereich von § 203 StGB fallenden Infor-
mationen auch der Gefahr einer Strafverfolgung aussetzt.®

Personen, die nicht unter die strafrechtlich relevante Schweigepflicht gem. § 203 StGB fallen,
jedoch dem Sozialdatenschutz unterliegen, kénnen entsprechende Fragen tber § 69 Abs. 1 Nr.

76 Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 13 und BT-Drs. 19/26107, S. 74.

77  Vgl.: LPK-SGB X, Diering u.a./Stahler (2019), § 78, Rn. 11; Radewagen (2018), DE, S. 23 sowie PK-SGB VIII, Moéller/
Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11a f.

78 Vgl.: BT-Drs. 19/26107, S. 75.

79  Siehe: Fn. 25.

80  Vgl.: MUKoStPO, Knauer u.a./Kreicker § 53 Rn. 6-10.



1 SGB X beantworten. Kinderschutzrelevante Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz
nach § 65 SGB VIl unterliegen, kénnen unter den strengen Voraussetzungen®' von § 65 Abs. 1
Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB genannten Voraussetzung ebenfalls Gbermittelt werden.

Personen, die im beruflichen Kontext weder den Regelungen des Sozialgesetzbuches noch der
Schweigepflicht gem. § 203 StGB unterliegen, haben Uber Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO#® die
Befugnis, entsprechende Ausklnfte zu geben.

Kurz und knapp

Weigern sich Betroffene, an der Gefahrdungsabschatzung mitzuwirken, ist das Jugendamt
befugt, Sozialdaten bei Dritten zu erheben. Daftir kénnen auch Sozialdaten im erforder-
lichen Umfang Ubermittelt werden. Parallel dazu hat es zu tberprtfen, ob das Familien-
gericht anzurufen ist. Die betroffenen Personen sind dartber vorab aufzuklaren, sofern
dies nicht den Schutz Minderjahriger in Frage stellt.

1.3.6 Was ist bei in Augenscheinnahme eines Kindes zu beachten?

Liegen Gefahrdungshinweise vor, hat sich das Jugendamt bei Bedarf einen unmittelbaren
Eindruck von dem Kind und seiner persénlichen Umgebung zu verschaffen. Auch wenn sich
diese in § 8a Abs. 1 SGB VIl verankerte Regelung auf Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIIl) bezieht, kann es im Einzelfall durchaus angezeigt sein, Jugendliche
ebenfalls in Augenschein zu nehmen. Datenschutzrechtlich ist der Hausbesuch zur Erfillung des
Schutzauftrages zuléssig.®

Automatismen im Falleingangsmanagement, die vorsehen, dass grundsatzlich jeder Kinder-
schutzmeldung per angekiindigtem oder unangektndigtem Hausbesuch nachzugehen ist, lassen
sich aus dieser Regelung heraus jedoch nicht rechtfertigen.®* Es geht vielmehr um Fallkonstellatio-
nen, bei denen es nach fachlicher Einschatzung unbedingt erforderlich ist, das Kind aufzusuchen,
um seine Gefahrdungssituation/sein Gefahrdungsrisiko konkreter einschéatzen zu kénnen.

Das schlieBt auch sein gewohnliches Umfeld mit ein.® Beispiele hierfur sind u.a., wenn es An-
haltspunkte fur eine Vernachlassigung (z.B. mangelnde Versorgung, Pflege, Anregung, For-
derung oder den fehlenden Schutz vor Gefahren im hauslichen Umfeld) eines Kindes gibt, die
seine direkte Inaugenscheinnahme erforderlich machen. Das konkrete Vorgehen der Fachkréfte
orientiert sich an der Individualitat jedes Einzelfalls.®

Der Hausbesuch ist dabei stets Mittel zum Ziel: Das Ziel besteht zum einen darin, einen Hilfe-
zugang zu der Familie zu finden, zum anderen aber auch Informationen zu erhalten, die fur die
Einschatzung des Geféhrdungsrisikos erforderlich sind.

Da mit einem Hausbesuch die Gefahr verbunden ist, maglicherweise den Riickzug einer Familie
auszulosen, bedarf es der kritisch fachlichen Reflexion, ob diese Art des Vorgehens im jeweiligen
Einzelfall geeignet ist, mit der Familie in Kontakt zu kommen bzw. die Geféhrdungssituation des
Kindes besser einschatzen zu konnen. In den Abwagungsprozess hat zudem mit einzuflieBen,

81 Siehe: Fn. 25.

82  Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland, haben die Befugnis zur Datentbermittlung gem. § 8 Abs. 7
EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 9 Abs. 5 KDG Zu beachten ist allerdings, dass Mitarbeitende der genann-
ten Kirchen den Vorschriften des Sozialdatenschutzes unterliegen, wenn sie z.B. Leistungen nach dem SGB VIII
erbringen. Siehe dazu auch Kapitel 2.

83  Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 62, Rn. 3.

84  Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 35 ff. und DIJUF Rechtsgutachten (2015), JAmt, S. 83.

85  Vgl.: Wiesner, Wapler/Wapler (2022), § 8a, Rn. 17a, 23a.

86  Vgl.: PK-SGB VI, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11.
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ob sich ein Hausbesuch ertbrigt, da in der Familie z.B. bereits eine Familienhilfe installiert ist, die
das Kind und seine personliche Umgebung regelmaBig in Augenschein nimmt, bzw. ob durch
dieses Vorgehen ein bestehendes Vertrauensverhaltnis Schaden nehmen kénnte.

Nur wenn es aus fachlicher Sicht des Jugendamtes unbedingt erforderlich ist, einen Hausbesuch
durchzufthren, ist dieses Mittel zu wéhlen. Verweigern die Betroffenen den Zugang zum Kind,
ist ggf. das Familiengericht anzurufen (siehe: 1.5.2) oder bei Verdacht auf eine Gefahr fur Leib
und Leben sind die Polizei und/oder Einrichtungen der Gesundheitshilfe (siehe: 1.5.4) zur Ge-
fahrenabwehr hinzuzuziehen.®’

Der unangekindigte — also die Familie Gberraschende — Hausbesuch bietet die Chance, einen
unmittelbaren und vor allem ungeschminkten Eindruck des Kindes und seiner persénlichen Um-
gebung erhalten zu kénnen. Es ist allerdings sehr zweifelhaft, ob in diesem Rahmen Gberhaupt
eine Atmosphére des Vertrauens geschaffen werden kann, die es ermdglicht, einen Hilfezugang
zur Familie zu finden, so dass sich sowohl die Erziehungsberechtigten als auch die Kinder 6ffnen
und Themen ansprechen, die Gefahrdungssituationen offenlegen. Das Ziel eines unangektndig-
ten Hausbesuchs wird daher in der Regel primar in der in Augenscheinnahme eines Kindes und
seiner Lebenssituation liegen. Gleichwohl gilt es auch hier, die betroffenen Personen fur einen
erforderlichen Hilfeprozess zu gewinnen. Das Instrument ist also duBerst behutsam einzusetzen
und gegeniber dem angemeldeten (telefonisch/brieflich) Hausbesuch nachrangig zu gebrau-
chen, vorausgesetzt, die konkrete Situation verlangt kein anderes Vorgehen. Geht es beispielswei-
se um eine akute Gefahrenlage, in der sich das Kind befinden kann, bzw. haben die Erziehungs-
berechtigten trotz des Vorliegens gewichtiger Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung
bislang auf brieflich vorgeschlagene Beratungstermine zur Sondierung des Gefahrdungsrisikos
nicht reagiert, ist der direkte bzw. unvorbereitete Besuch des Kindes und seiner Familie ggf.

das mildeste geeignete Mittel, um seinen Zustand bzw. seine Lebenssituation einschatzen zu
kdnnen .88 Es setzt allerdings die Zustimmung der betroffenen Personen voraus, ihren Wohnraum
betreten zu durfen. Erhalt man diese nicht und sind die Erziehungsberechtigten nicht bereit,

in anderer Art und Weise bei der Einschatzung des Gefdhrdungsrisikos mitzuwirken, hat das
Jugendamt abzuwadagen, ob nach § 8a Abs. 2 SGB VIl das Familiengericht anzurufen ist, um die
unklare Situation mit seiner Unterstitzung abzukldren (siehe 1.5.2).

Das Familiengericht hat auf Grundlage von § 157 FamFG die Befugnis, bereits bei einer mogli-
chen Kindeswohlgefédhrdung die Situation mit den betroffenen Personen zu erértern und dafir
ihr personliches Erscheinen anzuordnen. Die Datentdbermittlung an das Familiengericht erfolgt
gem. § 69 Abs. 1 Nr. 2 SGB X i.V.m. § 8a Abs. 2 SGB VIl mit dem Ziel, die Gefahrdungssituation
einzelner Minderjahriger und ggf. die Notwendigkeit einer geeigneten Hilfe zur Gefahrenabwehr
einschatzen zu kénnen. Damit wird nach § 24 FamFG die Einleitung eines familiengerichtlichen
Verfahrens angeregt. Bei dringender Gefahr ist — wenn die Entscheidung des Familiengerichts
nicht abgewartet werden kann — das Jugendamt zur Inobhutnahme Minderjéhriger verpflichtet.
Anvertraute Sozialdaten kénnen dem Familiengericht ebenfalls mitgeteilt werden. Voraussetzung
dafur ist § 65 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI, wonach ohne die Ubermittlung der Informationen eine erfor-
derliche gerichtliche Entscheidung nicht getroffen werden kénnte.

Wird kein Zutritt zum Wohnraum gewahrt und besteht eine Gefahr fir Leib und Leben von Kin-
dern/Jugendlichen, die ein sofortiges Handeln erforderlich macht, sind die Polizei und/oder Ein-
richtungen der Gesundheitshilfe als Stellen der Gefahrenabwehr gem. § 8a Abs. 3 SGB VIl un-
mittelbar einzuschalten (siehe: 1.5.4). Die notwendige Datentbermittlung erfolgt auf Grundlage

87  Vgl.: DIJUF Rechtsgutachten (2015), JAmt, S. 83 f.
88  Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 35 ff.



von § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII'i.V.m. § 8a Abs. 3 SGB VIII. Alle zur Erfllung des Schutzauftrages
benotigten anvertrauten Sozialdaten/Geheimnisse kénnen unter den strengen Voraussetzungen®
von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB ebenfalls befugt Gbermittelt werden.

Der unangekindigte Hausbesuch ist also moglich, wenn die abzuklarende Situation genau die-
sen Handlungsschritt erfordert, um Klarheit Uber die Gefahrdungslage einzelner Minderjahriger
zu erhalten. Gleichzeitig birgt er aber die Gefahr, dass Betroffene durch die Kontrolle unter Druck
geraten und sich zurtickziehen.® Anlass und Mittel des Vorgehens missen im Verhaltnis stehen.
Insofern ist in jedem Fall das weitere Vorgehen gesondert zu entscheiden: Die Familie wird tele-
fonisch/schriftlich zu einem Gesprach ins Jugendamt eingeladen oder es erfolgt ein angektndig-
ter bzw. unangekindigter Hausbesuch. Grundsatzlich ist das Instrument des (unangektndigten)
Hausbesuchs sehr behutsam und nur in begrtindeten Ausnahmefallen einzusetzen.

Kurz und knapp

Automatismen im Falleingangsmanagement, nach denen jeder Kinderschutzmeldung
mit einem (unangektndigtem) Hausbesuch nachzugehen ist, fehlt es an der fachlichen
Erforderlichkeit. Das Mittel ist nur dann einzusetzen, wenn es nach fachlicher Einschatzung
erforderlich ist, um einen Hilfezugang zu den betroffenen Personen erhalten und das Ge-
fahrdungsrisiko eines Kindes einschatzen zu kénnen.

Der angektindigte Hausbesuch ist dem unangektndigten vorzuziehen, sofern aufgrund
der (vermuteten) Gefahrdungssituation des Kindes nichts anderes geboten ist.

1.3.7 Ist es zulassig, ein Kind ohne Wissen der Erziehungsberechtigten
in Augenschein zu nehmen?

Der Besuch eines Kindes muss nicht unbedingt im Haushalt der Familien erfolgen. In Frage
kommt auch ein Ort, an dem es sich (haufig) aufhélt. Beispiele daftr sind u.a. der Sportverein,
die Fruhférderung, Schule oder eine Tagespflegeperson. Vor allem dann, wenn das Jugendamt
von diesen Personen/Stellen gewichtige Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung erhélt, kann
es erforderlich sein, das Kind dort in seinem Alltag zu erleben, um sich ein ,, ungeschminktes”
Bild seiner korperlichen, psychischen, kognitiven etc. Situation machen zu kénnen. Dartber hinaus
besteht ggf. mit Unterstlitzung einer das Jugendamt informierenden Person die Moglichkeit,
niederschwellig und einfihlsam mit ihm in Kontakt treten zu kénnen. Voraussetzung dafur ist
naturlich, dass Alter, Entwicklungsstand und emotionaler Zustand des Kindes dem nicht
entgegenstehen. Unter Umstanden kann es dabei auch geboten sein, den Besuch des Kindes
nicht in Gegenwart bzw. mit Wissen der Erziehungsberechtigten durchzuftihren. Dies kann etwa
dann der Fall sein, wenn sie nicht erreichbar sind und die Situation ein unmittelbares Handeln
des Jugendamtes erfordert. Wenn so vorgegangen wird, ist zu bedenken, dass damit immer ein
Eingriff in das Erziehungsrecht der Eltern verbunden ist. Insofern hat ein Besuch der Kinder ohne
Elternbeteiligung grundsatzlich die absolute — im Kindeswohl begrtindete — Ausnahme zu sein.®?

Ist es zur Erflllung des Schutzauftrages fachlich erforderlich, Kinder ohne Anwesenheit/Kenntnis
der Erziehungsberechtigten zu besuchen, hat dies zwangsléufig die Ubermittlung von Sozialdaten

89  Siehe: Fn. 25.

90 Vgl.: DIJUF Rechtsgutachten (2015), JAmt, S. 84 und PK-SGB VIII, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11.

91 Vgl.: DIJUF Rechtsgutachten (2015), JAmt, S. 83.

92 Vgl.: PK-SGB VIII, Moller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11a und Biindnis Kinderschutz MV (03/2013), Kinderschutz
Biindnis aktuell 11, 0.S.
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an Dritte, z.B. an Mitarbeitende einer Schule oder eines Kindergartens, zur Folge. Zu den Uber-
mittelten Sozialdaten zdhlen u.a. getatigte AuBerungen zum Verhalten des Kindes bzw. seinem
Versorgungs- oder Entwicklungszustand sowie der Besuch des Kindes selbst. Die Datentibermitt-
lung erfolgt dabei auf Grundlage von § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X und hat gem.

§ 64 Abs. 2 SGB VIIl immer dann zu unterbleiben, wenn dadurch eine zu gewahrende Hilfe in
Frage gestellt wird. Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz gem. § 65 SGB VIII bzw.
der Schweigepflicht gem. § 203 StGB unterliegen, kénnen an Fachkrafte®® bei Bedarf gem.

§ 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIIl im zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlichen Umfang
ebenfalls Ubermittelt werden.

Der erwartete Erkenntnisgewinn eines solchen Vorgehens ist im Vorfeld stets mit den sich ggf.
daraus ergebenden Gefahren fir den weiteren Hilfeprozess grtindlich abzuwéagen. Zu beach-
ten ist hierbei insbesondere, dass ein die Erziehungsberechtigten bergehendes Handeln dazu
fihren kann, dass diese dem Helfersystems inkl. bestehender bzw. angebotener Unterstutzungs-
leistungen ablehnend gegentberstehen, sollten sie davon nachtraglich erfahren. Dartber hinaus
sind die Konsequenzen des Handelns insbesondere aus der Perspektive des Kindes zu bewerten.
Wie fuhlt sich ein Kind, wenn es ohne die Erziehungsberechtigten in der Schule oder im Kinder-
garten vom Jugendamt besucht und befragt wird? Die Folgen kénnten z.B. Angste,
Unsicherheiten oder andere psychische Belastungen sein. Das alles kann ein Kind in einen Loyali-
tatskonflikt seinen primaren Bezugspersonen (in der Regel die Eltern) gegentber bringen und zur
Ablehnung von Hilfeangeboten fuhren. Der Besuch eines Kindes ohne Einbeziehung der Erzie-
hungsberechtigten sollte deshalb auf Félle beschrénkt werden, in denen diese nicht erreichbar
sind, die akute Situation jedoch eine unmittelbare Inaugenscheinnahme des Kindes zwingend
erforderlich macht.**

Fur eine Inaugenscheinnahme von oder Kontaktaufnahme zu Kindern bei Dritten bedarf es bei
Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlgefahrdung — auch mit Verweis
auf § 8 Abs. 3 SGB VIII - nicht der Zustimmung der Personensorgeberechtigten. Vorausgesetzt
ist jedoch, dass diese Form der Datenerhebung gem. § 62 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe d SGB VIII fur
die Erfullung des Schutzauftrages nicht nur geeignet, sondern vielmehr unbedingt notwendig
ist, bzw. nach § 62 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII die Datenerhebung unter Einbeziehung der Erziehungs-
berechtigten die Gefahrensituation fur das Kind erhéhen wirde.

DarUber hinaus haben Eltern nur dann einen Anspruch darauf, Informationen zu den Sachver-
halten zu erhalten, die einwilligungsfahige Kinder oder Jugendliche (siehe 4.2.1) wahrend des
Besuchs Fachkraften anvertraut haben, wenn dies zur Erflllung ihres Erziehungsauftrages von
Bedeutung ist und die Abhilfe einer Kindeswohlgefahrdung dadurch nicht erschwert wird.*

Ihr Akteneinsichtsrecht gem. § 25 SGB X ist hinsichtlich dieser Sozialdaten entsprechend einge-
schrankt.®

Besuchte Personen/Stellen im Sinne des § 78 SGB X sind gem. § 78 Abs. 1 und 2 SGB X darauf
hinzuweisen, dass sie alle zum Fall erhaltenen Informationen nur zum Zweck ihrer freiwilligen
Mitwirkung an der Erftllung des Schutzauftrages des Jugendamtes (z.B. der Bewertung, ob es
sich bei ihren Beobachtungen um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung

handelt) verwenden durfen. Es ist ihnen somit auch untersagt, den Erziehungsberechtigten einen

93  Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 13.

94 Vgl.: PK-SGB VIIl, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11af.

95  Vgl.: BVerfG, Urteil vom 09. Februar 1982, 1 BvR 845/79 in: NJW (1982), 1375 ff. Anders zu beurteilen sind Sach-
verhalte, die Fachkraften in der elternunabhangigen Beratung gem. § 8 SGB VIII anvertraut werden.

96 Vgl.: VGH Baden-Waurttemberg, Beschluss vom 27. April 2020 - 12 S 579/20; LPK-SGB X, Diering u.a./Lang (2019),
§ 25, Rn. 14; PK-SGB VIII, Moller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11b sowie FK-SGB VI, Munder u.a./Hoffmann
(2022), § 65, Rn. 25. A.A LPK-SGB VI, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 65, Rn. 18.



Hinweis zu geben, dass das Jugendamt ihr Kind bei ihnen besucht hat.®” Zudem sind sie gem.

§ 82a Abs. 2 SGB X auch dartber aufzuklaren, dass es ihnen frei steht, auf Fragen des Jugend-

amtes zu antworten und ggf. erforderliche Auskinfte zu erteilen.

Unterliegen besuchte Personen der strafrechtlich normierten Schweigepflicht gem. § 203 StGB,

benotigen sie fur das Offenbaren fremder Geheimnisse eine entsprechende gesetzliche Befugnis
bzw. der Zustimmung der Person, die ihr die Information anvertraut hat. Andernfalls setzten sie
sich der Gefahr einer Strafverfolgung nach § 203 StGB aus.

Die in § 4 Abs. 1 KKG aufgefthrten Berufsgeheimnistrager*innen haben die Moglichkeit, dem
Jugendamt die erforderlichen Daten unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 KKG befugt zu
Ubermitteln. Erfullt sind diese Voraussetzungen in der Regel dann, wenn sie das Jugendamt vorab
Uber die Kindeswohlgefédhrdung informiert haben und dieses daraufhin das Kind in Augenschein
nimmt. In diesem Fall werden die Berufsgeheimnistrager*innen in ein und demselben Geféhr-
dungsabwendungsprozess tatig, wenn sie auf Ruckfragen des Jugendamtes antworten.®

Haben sich Berufsgeheimnistrager*innen im konkreten Fall noch nicht an das Jugendamt
gewandt, ist die Ubermittlung der Informationen nicht tber § 4 Abs. 3 KKG legitimiert.

Sie konnen in diesem Fall jedoch prufen, ob die erforderlichen Informationen unter den strengen
Voraussetzungen®® des § 34 StGB (Rechtfertigender Notstand) offenbart werden kénnen.

Die Entscheidung, ob diese Voraussetzungen erfullt sind, trifft allein die*der Berufsgeheimnistra-
ger*in, da sie/er sich mit der Offenbarung der unter den Schutzbereich von § 203 StGB fallenden
Informationen auch der Gefahr einer Strafverfolgung aussetzt.'®

Personen, die nicht unter die Schweigepflicht gem. § 203 StGB fallen, jedoch dem Sozialdaten-
schutz unterliegen, kénnen entsprechende Fragen Uber § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X beantworten.
Kinderschutzrelevante Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz nach § 65 SGB VIl
unterliegen, kénnen unter den strengen Voraussetzungen'™! von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII i.V.m.
§ 34 StGB ebenfalls Ubermittelt werden.

Personen, die im beruflichen Kontext weder den Regelungen des Sozialgesetzbuches noch der
strafrechtlich relevanten Schweigepflicht unterliegen, haben tber Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO'* die
Befugnis, entsprechende Ausklnfte zu geben.

Kurz und knapp

Der Besuch eines Kindes in der Schule, dem Kindergarten etc. ist ohne Wissen der
Erziehungsberechtigten maéglich. Gleichwohl kann ein solches Vorgehen zu einer er-
heblichen Belastung des Kindes bzw. zu einer Ablehnung notwendiger Hilfen durch die
Erziehungsberechtigten fuhren. Dartber hinaus ist damit immer auch ein Grundrechts-
eingriff nach Art. 6 Abs. 2 GG in das Erziehungsrecht der Eltern verbunden. Insofern hat
die Inaugenscheinnahme eines Kindes ohne Elternbeteiligung grundsatzlich die absolute
— begrtindete — Ausnahme zu sein.

1.3.8 Ist es zuldssig, Minderjéhrige ohne Zustimmung der Personensor-

97 Vgl.: LPK-SGB X, Diering u.a./Stahler (2019), § 78, Rn. 11; Radewagen (2018), DE, S. 23 sowie PK-SGB VIlI, Moéller/
Radewagen (2022), § 8a, Rn. 11b.

98 Vgl. BT-Drs. 19/26107, S. 75.

99  Siehe: Fn. 25.

100 Vgl.: MUuKoStPO, Knauer u.a./Kreicker § 53 Rn. 6-10.

101 Siehe: Fn. 25.

102 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland, haben die Befugnis zur Datentibermittlung gem. § 8 Abs. 7
EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 9 Abs. 5 KDG Zu beachten ist allerdings, dass Mitarbeitende der genann-
ten Kirchen den Vorschriften des Sozialdatenschutzes unterliegen, wenn sie z.B. Leistungen nach dem SGB VIII
erbringen. Siehe dazu auch Kapitel 2.
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geberechtigten im Rahmen der Inobhutnahme arztlich untersu-
chen/begutachten zu lassen?

Zum Teil ist es erforderlich, dass Minderjahrige nach einer fachlich qualifizierten und rekonstru-
ierbaren Einschatzung des Jugendamtes zur Abwendung einer dringenden Kindeswohlgefahr-
dung in Obhut genommen werden mussen.'® Widerspricht ein Elternteil der Inobhutnahme und
kann dem nicht durch Herausgabe Minderjéhriger abgeholfen werden, hat das Jugendamt un-
verzlglich eine Entscheidung des Familiengerichts tber die zum Wohl des Kindes erforderlichen
sorgerechtlichen MaBnahmen (z.B. die Beschrankung oder Entziehung der Personensorge gem.
§§ 1666, 1666a BGB) herbeizufuhren. Sofern die Inobhutnahme nach Einschatzung des Jugend-
amtes zur Abwendung einer Kindeswohlgeféhrdung bis zu einer Entscheidung des Familienge-
richts weiterhin zwingend erforderlich ist, hat es diese aufrecht zu erhalten.®

Mit der Inobhutnahme wird den Personensorgeberechtigten das Sorgerecht zwar rechtlich nicht
entzogen,'% das Jugendamt Ubernimmt aber eine 6ffentlich-rechtliche Notkompetenz. Diese
befugt es bis zu einer Entscheidung des Familiengerichts auch ohne Zustimmung der Sorge-
berechtigten zu allen (Rechts-)Handlungen, die zur Wahrung des Kindeswohls konkret (und im
Rahmen der Inobhutnahme) erforderlich sind. Zu beachten ist dabei allerdings, dass das Jugend-
amt nur zeitlich begrenzte MaBnahmen veranlassen darf, da die sorgerechtlichen Befugnisse

bis zu einer familiengerichtlichen Regelung grundsatzlich bei den Personensorgeberechtigten
verbleiben. Insofern hat das Jugendamt bei seinen Entscheidungen stets auch den mutmaBlichen
Willen der Personensorgeberechtigten (und nachrangig auch der Erziehungsberechtigten)
angemessen zu berlcksichtigen, sofern dieser dem Kindeswohl nicht entgegensteht.%

Ist es im Rahmen der Inobhutnahme auf Sicht des Jugendamtes dringend erforderlich, Minder-
jéhrige arztlich behandeln/untersuchen zu lassen, z.B. zur Versorgung von Verletzungen oder
aber um Beweismittel einer mutmaBlichen Kindeswohlgefahrdung zu sichern (etwa Sperma-
spuren nach einem vermuteten sexuellen Ubergriff oder die Dokumentation von Hinweisen auf
korperliche Misshandlung, sexualisierte Gewalt oder Vernachlassigung) so ist das tber die 6ffent-
lich-rechtliche Notkompetenz des Jugendamtes auch dann zuldssig, wenn die Personensorgebe-
rechtigten/Erziehungsberechtigten damit nicht einverstanden sind oder aber das Familiengericht
noch keine sorgerechtliche Entscheidung treffen konnte. Zu beachten ist allerdings, dass arztliche
MaBnahmen auch der Zustimmung einsichts- und urteilsfahiger Minderjahriger bedurfen.””

Grundsatzlich geht die 6ffentlich-rechtliche Notkompetenz des Jugendamtes im Rahmen der
Inobhutnahme nicht so weit, dass es auch arztliche Befunde nach einer Untersuchung/Behandlung
ohne Zustimmung bzw. gegen den Willen der Personensorgeberechtigen erhalten darf.

Das gilt auch fur die Beauftragung zur bzw. fur die Veranlassung der Begutachtung eines
Kindes.'%® Deshalb sollte hiertiber vorrangig das Familiengericht bzw. der (vorlaufig) bestellte
Vormund (§ 1774 Abs. 2, § 1781 BGB) entscheiden.’®

Hinsichtlich arztlicher Untersuchungen, Begutachtungen und sonstiger (z.B. datenschutzrecht-

103 Ausfuhrlich zur Krisenintervention durch die Inobhutnahme siehe: Trenczek (2023), JAmt, S. 155 ff. und FK-SGB
VIII, Munder u.a./Trenczek, Beckmann (2022), § 42.

104 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Trenczek, Beckmann (2022), § 42, Rn. 50.

105 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Trenczek, Beckmann (2022), § 42, Rn. 39.

106 Vgl. LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kepert (2022), § 42, Rn. 73.

107 Vgl.: FK-SGB VIII, Minder u.a./Trenczek, Beckmann (2022), § 42, Rn. 40; Wiesner, Wapler/Durbeck (2022), § 42,
Rn. 31. Hierzu ausfuhrlich: Trenczek u.a.: in: Trenczek u.a. (2018), Grundztige des Rechts, S. 755 ff.

108 Vgl.: OLG Stuttgart Beschl. v. 19.9.2017 — 18 WF 128/17, BeckRS 2017, 154282, Rn. 14.

109 Es kann allerdings auBergewodhnliche Umstande geben, nach denen das Kindeswohl nur durch das entsprechende
Handeln des Jugendamtes (im Rahmen der Notkompetenz) geschiitzt werden kann. Ausfuhrlich zum Verhaltnis
von familiengerichtlichen Entscheidungen und jugendamtlichen Interventionen, insb. der Inobhutnahme (und der
insoweit bestehenden Notkompetenzen des Jugendamts), siehe Trenczek (2023), JAmt, S. 155 ff.



liche) Eingriffe reicht die rechtsgeschaftliche Vertretungsmacht der Personensorgeberechtigten
bzw. des (vorlaufigen) Vormunds nicht immer aus, weil auch die eigene Einwilligungs- und
Verstandesreife Minderjahriger zu bertcksichtigen ist. Sind sie im Hinblick auf den kérperlichen
bzw. datenschutzrechtlichen Eingriff selbst einwilligungsféhig, kénnen sie in diesen auch selbst
einwilligen."®

Kurz und knapp

Im Rahmen der Inobhutnahme sind Jugendamter berechtigt, Minderjahrige arztliche
behandeln/untersuchen zu lassen. Um arztliche Befunde erhalten zu kénnen, benétigen
sie grundsatzlich die Zustimmung der Personensorgeberechtigten. Liegt diese nicht vor,
hat das Familiengericht zu entscheiden, ob die Zustimmung ersetzt wird. Sofern Minder-
jahrige Uber die erforderliche Einsichts- und Urteilsfahigkeit verfligen, massen sie nicht
nur der Behandlung bzw. Untersuchung, sondern auch der Befundibermittlung vorab
ebenfalls zustimmen.

1.4 Prozess der Gefahrdungseinschatzung im Fachteam

Liegen nach Einschatzung der fallverantwortlichen Fachkraft gewichtige Anhaltspunkte fur eine
Kindeswohlgefahrdung vor, hat sie gem. § 8a Abs. 1 Satz 1 SGB VIl das Gefahrdungsrisiko

im Zusammenwirken mit mindestens einer weiteren Fachkraft einzuschatzen. Selbst wenn das
. Vier-Augen-Prinzip” rechtlich ausreicht, ist fir eine multidimensionale Fallberatung ein Setting
aus drei oder mehr Personen ratsam.''" Eine Fachkraft sollte dabei Gber profundes Wissen in
Kinderschutzfragen verftigen. Die Gefédhrdungseinschatzung greift vor allem auf die Ergebnisse
des Gewichtungsprozesses (siehe 1.3) zurtick und steht insofern mit diesem in untrennbarem
Zusammenhang. Insofern sind die gewichtigen Anhaltspunkte als Vorbereitung fur die Einschat-
zung des Gefahrdungsrisikos nach der Struktur der Kindeswohlmatrix inhaltlich zu verbinden.

110 Vgl.: Trenczek (Hrsg.) (2023a), Inobhutnahme, S. 327 und LK-StGB, Laufhitte u.a./Schiinemann (2010), § 203, Rn.
94.
111 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 24.
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SITUATION DER*DES MINDERJAHRIGEN

(FOLGE EINES BEDURFNISMANGELS)

Kérperliche Situation/Sinneswahrnehmung

Krankheitsanfalligkeit « Fehlernéhrung - nicht-akzidentelle Verletzung(en) +
wiederholte Unfalle mit ernsthaften Verletzungen - altersuntypisches
Einnassen/Einkoten « Entztindungen « Rotungen - defizitare Pflegesituation
- Anzeichen fur Dekubitus + eingeschrankte Mdglichkeiten zur Sinneserfah-
rung * etc.

Seelische/emotionale Situation

Unruhig - schreit viel * aggressiv * selbstverletzendes Verhalten « apathisch
« zurlickgezogen * Schlafstérungen « &uBert Suizidgedanken * konsumiert
Drogen, Alkohol, Zigaretten - Identitatskonflikt zwischen eigenen Vorstellun-
gen und Erwartungen der EZB - isoliert « lautiert eindringlich + keine Unter-
stltzung einer altersentsprechenden Personlichkeitsentwicklung « Loyali-
tatskonflikte - etc.

Geistige Situation

Verzégerung der sensorischen, kognitiven und/oder kommunikativen
Entwicklung * kein altersangemessenes Spiel * schulische Uberforderung *
teilleistungsgestort « kein Zugang zu Bildungsangeboten - etc.

Sozialverhalten

Furcht vor Bindungspersonen - distanzlos gegentiber Fremden « weicht
Bindungspersonen nicht von der Seite « aggressives/riicksichtsloses Verhal-
ten - kann sich nicht in Gleichaltrigengruppen einfligen - keine positive
Freundschaft «+ Opfer von Mobbing und Ausgrenzung * problematisches
Medien-, Sexualverhalten + Weglaufen + unregelméBiger Schulbesuch «
kaum/keine Beziehungen zu Peers * darf keine Wiinsche auBern - etc.
Interaktion der EZB mit der*dem Minderjahrigen

Keine Aufmerksamkeit * kein Kérperkontakt « keine Wahrnehmung der
kindlichen Bed(irfnisse * keine Leitung/Struktur in der Erziehung « unzurei-
chende Spielmdglichkeiten « kein strukturierter Tagesablauf « keine verbalen
Anregungen * keine Ermutigungen « keine Lernférderung « keine Regel- und
Wertevermittlung « keine Unterstiitzung der Autonomieentwicklung « Ableh-
nung/Verleumdung der Beeintrachtigung/Behinderung « Minderjéhrige*r wird
in den familidren Alltag nicht mit einbezogen bzw. nimmt nur passiv teil *
keine angemessenen und interaktiven Spielangebote * Verweigerung
sozialer Teilhabe -« etc.

Versorgungssituation

Ernédhrung - Kleidung * Schlafplatz « Kérperpflege « Aufsicht vor Gefahren «
medizinische Versorgung « Schutz vor Gewalt « kein adaquates Spielmateri-
al « keine Verfligbarkeit/Anwendung geeigneter Hilfsmittel bzw. medizini-
scher Gerate « Ablehnung/Nichtverfiigbarkeit erforderlicher Unterstiitzungs-
netzwerke * eingeschrénkte Mdglichkeit zu sozialen Kontakten auBerhalb
der Familie - keine geeigneten Forder-, Pflege und Therapieprogramme *
keine erforderliche Barrierefreiheit im Wohnraum - etc.

< » HOCHSCHULE OSNABRUCK

UNIVERSITY OF APPLIED SCIENCES

Kindeswohlmatrix

DIMENSIONEN DER
(EINGESCHRANKTEN/
FEHLENDEN)

ERZIEHUNGSFAHIGKEIT

Fahigkeit, Bediirfnisse
@ Minderjahriger nach
Schutz und Versorgung
erfiillen zu kdnnen
Féhigkeit, Minderjahrigen
als stabile und positive
Vertrauensperson dienen
zu kénnen
Fahigkeit, Minderjahrigen
ein MindestmaB an
Regeln/Werten vermitteln
zu kénnen
Fahigkeit, Minderjahrigen
grundlegende
Lernchancen er6ffnen zu
konnen

® ©@ 6

RISIKOFAKTOREN FUR

MISSHANDLUNG/
VERNACHLASSIGUNG

Materielle/Soziale
Situation der EZB

Familidre Situation

Personliche Situation
der EZB

Merkmale des
Kindes/der*des
Jugendlichen

Merkmale einer
Hilfegeschichte

© O e

(MANGELNDE) ERFULLUNG DER
GRUNDBEDURFNISSE VON MINDER-
JAHRIGEN NACH SCHMIDTCHEN

Kérperliche Versorgung
Essen - Trinken * Ausscheidungen
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Alltags, Gefahrenquellen im Haushalt « unzurei-
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Im Kinderschutz kommt der Fallberatung zur Einschatzung des Geféhrdungsrisikos eine
Schltsselrolle zu, bei der es insbesondere um die Bearbeitung folgender drei Punkte geht:

1. die kritische Reflexion der gewichtigen Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung.
Hierfdr ist auf Grundlage aller verfigbaren Informationen zu konkretisieren, ob die Erzie-
hungsfahigkeit der Erziehungsberechtigten so weit eingeschrankt ist, dass eine Kindes-
wohlgefahrdung vorliegt und die fallverantwortliche Fachkraft einen Schutzauftrag hat.

2. die Erarbeitung einer fundierten Prognose hinsichtlich des bestehenden Gefahrdungsrisi-
kos fur das betroffene Kind/die*den betroffenen Jugendlichen, sollte sich die Gefahrdungs-
situation nicht verandern, sowie

3. die zur Gefahrenabwendung erforderlichen Handlungsschritte und Hilfeinhalte.

Damit die Gefahrdungseinschatzung als qualitatives Instrument ihre Zwecke erfillen kann,
muUssen bestimmte Voraussetzungen erfillt sein. Dazu zédhlen u.a.,

e dass die Informationen zum Fall nicht nur auf den Erkenntnissen einer Fachkraft beruhen
durfen, damit das Risiko einer eingeschrankten Wahrnehmung und der sich daraus ableiten-
den blinden Flecken in der Fallbearbeitung reduziert wird.

e Fachkrafte, die Gefdhrdungssituationen von Kindern und Jugendlichen als Folge mangeln-
der Erziehungsfahigkeit und Bedurfnisvernachldssigung identifizieren kénnen.

e Fachkrafte, die (haufig komplexe) Risikofaktoren und deren Wirkmechanismen erheben
und bewerten kdénnen.

e Fachkrafte, die zwischen der Kooperationsbereitschaft von Erziehungsberechtigten und
ihrer tatsachlichen Veranderungsbereitschaft bzw. -fahigkeit differenzieren kénnen.

e Fachkrafte, die Prognosen tber den zu erwartenden Schaden fur Kinder/Jugendliche er-
stellen und daraus abgeleitet die Wirksamkeit und Eignung von MaBnahmen zu dessen
Abwendung einschatzen kénnen.

e ausreichende zeitliche Ressourcen, damit die Fachkrafte den Fall , verstehen” und multi-
dimensional reflektieren und beraten kénnen.

e einen methodisch strukturierten Rahmen, in dem z.B. Uber einen Advocatus Diaboli der
Gefahr von Bestatigungsfehlern begegnet wird."?

Gem. § 8a Abs. 1 SGB Vil sind die betroffenen Erziehungsberechtigten und Minderjéhrigen
in den Prozess der Gefdhrdungseinschatzung mit einzubeziehen. Damit ist jedoch nicht ge-
meint, dass sie direkt an der Beratung teilnehmen.''* Vielmehr sind sie bei der Informations-
gewinnung und -bewertung sowie der Erarbeitung passender Hilfe- bzw. SchutzmaBnahmen
erste Ansprechpartner*innen, es sei denn, die Gefahrensituation fur einzelne Kinder/Jugend-
liche wiirde sich dadurch erhéhen bzw. ihr Zugang zu einer effektiven Hilfe erschwert.

Das SGB VIl griindet auf dem Handlungskonzept der Lebensweltorientierung.

112 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur
Analyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 90.

113 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 30.

114 Siehe hierzu: Bundesministerium Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (1990), 8. Jugendhilfebericht.
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Die Adressat*innen sind nicht Objekte professioneller Analyse, sondern Expert*innen far ihr
Leben und wie sie es gestalten.” Insofern sind sie an allen Prozessen vor bzw. wahrend der Hil-
fegestaltung direkt und aktiv zu beteiligen.'"® Dieser Handlungsansatz gilt unabhdngig davon, ob
eine Kindeswohlgefahrdung vorliegt oder nicht, also auch im Rahmen des Gewichtungsvorgangs
bzw. der Gefahrdungseinschatzung.

Verantwortlich fur die Einschatzung des Gefahrdungsrisikos ist die fallzustandige Fachkraft.
Diese hat bei einer bestehenden Kindeswohlgefahrdung mit Schutzauftrag auch strafrechtliche
Garantenpflichten.”” Alle anderen Teilnehmer*innen haben rein beratende/reflektierende Funk-
tionen, weshalb eine fur die Einschatzung des Gefahrdungsrisikos entscheidende Abstimmung
aller Teilnehmer*innen (z.B. nach dem Mehrheitsprinzip) oder aber seine Festlegung durch Fach-
vorgesetzte ausscheidet.

Das Beratungssetting ist so zu gestalten, dass die verantwortliche Fachkraft eine eigenstandige, re-
konstruierbare und fachlich sichere Einschatzung treffen kann. Diese kann z.B. wie folgt lauten:

Entweder:

1. Es liegt keine Kindeswohlgefahrdung und somit fir die fallfihrende Fachkraft auch
kein Schutzauftrag mit Verpflichtung zur Intervention vor. In diesem Fall ist eine
Binnendifferenzierung vorzunehmen:

a. Es gibt keine relevanten Einschrankungen der Erziehungsfahigkeit und insofern
auch keinen Hilfebedarf, bzw.

b. es gibt Einschrankungen der Erziehungsfahigkeit, die einen Hilfebedarf (z.B. HzE)
begrtnden, bzw.

C. es gibt Einschrankungen der Erziehungsfahigkeit, die einen Hilfebedarf (z.B. HzE)
dringend begrinden.

Oder:

2. Die Einschrankungen der Erziehungsfahigkeit sind Teil einer Kindeswohlgefdahrdung.
Fur die fallverantwortliche Fachkraft besteht deshalb im Rahmen ihres Schutzauftrages
die Pflicht zur Intervention, sofern dies zum Schutz Minderjahriger notwendig ist.

Die konkreten Handlungen der fallverantwortlichen Fachkraft sowie die MaBnahmen zum Schutz
von Kindern/Jugendlichen haben sich an dem individuellen Gefahrdungsrisiko bzw. der individu-
ellen Schadensprognose zu orientieren.'®

115 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 30.
116 Vgl.: Thiersch (2020), Lebensweltorientierung Soziale Arbeit — revisited, S. 108.
117 Vgl.: PK-SGB VIII, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 60 ff.
118 Vgl.: PK-SGB VIII, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 13 ff.
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HOCIENCHULE DN ARaIC Hilfeplanverfahren
gem. § 36 SGB VIl

Abb. 4. Einschatzung des Gefahrdungsrisikos durch den Sozialen Dienst des Jugendamtes

Hilfeplanverfahren gem. § 36 SGB VIl

mit Vereinbarung zum Schutz des Kindes/der"des Jugendlichen

1.4.1 Welche Informationen kénnen in die Gefadhrdungseinschatzung
eingebracht werden?

Aus datenschutzrechtlicher Perspektive gilt das Jugendamt als verantwortliche Stelle

i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DS-GVO. Die Weitergabe von Sozialdaten im Jugendamt ist deshalb als
Nutzung und nicht als Ubermittlung an Dritte i.S.d. Art. 4 Nr. 10 DS-GVO zu bewerten.'"®

Ein Teil des Jugendamtes ist der organisatorische Verbund eines Sachgebiets (z.B. ein Team des
Sozialen Dienstes inkl. der wirtschaftlichen Jugendhilfe und notwendigen Zuarbeiter*innen wie
dem Schreibdienst oder der Registratur), der mit der Wahrnehmung von definierten Aufgaben
(z.B. der Gewdhrung von Hilfe zur Erziehung) fir einen bestimmten Personenkreis (z.B. einen
Bezirk oder Stadtteil) betraut ist. Aus Betroffenensicht stehen die Erhebung ihrer Sozialdaten
durch einzelne Mitarbeitende und ihre Weitergabe an die tbrigen Teammitglieder in einem trans-
parenten Zweckzusammenhang, da alle Mitarbeitenden des Teams in ihrer jeweiligen Funktion

in den Hilfeprozess mit eingebunden sind.’? Ahnlich wie auf einer Station im Krankenhaus ist
allgemein davon auszugehen, dass die Fachkrafte eines Team des Sozialen Dienstes im Jugend-
amt einem bestimmten Aufgabenkreis zugeordnet sind und sich in Urlaubs- und Krankheitsféllen
gegenseitig vertreten.’' Um Missverstandnissen vorzubeugen, sind die betroffenen Personen vor
Hilfebeginn dartber entsprechend aufzuklaren. Das kann z.B. im Rahmen der
Informationspflichten gem. Art. 13 DS-GVO geschehen.

119 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 64, Rn. 2.

120 Vgl.: PK-SGB VI, Méller/Lehmann (2022), § 64, Rn. 5; Wiesner, Wapler/Walther (2022), Anhang 4.3, § 67, Rn. 7
sowie LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 63.

121 Vgl.: Lehmann, Radewagen, Stuicker (2018), Basiswissen Datenschutz — Vertrauen und Schweigepflicht in der Kin-
der- und Jugendhilfe — mit DS-GVO, S. 49.
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Sofern Sozialdaten zu dem Zweck verwendet werden, fur den sie erhoben worden sind, unterliegt
ihre Weitergabe innerhalb des Teams keinerlei Beschréankungen.'?? Es handelt sich dabei nicht
um eine DatenUbermittlung an Dritte, sondern gem. § 64 Abs. 1 SGB VIIl um das notwendige
Nutzen der Sozialdaten zur weiteren Fallbearbeitung und schlieBt die wirtschaftliche Seite mit
ein.'?? Im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung kann die fallverantwortliche Fachkraft insofern
alle erforderlichen Sozialdaten an die Mitglieder des Teams weitergeben, ohne sie vorab anony-
misieren bzw. pseudonymisieren (siehe 1.4.3) zu mussen. Ausgenommen hiervon sind jedoch
Informationen, die der Schweigepflicht nach § 203 Abs. 1 StGB bzw. dem besonderen Vertrau-
ensschutz gem. § 65 SGB VIl zuzuordnen sind. Diese Sozialdaten dirfen nur weitergegeben
werden, wenn eine gultige Einwilligung (siehe 4.2) bzw. eine gesetzliche Offenbarungsbefugnis
vorliegt (siehe 1.4.2 ff.). Das gilt auch gegenuber den anderen Fachkraften eines Teams oder
Vorgesetzten, sofern sich eine betroffene Person einem Teammitglied ausdrtcklich personlich
anvertraut.'?

Auch bei der Gefahrdungseinschatzung innerhalb der verantwortlichen Stelle ist der Grundsatz
der Datenminimierung gem. Art. 5 Abs. 1c DS-GVO zu beachten. Das bedeutet, es sind nur die
Sozialdaten in die Beratung einzubringen, die fir den Beratungszweck (Einschatzung des
Gefahrdungsrisikos) erforderlich sind.

Kurz und knapp

Bei der Gefahrdungseinschatzung innerhalb eines Teams des Sozialen Dienstes, findet
keine Datentbermittlung an Dritte statt. Die erforderlichen Sozialdaten werden vielmehr
zur Aufgabenerfullung (Kinderschutz) genutzt und kénnen insofern an alle Beratungs-
teilnehmer*innen weitergegeben werden. Ausnahmen hiervon gelten fir anvertraute
Sozialdaten gem. § 65 SGB VIIl bzw. § 203 Abs. 1 StGB.

1.4.2 Ist es erlaubt, anvertraute Sozialdaten/Geheimnisse in die Gefahr-
dungseinschdtzung einzubringen?

Wenden sich Eltern, Kinder oder Jugendliche hilfesuchend an das Jugendamt, offenbaren sie
zum Teil intimste Einblicke in ihre persénliche Situation: Sie berichten von Angsten, Néten,
Sorgen aber auch von Hoffnungen und Wunschen. Werden diese Informationen unbefugt
Dritten Ubermittelt oder aber an Mitarbeitende der verantwortlichen Stelle (z.B. Kolleg*innen
oder Vorgesetzte) weitergegeben, besteht die Gefahr, dass sich die betroffenen Personen zu-
rickziehen und Fachkraften gegentber verschlieBen. Um dem entgegenzuwirken, sind anver-
traute Sozialdaten/Geheimnisse im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe besonders geschutzt.
Zum einen haben Mitarbeitende des Jugendamts bei ihrer Tatigkeit das Privatgeheimnis gem.
§ 203 StGB zu schitzen (strafrechtlich relevante Schweigepflicht). Zum anderen ist § 65 SGB VI
einzuhalten, wonach anvertraute Sozialdaten nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen
weitergegeben/tbermittelt werden durfen.

122 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 64, Rn. 2.
123 Vgl.: PK-SGB VI, Méller/Lehmann (2022), § 64, Rn. 5 und LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 67.
124 Vgl.: PK-SGB VIlI, Méller/Lehmann (2022), § 64, Rn. 5.



Der Gesetzgeber bringt mit § 65 SGB VIIl zum Ausdruck, dass die vertrauensvolle Beziehung zwi-
schen Helfer*innen und Adressat*innen ein zentrales Qualitatsmerkmal der Kinder- und Jugend-
hilfe ist.

Die Vorschrift richtet sich an alle Mitarbeitenden des Jugendamtes, denen sich betroffene
Personen anvertrauen, unabhangig von ihrer Profession bzw. ihrem Aufgabenbereich. Sie
verfolgt damit einen modernen Ansatz im Datenschutz. Anders als die strafrechtlich relevante
Schweigepflicht nach § 203 Abs. 1 StGB (siehe: 1.4.2.2), die auf die spezifische Qualifikation von
Berufsgeheimnistrage*innen abstellt, kommt es beim besonderen Vertrauensschutz im Kinder-
und Jugendhilferecht nur darauf an, in welcher Vertrauensstellung eine Fachkraft den
Adressat*innen gegenibersteht.!?

DarUber hinaus ist diese Vorschrift auch an die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe adressiert.

lhre Aufgabe ist es vor allem, durch die Umsetzung organisatorischer MaBnahmen, erforderliche
Voraussetzungen dafir zu schaffen, dass Fachkrafte ihrer Verpflichtung zum Schutz anvertrauter
Daten tberhaupt nachkommen kénnen. Dazu gehort neben einer adaquaten Vertretungsrege-
lung und der raumlichen Gestaltung von Arbeitspldatzen auch eine angemessene Aktenverwal-
tung. Fachkrafte mussen diesbeztiglich u.a. die Moglichkeit haben, anvertraute Informationen so
abspeichern zu kénnen, dass andere Personen der verantwortlichen Stelle, z.B. in Vertretungsféllen,
keinen Einblick in diese Sozialdaten nehmen k&énnen.'%¢

Uber § 65 SGB VIl sind alle Sozialdaten geschiitzt, die betroffene Personen einer Fachkraft
anvertrauen, damit diese sie im Rahmen einer individuellen (pddagogischen/therapeutischen)
Hilfe unterstitzt.'?” Wichtig ist, dass es sich dabei um eine Dienstleistung mit persdnlichem
Bezug zwischen Fachkraft und Adressat*in und nicht um eine administrative bzw. wirtschaftliche
Tatigkeit handelt. Insofern stehen alle Formen der Beratung, persénlichen Betreuung und Unter-
stUtzungen, die i.S.v. § 2 Abs. 2 und 3 SGB VIII bei der Erfillung von Leistungen und anderen
Aufgaben erbracht werden, unter dem Schutzschirm des § 65 SGB VIII. § 65 SGB VIl ist
hingegen immer dann nicht einschlagig, wenn es um rein ordnungsrechtliche Aufgaben geht,
wie etwa die Erteilung oder Aufhebung einer Erlaubnis nach § 43 SGB VIl oder § 45 SGB VIII."*®
Nicht geschutzt sind auBerdem Angaben, die einer Fachkraft zum Zweck, eine Sach- oder Geld-
leistung zu erhalten, mitgeteilt werden.'?® Ebenfalls nicht geschitzt sind Informationen, die der
Fachkraft ansonsten bekanntgeworden sind. Entsprechend ist es auch kein anvertrauter
Sachverhalt, wenn die Fachkraft eine Person, zu der sie im beruflichen Hilfekontakt steht, in ihrer
Freizeit zufallig dabei beobachtet, wie diese Drogen konsumiert.'°

Eine weitere Voraussetzung fur den Schutzbereich des § 65 SGB VIl ist, dass zwischen der
Fachkraft und ihrem Gegenuber ein Vertrauensverhaltnis besteht bzw. bestand und ihr die
Information im Rahmen ihrer beruflichen Tatigkeit personlich anvertraut wird.'*" Auf die Form
der Mitteilung kommt es dabei nicht an. Insofern kann dies mundlich oder schriftlich geschehen,
aber auch bei einem Hausbesuch, in dem man z.B. Einblicke in den Zustand der Wohnung oder

125 Vgl.: PK-SGB VIll, Méller/Lehmann (2022), § 65, Rn. 6.

126 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 65 Rn 5, 13 f.; FK-SGB VIII, Minder u.a./Hoffmann (2022), § 65,
Rn. 5 sowie PK-SGB VIII, Moéller/Lehmann (2022), § 65, Rn. 5.

127 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 65, Rn. 9.

128 Vgl.: Kepert (2020), ZKJ, S. 165.

129 Vgl.: Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 65, Rn. 10 ff. und FK-SGB VIIl, Mtnder u.a./Hoffmann (2022), § 65,
Rn. 17.

130 Vgl.: PK-SGB VIll, Méller/Lehmann (2022), § 65, Rn. 1.

131 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 65, Rn. 10 f.
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das Verhalten der Erziehungsberechtigten ihren Kindern gegentber erhélt.'*? Wichtig ist, dass
betroffene Personen Informationen nur deshalb preisgeben, weil sie von der Verschwiegenheit
der Fachkraft ausgehen.'?? Eine AuBerung, ein Verhalten, eine Geste oder ein Einblick in den
Privatbereich werden also nur deshalb getatigt bzw. gegeben, weil Betroffene darauf vertrauen,
dass die Sozialdaten weder an Personen innerhalb noch auBerhalb des Jugendamtes weitergege-
ben/Ubermittelt werden. '3

Fur die Vertraulichkeit einer Information bedarf es nicht des Hinweises der betroffenen Personen,
dass die Mitteilung unter dem ,,Siegel der Verschwiegenheit” erfolgt. Vielmehr ergibt sich dies
bei einer von Vertrauen gepragten Beziehung zwischen beiden Parteien aus dem jeweiligen
Mitteilungskontext quasi automatisch.'® Im Zweifelsfall hat Fachkraft des Jugendamtes gezielt
und aufklarend nachzufragen.

Der Besuch einer der Fachkraft unbekannten Familie, um das Kind zur Einschatzung einer
gegebenenfalls bestehenden Gefahrdungssituation im Rahmen eines Hausbesuchs (siehe 1.3.6)
in seiner persdnlichen Umgebung in Augenschein nehmen zu kénnen, féllt nicht unter den
Schutzbereich des § 65 SGB VIl

Zum einen besteht in solchen Fallkonstellationen offensichtlich keine zu schitzende vertrauens-
volle Beziehung zwischen beiden Parteien, bei denen Sozialdaten zum Zweck einer persénlichen/
erzieherischen Hilfe anvertraut werden. Zum anderen steht hier nicht der personale Hilfebezug
gegenUber dem jeweiligen Burger,'® sondern vielmehr die ermittelnde Aufgabe der Fachkraft im
Vordergrund des Handelns.’

Um in solchen Féllen evtl. aufkommenden Missverstandnissen vorzubeugen, ist es wichtig, dass
die Fachkraft den betroffenen Personen gegentber unmittelbar zum Ausdruck bringt, in welcher
Rolle sie ihnen gegenubertritt: dass es also um die Uberpriifung einer Kindeswohlgefahrdung
geht und insofern nicht davon ausgegangen werden kann, dass die erhobenen Sozialdaten zu
diesem Themenkomplex vertraulich behandelt werden wurden. Hierauf kann u.a. im Zuge der
Informationspflichten nach Art. 13 DS-GVO hingewiesen werden.

Ein Hausbesuch, der im Rahmen einer bestehenden individuellen (pddagogisch/therapeutischen)
Hilfe erfolgt, unterliegt hingegen durchaus dem Schutzbereich des § 65 SGB VIII. Das gilt auch
dann, wenn bei dem Besuch Informationen zum Thema Kindeswohlgeféhrdung offenbart werden,
indem z.B. die Fachkraft aufgrund des Vertrauensverhaltnisses zu den Betroffenen Einblick in ein
Kinderzimmer erhélt, das vollig vermullt und voller Gefahrenquellen ist."®

Nicht unter die Regelung von § 65 SGB VIl fallen Hinweise Dritter, die das Jugendamt Uber den
Verdacht/das Vorliegen einer Kindeswohlgefahrdung informieren, da solche Meldungen nicht im
Rahmen einer personlichen und erzieherischen Hilfe getatigt werden.

Sozialdaten, die unter den besonderen Vertrauensschutz fallen, konnen fur die Einschatzung des
Gefahrdungsrisikos von entscheidender Bedeutung sein. Nicht nur der beim Hausbesuch gewon-
nene Eindruck der Wohnsituation eines Kindes, sondern auch Verhaltensweisen der Erziehungs-
berechtigten dem Kind gegentiber bzw. getatigte Hinweise und AuBerungen der betroffenen
Personen verdeutlichen zum Teil sehr eindrtcklich die Gefédhrdungslage, in der sich Minderjahrige

132 Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 65, Rn. 11 und Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 65, Rn. 14.
Enger sieht es LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 65, Rn. 11.

133 Vgl.: Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 65, Rn. 14.

134 Vgl.: PK-SGB VI, Méller/Lehmann (2022), § 65, Rn. 2 und LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 65, Rn. 10.

135 Vgl.: Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 65, Rn. 14.

136 Vgl.: Kepert (2020), ZKJ, S. 165.

137 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 65, Rn. 10.

138 Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 65, Rn. 11.



befinden. Diese Informationen kénnen zum Zweck der Gefahrdungseinschatzung gem.

§ 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIl an die zur Beratung hinzugezogenen Fachkrafte der verantwortlichen
Stelle weitergegeben werden, ohne sie vorab anonymisieren/pseudonymisieren (siehe 1.4.3) zu
mussen. Voraussetzung hierfur ist jedoch, dass dies fir die Einschatzung des Gefahrdungsrisikos
von Bedeutung sind. Die Entscheidung hiertber trifft die Fachkraft, der die Informationen anver-
traut worden sind, in einem eigenen Abwagungsprozess.

Vertretungssituationen

Auch in Vertretungssituationen kénnen sich betroffene Personen Fachkraften gegendber ¢ffnen
und dabei Sachverhalte offenbaren, die dem besonderen Vertrauensschutz unterliegen. Handelt
es sich dabei um Informationen, die auf eine Kindeswohlgefahrdung hindeuten, hat die Ver-
tretungsfachkraft zu Gberprufen, ob es sich um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohl-
gefahrdung (siehe: 1.3) handelt und sofern sich dies bestéatigt, das Gefdhrdungsrisiko im Zusam-
menwirken mehrerer Fachkréfte einzuschatzen (siehe 1.4). Dabei ist sie ebenfalls befugt, gem.

§ 64 Abs. 1 SGB VIII (siehe 1.4.1) und § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIl alle notwendigen Sozialdaten
(inkl. der anvertrauten) an die aus ihrem Team hinzugezogenen Fachkrafte zum Zweck der
Gefahrdungseinschatzung weiterzugeben.

Nach Ende der Vertretungssituation kdnnen der eigentlich fallzustandigen Fachkraft nach

§ 65 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIl alle anvertrauten Sozialdaten weitergegeben werden, die zur weiteren
Einschatzung des Geféhrdungsrisikos von Bedeutung sind. Darauf sind die betroffenen Personen
vorab hinzuweisen, sofern dies nicht zu einer weiteren Gefahrdungssituation einzelner Minder-
jéhriger fahrt.

Endet eine Vertretungssituation vor Durchfihrung einer Gefahrdungseinschatzung, ist die Vertre-
tungsfachkraft gem. § 65 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII ebenfalls befugt, alle ihr anvertrauten Informa-
tionen, die auf eine Kindeswohlgefahrdung hindeuten und zur Einschatzung des Gefahrdungs-
risikos von Bedeutung sind, an die Fachkraft weiterzugeben, in deren Zustandigkeit die weitere
Fallbearbeitung liegt.

Staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen und Sozialpadagog*innen haben bei ihrer Tatigkeit

im Jugendamt den sozialrechtlich verankerten besonderen Vertrauensschutz nach § 65 SGB VI
zu beachten und dartber hinaus gem. § 203 Abs. 1 StGB keine Privatgeheimnisse zu verletzen.
Nach dieser Vorschrift ist das unbefugte Offenbaren eines im beruflichen Kontext anvertrauten
bzw. sonst bekannt gewordenen fremden Geheimnisses mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr bedroht. Staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen und Sozialpddagog*innen sind
davon genauso betroffen, wie andere Berufsgeheimnistrager*innen, z.B. Arzt*innen, Rechtsan-
walt*innen, Berufspsycholog™® innen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlusspru-
fung usw..

Als fremdes Geheimnis bezeichnet man eine Tatsache, die den persoénlichen Lebens- und
Geheimnisbereich eines anderen Menschen betrifft, die hochstens einem beschrankten Perso-
nenkreis bekannt oder zuganglich ist und an deren Geheimhaltung die betroffene Person (Adres-
sat*in) ein mutmaBliches Interesse durch die Geheimnistrager*innen (z.B. Sozialarbeiter*innen)
hat.'* Nicht unter den Geheimnisbegriff fallen Lugen oder unrichtige Informationen, wohl aber
Tatsachen, die als Gerticht bekannt sind und noch einer Bestatigung bedurfen. Als Geheimnis gilt
z.B. die Tatsache, dass jemand Hilfe zur Erziehung erhélt, Erziehungsdefizite von Kindern, der
Zustand einer Wohnung bei Hausbesuch bzw. eine vermutete Kindeswohlgeféhrdung. Dazu

139 Vgl.: Lehmann in: Lehmann (2002), Recht sozial. Rechtsfragen der Sozialen Arbeit, S. 264 f.; LK-StGB, Laufhutte
u.a./Schinemann (2010), § 203, Rn. 19 sowie Fischer (2019), Strafgesetzbuch § 203, Rn. 7 ff.
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gehoren aber auch schon personliche Daten wie Namen, Adressen und Telefonnummern.
Anvertraut ist der*dem Sozialarbeiter*in das Geheimnis, wenn ihr*ihm die Information in der
Erwartung mitgeteilt wird, sie*er werde diese vertraulich behandeln und nicht offenbaren.

Die betroffene Person weiht sie*ihn also nur deshalb in das Geheimnis ein, weil sie sich auf
ihre*seine Verschwiegenheit (stillschweigend) verlasst. Das mitgeteilte Geheimnis muss dabei
nicht in Zusammenhang mit einer geplanten oder erbrachten Hilfeleistung stehen, sondern
kann auch andere Bereiche der betroffenen Person angehen. , Sonst bekanntgeworden” ist das
Geheimnis, wenn es die*der Sozialarbeiter*in zwar nicht von der betroffenen Person selbst, aber
Kraft ihrer Berufsaustibung durch eigene oder fremde Handlungen erfahrt. Dies ist zum

Beispiel der Fall, wenn das Kind beim Hausbesuch die Tur zum elterlichen Schlafzimmer &ffnet
und dadurch ungewollt ein Blick auf dessen Zustand ermdglicht wird.

Gibt die*der Sozialarbeiter*in das Geheimnis an Personen weiter, denen der Sachverhalt bislang
nicht bekannt ist, offenbart sie es. Das ist jedoch nur erlaubt, wenn eine Offenbarungsbefugnis
vorliegt. Dies kann die Einwilligung (siehe 4.2) der betroffenen Person oder aber auch eine Geset-
zesnorm sein. Als gesetzliche Offenbarungsbefugnis dienen u.a. § 138 StGB oder § 65 SGB VIl
Liegt zum Zeitpunkt der Offenbarung keine Befugnis vor, handelt die*der Sozialarbeiter*in
unbefugt. Eine unbefugte Offenbarung wiederum ist strafbedroht. Die Weitergabe an Fachkréfte
und Vorgesetzte im selben Team oder Trager ist ebenfalls ein Offenbaren und ohne Befugnis
unzulassig.’® Die strafrechtlich relevante Schweigepflicht gilt also auch gegentber ebenfalls
Schweigepflichtigen.'

Fur den Prozess der Gefahrdungseinschatzung gilt: Wird der*dem schweigepflichtigen Sozial-
arbeiter*in im Rahmen ihrer*seiner Tatigkeit ein Geheimnis anvertraut oder sonst bekannt, kann
sie*er es an die Teilnehmer*innen der Beratung mit Einwilligung der betroffenen Person weiter-
gegeben/Ubermitteln. Liegt diese nicht vor, kénnen die Informationen auf Grundlage von § 65
Abs. 1 Nr. 4 SGB VIIl befugt im Beratungsprozess offenbart werden. Dabei ist es unerheblich, ob
die an der Beratung teilnehmenden Fachkrafte'#? aus dem Jugendamt oder von externen Stellen
kommen, vorausgesetzt, die Weitergabe/Ubermittlung der Sozialdaten ist zur Einschatzung der
Gefahrenlage einzelner Minderjahriger erforderlich.

DarUber hinaus unterliegen im &ffentlichen Dienst Beschaftigte der Regelung nach § 203 Abs. 2
StGB. Anders als in Abs. 1 werden in Abs. 2 keine Berufsgruppen, sondern Personen angespro-
chen, die bestimmte Funktionen bzw. Aufgaben Gbernehmen, wie z.B. Amtstrager*innen im
Sinne von 8 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB. § 203 Abs. 2 StGB gilt deshalb auch fur Mitarbeitende eines
Jugendamtes, die nicht unter die Regelung des § 203 Abs. 1 StGB fallen, wie z.B. Erzieher*innen
oder Padagog*innen.

Nach § 203 Abs. 2 StGB ist die unbefugte Offenbarung eines fremden Geheimnisses, das einem
als Amtstrager*in anvertraut oder sonst bekanntgeworden ist, ebenfalls mit Geldstrafe oder Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr bedroht. Ein Geheimnis kann allerdings immer dann befugt inner-
halb der Behorde weitergegeben werden, wenn es Amtstrager*innen als Reprasentant*innen
ihrer Behorde bei der Wahrnehmung von Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung erfahren. Dies
kann z.B. der Fall sein, wenn die Fachkraft des Sozialen Dienstes als Jugendamtsvertreter*in das
Kind und seine Lebenssituation nach Eingang einer Kinderschutzmeldung in Augenschein nimmt
und ihr dabei ein Geheimnis anvertraut oder sonst bekannt wird. Anders als bei § 203 Abs. 1
StGB konnen betroffene Personen hier nicht von einer Vertrauensbeziehung zur Fachkraft des
Jugendamtes ausgehen, da diese Ermittlungsaufgaben zur Erfillung des staatlichen Wachter-
amtes nachgeht. Die Weitergabe hierbei erfahrener Geheimnisse an andere Mitarbeitende eines
Jugendamtes zur weiteren Fallarbeit, etwa im Rahmen der Einschatzung des Gefahrdungsrisikos
gem. § 8a Abs. 1 SGB VI, stellt dann kein Offenbaren da. Sie bedarf deshalb aus strafrechtlicher

140 Vgl.: Lehmann in: Lehmann (2002), Recht sozial. Rechtsfragen der Sozialen Arbeit, S. 267 ff.
141 Vgl.: BayObLG, Beschluss vom 08. November 1994 -2 St RR 157/94, in: NStZ (1995), S. 187 f.
142 Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 13 und BT-Drs. 19/26107, S. 74.



Perspektive auch keiner zusatzlichen gesetzlichen Befugnis bzw. der Einwilligung der Betrof-
fenen, sofern dadurch der bei der Informationsgewinnung maBgebliche Zweck (Erfullung des
Schutzauftrages) verwirklicht wird.' Nehmen an der Geféhrdungseinschatzung Personen teil,
die nicht aus dem Jugendamt kommen, liegt gegentber Fachkraften in § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VI
eine gltige Offenbarungsbefugnis, sofern die Betroffenen der Datentbermittlung nicht zustim-
men.

Ist eine Fachkraft des Sozialen Dienstes sowohl im beratenden/therapeutischen Bereich (§ 203
Abs. 1 StGB) als auch als Amtstrager*in im Bereich staatlicher Ermittlungsaufgaben (§ 203
Abs. 2 StGB) tatig, entscheidet die Funktion, in der ihr ein Geheimnis bekannt geworden ist,
ob es unter den Schutzbereich aus Absatz 1 oder Absatz 2 fallt.

Erfahrt eine Fachkraft des Sozialen Dienstes das Geheimnis als |, Sozialarbeiter*in”, z.B. im Rahmen
eines Beratungsgespraches, unterliegt es § 203 Abs. 1 StGB. In diesem Fall ist davon auszuge-
hen, dass ein Geheimnis nur deshalb offenbart worden ist, weil die betroffene Person von der
Verschwiegenheit der Fachkraft ausgegangen ist. Eine Weitergabe/Ubermittlung des Geheimnisses
im Rahmen der Geféhrdungseinschatzung ist dann mit Einwilligung der Person maoglich, die der
Fachkraft den Sachverhalt anvertraut hat. Liegt diese nicht vor, legitimiert § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB
VIl die Weitergabe an Teammitglieder bzw. die Ubermittlung an Personen, die der verantwort-
lichen Stelle nicht angehdren im erforderlichen Umfang.

Erfahrt die Fachkraft das Geheimnis hingegen als , Amtstrager*in”, etwa bei der Uberpriifung
einer Kinderschutzmeldung, und macht sie den Betroffenen gegentber deutlich, dass es ihr als
Vertreterin des Jugendamtes auf genau diese Funktion ankommt, fallt dieses unter § 203 Abs.

2 StGB. Geheimnisses kdnnen dann zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos an die Teammit-
glieder im Trager auch ohne entsprechende Einwilligung weitergegeben werden.'* Gegenuber
Personen, die der verantwortlichen Stelle nicht angehoren, kénnen die Informationen mit Einwil-
ligung der Person, die der Fachkraft das Geheimnis anvertraut hat bzw. auf Grundlage von

§ 65 Abs. 1 Nr. 4 tat, offenbart werden.

Fur Hilfesuchende ist nicht immer erkennbar, in welcher Funktion ihnen eine Fachkraft gegen-
Ubersteht. Zur Vermeidung von Konflikten sollte die Fachkraft des Jugendamtes deshalb jeweils
ihre Rolle und den Anlass des Gespraches/Besuchs erlautern.'4

Kurz und knapp

Bei der Gefahrdungseinschatzung innerhalb eines Teams des Sozialen Dienstes kénnen
die Fachkréfte auch ihnen anvertraute Informationen/Geheimnisse weitergeben, sofern
sie zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlich sind. Datenschutzrechtliche
Bedenken sind in dem Fall zweitrangig.

143 Vgl.: LK-StGB, Laufhutte u.a./Schiinemann (2010), § 203, Rn. 37, 45.
144 Vgl.: ebd.
145 Vgl.: Lehmann in: Lehmann (2002), Recht sozial. Rechtsfragen der Sozialen Arbeit, S. 267.
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1.4.3 Was gilt, wenn Fachkrafte zur Gefahrdungseinschatzung hinzuge-
zogen werden, die nicht dem eigenen Fachteam angehéren?

In speziellen Fallkonstellationen ist es erforderlich, zur Einschdtzung des Gefahrdungsrisikos auf
Sachverstand auBerhalb des eigenen Fachteams zurlickzugreifen. So kann es z.B. notwendig
sein, Fachkrafte eines anderen Teams mit einzubeziehen, die Uber eine besondere Expertise im
Bereich der sexualisierten Gewalt verfligen, wodurch die Sozialpddagogische Familienhilfe tief-
ergehende Einblicke in die Lebenssituation eines Kindes erhalt, die*den behandelnden Kinder-
arzt*in zur Bewertung des Entwicklungsstandes eines Kindes hinzuzieht oder aber tber

eine*n Lehrer*in Hinweise zur Interaktion eines Kindes im Kontakt mit Gleichaltrigen einbezieht.

Nehmen Fachkrafte an der Geféhrdungseinschatzung teil, die dem eigenen Fachteam nicht
angehdren, ist es erforderlich, ihnen zur Erftllung des Beratungszwecks entsprechende Falldaten
weiterzugeben bzw. zu tbermitteln. Das umfasst ggf. auch Sachverhalte, die unter den beson-
deren Vertrauensschutz gem. § 65 SGB VIl (siehe: 1.4.2.1) bzw. die Schweigepflicht gem.

§ 203 StGB (siehe: 1.4.2.2) fallen.

Mit Ausnahme von Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz unterliegen, ist das
Jugendamt als Verantwortlicher i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DS-GVO befugt, Sozialdaten gem. § 64 Abs.
1 SGB VIl weiterzugeben, bzw. gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X an Dritte zu Ubermitteln, wenn
es fur die Erfullung seiner gesetzlichen Aufgabe (z.B. Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung)
erforderlich ist.

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen ist eine zentrale Aufgabe des Jugendamtes. Hierfur ist
die Gefahrdungseinschatzung bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte fur eine Kindes-
wohlgefahrdung gem. § 8a Abs. 1 SGB VIl als fachliches Instrument obligatorisch.

Die Teilnahme am Beratungssetting von nicht dem eigenen Fachteam angehérenden Personen
ist erforderlich, wenn zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos ihre fach- bzw. familienspezifische
Kenntnisse benotigt werden. Ob diese Bedingung erfullt ist, entscheidet die fallverantwortliche
Fachkraft im Einzelfall.

Im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung kénnen anvertraute Sozialdaten nach § 65 SGB VIII
bzw. Geheimnisse nach § 203 StGB im fur den Schutz Minderjahriger erforderlichen Umfang an
Fachkrafte' gem. § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII befugt weitergegeben/tUbermittelt werden.

Bei der Erfullung des Schutzauftrages ist der Grundsatz der Datenminimierung gem. Art. 5 Abs.
1c DS-GVO zu beachten. Das bedeutet, es sind nur die Sozialdaten in den Beratungsprozess
einzubringen, die zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos benétigt werden. Dartber hinaus steht
die Ubermittlung von Sozialdaten an Personen auBerhalb des Jugendamtes als Verantwortlicher
i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DS-GVO unter doppeltem Vorbehalt. Zum einen hat sie nach § 69 SGB X i.V.m.
§ 64 Abs. 2 SGB VIIl immer dann zu unterbleiben, wenn dadurch eine zu gewahrende Leistung
in Frage gestellt werden wirde. Da die Beteiligung externer Fachkréfte an der Fallberatung in
erster Linie erfolgt, um neben dem bestehenden Schadensrisiko auch geeignete MaBnahmen (inkl.
Hilfeangebote) zum Schutz Minderjahriger fachlich fundiert zu ermitteln, wird diese Schranke in
der Regel nicht greifen. Zum anderen sind die Sozialdaten gem. § 64 Abs. 2a SGB VIII zu anony-
misieren oder zu pseudonymisieren, sofern die Aufgabenerfullung dies zulasst.

Anonymisiert sind personenbezogene Informationen, wenn die betroffene Person nicht oder
nicht mehr identifiziert werden kann. Werden personenbezogene Daten anonymisiert, fehlen
ihnen die Merkmale eines Sozialdatums. Insofern sind diese Daten nicht der DS-GVO bzw. den

146 Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 13 und BT-Drs. 19/26107, S. 74.



sozialrechtlichen Datenschutzbestimmungen unterworfen.'” Pseudonymisierte Sozialdaten lassen
sich ohne Hinzuziehung zusatzlicher Informationen nicht mehr einer spezifisch betroffenen Person
zuordnen.!®

Werden Personen ausschlielich aufgrund ihrer fachlichen Expertise an der Geféhrdungsein-
schatzung beteiligt, etwa ein*e Psychiater*in, die*der z.B. Angaben zu den Auswirkungen einer
affektiven Personlichkeitsstorung der Erziehungsberechtigten auf das Kindeswohl erlautern

und einschatzen soll, ist der Beratungserfolg nicht in Frage gestellt, wenn die Sozialdaten vorab
anonymisiert/pseudonymisiert werden. Hier geht es um das Hinzuziehen von Fachwissen zur
Einschatzung konkreter Gefdhrdungsaspekte. Etwas anderes ergibt sich, wenn Personen an der
Gefahrdungseinschatzung teilnehmen, weil sie das Umfeld und die Lebenssituation eines Kindes
gut kennen bzw. beschreiben kdnnen, etwa eine behandelnde Kinderarztin oder ein behandelnden
Kinderarzt, eine Sozialpadagogische Familienhilfe, die die Betroffenen im Rahmen einer Hilfe
zur Erziehung begleitet oder die Frihférderung, die das Kind wochentlich in seiner persénlichen
Umgebung besucht. In diesen Féllen ist eine Anonymisierung/Pseudonymisierung der Betroffe-
nendaten nicht moglich.

Im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung hat das Jugendamt Uber § 62 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe
d SGB VIl die Befugnis, auch ohne Wissen bzw. Mitwirken der betroffenen Personen, bei den
externen Beratungsteilnehmer*innen alle Sozialdaten zu erheben, die zur Erfullung des Schutz-
auftrages nach § 8a SGB VIl bzw. fur eine Gefédhrdungsabwendung nach § 4 KKG benétigt
werden. '

Kommen hinzugezogene Beratungsteilnehmer*innen aus einem anderen Team des Sozialen
Dienstes bzw. anderen Organisationseinheit (z.B. Sachgebiet, Fachdienst etc.) des Jugendamtes,
z.B. dem Pflegekinderdienst, der Erziehungsberatungsstelle oder aus einem anderen Team des
Sozialen Dienstes, haben sie im Rahmen ihrer Tatigkeit (dazu zahlt die Teilnahme an der Gefahr-
dungseinschatzung) das Sozialgeheimnis zu wahren.

Nach § 35 Abs.1 Satz 1 SGB | haben alle Menschen das Recht, dass ihre Sozialdaten vom Leis-
tungstrager als ihr Sozialgeheimnis nicht unbefugt verarbeitet werden. Dies ist auch innerhalb
der verantwortlichen Stelle sicherzustellen. Sozialdaten sind nach Art. 4 DS-GVO und § 67 Abs. 2
SGB X alle personenbezogenen Daten, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natdr-
liche Person beziehen, wie z.B. Name, Geburtsdatum, Nationalitat, korperliche, geistige, psychische
Merkmale, Inanspruchnahme von Sozialleistungen, Gewohnheiten, Verhaltensweisen etc.
Aufgrund dieser weiten Begriffsbestimmung fallen alle Angaben, die das Jugendamt aus der
Privatsphare der betroffenen Personen erfahrt, unter das Sozialgeheimnis. Betroffene Personen
sind Personen, auf die sich die Sozialdaten unmittelbar beziehen.'®

Das Sozialgeheimnis ist eine spezielle Ausformung des informationellen Selbstbestimmungsrechts
far den Sozialleistungsbereich.'' Daraus folgt, dass die Verarbeitung von Sozialdaten gem. § 35
Abs. 2 SGB | einem Verbot mit Erlaubnisvorbehalt unterliegt. Sozialdaten durfen also nur mit Ein-
willigung der betroffenen Person bzw. unter den in der DS-GVO und in §§ 67 ff. SGB X genann-
ten Voraussetzungen verarbeitet werden. Fir die Kinder- und Jugendhilfe gelten zudem

147 Vgl.: Erwagungsgrund 26, DS-GVO.

148 Vgl.: Art 4 Nr. 5 DS-GVO.

149 Vgl.: BT-Drs. 5/21, S. 107 f.

150 Vgl.: Busch (1997), Der Schutz von Sozialdaten in der Jugendhilfe, S. 26 f.
151 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 20.
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die Vorschriften zum Sozialdatenschutz aus §8 61 ff. SGB VIII.'>? Dies haben Mitarbeitende des
Jugendamtes bei ihrer Tatigkeit grundséatzlich zu beachten. Der Schutz von Sozialdaten ist im
Rahmen der Gefdhrdungseinschatzung insofern strukturell vollumfanglich geregelt.

Flr Fachkréafte (etwa Arzt*innen oder Lehrer*innen), die nicht bei einem 6ffentlichen Trager
beschaftigt sind, gilt nicht das Sozialgesetzbuch. Sie sind daher bei ihrer Tatigkeit auch nicht dem
Sozialgeheimnis verpflichtet. Sofern sie unter die Regelung von § 203 StGB fallen, haben sie
jedoch die strafbewehrte Schweigepflicht zu beachten. Gleichwohl sollen insbesondere Berufsge-
heimnistrager*innen, die dem Jugendamt gem. § 4 Abs. 3 KKG Hinweise auf eine Kindeswohl-
gefahrdung tbermittelt haben, nach § 8a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB VIl in geeigneter Weise an der
Geféhrdungseinschatzung beteiligt werden. Vorausgesetzt ist, dass dadurch nicht der wirksame
Schutz Minderjéhriger gefahrdet wird und dass nach fachlicher Einschatzung der fallverant-
wortlichen Fachkraft die Teilnahme erforderlich ist. Wenn das Jugendamt ihre Expertise in eine
Beratung miteinbeziehen maéchte, sind sie gem. § 82a Abs. 2 SGB X vor — spatestens aber mit
Beginn — der Beratung darauf hinzuweisen, dass die Auskunftserteilung freiwillig ist. Personen/
Stellen im Sinne von § 78 SGB X sind dartber hinaus aufzukldren, dass alle im Beratungskontext
Ubermittelten Sozialdaten gem. § 78 Abs. 1 und 2 SGB X nur zum Zweck der Gefédhrdungsein-
schatzung verwendet werden durfen. Zudem haben sie diese Daten im selben Umfang geheim
zu halten wie das Jugendamt als die das Sozialgeheimnis wahrende Stelle (verlangerter Sozialda-
tenschutz).'™ Damit soll verhindert werden, dass bei der empfangenden Person/Stelle hinsichtlich
der Ubermittelten Sozialdaten ein niedrigeres Schutzniveau herrscht als beim Jugendamt.

Unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 KKG haben die in § 4 Abs. 1 KKG genannten Berufs-
geheimnistrager*innen die Befugnis, dem Jugendamt alle Informationen zu tbermitteln, die aus
ihrer Sicht fur die Abwendung der Gefahrdung oder zur Einschatzung des Gefdhrdungsrisikos
erforderlich sind. Das umfasst auch Geheimnisse, die unter den Schutz von § 203 StGB fallen.
Erfullt sind diese Voraussetzungen in der Regel, wenn die Berufsgeheimnistrager*innen dem
Jugendamt vorab Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung Gbermittelt haben, damit dieses zur
Gefahrenabwehr entsprechend tatig werden kann. In diesem Fall werden sie in ein und demselben
Gefahrdungsabwendungsprozess tatig.™

Haben sich Berufsgeheimnistrager*innen im konkreten Fall noch nicht an das Jugendamt
gewandt, ist die Ubermittlung der Informationen nicht tber § 4 Abs. 3 KKG legitimiert. Sie kénnen
in diesem jedoch Fall priifen, ob die zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlichen
Informationen unter den strengen Voraussetzungen'® von § 34 StGB (Rechtfertigender Notstand)
offenbart werden. Die Entscheidung, ob diese Voraussetzungen erfullt sind, trifft allein die*der
Berufsgeheimnistrager*in, da sie/er sich mit der Offenbarung der unter den Schutzbereich von

§ 203 StGB fallenden Informationen auch der Gefahr einer Strafverfolgung aussetzt.'®

Freie Jugendhilfetrager sind keine Leistungstrager im Sinne von § 35 SGB 1i.V.m. §§ 12, 27
Abs. 2 SGB | und deshalb (zunachst) auch nicht an die Vorgaben des Sozialgesetzbuches
gebunden.™ Bevor sie jedoch zur Durchfihrung einer Hilfe zur Erziehung in Anspruch genom-
men werden kénnen, hat das Jugendamt gem. § 61 Abs. 3 SGB Vil sicherzustellen, dass freie
Trager einen Datenschutzstandard gewahrleisten, der dem des 6ffentlichen Tragers entspricht.

152 Vgl.: Hundt (2019), Datenschutz in der Kinder- und Jugendhilfe, S. 45 und LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022),
§ 61, Rn. 68.

153 Vgl.: LPK-SGB X, Diering u.a./Stéhler (2019), § 78, Rn. 11.

154 Vgl.: BT-Drs. 19/26107, S. 75.

155 Siehe: Fn. 25.

156 Vgl.: MUuKoStPO, Knauer u.a./Kreicker § 53 Rn. 6-10.

157 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 294.



Damit werden sie sogenannte abgeleitete Normadressaten des § 35 SGB | und haben infolgedessen
bei der Leistungserbringung den Schutz personenbezogener Daten gem. §§ 61 bis 68 SGB VIII
und §§ 67 ff. bis 85a SGB X (inkl. der Normen des BDSG, auf die im SGB X verwiesen wird) in
gleicher Weise wie der 6ffentliche Trager sicherzustellen. Erganzend werden sie Gber

§ 35 Abs. 2 SGB | zur Einhaltung der DS-GVO verpflichtet.

Nehmen Fachkrafte freier Jugendhilfetrager im Rahmen der Leistungserbringung an einer
Gefahrdungseinschatzung teil, haben sie gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X die Befugnis, alle
personenbezogenen Daten der betroffenen Personen an den Sozialen Dienst des Jugendamtes
zu Ubermitteln, die notwendig sind, damit dieser das Gefahrdungsrisiko fachlich rekonstruierbar
einschatzen kann. Ausgenommen davon sind personenbezogene Daten, die dem besonderen
Vertrauensschutz gem. § 65 SGB VIIl bzw. der Schweigepflicht nach § 203 StGB unterliegen.
Diese Informationen kénnen nach § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII im erforderlichen Umfang ebenfalls
Ubermittelt werden.

Personen, die im beruflichen Kontext weder den Regelungen des Sozialgesetzbuches noch der
strafrechtlich relevanten Schweigepflicht unterliegen, haben tber Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO'® die
Befugnis, die zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlichen Auskinfte zu geben.

Kurz und knapp

Fachkréfte, die der verantwortlichen Stelle nicht angehoéren, kénnen an der Gefahr-
dungsberatung beteiligt werden, wenn ihre Expertise bzw. ihre Kenntnisse fur die
Einschatzung des Gefahrdungsrisikos von Bedeutung sind. Das Jugendamt ist befugt,
ihnen alle zur Erfullung des Beratungszwecks erforderlichen Sozialdaten zu Ubermitteln.
Die Sozialdaten sind zu anonymisieren/pseudonymisieren, sofern die Aufgabenerftllung
dies zulasst.

1.5 Abschluss der Gefahrdungseinschatzung: Schutzauftrag

Ist die Erziehungsfahigkeit der Erziehungsberechtigten so weit eingeschrankt, dass eine Kindes-
wohlgefdhrdung vorliegt, hat die fallverantwortliche Fachkraft des Jugendamtes betreffenden
Kindern und Jugendlichen gegenuber einen Schutzauftrag.

Den Erziehungsberechtigten ist in so einem Fall klar und verstandlich zu vermitteln, durch
welches Handeln bzw. Nichthandeln sie ihr Kind gefahrden. Gemeinsam mit ihnen ist zu Gber-
prafen, ob sie die Fahigkeit besitzen, ihr Verhalten zum Schutz ihres Kindes zu verandern. Erste
Indikatoren daftr sind eine vorhandenen Problemeinsicht und die Bereitschaft, mit dem Jugendamt
hinsichtlich der Gefédhrdungsabwehr kooperieren zu wollen.™® Sind Erziehungsberechtigte in der
Lage und bereit, die Gefdhrdung abzuwenden, besteht die Moglichkeit, im Rahmen der Hilfepla-
nung nach § 36 SGB VIl eine tragfahige Vereinbarung zum Schutz Minderjéhriger zu
verabreden. Dies schlieBt den Einsatz notwendiger und geeigneter Hilfeleistungen durch Trager
der freien Jugendhilfe mit ein (siehe 1.5.1).

158 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland, haben die Befugnis zur Datentbermittlung gem. § 8 Abs.
7 EKD, die der Katholischen Kirche gem. 8 9 Abs. 5 KDG. Zu beachten ist allerdings, dass Mitarbeitende der ge-
nannten Kirchen den Vorschriften des Sozialdatenschutzes unterliegen, wenn sie z.B. Leistungen nach dem SGB VI
erbringen. Siehe dazu auch Kapitel 2.

159 Vgl.: PK-SGB VIll, Moller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 22.
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Besteht bei den Erziehungsberechtigten weder eine Problemeinsicht noch eine Kooperations-
bereitschaft, hat das Jugendamt zu Uberprifen, ob das Familiengericht anzurufen ist. Sofern es
sein Tatigwerden zum Schutz Minderjahriger fur notwendig erachtet, ist es dazu verpflichtet,
ohne dass hierfir ein Ermessensspielraum besteht (siehe 1.5.2).7%°

Vorgehen bei Schutzauftrag

Verfahrensablauf fir den Sozialen Dienst des Jugendamtes

Einschrankungen der Erziehungsfahigkeit, die Teil einer Kindeswohlgefahrdung sind

Problemeinsicht / KEINE Problemeinsicht /
Kooperation der EZB Kooperation der EZB

Dokumentierter Verfahrensablauf Unmittelbare
Schutzmafnahme

Benennen der eingeschitzten
Gefdhrdungssituation in der sich das Kind/
die*der Jugendliche befindet

° Inobhutnahme und/oder Anrufen des
Familiengerichts

Einschaiten der zur Gefahrdungsabwendung

v notwendigen/zustandigen Stellen
Sichtweise der EZB zur eingeschatzten
Gefahrdungssituation
Wegfall einer tragfihigen
v ® Kooperationsbereitschafy

Problemeinsicht (keine
ausreichende Verinderungs-
bereitschaft/fahigkeit)

Abbruch der
Zusammenarbeit/Hilfe

Benennen, vor welcher Gefahr die EZB das
Kind/ die*den Jugendliche*n zu schiitzen
haben

h 4

Gemeinsames Erstellen eines
Handlungsplans zum Schutz des
Kindes/der*des Jugendlichen

v
g [ ey ket Gtichen Zustindighe
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A 4 Unmittelbare

Schutzmafnahme

Gefahr Ende des mit Falliibergabe Ende des
abgewandt  Schutzauftrages Schutzauftrages

Informationen zum Gefahrdungsrisiko an
die zustandige Fachkraft. Moglichst unter
direkter Beteiligung der Betroffenen

Bei Bedarf weitere
Hilfeleistungen
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Abb. 5. Vorgehen bei Schutzauftrag - Verfahrensablauf fur den Sozialen Dienst des Jugendamtes

160 Vgl.: FK-SGB VIII, Minder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 39; LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a,
Rn. 75, 83; Wiesner, Wapler/Wapler (2022), § 8a, Rn. 37 sowie PK-SGB VIII, Moller/Radewagen (2022), § 8a,
Rn. 26.



1.5.1 Wie sind Informationen an einen Leistungserbringer zur Durch-
fihrung einer Hilfe zur Erziehung datenschutzkonform zu liber-
mitteln?

Liegt die tragféhige Bereitschaft der Erziehungsberechtigten vor, unterstutzt durch eine Hilfe zur
Erziehung an der Abwendung der Geféhrdungssituation arbeiten zu wollen, ist bei Unterzeich-
nung des Hilfeantrags auch ihre Zustimmung zur daftr erforderlichen Datenverarbeitung einzu-
holen.

Damit Adressat*innen in der Lage sind, diese Zustimmung informiert geben zu kénnen, sind sie
spatestens zum Zeitpunkt der Erhebung der fur die Hilfegewahrung erforderlichen Sozialdaten
Uber den anstehenden Verarbeitungsvorgang und seinen Zweck aufzuklaren. Dafur sind ihnen
alle Informationen zur Verfligung zu stellen, die unter Berticksichtigung der besonderen Umsténde
notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten
gewahrleisten zu kénnen.'®' Das umfasst auch Hinweise auf die erforderliche Datentbermittlung
an den zur Durchftihrung einer Hilfe zur Erziehung hinzuzuziehenden Leistungserbringer.

Welche Informationen den betroffenen Personen insgesamt zur Verfigung gestellt werden
mussen, regelt Art. 13 DS-GVO. Die in § 82 SGB X aufgefthrten Ausnahmen, sind hier zu
vernachlassigen. Mit der Umsetzung der Informationspflicht geht es fir den 6ffentlichen Trager
nicht nur um die Erftllung eines gesetzlichen Auftrags, sondern auch um die Einhaltung zentraler
ethischer Prinzipien Sozialer Arbeit. Analog ihrem Subjektstatus sind den Adressat*innen alle
Informationen zu der geplanten Datenverarbeitung zu Verfligung zu stellen, um sie umfassend
dartber aufzuklaren, was und mit welchem Grund etwas mit ihren Sozialdaten passiert und welche
Rechte sie gegeniber dem Leistungstrager als verantwortlicher Stelle haben.'s?

Ein vager Verweis auf einen Aushang oder eine Internetseite zu den Informationen wird deshalb
ebenso wenig genligen, dem Transparenzgebot nach Art. 13 DS-GVO ausreichend Rechnung
tragen zu kénnen, wie auch ein abstrakt formuliertes Schreiben, das den Betroffenen kom-
mentarlos Gbergeben wird. Vielmehr sind den betroffenen Personen alle Angaben in klarer und
einfacher Sprache unmittelbar zur Verfigung zu stellen, dies gilt insbesondere fur Auskiinfte,
die sich speziell an Kinder und Jugendliche richten. Unerheblich ist es hingegen, ob das schrift-
lich, elektronisch oder aber in anderer Form geschieht. Entscheidend ist, dass es fur die jeweilige
Zielgruppe leicht zugénglich, prazise und verstandlich ist. Gerade bei Kindern bietet es sich an,
entwicklungsgerechte Informationsformate aus ihrem Alltag zu nutzen, etwa ein Legefilm oder
eine Bildergeschichte. Fur Jugendliche kommen ggf. Filme auf Plattformen sozialer Medien und
flr Erwachsene Broschiren aus Text und Grafiken in Frage. Ratsam ist, dass die Informationen
in einem personlichen Gesprach zur Verfligung gestellt werden, damit die betroffenen Personen
eine Moglichkeit zur Nachfrage haben. Es versteht sich von selbst, dass fur diejenigen, die die
deutsche Sprache (noch) nicht verstehen, diese Informationen zu Ubersetzen sind.

Mit der Bereitschaft der Erziehungsberechtigten, eine Hilfe zur Erziehung annehmen zu wollen,
und der sich daran anschlieBenden Zustimmung in die Datenverarbeitung ist das Jugendamt
befugt, dem hinzugezogenen freien Trager als Leistungserbringer gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X
alle fur die Hilfedurchfiihrung notwendigen Sozialdaten zu Gbermitteln. Ausgenommen hiervon
sind Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz nach § 65 SGB VIl bzw. der Schweige-
pflicht gem. § 203 StGB unterliegen. Zur Ubermittlung dieser Informationen bedarf es einer
gesonderten Einwilligung (siehe 4.2) der betroffenen Personen. Alternativ ist es im Einzelfall
unter den strengen Voraussetzungen'®® von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIl i.V.m. § 34 StGB auch gegen
ihren Willen bzw. ohne ihre Zustimmung im erforderlichen Umfang maglich. Sind betroffene
Personen jedoch nicht bereit, in die Ubermittlung der zum Schutz Minderjahriger benétigten an-

161 Vgl.: Erwagungsgrund 60, DS-GVO.
162 Vgl.: DBSH (1997), Ethik in der Sozialen Arbeit, S. 4.
163 Siehe: Fn. 25.
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vertrauten Sozialdaten/Geheimnisse an den Leistungserbringer einzuwilligen, ist sowohl ihre
Veranderungsbereitschaft als auch die Geeignetheit einer ambulanten Hilfe zur Erziehung kritisch
zu hinterfragen.'® Gegebenenfalls ist in diesem Fall zu prifen, ob das Familiengericht gem.

§ 8a Abs. 2 SGB VIl anzurufen ist (siehe 1.5.2).

Kurz und knapp

Mit Beantragung einer Hilfe zur Erziehung und Zustimmung zur Datenverarbeitung
kénnen die Jugendamter den freien Tragern alle zur Hilfedurchfihrung notwendigen
Informationen zukommen lassen. Fur einen tragfahigen Kinderschutz bedarf es zur
Ubermittlung von Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz/der strafrechtlich
bedeutsamen Schweigepflicht unterliegen, der Einwilligung der betroffenen Personen.

1.5.2 Welche Informationen diirfen an das Familiengericht libermittelt
werden?

Werden Erziehungsberechtigte damit konfrontiert, dass sich ihr Kind in einer von ihnen verur-
sachten oder nicht verhinderten Gefahrdungslage befindet, kann dies in einer ersten Reaktion
zu einer Abwehrhaltung gegendber dem Jugendamt und den von ihm angebotenen Unterstit-
zungen zur Gefahrenabwehr ftihren. Unabhangig davon, welche Griinde (z.B. Scham, Angst
vor dem was kommt, Unsicherheit etc.) ein solches Verhalten bedingen, ist allein die Weigerung
der Erziehungsberechtigten mit dem Jugendamt zusammenarbeiten zu wollen, zundchst kein
Grund, sofort das Familiengericht anrufen zu mussen. In solchen Situationen sind die Fachkrafte
vielmehr gefordert, u.a. mit Einfihlungsvermogen, besonderen Beratungstechniken (z.B. change
talk, confidence talk) und einer klaren Haltung zum Kinderschutz bei den Erziehungsberechtigten
eine Problemeinsicht und Kooperationsbereitschaft zu wecken, um sie so fir eine tragfahige
Mitarbeit zu gewinnen. Hierflr ist es wichtig, ihnen transparent und verstandlich zu erlautern,

e worin die Gefahrdungslage ihres Kindes liegt,

e warum das Jugendamt aktiv werden muss,

¢ welche Rolle und Handlungsmaoglichkeiten sie bei der Gefahrenabwehr haben,
e welche Handlungsmdglichkeiten und -verpflichtungen das Jugendamt hat.

Fur einen effektiven Kinderschutz sind die Erziehungsberechtigten unverzichtbare Kooperations-
partner*innen. Gelingt es dem Jugendamt, sie in den Prozess zur Gefahrenabwehr als verléssliche
Akteure mit einzubeziehen, weil sie z.B. ihr Verhalten andern oder erforderliche Hilfen annehmen,
kann die Gefahrdungslage ohne Eingriff in das elterliche Sorgerecht abgewandt werden. Es bedarf
dann auch nicht der Einschaltung des Familiengerichts.'®

Gelingt es hingegen nicht, die Erziehungsberechtigten fur eine Mitarbeit zu gewinnen, weil

sie z.B. nicht bereit sind, an der Einschatzung bestehender Gefahrdungsrisiken im gebotenen
Umfang mitzuwirken oder lehnen sie jede geeignete Hilfe zur Abwendung der Kindeswohlge-
fahrdung ab, hat das Jugendamt zu Uberprtfen, ob das Familiengericht anzurufen ist. Halt das
Jugendamt dessen Tatigwerden nach fachlicher Beurteilung fur erforderlich, ist es dazu nicht
nur berechtigt, sondern gem. § 8a Abs.2 SGB VIII ausdriicklich verpflichtet. Einen Ermessensspiel-

164 Vgl.: Gerber, Kindler (2021), Kriterien einer qualifizierten Gefahrdungseinschatzung, S. 74 f.
165 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 40.



raum hat es hierbei nicht.’®® Gleiches gilt, wenn die Erziehungsberechtigten eine anfangliche
Zusammenarbeit abbrechen, in dem sie z.B. ihre Hilfezusage widerrufen, keine Verédnderungs-
bereitschaft bzw. -fahigkeit haben und angenommene bzw. akzeptierte Hilfen nicht ausreichen,
den Schutz Minderjahriger sicherzustellen, obwohl die Gefahrdungssituation fur ihr Kind weiter
besteht.

Wendet sich das Jugendamt zum Schutz von Kindern/Jugendlichen an das Familiengericht, ist
es befugt, alle hierfir benodtigten Sozialdaten gem. § 69 Abs. 1 Nr. 2 SGB X i.V.m. § 8a Abs. 2
SGB VIII zu Ubermitteln, sofern sie nicht unter den Schutzbereich von § 65 SGB VIII fallen. Die
Einschrankung gem. § 64 Abs. 2 SGB VIII greift hier nicht, da das Vorgehen zur Erfillung des
Schutzauftrages und zur Installation einer ggf. notwendigen Hilfe zwingend notwendig ist.

Die Tatsache einer Kindeswohlgefédhrdung allein reicht nicht aus, dem Familiengericht anvertraute
Sozialdaten (siehe: 1.4.2.1) Ubermitteln zu kénnen. Voraussetzung hierfur ist nach dem Wortlaut
von 8§ 65 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIl vielmehr, dass das Jugendamt eine konkrete Leistung zur Ge-
fahrenabwehr vorgesehen hat, die ohne die Entscheidung des Familiengerichts nicht gewahrt
werden kann.

Im Hinblick auf das staatliche Wachteramt des Jugendamtes nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG ist

bei verfassungsgerechter Auslegung jedoch davon auszugehen, dass die Ubermittlung anver-
trauter Sozialdaten schon dann zuléssig ist, wenn sie fur eine Familiengerichtsentscheidung zur
Abwendung einer Kindeswohlgefdhrdung erforderlich ist. Eine geplante Leistungserbringung
zum Schutz Minderjghriger durch das Jugendamt ist also keine zwingende Ubermittlungsvoraus-
setzung.'®’

Kurz und knapp

Muss das Jugendamt zur Erfullung des Schutzauftrages das Familiengericht anrufen, ist
es befugt, alle Sozialdaten zu Gbermitteln, die das Gericht fur eine Entscheidung zur
Gefahrenabwehr benétigt.

1.5.3 Was ist beim Wechsel der Fallzustandigkeit zu beachten?

Wechselt die Fallzustandigkeit bei Kindeswohlgefahrdung mit Schutzauftrag, besteht die Gefahr,
dass wichtige Informationen, die fur den Schutz Minderjahriger erforderlich sind, verloren gehen.
Um dies zu verhindern, ist die Weitergabe/Ubermittlung aller zur Erfillung des Schutzauftrages
benotigten Sozialdaten an die neu zustandige Fachkraft zwingend erforderlich.

Erfolgt der Zustandigkeitswechsel innerhalb eines Teams des Sozialen Dienstes, handelt es
sich nicht um eine Datentbermittlung an Dritte. Vielmehr werden die Daten genutzt und gem.
§ 64 Abs. 1 SGB VIII zur Auftragserftllung an die fallubernehmende Fachkraft weitergegeben. '8
Keinen Zugriff erhalt sie hingegen auf Informationen, die der fallabgebenden Fachkraft anvertraut
worden sind und deshalb dem besonderen Vertrauensschutz gem. § 65 SGB VIl (siehe 1.4.2.1)
bzw. der Schweigepflicht nach § 203 Abs. 1 StGB (siehe 1.4.2.2) unterliegen. Sofern auch diese

166 Vgl.: FK-SGB VIII, Minder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 40; LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a,
Rn. 75, 83; Wiesner, Wapler/Wapler (2022), § 8a, Rn. 37 sowie PK-SGB VIII, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn.
26.

167 Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 65, Rn. 26 f. und Kepert (2020), ZKJ, S. 167 f.

168 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 64, Rn. 2.
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Sozialdaten nach Einschatzung der fallabgebenden Fachkraft zur (weiteren) Erfillung des
Schutzauftrages notwendig sind, steht einer Weitergabe an die fallubernehmende Fachkraft
nichts im Weg. Hierzu ist es ratsam, zunachst bei den betroffenen Personen dafur zu werben,
der Datenweitergabe an die fallubernehmende Fachkraft zuzustimmen. Dabei ist ihnen klar und
unmissverstandlich zu erldutern, warum die fallibernehmende Fachkraft die Sozialdaten fur den
Schutz Minderjéhriger benétigt. Ein solches partizipatives Vorgehen hilft, dass Einschatzungen
und Entscheidungen des Jugendamtes besser nachvollzogen und damit auch leichter akzeptiert
werden konnen. Liegt die Einwilligung (siehe 4.2) der Betroffenen vor, kénnen anvertraute
Sozialdaten/Geheimnisse gem. § 65 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIIl weitergegeben werden.

Verweigern sie diese hingegen, sind sie nicht erreichbar oder kann die Zustimmung nicht
eingeholt werden, ohne Minderjahrige einer weiteren Gefahrdung auszusetzen, hat die
Weitergabe gem. § 65 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIl zu erfolgen.

Wechselt die Fallzustandigkeit innerhalb des Jugendamtes von einer Organisationseinheit

(z.B. Fachdienst, Sachgebiete etc.) zu einer anderen, etwa vom ASD zum Pflegekinderdienst,
werden die Daten nicht Ubermittelt, sondern genutzt und zur Erftllung des Schutzauftrages
gem. § 64 Abs. 1 SGB VIIl entsprechend weitergegeben.'®®

Nicht automatisch weitergegeben werden anvertraute Sozialdaten/Geheimnisse, die dem besonderen
Schutzbereich des § 65 SGB VIl und § 203 Abs. 1 StGB unterliegen. Gleichwohl sind diese Infor-
mationen ebenfalls weiterzugegeben, sofern sie nach Einschatzung der fallabgebenden Fach-
kraft zur Erftllung des Schutzauftrages zwingend erforderlich sind. Hierflr hat die Fachkraft, der
die Sozialdaten anvertraut worden sind, zunachst bei den Betroffenen um ihre Einwilligung zu
werben. Mit Zustimmung der betroffenen Personen kénnen anvertraute Sozialdaten/Geheimnisse
gem. § 65 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIl befugt an die fallibernehmende Fachkraft weitergegeben werden.
Liegt diese nicht vor, da es z.B. nicht moglich ist, sie einzuholen, ohne Minderjahrige einer weiteren
Gefahrdung auszusetzen, die Betroffenen sie verweigern oder aber nicht erreichbar sind, hat die
Weitergabe auf Grundlage von § 65 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII zu erfolgen (siehe oben).

Es gibt unterschiedliche Fallkonstellationen, in denen eine jugendamtstibergreifende Datentber-
mittlung zur Erfullung des Schutzauftrages erforderlich ist. Hierzu zahlen,

e der Wechsel der ortlichen Zusténdigkeit nach §§ 86 ff. SGB VIl in einem laufenden Kinder-
schutzfall bzw. im Vorfeld eines solchen Hilfefalls, sofern gewichtige Anhaltspunkte fur eine
Kindeswohlgefahrdung vorliegen. Das umfasst auch Fallkonstellationen, in denen Anhalts-
punkte fur eine Kindeswohlgeféhrdung bekannt sind, die hinsichtlich ihres Gefdhrdungs-
potenzials noch weiter abzukléren sind.

e wenn ein nicht leistungszustandiges Jugendamt gem. § 87 SGB VIII fur die Inobhutnahme
zustandig (gewesen) ist bzw. wird.

e wenn einem (fur die Leistungsgewahrung nicht ¢rtlich zustéandigen) Jugendamt aufgrund der
Allgemeinzustandigkeit im Kinderschutz Hinweise auf eine mégliche Kindeswohlgefahrdung
vorliegen, es aber nicht abklaren kann, ob es sich dabei um gewichtige Anhaltspunkte handelt
bzw. eine qualifizierte Einschatzung des Gefahrdungsrisikos nicht maoglich ist, da sich die
Betroffenen im Bereich des ortlich zusténdigen Tragers aufhalten.'”°

In solchen Fallen hat das ,fallabgebende” dem ,falluibernehmenden” Jugendamt alle zur Erftllung
des Schutzauftrages benétigten Sozialdaten gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X i.V.m. § 8a Abs. 6
SGB VIl zu Gbermitteln. Das kann die Ubersendung ganzer Akteninhalte bedeuten. Wie bei der

169 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 64, Rn. 2.
170 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 81.



Datenweitergabe innerhalb eines Jugendamtes (siehe: 1.5.3.1) wird auch hier die Einschrankung
aus § 64 Abs. 2 SGB VIl regelmaBig nicht greifen. Die Datentbermittlung ist gem.

§ 8a Abs. 6 SGB VIl ein gesetzlicher Auftrag des ,,abgebenden” Jugendamtes und dartber
hinaus zwingend erforderlich, um das Fortfiihren bzw. Installieren einer geeigneten Hilfe zur
Gefahrenabwehr und damit den Schutz Minderjahriger sicherstellen zu kénnen.

Dem besonderen Vertrauensschutz nach § 65 SGB VIl bzw. der Schweigepflicht gem. § 203
Abs.1 StGB unterliegende Sozialdaten sind ebenfalls an die fallibernehmende Fachkraft zu
Gbermitteln, sofern sie zur (weiteren) Erfillung des Schutzauftrags erforderlich sind. Die Entschei-
dung darUber trifft die Fachkraft, der die Informationen anvertraut worden sind.

Sofern die Ubermittlungsvoraussetzung der Erforderlichkeit erfillt ist, ist es im Hinblick auf ein
transparentes Vorgehen ratsam, bei den betroffenen Personen, um ihre Zustimmung zur Daten-
Gbermittlung zu werben. Dabei ist ihnen ausfthrlich zu erlautern, warum die fallibernehmende
Fachkraft fur den weiteren Schutz des Kindes/der*des Jugendlichen auch auf anvertraute Sozial-
daten zugreifen muss. Mit ihrer Einwilligung kann eine Datentbermittlung gem. § 65 Abs. 1 Nr.
1 SGB Vil erfolgen. Sind die Betroffenen nicht erreichbar, verweigern sie ihre Zustimmung bzw.
kann diese nicht eingeholt werden, ohne dass es zu einer (weiteren) Gefahrdung Minderjahriger
kommen kénnte, hat die Ubermittlung aller zur Erfullung des Schutzauftrages erforderlichen
Informationen gem. § 65 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIl zu erfolgen.

Gerade im Kinderschutz kann ein unzureichend kommunizierter Fallwechsel zu einer erheblichen
Verunsicherung bei den Betroffenen fiihren. Um zu verhindern, dass sich daraus eine Gefahr

fur den Hilfeerfolg entwickelt, da sich z.B. Erziehungsberechtigte vom Unterstlitzungssystem
abwenden, ist sowohl bei einer jugendamtsinternen Datenweitergabe als auch bei jugendamts-
Ubergreifenden Datentbermittlung zur weiteren Fallbearbeitung analog § 8a Abs. 6 SGB VIl ein
personliches Ubergabegesprach zu fiihren. Dabei haben die beteiligten Fachkrafte im Rahmen
groBtmaoglicher Transparenz gegentber den betroffenen Personen zu erlautern, welche Fallinfor-
mationen an die neu zustandige Fachkraft weitergeben/Ubermittelt worden sind bzw. auf welche
sie zugreifen kann.

Ein solches Vorgehen gibt den betroffenen Personen zudem die Gelegenheit, aus ihrer Sicht
unrichtige/unvollstandige Sachverhalte zu berichtigen bzw. zu ergénzen. Die neu zustandige
Fachkraft kann dann im weiteren Hilfeprozess daran ankntpfen. Dies verhindert u.a., dass nach
einer Falltibergabe immer wieder die Richtigkeit der von der fallabgebenden Fachkraft mitgeteilten
Wahrnehmungen und Einschdtzungen im Mittelpunkt der Hilfe stehen und nicht ihre Perspekti-
venentwicklung."”" Es setzt jedoch zwingend voraus, dass sich dadurch die Gefahrensituation far
Minderjahrige nicht erhéht.

Die betroffenen Personen haben einen Anspruch darauf, an allen Hilfeprozessen aktiv und trans-
parent beteiligt zu werden. Dies entspricht ihrem gesetzlich verankertem Subjektstatus, der auch
im Kinderschutz volle Gultigkeit hat und dartiber hinaus ein Kernelement lebensweltorientierter
Sozialer Arbeit ist. Ein Abweichen von diesem Vorgehen muss die begriindete Ausnahme und
darf nicht die Regel sein.

171 Vgl.: FK-SGB VIII, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 84.
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Kurz und knapp

Liegen Hinweise fur eine Kindeswohlgefahrdung vor, bzw. besteht im konkreten Fall eine
Kindeswohlgeféhrdung, ist das Jugendamt befugt, alle zur Erfullung des Schutzauftrages
erforderlichen Sozialdaten an die neu zustandige Person/Organisationseinheit weiterzu-
geben bzw. an ein anderes Jugendamt als neue verantwortliche Stelle zu Gbermitteln.
Das umfasst auch solche, die dem besonderen Vertrauensschutz bzw. der strafrechtlich
relevanten Schweigepflicht unterliegen.

1.5.4 Einschalten der Polizei/Einrichtungen der Gesundheitshilfe

Besteht der begriindete Verdacht einer Gefahr fur Leib und Leben Minderjahriger, der ein
sofortiges Handeln erforderlich macht, ist bei den betroffenen Personen darauf hinzuwirken,
diese unmittelbar abzuwenden bzw. dafiir erforderliche Hilfe in Anspruch zu nehmen. Wirken
sie dabei nicht mit, ist die Polizei als Stelle der Gefahrenabwehr gem. § 8a Abs. 3 SGB VI
einzuschalten.

Die Ubermittlung der Sozialdaten erfolgt auf Grundlage von § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIl i.V.m.

§ 8a Abs. 3 SGB VIII. Die Einschrankung gem. § 64 Abs. 2 SGB VIII greift nicht, da die Daten-
Ubermittlung zur Erftllung des Schutzauftrages gem. § 8a Abs. 3 SGB VIl zwingend erforderlich
ist. In diesem Zusammenhang kénnen alle zur Abwendung der Gefahrdung erforderlichen
anvertrauten Sozialdaten nach § 65 SGB VIII bzw. Geheimnisse, die dem Schutzbereich des

§ 203 StGB unterliegen, unter den strengen Voraussetzungen von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII
i.V.m. § 34 StGB befugt Gbermittelt werden.

Gleiches gilt, wenn zur Gefahrenabwehr der Rettungsdienst oder andere Einrichtungen der
Gesundheitshilfe hinzugerufen werden mussen.

Kurz und knapp

Bei Gefahr fur Leib und Leben eines Kindes/einer eines Jugendlichen ist die Polizei/der
Rettungsdienst hinzuzuziehen, sofern die Erziehungsberechtigten die Gefahren nicht
unmittelbar abwenden bzw. sich weigern, daftir erforderliche Hilfe in Anspruch zu
nehmen.



2. Vertrauensschutz im Kinderschutz aus der Perspektive von
Tragern der freien Jugendhilfe

2.1 Grundlagen des Vertrauensschutzes fiir Trager der freien Jugendhilfe

Freie Jugendhilfetrager sind keine Leistungstrager im Sinne von § 35 SGB 1i.V.m. §§ 12, 27
Abs. 2 SGB | und deshalb auf den ersten Blick auch nicht an die Vorgaben des Sozialgesetzbuches
gebunden.? Bevor sie zur Durchfuhrung einer Hilfe zur Erziehung in Anspruch genommen
werden kénnen, hat das Jugendamt gem. § 61 Abs. 3 SGB VIl sicherzustellen, dass sie den
Datenschutzstandard gewahrleisten, der dem des 6ffentlichen Tragers entspricht. Damit werden
sie sogenannte abgeleitete Normadressaten des § 35 SGB | und haben infolgedessen bei der
Leistungserbringung den Schutz personenbezogener Daten gem. §§ 61 bis 68 SGB VIl und

§§ 67 ff. bis 85a SGB X (inkl. der Normen des BDSG, auf die im SGB X verwiesen wird) in
gleicher Weise wie der 6ffentliche Trager sicherzustellen. Erganzend werden sie Uber § 35

Abs. 2 Satz 2 SGB | zur Einhaltung der DS-GVO verpflichtet.

Anders als konfessionsfreie Trager sind Kirchen als Trager der freien Jugendhilfe bei der Regelung
innerer Angelegenheiten staatlichem Recht nicht unterworfen. Entsprechend fallen sie aus dem
Anwendungsbereich des BDSG bzw. der DS-GVO heraus. Art. 91 DS-GVO bestimmt daher, dass
Kirchen und Religionsgemeinschaften ihre bis zur Einfihrung der DS-GVO am 25. Mai 2018
bestehenden Regeln weiter anwenden durfen, sofern diese im Einklang mit der Datenschutz-
grundverordnung stehen. Die Caritas und das Diakonische Werk sind trotz ihrer privatrechtlichen
Rechtsform wie Kirchen zu behandeln.

Datenschutzgrundlage der evangelischen Kirchen Deutschlands ist das EKD-Datenschutzge-

setz (DSG-EKD), das gemal seiner Praambel im Einklang mit der DS-GVO steht. In § 54 Abs. 3
DSG-EKD wird bestimmt, dass im Bereich evangelischer Trager fir die vom Sozialleistungstrager
(z.B. Jugendamt) offengelegten personenbezogenen Daten die Bestimmungen des Sozialdaten-
schutzes entsprechend anzuwenden sind. Fur personenbezogene Daten, die im Rahmen einer
Leistungserbringung nach dem SGB VIl von einem ev. Trager selbst erhoben und weiterverarbeitet
werden, gibt es im DSG-EKD keinen expliziten Verweis auf die Vorschriften zum Sozialdatenschutz.
Es empfiehlt sich daher, dass der Schutz dieser Daten zum Bestandteil der Leistungs-, Entgelt-
und Qualitatsvereinbarung mit dem offentlichen Trager gemacht wird."”?

In der Katholischen Kirche Deutschland gilt das Gesetz Gber den Kirchlichen Datenschutz (KDG).
Dartber hinaus regelt eine ,, Anordnung tber den Sozialdatenschutz in den Einrichtungen der
freien Jugendhilfe”, dass in katholischen Tragern der freien Jugendhilfe fiir die erhobenen,
verarbeiteten und genutzten Sozialdaten das Sozialgeheimnis und dessen Sozialdatenschutz-
vorschriften (Sozialgesetzbuch | § 35, Absatz 1, Absatz 3 und 4, VIIl §§ 62 — 68, X §§ 67 — 80,
§8§ 83 — 84) analog anzuwenden sind. Katholische Jugendhilfetrager haben damit dasselbe
Datenschutzniveau einzuhalten wie das Jugendamt. Unabhangig von einer gesonderten Sicher-
stellungsverpflichtung gem. § 61 Abs. 3 SGB VIl gelten sie daher als abgeleitete Normadressaten
des § 35 SGB .77

Auch ohne die in § 61 Abs. 3 SGB VIl erwahnte vertragliche Verpflichtung durfen freie Trager
gem. § 78 Abs. 1 SGB X vom Jugendamt Ubermittelte Sozialdaten nur zu dem Zweck verarbeiten,

172 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 294.
173 Vgl.: Lehmann, Stucker (2018), EJ, S. 126 ff. und FK-SGB VIII, Minder u.a./Hoffmann (2022), § 61, Rn. 174 f.
174 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 294 ff.
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zu dem sie ihnen Ubermittelt worden sind. Weil es sich bei ihnen nicht um Leistungstrager gem.
§ 35 SGB | handelt, finden fur diese Daten §8§ 68, 69 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 8§ 71, 73, 74 und 75
SGB X dann auch keine Anwendung.'”> Anders verhalt es sich jedoch bei personenbezogenen
Daten, die freie Trager z.B. im Rahmen einer Leistungserbringung selbst erheben und weiterver-
arbeiten bzw. die ihnen dafur von anderen Stellen (etwa einer Schule) Gbermittelt werden.
Diese Daten fallen vollumfanglich unter den analog anzuwendenden Regelungsbereich zum
Sozialgeheimnis.

Unabhangig vom Sozialdatenschutz unterliegen alle staatlich anerkannten Sozialarbeiter*in-
nen/Sozialpadagog*innen, gleichgultig, ob sie nun beim Jugendamt oder einem freien Trager
beschaftigt sind, als Berufsgeheimnistrager*innen der strafrechtlich relevanten Schweigepflicht
gem. § 203 Abs. 1 StGB.

Kinder und Jugendliche bzw. die Erziehungsberechtigten kénnen sich also darauf verlassen,

dass ihre Daten sowohl beim hilfegewahrenden &ffentlichen als auch beim hilfedurchftihrenden
freien Trager gleichermaBen in sicheren Handen sind. Anders lieBe sich das Subsidiaritatsprinzip
innerhalb der Jugendhilfe nicht tragfahig umsetzen. Insofern gelten die fur das Jugendamt in
Kapitel 1 beschriebenen Ausfiihrungen zum Datenschutz also auch fir die freien Jugendhilfetrager.
Vorausgesetzt, sie erbringen Leistungen bzw. andere Aufgaben nach dem SGB VIl und das be-
schriebene Vorgehen fallt bei der Erfillung des Schutzauftrags in ihren Aufgaben- bzw. Zustandig-
keitsbereich.

Sofern ein freier Trager bei der Durchfihrung von Leistungen nach dem SGB VIII den hinreichend
begriindeten Verdacht hat, dass von ihm betreute Minderjahrige in Gefahr sind (zu gewichtigen
Anhaltspunkten fir eine Kindeswohlgefahrdung siehe: 1.3), hat er analog nach der gem.

§ 8a Abs. 4 SGB VIIl mit dem 6ffentlichen Trager getroffenen Vereinbarung zu verfahren:

Das Gefahrdungsrisiko ist dann mit mindestens einer weiteren — im Kinderschutz erfahre-

nen — Fachkraft einzuschatzen (siehe: 1.4). Die betroffenen Personen sind in diesen Prozess in
geeigneter Weise mit einzubeziehen, vorausgesetzt der Schutz Minderjahriger wird dadurch
nicht in Frage gestellt. Bestatigt sich die Kindeswohlgefédhrdung im Beratungssetting, ist bei den
Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme geeigneter und erforderlicher Hilfen zur Ge-
fahrenabwehr hinzuwirken. Das Jugendamt ist zu informieren, wenn es zum Schutz des Kindes/
der*des Jugendlichen erforderlich ist.

175 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 296.



Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefahrdung
gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII

Gewichtung der erhaltenen/gewonnenen Informationen zur Kindeswohlgefahrdung

l Einbeziehung der Erziehungsberechtigten, des Kindes/ der*des Jugendlichen, sofem dies nach fachlicher
Einschédtzung erforderfich ist und der wirksame Schutz nicht in Frage gestelit wird.

h’ Eindruck vom Kind in seiner

@ 4-Augen-Prinzip gewdhnlichen Umgebung

@ Checkliste

oder andere
Methoden/Werkzeuge

Gewichtige Anhaltspunkte fir eine
Kindeswohlgefdhrdung liegen NICHT vor

Gewichtige Anhaltspunkte fir eine
Kindeswohigefihrdung liegen vor

2 Einschatzung des Gefahrdungsrisikos unter
@ Beteiligung einer Kinderschutzfachkraft

Vorgang der
Gewichtung
dokumentieren

Ergebnis der Einschatzung wird
Fachaufsicht zur Kenntnis gegeben
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Abb. 6. Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefdhrdung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIl

2.2 Kinderschutz und Vertrauensschutz sind kein Widerspruch

Die Arbeit freier Trager findet in der Regel im personlichen Umfeld der Adressat*innen statt.
Dadurch erhalten sie nahezu unvermeidbar tiefe Einblicke in unterschiedliche familidre Situationen.
Sie erhalten z.B. einen Eindruck von der Stimmung in der Familie, sehen den Wohnungszustand
oder héren von den Freuden, Sorgen und Noten der Erziehungsberechtigten und der
Kinder/Jugendlichen.

Hilfe braucht eine stabile Grundlage. Dazu gehdért neben einer transparenten Beteiligung der
betroffenen Personen an allen relevanten Hilfeprozessen und einem ressourcenorientierten



Vorgehen auch eine tragféhige Beziehung zwischen Helfer*innen und Adressat*innen. Kénnen
Betroffene z.B. darauf vertrauen, dass Familienhelfer*innen Informationen nicht direkt an das
Jugendamt Ubermitteln, fallt es ihnen womaglich leichter, sich auf einen Hilfeprozess einzulassen.

Sie geben dann eher einen direkten und unmittelbaren Einblick in ihren Alltag und kénnen

dabei auch Themen ansprechen, die ihnen unangenehm sind bzw. aus denen sich gewichtige
Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung ableiten lassen. Eine solche Offenheit hilft dem
freien Trager, gemeinsam mit den Betroffenen nach Maoglichkeiten und Handlungsalternativen zu
suchen, mit denen sich Gefahrdungssituationen kunftig vermeiden lassen und sie entsprechend
zu unterstltzen. Der Schutz des Vertrauens ist also fur den Kinderschutz von zentraler Bedeutung.
Vertrauensschutz ist deshalb auch ein Element fiir einen erfolgreichen Kinderschutz!

Gibt es Situationen, in denen es zum Schutz Minderjahriger erforderlich ist, das Jugendamt Uber
eine Gefdhrdungssituation zu informieren, steht der Vertrauensschutz dem nicht im Weg

(siehe: 2.4 und 2.5). Gleichwohl gilt es, in solchen Fallen transparent und partizipativ vorzugehen.
Entsprechend sind die Adressat*innen vorab ausfuhrlich dartber aufzuklaren, warum es erfor-
derlich ist, Informationen an das Jugendamt zu Ubermitteln. Dartber hinaus ist selbst dann um
ihre Einwilligung in die Datentbermittlung zu werben, wenn es dafiir eine gesetzliche Grundlage
gibt. Es geht hierbei vor allem darum, sie fir die anstehenden Handlungsschritte zu gewinnen,
auch um den Fortbestand der Hilfe nicht zu geféhrden. Verweigern sie trotzdem ihre Zustimmung,
erfolgt die Ubermittlung der Informationen zwar ggf. gegen ihren Willen, nicht aber ohne ihr
Wissen mit der Chance weiterer vertrauensvoller Zusammenarbeit.

Der Einbeziehung der betroffenen Personen in die Datentbermittlung sind immer dann Grenzen
gesetzt, wenn sich dadurch die Gefahrdungssituation Minderjahriger erhéhen wurde.

2.3 Transparenz und Partizipation als Voraussetzung fiir den Vertrau-
ensschutz

FUr Adressat*innen ist nicht immer erkennbar, welche der von ihnen erhobenen personen-
bezogenen Daten von den Mitarbeitenden eines freien Tragers an das Jugendamt Gbermittelt
werden (mussen) und welche nicht. Dies kann nicht nur zu einer erheblichen Verunsicherung bei
den betroffenen Personen fuhren, sondern auch dazu beitragen, dass sie dem Hilfesystem miss-
trauisch gegentberstehen. In der Folge kénnte es ihnen deshalb schwerfallen, sich den Familien-
helfer*innen gegendber zu 6ffnen und mit ihrer Unterstlitzung an einer Verhaltensénderung
zum Schutz der Kinder und Jugendlichen zu arbeiten. Es ist deshalb wichtig, mit Beginn einer
UnterstUtzungsleistung den Grundstein fir Transparenz in der Hilfebeziehung zu legen und die
Betroffenen partizipativ dartiber aufzuklaren, wie erhobene personenbezogene Daten verarbeitet
werden. Das umfasst auch, ihnen zu erldutern, wann ggf. personenbezogene Daten an andere
Stellen Gbermittelt werden (mUssen).

Mit Einfihrung der DS-GVO ist jede verantwortliche Stelle gem. Art. 13 DS-GVO verpflichtet,
den betroffenen Personen bei Erhebung personenbezogener Daten umfassende Informationen
zur Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten mitzuteilen. Unabhangig von der Frage, ob
freie Trdger dem Anwendungsbereich des EU-Rechts unterliegen oder nicht, sind sie als abgeleitete
Normadressaten des § 35 SGB |, gem. § 35 Abs. 2 Satz 2 SGB | verpflichtet, die DS-GVO ent-
sprechend einzuhalten.'®

Die Informationspflicht nach Art. 13 DS-GVO bezieht sich unter anderem auf Angaben zu
Empfanger*innen, denen personenbezogene Daten Ubermittelt/weitergegeben werden.
Insofern sind den Adressat*innen entsprechend Ausklnfte zu geben, wann der freie Trager

176 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 294.



personenbezogene Daten im Rahmen seiner Aufgabenerfiillung — insbesondere bei der Erfullung
des Schutzauftrages — an das Jugendamt tUbermitteln muss und aufgrund welcher Rechtsgrund-
lage dies geschieht (siehe: 2.4 und 2.5). In diesem Zusammenhang ist es ratsam, auch dartber
aufzuklaren, welche Informationen dem besonderen Vertrauensschutz nach § 65 SGB VIII bzw.
der Schweigepflicht gem. § 203 Abs.1 StGB unterliegen und welches Schutzniveau diese Daten
haben (siehe: 1.4.2.1 und 1.4.2.2). Dabei ist ebenfalls zu erlautern, unter welchen Voraussetzun-
gen anvertraute personenbezogene Daten/Geheimnisse weiterzugeben sind.

Die in Art. 13 DS-GVO aufgeftihrten Angaben sind den betroffenen Personen in klarer und
einfacher Sprache prazise zur Verfigung zu stellen. Das gilt insbesondere fur Informationen,

die sich an Kinder und Jugendliche richten. In welcher Form dies geschieht, ist nicht verbindlich
festgelegt. Insofern kann es sowohl schriftlich, elektronisch als auch in anderer Art und Weise
geschehen. Entscheidend ist ausschlieBlich, dass es fur die jeweilige Zielgruppe leicht zugéanglich
und verstandlich ist. Der bloBe Verweis auf eine Internetprasenz des Tragers oder das alleinige
Zitieren von Gesetzestexten reicht hingegen nicht aus, dem Transparenzgebot aus Art. 13 DS-GVO
im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe ausreichend Rechnung zu tragen. Gefragt ist vielmehr
eine Mitteilung in Form und Sprache, die dem Alltag der Betroffenen entspricht. Bei Kindern
kéonnen z.B. Legefilme oder eine Bildgeschichte, bei Jugendlichen ein Video oder ein Beitrag in
den sozialen Medien und bei Erwachsenen eine Broschure mit Text und Grafiken geeignete Medien
sein. Ratsam ist es zudem, dass die Informationen in einem persénlichen Gesprach zur

Verfligung gestellt werden, damit die betroffenen Personen eine Moglichkeit zur Nachfrage haben.
Kénnen Adressat*innen inhaltlich nachvollziehen, wie und warum ihre personenbezogenen
Daten vom Trager verarbeitet werden, ist der Grundstein flr eine transparente, vertrauensvolle
und subjektorientierte Soziale Arbeit gelegt.

2.4 Falle, bei denen eine vom Sozialen Dienst des Jugendamtes einge-
schatzte Kindeswohlgefdahrdung vorliegt

Liegt eine Kindeswohlgefahrdung vor, hat das Jugendamt den Erziehungsberechtigten geeignete
und notwendige Hilfen zur Abwendung der Gefédhrdung anzubieten. Dies umfasst auch die
Untersttitzung durch einen Trager der freien Jugendhilfe. Erbringen diese Leistungen/andere
Aufgaben nach dem SGB VIII, gelten sie durch die Vereinbarung nach § 61 Abs. 3 SGB VIl als
abgeleitete Normadressaten des § 35 SGB | und haben bei ihrer Tatigkeit entsprechend das
Sozialgeheimnis zu wahren. Deshalb ist fir die Datentbermittlung an Fachkrafte des Jugendamts
eine Rechtsgrundlage bzw. die Einwilligung der betroffenen Personen erforderlich. Das gilt unab-
hangig davon, ob eine Kindeswohlgefahrdung vorliegt oder (noch) nicht und natdrlich auch fur
Beratungsgesprache bzw. einen informellen Austausch zwischen freiem und 6ffentlichem Tréager.

In Féllen, in denen eine vom Jugendamt eingeschatzte Kindeswohlgefahrdung vorliegt, hat

es den freien Trager dartber zu informieren, worin die Gefahrdung einzelner Minderjahriger
konkret liegt (siehe 1.5.1). Das umfasst u.a. Hinweise zu ihrer Situation und zur eingeschrénkten
Erziehungsfahigkeit der Erziehungsberechtigten, den im familidren System ggf. bestehenden
Risikofaktoren, Angaben zu den eingeschrankten Grundbedurfnissen und einschlagigen Gefahr-
dungsmerkmalen (siehe 1.3).777

2.4.1 Ist der Soziale Dienst des Jugendamtes zu informieren, wenn zu
bereits bekannten Gefahrdungsrisiken neue hinzutreten?

Merkmal einer Hilfe zur Erziehung sind u.a. die regelméBigen Zusammentreffen zwischen dem
freien Trager als Leistungserbringer und den Adressat*innen im unmittelbaren Lebensumfeld der

177 Vgl.: Radewagen (2020), ZKJ, S. 295 ff.
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betroffenen Personen. Die Fachkrafte erhalten dadurch Einblicke in die Interaktion der Erzie-
hungsberechtigten mit den Kindern/Jugendlichen und erleben zum Teil spiegelbildlich mit, was
ihnen das Jugendamt an Gefédhrdungsmerkmalen zu Beginn der Hilfe Gbermittelt hat.

In Kinderschutzféllen liegen in der Regel multidimensionale Gefahrdungssituationen vor.

Das bedeutet, Kinder und Jugendliche werden z.B. , nicht nur” kérperlich/emotional misshandelt,
sondern sind dartber hinaus ggf. auch unterschiedlichen Formen der Vernachlassigung wie z.B.
einem Mangel an Pflege und Versorgung bzw. Autonomiekonflikten oder aber sexualisierter
Gewalt ausgesetzt. Ein differenziertes Bild von der konkreten Gefahrdungslage einzelner Minder-
jahriger zeigt sich den Helfer*innen haufig erst, wenn sie mit den betroffenen Personen enger in
Kontakt steht und dabei Teil ihres Alltags sind. Insofern ist es eher die Regel als die Ausnahme,
dass Fachkrafte freier Trager bei einem bestehenden Schutzauftrag im Laufe der Hilfe weitere
gewichtige Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlgefahrdung beobachten bzw. erfahren, die dem
Jugendamt bislang nicht bekannt sind.

Im Rahmen ihrer Auftragserfullung haben freie Trager in Kinderschutzfallen die Erziehungsbe-
rechtigten u.a. dabei zu unterstttzen, durch eine Verhaltensreflexion und -anderung Gefahr-
dungssituationen fur Kinder und Jugendliche dauerhaft und verlasslich abzuwenden. Hierftir
greifen sie sowohl auf die vom Jugendamt Gbermittelten Hinweise zu bestehenden Gefahr-
dungsrisiken als auch auf die im Rahmen der Hilfe von ihnen selbst erhobenen Informationen
zurlck. Dabei profitiert der Kinderschutz vor allem von der Offenheit der betroffenen Personen,
dem Hilfesystem bislang nicht bekannte bzw. offensichtliche Gefahrenbereiche und -situationen
nicht zu verschweigen, sondern bereitwillig zu benennen. Hierzu bedarf es allerdings einer trans-
parenten Vertrauensbeziehung zwischen Adressat*innen und Helfer*innen (siehe: 2.2 und 2.3).

Werden einem freien Trager gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgeféhrdung (siehe:
1.3) bekannt, von denen das Jugendamt bislang keine Kenntnis hat, gilt es, das gesamte be-
stehende Gefahrdungsrisiko im Fachteam multiperspektivisch einzuschatzen. Daran sind die
betroffenen Personen in geeigneter Weise zu beteiligen, sofern dies die Gefahrdungssituation
einzelner Kinder/Jugendlicher nicht erhéht (siehe: 1.4). Die zur Fallberatung erforderliche Daten-
nutzung innerhalb eines Tragers als verantwortlicher Stelle erfolgt analog § 64 Abs. 1 SGB VIII
(siehe: 1.4.1). Eine Weitergabe der zur Gefahrdungseinschatzung erforderlichen anvertrauten
personenbezogenen Daten/Geheimnisse kann an Fachkréfte'® befugt gem. § 65 Abs. 1 Nr. 4
SGB VIl erfolgen.

Ist es zur Erfullung des Beratungszwecks erforderlich, dass Personen teilnehmen, die der verant-
wortlichen Stelle nicht angehéren (siehe: 1.4.3), kann die Ubermittlung aller nicht anvertrauten
personenbezogenen Daten ebenfalls gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X erfolgen. Auch anvertraute
personenbezogene Daten/Geheimnisse kénnen dann an Fachkréfte ebenfalls analog § 65 Abs. 1
Nr. 4 SGB VIl tbermittelt werden. Grundsatzlich sind jedoch vor einer Ubermittlung an Perso-
nen, die der verantwortlichen Stelle nicht angehoren, alle personenbezogenen Daten gem.

§ 64 Abs. 2a SGB VIl zu pseudonymisieren. Vorausgesetzt wird, dass dies den Beratungserfolg
nicht gefahrdet.

Bei der Erfullung des Schutzauftrages ist der Grundsatz der Datenminimierung gem. Art. 5
Abs. 1c DS-GVO zu beachten. Das bedeutet, es sind nur die Sozialdaten in den Beratungsprozess
einzubringen, die zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos benétigt werden.

Bestatigt die Fallreflexion ein erweitertes Gefahrdungsrisiko, hat der freie Trager zunachst zu
Uberprifen, ob die ihm selbst zur Verfigung stehenden fachlichen und zeitlichen Ressourcen

ausreichen, das bestehende Hilfeangebot auf die neue Situation bedarfsgerecht anzupassen.

178 Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 3 ff.



Ist es dem freien Trager maglich, seine laufende Hilfe auf die veranderte Kindeswohlgefahrdung
auszurichten und sind die Erziehungsberechtigten dartber hinaus problembewusst und bereit,
kooperativ an der Gefahrenabwehr mitzuarbeiten, ist es zunachst nicht erforderlich und insofern
auch nicht zulassig, das Jugendamt ohne Einwilligung der betroffenen Personen Uber die hinzu-
getretene Gefahrensituation zu informieren. Grund dafur ist, dass die Datentbermittlung an das
Jugendamt zum Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher nicht erforderlich ist, weil die angenom-
mene Hilfe gem. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIl ausreicht, der Gefahrensituation entgegenwirken zu
kénnen.

Anders verhalt es sich hingegen, wenn der Trager nicht sicher einschatzen kann, ob sein Hilfe-
angebot zur Gefahrenabwehr ausreicht bzw. ob die Betroffenen in der Lage und gewillt sind, ihr
schadigendes Verhalten zu verandern. In diesem Fall ist das Jugendamt entsprechend zu infor-
mieren (siehe: 2.4.1.2). Insofern scheidet es also aus, dass der Trager zunachst erprobt, ob er
eine im Einzelfall geeignete und notwendige Hilfe Gberhaupt leisten kann.'”®

Fur die Gefahrenabwehr ist es zwingend erforderlich, dass Erziehungsberechtigte nicht nur
problemeinsichtig und kooperativ sind, sondern auch, dass sie ihr gefdhrdendes Verhalten
verandern wollen und kénnen. Insofern hat der freie Trager die Gefahrdungssituation der Kinder
Jugendlichen kontinuierlich zu bewerten. Dabei gilt es herauszuarbeiten, ob der gew{inschte
Effekt (Gefahrenabwehr) durch die Unterstitzung des Tragers eintritt und insofern sowohl die
Kinder/Jugendlichen als auch die Erziehungsberechtigten von der Hilfe profitieren. Gerade im
Rahmen des Schutzauftrages gilt es zu vermeiden, dass eine Hilfe Gber einen langeren Zeitraum
fortgefiihrt wird, ohne dass sich die gefahrdende Lebenssituation Minderjahriger Jugendlichen
nachhaltig verbessert.®

Kommt der freie Trager zu dem Ergebnis, dass ein von ihm leistbares Hilfeangebot nicht geeig-
net ist, die erweiterte Gefahrensituation einzelner Kinder/Jugendlicher nachhaltig zu verandern,
da z.B. die fachlichen bzw. zeitlichen Moglichkeiten nicht ausreichen oder aber die Erziehungs-
berechtigten nicht veranderungsfahig bzw. -willig sind, hat er das Jugendamt dartber unmittel-
bar analog § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIl zu informieren. Das gilt
unabhangig davon, ob die Betroffenen hinsichtlich der Abwendung von Gefahrdungsrisiken mit
ihm kooperieren und z.B. verlasslich alle Betreuungstermine einhalten oder aber nicht. Hierbei ist
es wichtig, die betroffenen Personen tber die Datentbermittlung an das Jugendamt rechtzeitig
zu informieren und transparent dartber aufzuklaren, warum dieser Schritt zum Schutz einzel-
ner Minderjdhriger erforderlich ist. Im Sinne eines partizipativen Vorgehens gilt es, hierfir um
ihre Einwilligung (siehe: 4.2) zu werben und sie fur den weiteren Hilfeprozess zu gewinnen. Sind
sie nicht bereit, ihre Zustimmung zu geben, erfolgt die Datentbermittlung gegen ihren Willen —
aber nicht ohne ihr Wissen. Ist es zur Erfullung des Schutzauftrages notwendig, Informationen
zu Ubermitteln, die unter den Schutzbereich des § 65 SGB VIl (siehe: 1.4.2.1) bzw. § 203 StGB
fallen (siehe: 1.4.2.2), ist dies unter den strengen Voraussetzungen'' von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB
VIIIi.V.m. § 34 StGB ebenfalls befugt moglich.

Eine Einbeziehung der betroffenen Personen hat nur dann zu unterbleiben, wenn dadurch eine
weitere Gefahrensituation Minderjahriger eintreten kénnte.

179 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.

180 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Ana-
lyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 64 f.
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Wird ein Hilfeplangesprach durchgefiihrt und bestehen die hinzugetretenen Gefahrdungsrisiken
weiterhin, ist das Jugendamt dartber vorab zu informieren (siehe: 2.4.4). Das gilt auch dann,
wenn der Trager sein Hilfeangebot bedarfsgerecht angepasst hat und die Erziehungsberechtigen
aktiv an der Gefahrenabwehr mitarbeiten. Das Jugendamt benétigt die Hinweise, um im Rah-
men seiner Steuerungsverantwortung fur das Hilfeplanverfahren gem. § 36 SGB VIII unter Ein-
beziehung aller Beteiligten Gberprifen zu konnen, ob das bestehende Hilfeangebot zur Abwen-
dung der Kindeswohlgefahrdung weiterhin notwendig und geeignet ist.

Insbesondere wenn die Betroffenen im Verlauf der Hilfe schadigende Verhaltensmuster durchbre-
chen und aktiv an der Gefahrenabwehr arbeiten, ist es wichtig, sie durch die Datentbermittlung
an das Jugendamt nicht fur den weiteren Hilfeprozess zu verlieren. Hierfur ist es u.a. hilfreich,
sie rechtzeitig und transparent Uber die Erforderlichkeit dieses Schrittes aufzukldren und an der
Erstellung eines entsprechenden Berichts aktiv zu beteiligen. Im Sinne eines partizipativen
Vorgehens gilt es zudem, um ihre Zustimmung in die Ubermittlung der Informationen zu wer-
ben. Dabei ist ressourcenorientiert herauszustellen, wie kooperativ und problemeinsichtig sie
bislang an der Hilfegestaltung mitgewirkt haben. Gleichwohl sind bestehende Gefahrdungs-
aspekte deutlich zu benennen und dem Jugendamt mitzuteilen. Verweigern die betroffenen
Personen ihre Einwilligung, erfolgt die Ubermittlung der personenbezogenen Daten im erforder-
lichen Umfang gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X. Anvertraute personenbezogene Daten/Geheim-
nisse kénnen unter den strengen Voraussetzungen'? von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIIl i.V.m. § 34
StGB ebenfalls Ubermittelt werden.'®

Kommt es zu einem Hilfeplangesprach, nachdem weitere Gefahrdungsrisiken (von denen das
Jugendamt bislang keine Kenntnis hat) durch Verhaltensanderung der Erziehungsberechtigten
verlasslich abgewandt worden sind, kann das Jugendamt tber die sich zwischenzeitig veranderte
Situation mit Einwilligung der betroffenen Personen informiert werden. Verweigern sie diese,
besteht nur dann eine Befugnis zur Datentbermittlung, wenn es Anhaltspunkte gibt, dass der
Gefahrenschutz bruchig ist, etwa, weil die Betroffenen in alte Verhaltensmuster zurtckfallen.

In diesem Fall ist der Informationsfluss an das Jugendamt analog § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII i.V.m.
§ 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIIl moglich. Anvertraute personenbezogene Daten/Geheimnisse kénnen
unter den strengen Voraussetzungen' von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB ebenfalls
im erforderlichen Umfang Gbermittelt werden.

Kurz und knapp

In einem Kinderschutzfall ist der freie Trager als Leistungserbringer befugt, das Jugendamt
Gber neu hinzugetretene Gefahrdungsrisiken zu informieren, wenn er selbst nicht tGber
die notwendigen fachlichen bzw. zeitlichen Ressourcen verflgt, die zum Schutz Minder-
jahriger erforderliche Hilfe durchzufthren.

Eine Datentbermittlung hat ebenfalls zu erfolgen, wenn die Betroffenen zum Schutz von
Kindern/Jugendlichen nicht kooperieren bzw. keine erforderliche Veranderungsfahigkeit
haben.

Unberthrt davon, ist das Jugendamt zu informieren, wenn hinzugetretene Gefdhrdungs-
risiken weiterhin bestehen und ein Hilfeplangesprach durchgeftihrt wird.

Die Informationen sind dem Jugendamt méglichst mit Zustimmung der betroffenen
Personen — notfalls aber auch gegen ihren Willen bzw. ohne ihr Wissen — zu Gbermitteln.

182 ebd.
183 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.
184 Siehe: Fn. 25.



2.4.2 Ist der Soziale Dienst des Jugendamtes zu informieren, wenn das
Hilfeangebot zur Gefahrenabwehr nicht ausreicht oder keine Ver-
anderungsfahigkeit/-bereitschaft bei den Erziehungsberechtigten
zu erkennen ist?

Im Kinderschutz hat das Jugendamt gemeinsam mit den Betroffenen zu Gberprtfen, welche
Form der Unterstttzung erforderlich und geeignet ist, Gefahrensituationen von Kindern und
Jugendlichen abwenden zu kénnen. Dabei kommt es neben der konkret bestehenden
Geféhrdung auch darauf an, inwieweit die Erziehungsberechtigten tber eine Problemeinsicht
und Kooperationsbereitschaft hinsichtlich des bestehenden Gefahrdungsrisikos verfigen und
zur Mitarbeit an der Gefahrenabwehr bereit und fahig sind.

Ist es nach Einschatzung des Jugendamtes moglich, eine bestehende Gefahr mit Unterstitzung
einer ambulanten Hilfe zur Erziehung abzuwenden und nehmen die Erziehungsberechtigten dieses
Hilfeangebot an, wird in der Regel ein freier Trager mit der Ausfihrung betraut. Ob mit der
ausgewahlte Hilfeform allerdings die Erziehungsfahigkeit der Erwachsenen so weit zu starken oder
aufzubauen ist, dass sie in der Lage sind, Gefahrensituationen kinftig vermeiden zu kénnen,
zeigt sich haufig erst im Laufe ihrer Durchfiihrung.

Um eine fachliche Aussage zur Geeignetheit einer Hilfe treffen zu kédnnen, hat der freie Trager
kontinuierlich zu tGberprifen, ob mit der zu Beginn der Unterstitzung geduBerten Problemein-
sicht und Kooperationsbereitschaft der Erziehungsberechtigten auch eine fur den Kinderschutz
erforderliche Veranderungsbereitschaft und -féhigkeit verbunden ist bzw. entwickelt wird. Hierzu
haben die Fachkrafte des freien Tragers den Fallverlauf hinsichtlich der Entwicklung des Gefahr-
dungsrisikos im Fachteam regelmaBig zu reflektieren. Im Sinne eines transparenten Vorgehens
ist dies den betroffenen Personen zu Beginn einer Hilfe in seiner Notwendigkeit ausfthrlich zu
erldutern (siehe 2.3).

Die fur eine multiperspektivische Fallberatung erforderliche Datennutzung innerhalb eines Tra-
gers als verantwortlicher Stelle ist analog § 64 Abs. 1 SGB VIIIl méglich (siehe: 1.4.1). Eine Weiter-
gabe der gem. § 65 SGB VIl anvertrauten personenbezogenen Daten bzw. Geheimnisse, die unter
die Schweigepflicht gem. § 203 Abs. 1 StGB fallen, kann an Fachkrafte'®® im zur Einschatzung
des Gefahrdungsrisikos erforderlichen Umfang befugt gem. § 65 Abs. 4 SGB VIl erfolgen (siehe:
1.4.2).

Ist es zur Erfullung des Beratungszwecks notwendig, dass Personen teilnehmen, die der verant-
wortlichen Stelle nicht angehdéren (z.B. eine externe Supervisor*innen), kénnen die hierfur erfor-
derlichen nicht anvertrauten personenbezogenen Daten gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X sowie alle
anvertrauten personenbezogenen Daten bzw. Geheimnisse an Fachkréfte gem. § 65 Abs. 1 Nr. 4
SGB VIl befugt Gbermittelt werden. Grundsatzlich sind alle personenbezogenen Daten gem.

§ 64 Abs. 2a SGB VIl vor einer Ubermittlung an Personen, die der verantwortlichen Stelle nicht
angehoren, zu pseudonymisieren. Vorausgesetzt ist, dass dies den Beratungserfolg nicht gefahrdet
(siehe 1.4.3).

Bei der Erfullung des Schutzauftrages ist der Grundsatz der Datenminimierung gem. Art. 5 Abs.
1c DS-GVO zu beachten: Damit sind nur die Sozialdaten in den Beratungsprozess einzubringen,
die zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos benétigt werden.

Insbesondere bei einer Kindeswohlgefadhrdung gilt es zu vermeiden, eine Hilfe tGber einen langeren
Zeitraum fortzufihren, ohne dass sich die Lebenssituation Minderjdhriger nachhaltig verbessert.#

185 Vgl.: Wiesner, Wapler/Wiesner (2022), § 72, Rn. 13 und BT-Drs. 19/26107, S. 74.
186 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur
Analyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 64 f.
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Kommt die fallverantwortliche Fachkraft zu der Einschatzung, dass mit den bestehenden
fachlichen oder zeitlichen Ressourcen der laufenden Hilfe die Gefahrenabwehr nicht ausreichend
erreicht werden kann, ist das Jugendamt deshalb entsprechend zu informieren. Das gilt auch,
wenn die Erziehungsberechtigten zwar verlasslich jeden Betreuungstermin einhalten, allerdings
selbst mit Unterstltzung der Helfer*innen, nicht gentigend Erziehungskompetenzen aufbauen
bzw. keine positive Grundhaltung ihrem Kind gegentber entwickeln kénnen oder wollen und ihr
gefdhrdendes Verhalten entsprechend nicht verandern.

Die betroffenen Personen sind in die Datentibermittlung an das Jugendamt mit einzubeziehen.
lhnen ist deshalb die zum Schutz einzelner Minderjéhriger bestehende Notwendigkeit dieses
Schritts ausfuhrlich zu erldutern. Ein solches Vorgehen setzt jedoch voraus, dass die Gefahrensi-
tuation fur Kinder/Jugendliche dadurch nicht erhéht wird. Insofern ist zunachst, um ihre Einwilli-
gung fur die Datentbermittlung zu werben. Wird diese verweigert bzw. kann sie nicht eingeholt
werden, hat die Information des Jugendamtes analog § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIIl i.V.m. § 8a

Abs. 4 Satz 3 SGB VIII zu erfolgen. Ist es erforderlich, anvertraute personenbezogene Daten/
Geheimnisse zur Erfullung des Schutzauftrags zu Ubermitteln, ist das unter den strengen Voraus-
setzungen'’ von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB mdglich.'

Kurz und knapp

Ist eine Hilfe zur Erziehung nicht geeignet, den Schutz einzelner Minderjahriger sicherzu-
stellen oder verfiigen die Erziehungsberechtigten nicht Gber die Fahigkeit, ihr schadigen-
des Verhalten verdndern zu wollen oder zu kénnen, hat der freie Trager das Jugendamt
daruber zu informieren. Dabei kénnen im erforderlichen Umfang auch personenbezoge-
ne Daten Ubermittelt werden, die der Fachkraft anvertraut worden sind bzw. unter die
strafrechtlich relevante Schweigepflicht fallen.

2.4.3 Ist der Soziale Dienst des Jugendamtes zu informieren, wenn die
Adressat*innen die Hilfeangebote nicht oder nur unregelméaBig
wahrnehmen?

Ob eine Hilfe zur Erziehung geeignet ist, Kinder und Jugendliche vor Gefahren fur ihr Wohl zu
schutzen und Erziehungsberechtigte dabei zu unterstitzen, ihr gefahrdendes Verhalten zu
verandern, zeigt sich auch daran, inwieweit die betroffenen Personen das Hilfeangebot durch
den freien Trager verlasslich annehmen.

In der Praxis findet man hierzu Regelungen, die vorsehen, dass freie Trager das Jugendamt nach
einer festgelegten Anzahl ausgefallener Termine zu informieren haben. Aus Kinderschutzpers-
pektive kann aus einer solche Zahl allein kein qualifiziertes Meldeerfordernis abgeleitet werden.
Es kommt vielmehr auf die insgesamt zu bewertende Situation an. Dabei ist u.a. zu bertcksichtigen,

e wie alt das Kind ist,

¢ wie sich die Erziehungsberechtigten dem Kind gegentber verhalten,
e in welcher Gefahrdungssituation sich das Kind befindet,

¢ welche Risikofaktoren im Familiensystem bestehen,

¢ inwieweit die Erziehungsberechtigten in der Lage und bereit sind, ihr Gefahrdungsverhalten
verandern zu wollen bzw. zu kénnen bzw.

187 Siehe: Fn. 25.
188 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.



¢ welche Ressourcen im Familiensystem zur Gefahrenabwehr vorhanden sind.

Die Anzahl der von den Adressat*innen nicht wahrgenommen Termine — unabhdngig davon, ob
diese abgesagt werden oder einfach nicht eingehalten werden — bieten erste Hinweise, Aussagen
zur Geeignetheit einer Hilfe treffen zu kénnen.

Nehmen Betroffene die Untersttitzung durch den freien Trager verlasslich an, kann dieser die
aktuelle Gefahrdungssituation einzelner Kinder/Jugendlicher fachlich beurteilen und abwagen,
ob Erziehungsberechtigte Uber die erforderliche Veranderungsbereitschaft bzw. Veranderungs-
fahigkeit verfligen, Gefahrensituationen entgegenzuwirken. Finden die Betreuungstermine
hingegen nur sporadisch statt, kann in der Regel keine qualifizierte Einschatzung dartber getroffen
werden, ob das bestehende Hilfeangebot ausreicht, die Lebens-lage Minderjahriger nachhaltig
zu verandern bzw. zu verbessern. In diesem Fall ist mit den betroffenen Personen die Situation
unmittelbar zu erdrtern und auf eine Verhaltensdnderung hinzuwirken. Kinderschutz braucht die
Kooperationsbereitschaft und Problemeinsicht der Erziehungsberechtigten als Indikatoren fur ihre
Bereitschaft und Fahigkeit, der Gefédhrdung aktiv entgegenzuwirken. Dazu gehért sicher auch,
Betreuungstermine verlasslich wahrzunehmen.

Im Kinderschutz gilt es zu verhindern, Hilfeleistungen Gber einen ldngeren Zeitraum fortzufthren,
ohne dass sich die Situation von Kindern/Jugendlichen dauerhaft verbessert und Gefahren
abgewandt werden.'® Entsprechend haben die freien Trager das Jugendamt immer dann zu
informieren, wenn der partizipative Weg ins Leere lauft und sie aufgrund ausgefallener Termine
nicht in der Lage sind, bestehende Gefahrdungsrisiken Minderjahriger bzw. die Veranderungsfa-
higkeit der Erziehungsberechtigten fundiert bewerten zu kénnen.

Die Informationspflicht gilt unabhéngig von der Anzahl nicht stattgefundener Termine. Entschei-
dend ist die Gesamtbewertung der individuellen Gefdhrdungslage. Bei einem Saugling ist das
Jugendamt entsprechend in der Regel eher zu informieren als z.B. bei einem 17-jéhrigen Jugend-
lichen.

Uber eine anstehende Information des Jugendamtes sind die betroffenen Personen vorab in
Kenntnis zu setzen, sofern dies moglich ist und sich die Gefahrensituation fur Kinder/Jugendliche
dadurch nicht erhéht. Im Sinne eines partizipativen Vorgehens ist bei den Betroffenen um ihre
Zustimmung zu der Datentbermittiung zu werben. Wird sie verweigert, sind dem Jugendamt alle
zur Erfullung seines Schutzauftrages erforderlichen personenbezogenen Daten auch gegen den
Willen bzw. ohne die Zustimmung der betroffenen Personen zu Gbermitteln. Hinsichtlich aller
nicht anvertrauten personenbezogenen Daten erfolgt die Ubermittlung dann analog § 69 Abs. 1
Nr. 1 SGB VIl i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIII. Anvertraute personenbezogene
Daten/Geheimnisse wiederum kénnen unter den strengen Voraussetzungen'™® von § 65 Abs. 1
Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB befugt Ubermittelt werden.

Kurz und knapp

Ist der freie Trager aufgrund unregelméaBig wahrgenommener Betreuungstermine nicht
in der Lage, die Gefahrdungssituation Minderjahriger bzw. die Veranderungsfahigkeit
der Erziehungsberechtigten einschatzen zu kénnen, hat er das Jugendamt zu informieren.
Dabei konnen auch erforderliche personenbezogene Daten Ubermittelt werden, die der
Fachkraft anvertraut worden sind bzw. unter die strafrechtlich relevante Schweigepflicht
fallen.

189 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverldufen. Eine systemorientierte Methode zur Ana-
lyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen, S. 64 f.
190 Siehe: Fn. 25.
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2.4.4 Was ist im Rahmen der Hilfeplanung weiterzugeben?

Im Vorfeld eines Hilfeplangesprachs hat der freie Trager das Jugendamt Gber den bisherigen
Fallverlauf zu informieren. Hierfur bietet es sich an, den bisherigen Hilfeprozess in einem Bericht
sowohl aus Sicht der Fachkraft als auch aus Sicht der Adressat*innen zu beschreiben und dabei
u.a. folgende Angaben zu machen:

Tragerbericht

e Betreuungsbedingungen: Wurden z.B. alle verabredeten Leistungen erbracht, gab es
Veranderungen zur Leistungsbeschreibung, wie viele Stunden/Termine wurden in der Hilfe
geleistet, Hinweise zu Vertretungssituationen etc.

e Erbrachte Leistungen mit Bezug auf die Inhalte des Hilfeplans: u.a. handlungs-
theoretisches Vorgehen und eingesetzte Methoden zur Starkung der Erziehungskom-
petenzen und Gefahrenabwehr, Aufbau von Kinderschutzressourcen, Einbeziehung von
Kooperationspartner*innen etc.

¢ Nicht erbrachte Leistungen: spezifische Angaben zu den im Hilfeplan verabredeten bzw.
in der Leistungsbeschreibung des freien Tragers angegebenen Inhalten, die nicht geleistet
worden sind.

e Zusatzlich erbrachte Leistungen hinsichtlich des individuellen Hilfebedarfs.

e Besonderheiten: ggf. vom Trager zu verantwortendes Fehlverhalten oder Mangel in der
Hilfedurchftihrung.

¢ Angaben zum weiteren Hilfebedarf: insbesondere mit Blick auf den Kinderschutz und die
Gefahrenabwehr. Hierfiir sind (weiterhin) bestehende Gefahrdungsaspekte deutlich zu benennen.

Adressat*innenbericht

¢ Angaben zum Hilfeverlauf: Wie haben die betroffenen Personen die Hilfe erfahren, was
haben sie z.B. als hilfreich, was als problematisch erlebt, wo haben sie im Hinblick auf die
Inhalte des Hilfeplans Fortschritte gemacht etc.

¢ Angaben zum weiteren Hilfebedarf: insbesondere im Hinblick auf die Kindeswohlgefahrdung.

Gemeinsamer Berichtsteil von Trager und der Adressat*innen
* Bei Bedarf gemeinsame Beantwortung konkreter Fragen zum Hilfeverlauf des ¢ffentlichen
Tragers.™!

An der Erstellung des Berichts sind die Betroffenen gemal3 ihrem Subjektstatus aktiv zu beteiligen.

Entsprechend ist er von ihnen vor Ubersendung an das Jugendamt mitzuunterzeichnen. Im Sinne
eines transparenten, partizipativen und ressourcenorientierten Vorgehens kann er dabei auch ein
Instrument sein, die Adressat*innen zu starken und fur den weiteren Hilfeprozess zu motivieren.

Personenbezogene Daten der Betroffenen sind in dem Bericht gemal3 § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X
im erforderlichen Umfang an das Jugendamt zu Ubermitteln. Die Erforderlichkeit orientiert sich
dabei an den Tatbestandsmerkmalen des § 27 SGB VIII.

191 Vgl.: Lehmann, Radewagen, Stuicker (2018), Basiswissen Datenschutz — Vertrauen und Schweigepflicht in der Kin-
der- und Jugendhilfe — mit DS-GVO, S. 78 ff.



Das Jugendamt muss im Rahmen seiner Steuerungsverantwortung fir das Hilfeplanverfahren
gem. § 36 SGB VIII mit den Informationen also insbesondere tGberprifen kénnen, ob die Hilfe zur
Erziehung weiterhin geeignet und notwendig ist, um im konkreten Fall eine Kindeswohlgefahr-
dung abwenden zu kénnen.'®? Eine dartberhinausgehende Datentbermittlung ist ohne Einwilli-
gung der betroffenen Personen nicht zuldssig.

Ist es zur Erfullung des Schutzauftrages erforderlich, in dem Bericht personenbezogene Daten zu
Gbermitteln, die dem besonderen Vertrauensschutz gem. § 65 SGB VIl bzw. der Schweigepflicht
gem. § 203 StGB unterliegen, ist dies mit Zustimmung der betroffenen Personen ebenfalls
maoglich. So kann es z.B. notwendig sein, das Jugendamt Gber weitere Gefahren fur einzelne
Kinder/Jugendliche zu informieren, die der Fachkraft des freien Tragers von den Betroffenen
anvertraut worden sind. Wird die Einwilligung in die Datentbermittlung verweigert, hat sie unter
den strengen Voraussetzungen'? von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIIl i.V.m. § 34 StGB im erforder-
lichen Umfang befugt zu erfolgen.

Anvertraute personenbezogene Daten/Geheimnisse, die nicht zur Erftllung des Schutzauftrages
erforderlich sind, dtrfen nur mit Zustimmung der betroffenen Personen Ubermittelt werden.

Kurz und knapp

Damit das Jugendamt im Rahmen des Hilfeplanverfahrens die Notwendigkeit und Geeig-
netheit der Hilfe Uberprtfen kann, hat es der freie Trager vorab Uber den Hilfeverlauf

zu informieren. Hierfur ist es ratsam, gemeinsam mit den Betroffenen einen Bericht zu
erstellen, der sowohl die Sicht des freien Tragers als auch die der Adressat*innen wieder-
gibt. Anvertraute personenbezogene Daten/Geheimnisse, die zur Erfullung des Schutz-
auftrages erforderlich sind, kénnen dabei auch ohne Einwilligung bzw. gegen den Willen
der betroffenen Personen im erforderlichen Umfang Gbermittelt werden.

2.5 Kindeswohlgefdahrdung, die dem Sozialen Dienst des Jugendamtes
bisher nicht bekannt ist

Unabhangig davon, ob eine Kindeswohlgefédhrdung bekannt ist oder nicht, sind Trager der freien
Jugendhilfe bei der Erbringung von Leistungen/anderen Aufgaben nach dem SGB VIII tGber die
vertragliche Verpflichtung aus § 61 Abs. 3 SGB VIII abgeleitete Normadressaten des

§ 35 Abs. 1 SGB I. Sie haben daher das Sozialgeheimnis zu wahren und bei der Datenverarbei-
tung die einschlagigen Vorschriften aus dem Sozialgesetzbuch analog zu beachten. Zur
Ubermittlung personenbezogener Daten bedarf es deshalb einer Rechtsgrundlage oder der Ein-
willigung durch die betroffenen Personen. Das gilt ausnahmslos auch gegentber dem Jugendamt.

Insbesondere in Féllen, in denen ein Gefahrdungsrisiko vorliegt, von dem das Jugendamt bislang
keine Kenntnis hat, gibt es in der Praxis haufig das reflexhafte Bestreben, den ¢ffentlichen Trager
unmittelbar dartber zu informieren. Datenschutzrechtlich ist eine solche Datentbermittlung nur
unter denin 2.5.1 und 2.5.2 genannten Voraussetzungen zuldssig.

192 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 300.
193 Siehe: Fn. 25.
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2.5.1 Was ist zu beachten, wenn ein Gefahrdungsrisiko vorliegt, von
dem das Jugendamt keine Kenntnis hat?

Erhalten freie Trager im Rahmen einer Hilfe zur Erziehung durch eigene Beobachtungen oder
Hinweise Dritter Anhaltspunkte auf eine Kindeswohlgefahrdung, sind sie gem. der nach

§ 8a Abs. 4 SGB VIl mit dem offentlichen Trager getroffenen Vereinbarung verpflichtet, eine
vorgegebene Handlungsabfolge einzuhalten. Danach haben sie zunédchst analog dem Vorgehen
des Jugendamtes selbst zu sondieren, ob es sich dabei um gewichtige Anhaltspunkte fur eine
Kindeswohlgefahrdung handelt (siehe 1.3) und sofern diese vorliegen, das Gefahrdungsrisiko
im Fachteam unter Hinzuziehung einer Kinderschutzfachkraft einzuschatzen (siehe 1.4).

Im Falle einer Kindeswohlgefahrdung hat der freie Trager zu Gberprifen, ob er das bestehende
Hilfesetting der aktuellen Situation anpassen und den Erziehungsberechtigten ein entsprechendes
UnterstUtzungsangebot zur Gefahrenabwehr machen kann. Im Sinne eines funktionierenden
Kinderschutzes bedeutet das nicht, der freie Trager erprobt zunachst, ob seine Moglichkeiten
zum Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher ausreichen und trifft anschlieBend eine Entscheidung
Uber die Geeignetheit seiner Hilfemoglichkeiten.™ Er hat vielmehr die aktuelle Gefahrensituation
mit seinen im Fall verfigbaren Mitteln abzugleichen. Ist es ihm danach nicht sicher moglich, die
bestehende Hilfe im Kinderschutz bedarfsgerecht fortzufuhren, da ihm z.B. fachliche oder zeitliche
Ressourcen fehlen, hat er das Jugendamt Gber die gewichtigen Anhaltspunkte und bestehende
Gefahrdungsrisiken zu informieren.

Im Sinne eines partizipativen und transparenten Vorgehens sind die betroffenen Personen im
Vorfeld einer Datentibermittlung an das Jugendamt Uber deren Notwendigkeit aufzuklaren,
sofern dies die Gefahrdung Minderjahriger nicht erhoht. Um ihre Einwilligung zur Datenlber-
mittlung ist zu werben. Liegt diese nicht vor, da sie die Betroffenen verweigern oder aber ihre
Einbeziehung den Schutz von Kindern/Jugendlichen in Frage stellen wurde, erfolgt die Daten-
Ubermittlung gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIIl auch gegen ihren
Willen bzw. ohne ihr Wissen. Anvertraute personenbezogene Daten gem. § 65 SGB VIl bzw.
Geheimnisse gem. § 203 Abs. 1 StGB kénnen dann im zur Erftllung des Schutzauftrages
erforderlichen Umfang unter den strengen Voraussetzungen'®® von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII
i.V.m. § 34 StGB ebenfalls befugt Ubermittelt werden.

Ist der freie Trager hingegen in der Lage, sein Unterstitzungsangebot auf die Gefahrenabwehr
auszurichten und nehmen die Betroffenen die verdanderte Hilfe verlasslich an, besteht gem.

§ 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIl keine Notwendigkeit und damit auch keine Befugnis, das Jugendamt
Uber die verdanderte Situation ohne Einwilligung der betroffenen Personen zu informieren.

In diesem Fall ist den Betroffenen die Gefahrensituation und das erforderliche Vorgehen des
freien Tragers zur Gefahrenabwehr ausfthrlich zu erlautern. Hierfur bietet es sich an, mit einer
Vereinbarung zum Schutz von Kindern/Jugendlichen zu arbeiten. Darin hat der freie Trager die
fur einzelne Minderjahrige bestehende Gefahrensituation konkret zu benennen. Zur Einschat-
zung der Problemakzeptanz, Veranderungsbereitschaft und -fahigkeit sowie der Kooperations-
bereitschaft der Erziehungsberechtigten ist ihre Sichtweise zur Gefahrensituation unbedingt
einzuholen und in die Schutzvereinbarung mit aufzunehmen. AnschlieBend ist von den Fachkréf-
ten unmissverstandlich und in der Sprache der Betroffenen zu beschreiben, vor welchen Gefah-
ren einzelne Kinder/Jugendliche zu schitzen sind. Der dafur notwendige Handlungsplan inkl. der
einzusetzenden Ressourcen ist gemeinsam mit den Adressat*innen zu erstellen und schriftlich

194 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.
195 Siehe: Fn. 25.



festzuhalten. SchlieBlich ist in der Schutzvereinbarung ebenfalls zu verabreden, wie die Fach-
kraft Uberprift, ob die Gefahrdung durch eine Verhaltensanderung der Erziehungsberechtigten
abgewandt wird und unter welchen Voraussetzungen der freie Trager das Jugendamt tber die
Kindeswohlgefdhrdung zu informieren hat (siehe 2.5.2)."%

Vorgehen bei Schutzauftrag
Verfahrensablauf gemaR § 8a Abs. 4 SGB VIII

Einschrankungen der Erziehungsfahigkeit, die Teil einer Kindeswohlgefahrdung sind

Problemeinsicht / KEINE Problemeinsicht /
Kooperation der EZB Kooperation der EZB

Dokumentierter Verfahrensablauf

Benennen der eingeschatzten

Gefahrdungssituation in der sich das Kind/
die*der Jugendliche befindet

Sichtweise der EZB zur eingeschatzten
Gefahrdungssituation
h 4

Benennen, vor welcher Gefahr die EZB das
Kind/ die*den Jugendliche*n zu schiitzen
haben

A 4

Gemeinsames Erstellen eines
Handlungsplans zum Schutz des
Kindes/der*des Jugendlichen

a4
Durchfiihrung der Hilfe und Uberpn'ifungJ

des Schutzes

E

h 4
@ Gefahr Ende des

abgewandt Schutzauftrages

Info an den Sozialen Dienst des
Jugendamtes NUR mit
Zustimmung der EZB

Betroffenen an den Sozialen

Ende des
Schutzauftrages

Meldung mit Wissen der

Dienst des Jugendamtes

weitere Hilfeleistungen
sind notwendig

Hilfeplangesprach steht an
und Gefahr besteht weiterhin

Wegfall einer tragfahigen
Kooperationsbereitschaft/
Problemeinsicht (keine
ausreichende Veranderungs-
bereitschaft/-fahigkeit)

Abbruch/Ende der Hilfe
bei bestehender Gefahr

e

HOCHSCHULE OSNARROCK

: : Prot. De Oweref Aotowages

Abb. 7. Vorgehen bei Schutzauftrag - Verfahrensablauf gem. § 8a Abs. 4 SGB VI

196 Zum Schutzplan siehe ausfuhrlich: PK-SGB VIII, Moller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 22a f., 47.
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2.5.2 Wann ist der Soziale Dienst des Jugendamtes liber die Kindes-
wohlgefahrdung zu informieren?

Ist es dem freien Trager maoglich, die Hilfe bedarfsgerecht auf das Gefahrdungsrisiko anzupassen

und nehmen die Erziehungsberechtigten diese verlasslich an, kann das Jugendamt mit Zustimmung
der betroffenen Personen jederzeit Uber die veranderte Situation informiert werden.

DarUber hinaus ist eine Datentbermittlung in den nachfolgend aufgefthrten Fallen erforderlich.

Stellt sich im Verlauf der Hilfe heraus, dass es dem freien Trager trotz anfanglich verftigbarer
eigener Ressourcen und Handlungssicherheit nicht maglich ist, sein Unterstitzungsangebot
bedarfsgerecht auf die Gefahrensituation anzupassen, da z.B. zum Schutz Minderjahriger wei-
tere Hilfeleistungen erforderlich werden, hat er dartber das Jugendamt unmittelbar zu infor-
mieren. Das gilt selbst dann, wenn die betroffenen Personen problemeinsichtig sind und sowohl
Uber die Fahigkeit als auch die Bereitschaft verfugen, ihr Verhalten zu andern.

Die Datentbermittlung kann befugt mit Einwilligung (siehe 4.2) der betroffenen Personen erfol-
gen. Verweigern sie diese bzw. ist es nicht mdglich, sie einzuholen ohne Kinder/Jugendliche
einer weiteren Gefahrdung auszusetzen, erfolgt die Ubermittlung gegen ihren Willen bzw. ohne
ihr Wissen analog § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIII. Die zur Erfullung
des Schutzauftrages benétigten anvertrauten personenbezogenen Daten/Geheimnisse kénnen
unter den strengen Voraussetzungen'’ von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIl i.V.m. § 34 StGB ebenfalls
befugt Gbermittelt werden.'?®

Sofern ein Hilfeplangesprach ansteht, ist das Jugendamt vorab Uber die mittlerweile eingetretene
Gefahrdungslage zu informieren. Die Ubermittlung der personenbezogenen Daten ist erforderlich,
damit es im Rahmen seiner Steuerungsverantwortung fir das Hilfeplanverfahren gem.

§ 36 SGB VIIl gemeinsam mit allen Beteiligten die Geeignetheit und Notwendigkeit der ausge-
wahlten Hilfe Uberprifen und in diesem Zuge auch seinen eigenen Schutzauftrag bei Kindes-
wohlgefahrdung erfillen kann (siehe: 2.4.4).

Als Akteure sind die Betroffenen in die Mitteilung an das Jugendamt mit einzubeziehen.
Entsprechend ist sie moglichst gemeinsam mit ihnen vorzubereiten, um sie fur den weiteren
Hilfeprozess nicht zu verlieren. In diesem Zusammenhang ist es ratsam, um ihre Zustimmung in
die DatenUbermittlung zu werben. Verweigern sie diese hingegen, hat sie analog § 69 Abs. 1
Nr. 1 SGB X zu erfolgen. Anvertraute personenbezogene Daten/Geheimnisse kénnen unter den
strengen Voraussetzungen'® von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB im zur Erftllung
des Schutzauftrages erforderlichen Umfang ebenfalls Gbermittelt werden.?*°

Vor allem im Kinderschutz gilt es zu vermeiden, Hilfen fortzufihren, ohne dass sich die gefahr-
dende Lebenssituation Minderjahriger nachhaltig verbessert.?® Kommt der freie Trager zu der
Einschatzung, dass mit den Moglichkeiten der bestehenden Hilfe eine vorhandene Kindeswohl-

197 Siehe: Fn. 25.

198 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.

199 Siehe: Fn. 25.

200 Vgl.: LPK-SGB VIlII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.

201 Vgl.: Gerber, Lillig (2018), Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverlaufen. Eine systemorientierte Methode zur Ana-
lyse von Kinderschutzféllen aus funf Fallanalysen, S. 64 f.



gefahrdung nicht abgewandt werden kann, hat er das Jugendamt gem. § 8a Abs. 4 Satz 3 zu
informieren. Das gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten zwar verlasslich jeden Betreuungs-
termin wahrnehmen und zu erkennen geben, dass sie die Gefdhrdung abwenden wollen, aller-
dings nicht Uber die Fahigkeiten verfligen, ihr Verhalten entsprechend zu verandern, um einer
Kindeswohlgefdhrdung entgegenzuwirken.

Die betroffenen Personen sind in die Datentibermittlung immer dann mit einzubeziehen, wenn
dies nicht zu einer Verscharfung der Gefahrensituation bei Kindern/Jugendlichen ftihrt. Um ihre
Zustimmung in die Ubermittlung der personenbezogenen Daten ist zu werben, um sie fur den
weiteren Hilfeprozess zu motivieren. Liegt eine Zustimmung nicht vor bzw. kann sie nicht eingeholt
werden, ohne dass es zu einer weiteren Gefdahrdungssituation fur Minderjahrige kommt,

erfolgt die DatenUbermittlung analog § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIII.
Ist es erforderlich, anvertraute personenbezogene Daten/Geheimnisse zur Erfullung des Schutz-
auftrags an das Jugendamt zu Ubermitteln, kann dies unter den strengen Voraussetzungen?%?
von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB im erforderlichen Umfang ebenfalls erfolgen.?%

Brechen Betroffene die Hilfe ab, sind sie fur das Hilfesystem nicht mehr erreichbar etc., ist das
Jugendamt unmittelbar Uber die Gefahrdung zu informieren. Die Datentbermittlung erfolgt
analog 8 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIl hinsichtlich der zur Erfullung
des Schutzauftrages erforderlichen anvertrauten personenbezogenen Daten unter den strengen
Voraussetzungen?** von § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII i.V.m. § 34 StGB. Die betroffenen Personen
sind — wann immer moglich — vorab darlber in geeigneter Weise zu informieren, vorausgesetzt
der Schutz Minderjahriger wird dadurch nicht in Frage gestellt.

Kurz und knapp

Liegt in einer vom freien Trager durchgefthrten Hilfe zur Erziehung eine Kindeswohl-
gefdhrdung vor, von der das Jugendamt bislang keine Kenntnis hat, ist es dartber zu
informieren:

e wenn weitere Hilfeleistungen zum Schutz Minderjahriger erforderlich sind,

e wenn ein Hilfeplangesprach ansteht,

e wenn die Erziehungsberechtigten nicht veranderungsfahig/-bereit sind,

e wenn die Hilfe abgebrochen wird.

Zur Erfullung des Schutzauftrages sind auch alle erforderlichen personenbezogenen
Daten zu Gbermitteln, die der Fachkraft anvertraut worden sind bzw. unter den Schutz-
bereich der strafrechtlich relevanten Schweigepflicht fallen.

2.6 Teilnahme an Gefahrdungseinschatzungen beim Sozialen Dienst des
Jugendamtes

Werden Fachkrafte freier Jugendhilfetrager im Rahmen einer von ihnen durchgefuhrten Hilfe zur
Erziehung vom Sozialen Dienst des Jugendamtes gebeten, an einer Gefahrdungseinschatzung
teilzunehmen?®, sind sie befugt, personenbezogene Daten der betroffenen Personen gemal

§ 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X im erforderlichen Umfang an das Jugendamt zu tUbermittelt. Die Erfor-

202 Siehe: Fn. 25.

203 Vgl.: LPK-SGB VIlII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.
204 Siehe: Fn. 25.

205 Siehe: Wiesner, Wapler/Wapler (2022), § 8a, Rn. 27.
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derlichkeit orientiert sich dabei an den Tatbestandsmerkmalen des § 8a SGB VIII. Das Jugendamt
muss im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung in die Lage versetzt werden, das fur einzelne
Kinder/Jugendliche bestehende bzw. hinreichend wahrscheinliche (sich androhende) Gefahr-
dungsrisiko fachlich rekonstruierbar einschatzen zu kénnen. Sofern es daftr auch dringend
erforderlich ist, anvertraute personenbezogene Daten/Geheimisse zu Ubermitteln, die dem be-
sonderen Vertrauensschutz gem. § 65 SGB VIII bzw. der Schweigepflicht gem. § 203 StGB (siehe
1.4.2) unterliegen, kann die Ubermittlung unter den strengen Voraussetzungen2%¢ von

§ 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIIl i.V.m. § 34 StGB befugt erfolgen.

Auch im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung ist der Grundsatz der Datenminimierung gem.
Art. 5 Abs. 1c DS-GVO zu beachten. Das bedeutet, es sind nur die Sozialdaten in den Beratungs-
prozess einzubringen, die zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos auch erforderlich sind.

Kurz und knapp

Fachkrafte freier Jugendhilfetrager sind befugt, dem Sozialen Dienst des Jugendamtes im
Rahmen einer Gefahrdungseinschatzung alle personenbezogenen Daten zu Ubermitteln,
die erforderlich sind, damit dieser das Gefahrdungsrisiko einzelner Minderjahriger
einschatzen kann.

206 Siehe: Fn. 25.



3. Vertrauensschutz und Kinderschutz im Schnittstellenbe-
reich

3.1 Schnittstellen zwischen Jugendamt und Berufsgeheimnistrager*in-
nen (Arzt*innen, Lehrer*innen etc.)

Auch wenn das Jugendamt in Verantwortungsgemeinschaft?” mit dem Familiengericht zu einem
der beiden Hauptakteure im Kinderschutz zahlt, ist es eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe,
Kinder und Jugendliche vor Gefahren fur ihr Wohl zu schutzen.

Nachbarn, Verwandten oder anderen Personen aus dem nahen Umfeld Minderjahriger fallen
ebenso wie zahlreichen Professionen auBerhalb der Kinder- und Jugendhilfe Anzeichen fur
Gefahrdungssituationen auf, die dem Jugendamt bislang nicht bekannt sind. Ein umfassender
Schutz von Kindern und Jugendlichen braucht deshalb das engagierte und couragierte Handeln
aller, die von einer (vermuteten) Kindeswohlgeféhrdung erfahren. Dazu gehort auch, das Jugendamt
immer dann zu informieren, wenn es zur Gefahrenabwehr erforderlich ist.

Gerade Arzt*innen, Lehrer*innen, Hebammen, staatl. anerkannte Sozialarbeiter*innen sowie an-
dere in § 4 KKG genannte Berufsgeheimnistréger*innen sind wichtige Kooperationspartner*in-
nen im Kinderschutz. Sie erhalten bei ihrer Arbeit zum Teil unmittelbare Einblicke in die Lebenssi-
tuation von Kindern und Jugendlichen und dartber auch erste Hinweise, die z.B. auf kérperliche,
emotionale bzw. sexualisierte Gewalt oder unterschiedliche Formen der Vernachlassigung
hindeuten. Mit den ihnen im beruflichen Alltag zur Verfligung stehenden zeitlichen Ressourcen
stoBen sie schnell an ihre Grenzen, Situationen weiter aufklaren bzw. eine konkret bestehende
oder sich androhende Gefahr abwenden zu kénnen. Insofern haben sie nur

eingeschrankte Moglichkeiten, Kinder und Jugendliche schiitzend zu begleiten oder Erziehungs-
berechtigte zu unterstttzen, ein gefahrdendes Handeln bzw. Nichthandeln zu verandern.

In solchen Féllen gilt es, vor allem mit den Erziehungsberechtigten ins Gesprach zu kommen und
ihnen einftihlsam, aber in der Sache klar, zu erldutern, welcher Gefahr ihr Kind ausgesetzt ist
und was kinftig unterlassen bzw. sichergestellt sein muss, um diese abzuwenden. Hierbei ist es
wichtig, die Erziehungsberechtigten durch ein sensibles Vorgehen fir den Schutz ihres Kindes zu
gewinnen. Sind sie bereit und in der Lage, ihr gefdhrdenden Verhalten zu verandern, ist die Basis
fur eine tragfahige Gefahrenabwehr gelegt. Deshalb sind sie maglichst dazu zu bewegen, sich
eigeninitiativ an das Jugendamt zu wenden und geeignete Unterstlitzungsleistungen zum Schutz
ihres Kindes anzunehmen. Gerade hierftr kann eine vertrauensvolle Beziehung der Berufsge-
heimnistrager*innen zu den Familien helfen, erste Berihrungsangste mit dem Jugendamt abzu-
bauen. So kénnen die Fachkrafte nach Absprache mit den betroffenen Personen und mit ihrer
Einwilligung (siehe 4.2) z.B. den Erstkontakt vermitteln oder ggf. sogar begleiten.

Werden Erziehungsberechtigte auf eine Kindeswohlgeféhrdung angesprochen, reagieren sie
zuweilen abwehrend und wenig problemeinsichtig. Sie halten es z.B. weder fur erforderlich, sich
an das Jugendamt zu wenden, um eine zum Schutz ihres Kindes erforderliche Hilfe erhalten zu
kdnnen, noch sind sie bereit, den Berufsgeheimnistrager*innen eine Einwilligung zu geben, das
Jugendamt entsprechend zu informieren. Auch gibt es Fallkonstellationen, in denen betroffene
Personen nach einem Gesprach Uber die Gefahrdung den Kontakt zu den Fachkréften abbrechen
und nicht weiter erreichbar sind. Nicht immer ist es den Berufsgeheimnistrager*innen zudem
maoglich, mit Betroffenen Uber eine vermutete Kindeswohlgefahrdung zu sprechen, da dies den
Schutz Minderjahriger zusatzlich in Frage stellen konnte. Das gilt insbesondere bei Hinweisen auf
vermutete korperliche, emotionale oder sexualisierte Gewalt, bei der Tater haufig aus dem fami-

207 Vgl.: OLG Koblenz, Beschluss vom 11. Juni 2012 — 11 UF 266/12.
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lidren Nahfeld kommen und ein hoher Tabuisierungsdruck im System herrscht. Dieser fuhrt u.a.
dazu, dass betroffene Kinder und Jugendliche unter einem enormen Druck des ,Verschweigens”
stehen. Das alles macht ein partizipatorisches Vorgehen besonders schwierig, wenn nicht sogar
unmaglich.208

Gerade in solchen oder dhnlich gelagerten Fallkonstellationen stehen Berufsgeheimnistrager*in-
nen haufig vor der Frage (ob und wenn ja), welche Hinweise sie an das Jugendamt Ubermitteln
kénnen, ohne gegen ihre Schweigepflicht nach § 203 StGB (siehe 1.4.2.2) zu verstoBen. Dies
kann zu einer Verunsicherung im Helfersystem ftihren und mit dazu beitragen, dass ein Jugendamt
im Zweifel nicht Gber die Gefahrenlage informiert wird. Fur den Kinderschutz gehen damit not-
wendige Informationen verloren. Um dem entgegenzuwirken und die Handlungssicherheit bei
einer (vermuteten) Kindeswohlgefahrdung zu erhéhen, hat der Gesetzgeber § 4 KKG installiert.
In einer Art To-do-Liste beschreibt die Vorschrift, wie Berufsgeheimnistrager*innen verfahren
kénnen, wenn sie in ihrem Berufsalltag mit Anhaltspunkten fur eine Kindeswohlgefahrdung in
Bertihrung kommen, ohne dass ihre Schweigepflicht mit dem Kinderschutz in Konflikt gerat.2®®

3.1.1 Was ist zu tun, wenn Anhaltspunkte fiir eine Kindeswohlgefahr-
dung vermutet werden?

Werden Berufsgeheimnistrager*innen in Austbung ihrer beruflichen Tatigkeit erste Anzeichen
fur die Gefahrdung Minderjahriger bekannt, haben sie zunadchst zu Uberpriifen, ob es sich dabei
um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung handelt. Dies lasst sich nicht
allgemein bestimmen oder etwa aus einer Indikatorenliste ablesen, sondern muss fiir den jeweiligen
Einzelfall individuell ermittelt werden. Hierfur haben die Fachkrafte einzuschatzen, ob es sich bei
ihren Beobachtungen um konkrete Hinweise von einigem Gewicht auf eine vorliegende
Kindeswohlgefdhrdung handelt und einzelne Kinder/Jugendliche hinreichend wahrscheinlich
einer Misshandlung, Vernachlassigung, sexualisierter Gewalt bzw. einem Autonomiekonflikt
durch das Handeln bzw. Nichthandeln Erziehungsberechtigter ausgesetzt sind.2™

Die Kinderschutzpraxis ist selten eindeutig?'' und entsprechend ergibt sich aus ersten Beob-
achtungen, Untersuchungen oder Gesprachen mit den Betroffenen nicht immer ein klares Bild:
Sind die Gefahrdungshinweise tatsachlich gewichtige Anhaltspunkte oder nicht?2'2 Um hierauf
eine Antwort erhalten zu kdnnen, ist zunachst die Gefahrensituation einzelner Minderjahriger
ganzheitlich zu erfassen. AnschlieBend hat die Fachkraft zu bewerten, ob die Erziehungsfahig-
keit der Erziehungsberechtigten ausreicht, elementare Grundbedurfnisse ihres Kindes in einem
Mindestmal dauerhaft und verlasslich erfullen zu kénnen. Bedeutsame Hinweise hierfir liefern
neben der aktuell bekannten defizitaren Situation von Kindern/Jugendlichen auch das elterliche
Verhalten ihrem Kind gegenuber sowie die im Familiensystem bestehenden Risikofaktoren und
Ressourcen (siehe: 1.3). Zur Bewertung der vorliegenden Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlge-
fahrdung und einem sich daraus ableitenden Gefdhrdungsrisiko sind deshalb

umfangreiche Informationen tber einzelne Kinder/Jugendlichen und ihre aktuelle Lebenssituation
sowie Fachkompetenzen im Kinderschutz erforderlich. Fiir eine erhdhte Handlungssicherheit im
Kinderschutz, insbesondere in unklaren Fallkonstellationen, haben Berufsgeheimnistrager*innen
daher gem. § 4 Abs. 2 KKG gegentber dem Jugendamt Anspruch auf Beratung durch eine
Kinderschutzfachkraft. Der 6ffentliche Jugendhilfetrager wiederum ist gem. § 8b Abs. 1 SGB VIII
verpflichtet, die Erfllung dieses Beratungsanspruchs durch entsprechende Angebote sicherzu-
stellen.

208 Vgl.: Radewagen (2017), JAmt, S. 281.

209 Vgl.: BT-Drs. 17/6256, S. 20.

210 Vgl.: Gerber, Kindler (2021), Kriterien einer qualifizierten Gefahrdungseinschatzung, S. 9.

211 Siehe hierzu auch Schrapper (2013), JAmt, S. 11 f.

212 Vgl.: Kindler, Lillig (2006a), IKK-Nachrichten, S. 18; Schellhorn u.a./Mann (2017), SGB VIII Kinder und Jugendhilfe
Kommentar, § 8a, Rn. 18. sowie PK-SGB VIlI, Méller/Radewagen (2022), § 8a, Rn. 8 f.



Nehmen Berufsgeheimnistrager*innen das Beratungsangebot nach § 4 Abs. 2 KKG wahr, sind
sie befugt, der Kinderschutzfachkraft alle hierftr erforderlichen personenbezogenen Daten zur
Beratung pseudonymisiert zu Gbermitteln.

Im Rahmen der Beratung wird z.B. ermittelt, ob es sich bei den Hinweisen und Beobachtungen
um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung handelt, wie das Gefahrdungsrisiko
einzuschatzen und zum Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher weiter zu verfahren ist bzw. welche
Hilfsmoglichkeiten zum Schutz Minderjahriger bestehen. Die Handlungsverantwortung am Ende
der Beratung bleibt uneingeschrankt bei den Berufsgeheimnistréager*innen.

Kurz und knapp

Zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos haben Berufsgeheimnistrager*innen gegentiber
dem Jugendamt Anspruch auf Beratung durch eine Kinderschutzfachkraft.Zu diesem
Zweck kénnen alle personenbezogenen Daten pseudonymisiert Gbermittelt werden.

3.1.2 Wann kénnen gewichtige Anhaltspunkte fiir eine Kindeswohlge-
fahrdung an das Jugendamt gemeldet werden?

Liegen gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung vor, haben Berufsgeheimnis-
trdger*innen abzuwdagen (ob und wenn ja), wie sie ihren Zugang zu den Erziehungsberechtigten
und deren Kindern nutzen kénnen, um auf die Anderung des gefédhrdenden Verhaltens bzw. die
Annahme von UnterstUtzungsleistungen durch das Jugendamt hinwirken zu kénnen. Gerade
hierflr kann ein positiver Kontakt zu den Betroffenen ein hilfreicher Turoffner fir einen erfolg-
reichen Kinderschutz sein. Gelingt es den Fachkraften, durch das in § 4 Abs. 1 KKG geforderte
partizipative Vorgehen, die Erziehungsberechtigten fiir eine aktive Mitarbeit zur Gefahrenabwehr
zu gewinnen, sind wichtige Voraussetzungen fir einen erfolgreichen Kinderschutz gelegt.

Es besteht dann die Chance, dass sie mit einer geeigneten Unterstitzung ihr Verhalten andern
und Gefahrensituationen klnftig vermieden bzw. abgewendet werden. Ist es hierfur erforderlich,
das Jugendamt hinzuzuziehen, kann es hilfreich sein, mit Zustimmung der betroffenen Personen
den Erstkontakt ggf. zu begleiten oder aber telefonisch anzuktndigen.

Halten Berufsgeheimnistrager*innen ein partizipatives Vorgehen fur ungeeignet oder aussichtslos,
eine Gefahrensituation abwenden zu kénnen, da sie z.B. keinen Zugang zu dem Betroffenen
bekommen oder diese trotz allen Werbens keine Problemeinsicht entwickeln und auch nicht zur
Kooperation im Kinderschutz bereit sind, sind sie befugt, das Jugendamt auch ohne Zustimmung
zu informieren, sofern sein Tatigwerden zur Gefahrenabwehr erforderlich ist. In diesem Fall
sollen gem. § 4 Abs. 3 KKG alle zur Gefahrdungsabwendung oder Einschdtzung des Gefahr-
dungsrisikos erforderlichen personenbezogenen Daten, einschlielich der, die dem Schutzbereich
des § 203 StGB unterliegen, entsprechend Ubermittelt werden. Das gilt auch, wenn eine Einbe-
ziehung der Betroffenen von vornherein ausscheidet, da dies zu einer zusatzlichen Gefahrdung
fur das Kind/die den Jugendlichen fihren wirde.

Auf Grundlage von § 4 Abs. 3 KKG kénnen Berufsgeheimnistrager*innen zudem auf Rickfragen

des Jugendamtes antworten, sofern dies zum Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher erforderlich ist.
In diesem Fall werden sie in ein und demselben Gefahrdungsabwendungsprozess tatig.2'

213 Vgl. BT-Drs. 19/26107, S. 75.
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Im Sinne eines partizipativen Vorgehens sind die betroffen Personen Uber die Meldung an das
Jugendamt vorab zu informieren, vorausgesetzt der Schutz Minderjahriger wird dadurch nicht in
Frage gestellt.

Kurz und knapp

Liegen gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung vor, sollen Berufsge-
heimnistrager*innen die Situation zunachst mit den betroffenen Personen erértern und
sie dazu motivieren, geeignete Hilfen vom Jugendamt anzunehmen, die zur Abwendung
der Gefahrdung erforderlich sind. Scheidet der partizipative Weg aus, da die Betroffenen
nicht mitwirken bzw. sich dadurch die Gefahrensituation fur einzelne Kinder/Jugendliche
erhohen wurde, sind sie befugt, dem Jugendamt alle fur den Kinderschutz erforderlichen
Informationen — inkl. der dem Schutzbereich des § 203 StGB unterliegenden Geheimnis-
se — auch ohne Zustimmung der Betroffenen zu Ubermitteln, sofern sein Tatigwerden zur
Gefahrenabwehr erforderlich ist.
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3.1.3 Was haben Berufsgeheimnistrager*innen der Gesundheitshilfe bei
einer dringenden Gefahr fiir das Kindeswohl zu beachten?

Gem. § 4 Abs. 3 Satz 3 KKG sollen Berufsgeheimnistrager*innen der Gesundheitshilfe

(u.a. Arzt*innen, Hebammen, Entbindungspfleger sowie alle anderen in § 4 Abs. 1 Nr. 1 KKG
genannten Berufsgruppen) bei einer dringenden Gefahr fur das Kindeswohl unverztiglich das
Jugendamt informieren, sofern sie dessen Tatigwerden zur Gefahrenabwehr fir erforderlich halten.
In der Praxis sind das Fallkonstellationen, bei denen die Fachkrafte die Gefahrdungssituation mit
den Erziehungsberechtigten zwar erértern kénnen, eine Ubermittlung der Information an das
Jugendamtes aber dennoch notwendig ist, da die Situation einzelner Minderjahriger als stark
gefahrdend eingeschéatzt wird (z.B. eine dringende korperliche, seelisch/emotionale, geistige
oder soziale Vernachlassigung) und gleichzeitig die Veranderungsbereitschaft und -fahigkeit der
Erziehungsberechtigten nicht ausreicht, dieser unmittelbar entgegenzuwirken. Darunter fallen
aber auch Gefédhrdungsmerkmale, bei denen eine Einbeziehung der Betroffenen von vornherein
ausscheidet, da sie die Gefahrdungssituation fur Minderjahrige zusatzlich erhthen wurde, die
Abwendung der dringenden Gefahr jedoch unmittelbar erforderlich ist (siehe 3.1 am Beispiel
korperlicher, emotionaler und sexualisierter Gewalt).2'

Ob im jeweiligen Einzelfall eine dringende Gefahr fur das Kindeswohl vorliegt, entscheiden
Berufsgeheimnistrager*innen nach fachlichem Ermessen. Hierfur haben sie gegentiber dem
offentlichem Jugendhilfetrager Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Kinder-
schutzfachkraft (siehe 3.1.1).

Bei einer Information des Jugendamtes kénnen gem. § 4 Abs. 3 KKG alle personenbezogenen
Daten Ubermittelt werden, die zur Gefahrenabwehr erforderlich sind. Das gilt auch fur Informa-
tionen, die unter die Schweigepflicht gem. § 203 StGB fallen. Auf derselben Grundlage kénnen
Berufsgeheimnistrager*innen zudem auf Ruckfragen des Jugendamtes antworten, sofern dies
zum Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher erforderlich ist. In diesem Fall werden sie in ein und
demselben Gefdahrdungsabwendungsprozess tatig.2'

Im Sinne eines partizipativen Vorgehens sind auch hier die betroffen Personen Uber die Meldung
an das Jugendamt vorab zu informieren, vorausgesetzt der Schutz Minderjahriger wird dadurch
nicht in Frage gestellt.

Kurz und knapp

Berufsgeheimnistrager*innen der Gesundheitshilfe sollen bei einer dringenden Kindes-
wohlgefdhrdung das Jugendamt unverztglich informieren, sofern sie dessen Tatigwer-
den zur Gefahrenabwehr fur erforderlich halten.

3.1.4 Was ist zu beachten, wenn Berufsgeheimnistrager*innen an der
Einschatzung des Gefahrdungsrisikos durch das Jugendamt teilneh-
men?

Sofern es nach fachlicher Einschdtzung des Jugendamtes erforderlich ist und den wirksamen
Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher nicht in Frage stellt, hat es Personen (z.B. Arzt*innen,
Hebammen, Entbindungspfleger etc.), die ihm gem. § 4 Abs. 3 KKG Hinweise auf eine Kindes-
wohlgefdhrdung Gbermittelt haben, in die Gefdhrdungseinschatzung in geeigneter Weise mit
einzubeziehen. Geregelt wird dies in § 8a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB VIIl und kann z.B. durch

214 Vgl.: Goldberg/Radewagen (2022), DE, S. 16 ff. und Radewagen (2017), JAmt, S. 278 ff.
215 Vgl. BT-Drs. 19/26107, S. 75.



gezielte Ruckfragen an eine das Jugendamt informierende Person, ihre direkte Teilnahme an
der Beratung oder in anderer Form erfolgen (siehe 1.4.3).

Unabhangig davon, wie die Beteiligung der angefragten Arzt*innen, Lehrer*innen etc. erfolgt,
sind sie vor — spatestens aber mit Beginn — der Einbeziehung in die Gefdhrdungseinschatzung
darauf hinzuweisen, dass eine Auskunftserteilung gem. § 82a Abs. 2 SGB X freiwillig ist. Zudem
sind Personen/Stellen im Sinne von § 78 SGB X dartber aufzuklaren, dass alle im Beratungskontext
Ubermittelten Sozialdaten gem. § 78 Abs. 1 und 2 SGB X nur zum Zweck der Gefahrdungsein-
schatzung verwendet werden durfen. Das Nutzen der Informationen zu anderen Zwecken, etwa
der Ubermittlung/Weitergabe z.B. an Dritte oder die Betroffenen selbst bzw. das Verwenden zur
eigenen Aufgabenerfullung, ist nicht gestattet. Insofern korrespondiert der verldngerte Daten-
schutz des § 78 SGB X mit der Aussage des § 65 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII. Im Regelfall handelt es
sich bei den in § 4 Abs.1 KKG genannten Personen um Schweigepflichtige gem. § 203 StGB.

Eine Verpflichtung zur Mitwirkung an der Gefdhrdungseinschatzung haben angefragte Berufsge-
heimnistrager*innen ausdricklich nicht, wohl aber eine Befugnis dazu. Unter der Voraussetzung
von § 4 Abs. 3 KKG koénnen sie dem Jugendamt alle Informationen (auch Geheimnisse, die unter
den Schutz von § 203 StGB fallen) Gbermitteln, die aus ihrer Sicht fur die Abwendung der
Gefahrdung oder zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlich sind. Erfullt sind diese
Voraussetzungen in der Regel, wenn die Berufsgeheimnistrager*innen das Jugendamt vorab
Uber die Kindeswohlgefédhrdung informiert haben, damit dieses zur Gefahrenabwehr entspre-
chend tatig werden kann. In diesem Fall werden sie in ein und demselben Gefahrdungsabwen-
dungsprozess tatig.2'®

Haben sich Berufsgeheimnistrager*innen im konkreten Fall noch nicht an das Jugendamt
gewandt, ist die Ubermittlung der Informationen nicht tber § 4 Abs. 3 KKG legitimiert. Sie
kénnen jedoch in diesem Fall prifen, ob die fur die Gefédhrdungseinschatzung erforderlichen
Informationen unter den strengen Voraussetzungen?'” von § 34 StGB (Rechtfertigender Not-
stand) offenbart werden. Die Entscheidung, ob diese Voraussetzungen erftillt sind, trifft allein
die*der Berufsgeheimnistrager*in, da sie/er sich mit der Offenbarung der unter den Schutzbereich
von § 203 StGB fallenden Informationen auch der Gefahr einer Strafverfolgung aussetzt.'®

Kurz und knapp

Berufsgeheimnistrager*innen, die dem Jugendamt Hinweise auf eine Kindeswohlgefahr-
dung Ubermittelt haben, sind nicht verpflichtet, aber befugt, an der Einschatzung des
Gefahrdungsrisikos teilzunehmen. Dabei kénne alle personenbezogenen Daten Ubermit-
telt werden, die zur Abwendung der Gefahrdung erforderlich sind.

3.1.5 Unter welchen Voraussetzungen kann das Jugendamt Berufsge-
heimnistrégern eine Rickmeldung zu ihren Kinderschutzhinwei-
sen geben?

Wird das Jugendamt von einer der in § 4 Abs. 1 KKG genannten Berufsgeheimnistrager*innen
Uber gewichtige Anhaltspunkte fr eine Kindeswohlgeféhrdung informiert, soll es dieser Person
nach § 4 Abs. 4 Satz 1 KKG zeitnah (in der Regel innerhalb von 14 Tagen nach Meldungseingang)
eine Rickmeldung zu ihren Hinweisen geben.

Der Gesetzgeber will mit dieser Regelung die Grundlage fiir eine kooperative Zusammenarbeit
der im Kinderschutz beteiligten Professionen schaffen. Hierfur sei es u.a. forderlich, wenn
216 Vgl. BT-Drs. 19/26107, S. 75.

217 Siehe: Fn. 25.
218 Vgl.: MUKoStPO, Knauer u.a./Kreicker § 53 Rn. 6-10.
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meldende Arzt*innen, Lehrer*innen etc. Informationen zum Fortgang des Verfahrens erhalten.2'
Zurlckzufiihren ist diese Anderung insbesondere auf die Evaluation des Bundeskinderschutzge-
setzes, bei der vom Gesundheitsbereich fehlende Ruckmeldungen des Jugendamtes an meldende
Organisationen und Personen kritisiert worden sind.??°

Grundsatzlich hat das Jugendamt gem. § 4 Abs. 4 Satz 1 KKG also die Aufgabe, den nach

§ 4 Abs. 3 KKG meldenden Berufsgeheimnistrager*innen Informationen zu ihren Gefédhrdungs-
hinweisen zukommen zu lassen. Inhalt und Umfang der Rtckmeldungen werden datenschutz-
rechtlich abschlieBend in § 64 Abs. 4 SGB VIII geregelt und beschranken sich ausschlieBlich
darauf, ob das Jugendamt die ihm mitgeteilten gewichtigen Anhaltspunkte bestatigt sieht und
ob es zur Gefahrenabwehr tatig geworden ist bzw. noch tétig ist. Dartberhinausgehende Sozial-
daten durfen ohne Einwilligung der Betroffenen nicht tbermittelt werden.

In der Praxis ist diese neue Regelung aus Kinderschutzperspektive gleichwohl behutsam
anzuwenden. Vor einer Datentbermittlung sollte zunachst hinreichend gepraft werden, wel-
che Auswirkungen damit fur den weiteren Hilfeprozess verbunden sein konnten. Kommt das
Jugendamt dabei zu dem Ergebnis, dass durch die Datentbermittlung eine geplante oder schon
laufende Hilfe zur Erziehung von den betroffenen Personen abgelehnt bzw. abgebrochen werden
konnte, hat es die Information zu unterlassen. Im Sinne eines funktionierenden Kinderschutzes
ist dem Fortbestand/erfolgreichen Installieren einer geeigneten Hilfe insofern Vorrang vor einer
Ruckantwort an die Berufsgeheimnistrager*innen zu geben. In solchen Féllen kann und sollte
— insbesondere im Hinblick auf die kooperative Zusammenarbeit aller Beteiligten — jedoch der
Meldungseingang bestatigt und tber das generelle Verfahren bei Verdacht auf Kindeswohlge-
fahrdung informiert werden.

Uber solche Bestatigungen hinaus sind Rickmeldungen hingegen immer méglich, wenn die
betroffenen Personen dem vorab zugestimmt haben. Hierfur kénnten die Berufsgeheimnistra-
ger*innen vor der Information des Jugendamtes ihre Einwilligung einholen und diese mit Gber-
mitteln. Ein solches Vorgehen schafft Transparenz zwischen Adressat*innen und Helfer*innen-
system und hilft gleichzeitig der Fachkraftekooperation im Kinderschutz.

Kurz und knapp

Jugendamter sollen Berufsgeheimnistrager*innen eine Riickmeldung zu ihrer Gefahr-
dungsmeldung geben, sofern dies nicht zu einer Gefahr fur eine zu gewahrende Hilfe
fuhrt.

3.1.6 Darf das Jugendamt den Betroffenen Informationen liber die Be-
rufsgeheimnistrager*innen geben?

Nach § 4 Abs. 4 Satz 2 KKG sind die von einer Meldung Betroffenen vorab auf die anstehende
Ruckmeldung an die Berufsgeheimnistrager*innen hinzuweisen, vorausgesetzt, dass dadurch der
wirksame Schutz Minderjahriger nicht in Frage gestellt wird. Soweit ein solcher Hinweis untrenn-
bar mit Sozialdaten der meldenden Person verbunden ist, kann er — vor allem im Hinblick auf einen
erfolgreichen Kinderschutz - nur mit deren Einwilligung gegeben werden (siehe 1.2.4). Das gilt
insbesondere fur Falle, in denen das Jugendamt ohne Einbeziehung der Betroffenen informiert
worden ist. Mussten Berufsgeheimnistrager*innen damit rechnen, dass den von einer Meldung
betroffenen Erziehungsberechtigten und Minderjahrigen Daten Gbermittelt werden, die Ruck-
schltsse auf ihre Person zulassen, kénnte dies ihre Meldebereitschaft senken und die Zusammen-
arbeit mit dem Jugendamt in Kinderschutzfallen gefahrden. Dadurch wurde letztendlich auch

219 Vgl.: BT-Drs. 19/26107, S. 121.
220 Vgl.: Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015), Bericht der Bundesregierung, Evaluation
des Bundeskinderschutzgesetzes, S. 88.



der Zweck der Gesetzesanderung konterkarieren. § 4 Abs. 4 KKG ist namlich vor allem deshalb
eingefthrt worden, um die vertrauensvolle Kooperationsbeziehung zwischen den Berufsgeheim-
nistrager*innen und den Fachkréften des Jugendamtes zu starken.??!

Insofern gilt, dass Erziehungsberechtigte selbst in Fallen, bei denen durch einen entsprechenden

Hinweis keine zusatzliche Gefdhrdungssituation ftr Minderjahrige ausgel6st wird, nur dann gem.

8§ 4 Abs. 4 Satz 2 KKG informiert werden kénnen, wenn dabei keine Sozialdaten meldender
Personen Ubermittelt werden bzw. diese in die Ubermittlung ihrer Sozialdaten vorab eingewilligt
haben (siehe 4.2). Dies ist z.B. bei Entgegennahme einer Kinderschutzmeldung abzufragen.

Kurz und knapp

Das Jugendamt kann Adressat*innen Uber eine geplante Ruckmeldung an Berufsge-
heimnistrager*innen vorab informieren, wenn dadurch der wirksame Schutz Minder-
jahriger nicht in Frage gestellt wird und Berufsgeheimnistrager*innen der Ubermittlung
ihrer personenbezogenen Daten vorab zugestimmt haben.

3.2 Schnittstelle Jugendamt und Medizin

3.2.1 Sind Arzt*innen befugt, Jugendimtern ohne Zustimmung der
Personensorgeberechtigten im Rahmen der Inobhutnahme Befun-
de/Gutachten zu libermitteln?

Mit der Inobhutnahme wird den Personensorgeberechtigten das Sorgerecht zwar rechtlich nicht
entzogen???, das Jugendamt Ubernimmt aber eine 6ffentlichrechtliche Notkompetenz. Diese
befugt es bis zu einer Entscheidung des Familiengerichts auch ohne Zustimmung der Sorgebe-
rechtigten, alle (Rechts-)Handlungen zu vollziehen, die zur Wahrung des Kindeswohls konkret
(und im Rahmen der Inobhutnahme) erforderlich sind. Zu beachten ist dabei allerdings, dass das
Jugendamt nur zeitlich begrenzte MaBnahmen veranlassen darf, da die sorgerechtlichen Befug-
nisse bis zu einer familiengerichtlichen Regelung grundsatzlich bei den Personensorgeberechtig-
ten verbleiben. Insofern hat das Jugendamt bei seinen Entscheidungen stets auch den mutmaB-
lichen Willen der Personensorgeberechtigten (und nachrangig auch der Erziehungsberechtigten)
angemessen zu bertcksichtigen, sofern dieser dem Kindeswohl nicht entgegensteht.??

Ist es im Rahmen der Inobhutnahme auf Sicht des Jugendamtes dringend erforderlich, einzelne
Minderjahrige arztlich behandeln/untersuchen zu lassen, z.B. zur Versorgung von Verletzungen
oder aber um Beweismittel einer mutmaBlichen Kindeswohlgefdhrdung zu sichern (z.B. Sperma-
spuren nach einem vermuteten sexuellen Ubergriff, die Dokumentation von Hinweisen auf eine
korperlichen Misshandlung oder Vernachlassigung), so ist dies tber die 6ffentlichrechtliche
Notkompetenz des Jugendamtes auch dann zuldssig, wenn die Personensorgeberechtigten/
Erziehungsberechtigten damit nicht einverstanden sind oder aber das Familiengericht noch kei-
ne sorgerechtliche Entscheidung treffen konnte. Zu beachten ist allerdings, dass arztliche
MaBnahmen auch der Zustimmung einsichts- und urteilsfahiger Minderjéhriger bedurfen.??

221 Vgl.: BT-Drs. 19/26107, S. 121.

222 Vgl.: FK-SGB VIIl, Minder u.a./Trenczek, Beckmann (2022), § 42, Rn. 39.

223 Vgl. LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kepert (2022), § 42, Rn. 73.

224 Vgl.: FK-SGB VIII, Miinder u.a./Trenczek, Beckmann (2022), § 42, Rn. 40; Wiesner, Wapler/Dirbeck (2022), § 42,
Rn. 31. Hierzu ausfihrlich: Trenczek u.a.: in: Trenczek u.a. (2018), Grundzuge des Rechts, S. 755 ff.
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Grundsatzlich geht die 6ffentlich-rechtliche Notkompetenz des Jugendamtes im Rahmen der
Inobhutnahme nicht so weit, dass es auch arztliche Befunde nach einer Untersuchung/Behandlung
ohne Zustimmung der Personensorgeberechtigen bzw. eines Erganzungspflegers oder Vormunds
anfordern und erhalten darf. Das gilt auch fur die Beauftragung zur bzw. die Veranlassung der
Begutachtung eines Kindes.?”> Ohnehin unterliegen Arzt*innen eigenen Verschwiegenheits-
verpflichtungen und sind nicht verpflichtet, alle vom Jugendamt gewunschten Ausktnfte zu
erteilen.??® Deshalb sollte hiertiber vorrangig das Familiengericht bzw. der (vorlaufig) bestellte
Vormund (§ 1774 Abs. 2, § 1781 BGB) entscheiden.??’

Im Hinblick auf arztliche Untersuchungen, Begutachtungen und sonstige (z.B. datenschutz-
rechtliche) Eingriffe reicht die rechtsgeschaftliche Vertretungsmacht der Personensorgeberechtigten
bzw. des (vorlaufigen) Vormunds nicht aus. Insoweit ist auch die eigene Einwilligungs- und
Verstandesreife Minderjahriger zu bertcksichtigen. Sind sie im Hinblick auf den koérperlichen
bzw. datenschutzrechtlichen Eingriff selbst einwilligungsfahig, kénnen sie in diesen auch selbst
einwilligen .22

Kurz und knapp

Im Rahmen der Inobhutnahme sind Jugendamter grundsatzlich nicht berechtigt, arztliche
Befunde/Gutachten zu erhalten. Hierzu bedarf es der Zustimmung der Personensorge-
berechtigten. Liegt diese nicht vor, hat das Familiengericht bzw. der (vorlaufig) bestellte
Vormund zu entscheiden. Sofern Minderjahrige tber die erforderliche Einsichts- und
Urteilsfahigkeit verfigen, mussen sie nicht nur der Behandlung bzw. Untersuchung,
sondern auch der Befundtibermittlung ebenfalls zustimmen.

3.2.2 Sind Arzt*innen befugt, als (sachverstindige) Zeug*innen in Straf-
verfahren/Zivilgerichtsverfahren auszusagen?

Arzt*innen unterliegen als Berufsgeheimnistrager*innen der Schweigepflicht gem. § 203
Abs. 1 Nr. 1 StGB. Danach werden sie mit bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe oder Geldstrafe
bestraft, wenn sie unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbaren, das ihnen in ihre Funktion als
Arztin*Arzt anvertraut worden ist.

Werden Arzt*innen im Strafverfahren als Zeug*innen oder aber sachverstiandige Zeug*innen
geladen, besitzen sie gem. § 53 StPO ein Zeugnisverweigerungsrecht. Machen sie davon keinen
Gebrauch und fehlt fur ihre Zeugenaussage ein Rechtfertigungsgrund (z.B. der rechtfertigende
Notstand gem. § 34 StGB oder die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit —
siehe 4.2), verstoBen sie gegen ihre strafrechtlich normierte Schweigepflicht und erftllen damit
die Merkmale einer rechtswidrigen Tat gem. § 203 StGB. Unabhdngig davon sind die Bekundungen
gleichwohl prozessual verwertbar.2?® Seit 30.10.2017 ist der Kreis der zur Zeugnisverweigerung
berechtigten Personen gem. § 53a StPO auf alle Personen, die an der beruflichen Tatigkeit

225 Vgl.: OLG Stuttgart Beschl. v. 19.9.2017 — 18 WF 128/17, BeckRS 2017, 154282, Rn. 14.

226 Die mangels anderer Gefahrabwendungsmaglichkeiten rechtfertigende Information des Jugendamtes nach § 4
Abs. 3 KKG deckt in der Regel nicht die Weitergabe der 0.g. arztlichen Befunde/Gutachten. Insoweit geht es nur
um Informationen (ggf. auf Rickfragen des Jugendamtes) zur Abwendung der akuten Geféhrdungssituation,
sofern und soweit dies zum Schutz Minderjahriger erforderlich ist.

227 Es kann allerdings auBergewohnliche Umstande geben, nach denen das Kindeswoh! nur durch ein entsprechendes
Handeln des Jugendamtes (im Rahmen der Notkompetenz) geschiitzt werden kann. Ausfuhrlich zum Verhaltnis
von familiengerichtlichen Entscheidungen und jugendamtlichen Interventionen, insb. der Inobhutnahme (und der
insoweit bestehenden Notkompetenzen des Jugendamts), vgl.: Trenczek (2023), JAmt, S. 155 ff.

228 Vgl.: Trenczek (Hrsg.) (2023a), Inobhutnahme, S. 327 und LK-StGB, Laufhitte u.a./Schtinemann (2010), § 203, Rn.
94.

229 Vgl.: LK-StGB, Laufhutte u.a./Schiinemann (2010), § 203, Rn. 128.



der Berufsgeheimnistrager*innen mitwirken, ausgeweitet. Das gilt z.B. fur die von Arzt*innen
konsultierten Spezialist*innen (etwa Psycholog*innen), medizinische Fachangestellte, aber auch
Burokrafte oder die von Arzt*innen gerufenen Krankentransportfahrer*innen.

Anders verhélt es sich, wenn Arzt*innen als gerichtlich bestellte Sachverstandige gem. § 75

Abs. 1 StPO tatig werden. In diesem Fall ist die Ubermittlung der im Rahmen ihrer gutachterlichen
Tatigkeit erfahrenen Tatsachen gerechtfertigt. Zu beachten ist allerdings, dass das Zeugnisverwei-
gerungsrecht gem. § 53 StPO fur alle vor Erteilung des Gutachterauftrags erfahrenen Tatsachen
weiterhin gilt. Insofern darf ohne Zustimmung der betroffenen Person ein vor der Sachverstandi-
gentatigkeit im beruflichen Kontext gewonnenes Wissen auch im Rahmen des Gutachtens nicht
offenbart werden. Das gilt nach verbreiteter Auffassung auch fur Angaben, die zu begutachtende
Personen Gutachter*innen ausschlieBlich wegen ihrer Stellung als Berufsgeheimnistrager*innen
und nicht im Hinblick auf die ihre Gutachter*innenstellung anvertraut haben. Die in dieser Funktion
erfahrenen Tatsachen fallen ebenfalls und den Schutzbereich von § 203 StGB.?*°

Werden Arzt*innen im Zivilgerichtsverfahren (z.B. im Familiengerichtsverfahren gem. § 1666 BGB)
als Zeug*innen oder sachverstédndige Zeug*innen geladen, besitzen sie gem. § 383 ZPO ein
Zeugnisverweigerungsrecht.?' Verzichten sie darauf, ist die Offenbarung der ihnen im Rahmen
ihrer arztlichen Tatigkeit anvertrauten Geheimnisse nur zulassig, wenn sie zuvor von der
Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden worden sind bzw. eine andere Rechtsgrundlage
(etwa der rechtfertigende Notstand gem. § 34 StGB) vorliegt. Andernfalls ist die Offenbarung
der unter den Schutzbereich von § 203 StGB fallenden Tagsachen dem Gericht gegentber
unbefugt und insofern unzuldssig und auf Antrag strafbar. Auch im Zivilgerichtsverfahren ist
damit die Vertrauensstellung zwischen Arzt*innen und Patient*innen geschiitzt.3? Verletzen
(sachverstandige) Zeug*innen ihre Verschwiegenheitspflicht, kann ihre Aussage - obwohl sie
unbefugt war - gleichwohl gerichtlich verwertet werden.?*

Sind Arzt*innen vom Familiengericht als Sachverstandige mit der Pflicht zur Erstattung eines
Gutachtens (etwas zu den Ursachen nicht akzidenteller Himatome eines Kindes) bestellt und
machen sie vom Gutachterverweigerungsrecht gem. § 408 ZPO keinen Gebrauch, sind sie zur
eigenverantwortlichen Erstattung des Gutachtens verpflichtet.?** Zu beachten ist allerdings, dass
das Zeugnisverweigerungsrecht gem. § 383 ZPO fur alle vor Erteilung des Gutachterauftrags
erfahrenen Tatsachen weiterhin gilt. Insofern darf ohne Zustimmung der betroffenen Person oder
eine Rechtsgrundlage ein vor der Sachverstandigentatigkeit im beruflichen Kontext gewonnenes
Wissen im Rahmen des Gutachtens nicht offenbart werden. Das gilt nach verbreiteter Auffas-
sung auch fur Angaben, die die betroffene Person der*dem Gutachter*in ausdrtcklich wegen
ihrer*seiner Stellung als Arztin*Arzt und nicht im Hinblick auf die ihre Gutachterstellung
gemacht hat. Die in dieser Funktion erfahrenen Tatsachen fallen ebenfalls unter den Schutzbereich
von § 203 StGB.?*

Kurz und knapp

Werden Arzt*innen als (sachversténdige) Zeug*innen in Straf- oder Zivilgerichtsverfahren
geladen, rechtfertigt dies nicht die Offenbarung von Tatsachen, die ihnen ihm Rahmen
ihrer arztlichen Tatigkeit anvertraut worden sind. Hierfar ist die Einwilligung der anver-
trauenden Person oder aber eine andere Rechtsgrundlage (z.B. der rechtfertigende
Notstand gem. § 34 StGB) erforderlich.

230 Vgl.: LK-StGB, Laufhitte u.a./Schuinemann (2010), § 203, Rn. 126 ff.
231 Vgl.: MUKoZPO, Rauscher u.a./Damrau, Weinland § 383, Rn. 37-39.
232 Vgl.: BeckOK ZPO, Vorwerk u.a./Scheuch § 383, Rn. 18.

233 Vgl.: BeckOK ZPO, Vorwerk u.a./Scheuch § 383, Rn. 29.

234 Vgl.: MUKoZPO, Rauscher u.a./Zimmermann § 407, Rn. 1-3.

235 Vgl.: LK-StGB, Laufhitte u.a./Schiinemann (2010), § 203, Rn. 126.
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3.3 Schnittstellen zwischen Jugendamt und Einrichtungen/Diensten der
Kinder- und Jugendhilfe (u.a. Tageseinrichtungen, Jugendarbeit, Be-
ratungsstellen, Personen der Kindertagespflege)

Liegt ein Verdacht auf Kindeswohlgefahrdung vor, haben alle Einrichtungen und Dienste, die
Leistungen nach dem SGB Vil erbringen, bei von ihnen betreuten Kindern/Jugendlichen gemaf
der nach § 8a Abs. 4 SGB VIl mit dem 6ffentlichen Trager getroffenen Vereinbarung zu verfahren.
Das gilt unabhangig davon, ob sie in freier oder 6ffentlicher Tragerschaft sind und ausdriicklich
auch fur Einrichtungen/Dienste, die zwar organisatorisch dem Jugendamt angehdren, aber eine
rein leistungserbringende Funktion haben, wie z.B. Kindergéarten oder Beratungsstellen.?*¢ Mit
dem Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (KJSG) hat das Jugendamt gem. § 8a Abs. 5 SGB VIl -
analog der in § 8a Abs. 4 SGB VIl skizzierten Regelung — nun auch mit Kindertagespflegepersonen
eine entsprechende Vereinbarung zum Vorgehen im Kinderschutz zu schlieBen.

Insofern ist bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung
(siehe: 1.3), zunachst das Gefahrdungsrisiko unter Beteiligung einer Kinderschutzfachkraft ein-
zuschatzen (siehe: 1.4). Selbst wenn hier das , Vier-Augen-Prinzip” rechtlich ausreicht, ist es fur
eine multidimensionale Fallberatung ratsam, ein Setting aus drei oder mehr Personen zu wahlen.?’
In den gesamten Prozess sind die betroffenen Personen in geeigneter Weise mit einzubeziehen,
sofern sich dadurch die Geféhrdungssituation fur einzelne Kinder/Jugendliche nicht erhoht. Be-
statigt sich im Rahmen der multiperspektivischen Fallreflexion die Kindeswohlgefahrdung, ist bei
den Erziehungsberechtigten auf die Annahme geeigneter und erforderlicher Hilfen zur Gefahren-
abwehr hinzuwirken. Der Soziale Dienst des Jugendamtes ist erst dann zu informieren, wenn dies
zum Schutz des Kindes erforderlich ist. Die Ausfihrungen in Kap. 2 gelten entsprechend.

Anders als Leistungserbringer ambulanter Hilfen zur Erziehung haben Tageseinrichtungen, Ein-
richtungen der Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit, Erziehungsberatungsstellen oder aber Stellen
der Kindertagesbetreuung haufig nicht die zeitlichen und personellen Ressourcen, den betroffenen
Personen bei einer von ihnen so eingeschatzten Kindeswohlgefahrdung ein eigenes geeignetes
Hilfeangebot zur Gefahrenabwehr zu unterbreiten. Deshalb ist es zum Schutz Minderjahriger in
der Regel erforderlich, den Sozialen Dienst des Jugendamtes tber die Gefédhrdungssituation zu
informieren. Bevor dieser Schritt gegangen wird, gilt es zunachst, einen bestehenden Zugang zu
den betroffenen Personen zu nutzen, um sie fur den weiteren Hilfeprozess zu gewinnen. Damit
dies moglichst gelingen kann, bedarf es eines sensiblen Vorgehens, das unter anderem auf einer
guten Beziehungsebene ful3t, ressourcenorientiert ausgerichtet ist und die Betroffenen transpa-
rent beteiligt. Das bedeutet ausdrtcklich nicht, sich bezlglich des Kinderschutzes vage oder un-
eindeutig zu positionieren: Gefahren fur Kérper, Geist und Seele eines Kindes durch seine Eltern
oder andere Erziehungsberechtigte sind von diesen (mit oder ohne Annahme einer Hilfe) unmit-
telbar und konsequent abzuwenden. So ist es z.B. nicht verhandelbar, wenn Kinder/Jugendliche
geschlagen, misshandelt, vernachlassigt oder anderen Gefahren ausgesetzt werden.?*® Es geht
vielmehr darum, den Erziehungsberechtigten alle zum Schutz ihres Kindes erforderlichen Schritte
zu erldutern, sie gemeinsam mit ihnen zu planen und durchzufihren, vorausgesetzt, der Schutz
Minderjahriger ist dadurch nicht in Frage gestellt.

236 Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 59 ff.; Schellhorn u.a./Mann (2017), SGB VIl Kinder und
Jugendhilfe Kommentar, § 8a, Rn. 45 ff.; Wiesner, Wapler/Wapler (2022), § 8a, Rn. 67 sowie LPK-SGB VIII, Kunkel
u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 100, 113 f.— Letzterer vertritt die Auffassung, dass mit dem Jugendamt zugeord-
neten leistungserbringenden Einrichtungen und Diensten keine Vereinbarung abzuschlieBen ist, sich hier aber eine
Dienstanweisung zum Ablauf in Kinderschutzfallen analog § 8a Abs. 4 empfiehlt.

237 Vgl.: FK-SGB VIII, Minder u.a./Meysen (2022), § 8a, Rn. 24.

238 Vgl.: Radewagen, Lehmann, Stucker (2018), JAmt, S. 11.



Sind Erziehungsberechtigte problemeinsichtig und bereit, ihr gefahrdendes Verhalten zu veréndern,
ist ein wichtiger Schritt hin zur Gefahrenabwehr getan. Es ist deshalb anzustreben, dass sich die
betroffenen Personen selbst an das Jugendamt wenden und dort geeignete Hilfen annehmen
bzw. den Helfer*innen die Einwilligung geben, alle zum Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher er-
forderlichen personenbezogenen Daten/Sozialdaten an das Jugendamt weiterzugeben.

Moglich ist auch, dass die Einrichtung den Kontakt zum Jugendamt begleitet.

Verweigern die betroffenen Personen hingegen eine ausreichende Zusammenarbeit im Kinder-
schutz oder ziehen sie sich vom Helfer*innensystem zuriick, hat die Information des Jugend-
amtes auch gegen ihren Willen bzw. ohne ihre Zustimmung zu erfolgen. Gleichwohl sind sie
Uber diesen zum Schutz Minderjahriger notwendigen Schritt vorab zu informieren, sofern sich
dadurch die Geféhrdungssituation fur das Kind/die den Jugendlichen nicht erhoht.

Ohne Einwilligung der betroffenen Personen kénnen Einrichtungen und Dienste, die Leistungen
nach dem SGB VIl erbringen (inkl. Kindertagespflegepersonen, die in dieser Funktion bei Jugend-
hilfetragern beschaftigt sind), personenbezogene Daten/Sozialdaten gem. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X
i.V.m. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIl an den Sozialen Dienst des Jugendamtes Ubermitteln, ebenso
anvertraute personenbezogene Daten/Sozialdaten und Geheimnisse im zur Erftllung des Schutz-
auftrages erforderlichen Umfang unter den strengen Voraussetzungen?*® von § 65 Abs. 1 Nr. 5
SGB VIIl'i.V.m. § 34 StGB.?%

Kindertagespflegepersonen, die nicht bei einem Jugendhilfetrager beschaftigt sind,?*' haben
gem. Art. 6 Abs. 1 Buchstabe ¢ DS-GVO i.V.m. § 8a Abs. 5 SGB VIl die Befugnis, alle zum Schutz
eines Kindes erforderlichen personenbezogenen Daten an das Jugendamt zu Gbermitteln.?4?
Sofern dabei Informationen unter die strafrechtlich relevante Schweigepflicht fallen, kénnen
diese unter den strengen Voraussetzungen®* von § 203 Abs. 1 StGB i.V.m. § 34 StGB ebenfalls
Ubermittelt werden.

Auf Grundlage derselben Befugnisnormen kénnen Riickfragen des Jugendamtes beantwortet
werden, vorausgesetzt, die Angaben sind zum Schutz von Kindern/Jugendlichen bzw. zur Ein-
schatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlich. Die Entscheidung dartber trifft die zustéandige
Fachkraft der Einrichtung/des Dienstes bzw. die Kindertagespflegeperson.

Kurz und knapp

Einrichtungen und Dienste, die Leistungen nach dem SGB VIl erbringen sowie Kinder-
tagespflegepersonen haben bei einer von ihnen festgestellten Kindeswohlgefahrdung
das Jugendamt zu informieren, sofern dies zum Schutz Minderjahriger erforderlich ist.
Das umfasst auch die Ubermittlung aller zur Erfullung des Schutzauftrags erforderlichen
anvertrauten personenbezogenen Daten/Sozialdaten bzw. Geheimnisse.

3.4 Schnittstelle zwischen Jugendamt und Ombudsstellen

Mit dem durch das Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (KJSG) ins SGB VIl eingefligten § 9a SGB
VIl erhalten junge Menschen und ihre Familien nun auch strukturell verankert die Méglichkeit, sich
sowohl zur Beratung als auch zur Klarung und Vermittlung von Konflikten im Zusammenhang mit

239 Siehe: Fn. 25.

240 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Bringewat (2022), § 8a, Rn. 110.

241 Hierzu zahlen auch Kindertagespflegepersonen, die durch Jugendhilfetréger zwar fachlich begleitet bzw. koordi-
niert werden, nicht jedoch bei ihnen beschaftigt sind.

242 Vgl.: Stocker-Preisenberg (2020), Datenschutz in der Kindertagespflege, S. 18 und Wiesner, Wapler/Wapler (2015),
§ 8a, Rn. 68.

243 Siehe: Fn. 25.
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den in § 2 SGB VIl genannten Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe und deren Wahrnehmung
durch das Jugendamt oder freie Jugendhilfetrager an eine Ombudsstelle wenden zu kénnen.

In Niedersachsen bestimmt § 16f AG-SGB VIII, dass in einer vom Uberértlichen Trager der
offentlichen Jugendhilfe geférderten Ombudsstelle tatige Personen zur Verschwiegenheit Uber
alle Angelegenheiten verpflichtet sind, die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit bekannt
werden. Diese Pflicht besteht auch nach Beendigung ihrer Tatigkeit fort. Fir den Kinderschutz
bedeutet das jedoch nicht, dass zur Einschatzung des Gefdhrdungsrisikos bzw. zur Gefahrenab-
wehr erforderliche Informationen nicht an das Jugendamt weitergegeben werden kénnen.

3.4.1 Wie sollten Ombudsstellen beim Verdacht auf eine Kindeswohlge-
fahrdung verfahren?

Auch wenn der Kinderschutz nicht zu den originaren Aufgaben einer Ombudsstelle gehort,
kdnnen dort tatige Personen, z.B. im Rahmen einer Beratung, Hinweise auf eine Kindeswohl-
gefahrdung erhalten. Sofern sie zur Gruppe der Berufsgeheimnistrager*innen gehoren, sind sie
angehalten, in solchen Fallen nach dem in § 4 KKG beschriebenen Ablauf zu verfahren (siehe:
3.1 ff.). Unterliegen Mitarbeitende aus Ombudsstellen nicht der strafrechtlich relevanten Schwei-
gepflicht, zahlen sie nicht zu der Zielgruppe des § 4 KKK. Gleichwohl haben auch sie im Rahmen
ihrer beruflichen Tatigkeit mit Minderjahrigen bei der Einschdtzung einer Kindeswohlgeféhrdung
gegenUber dem Jugendamt Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.
Geregelt wird dies in § 8b Abs. 1 SGB VIII. Insofern ist es ratsam, dass sie sich — wie die Berufs-
geheimnistrager*innen - bei Verdacht auf eine Kindeswohlgefahrdung an dem in § 4 KKG
skizzierten Verfahrensablauf orientieren. Danach ist zundchst zu Uberprifen, ob es sich bei den
vorliegenden Hinweisen um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung handelt.
Sofern dies der Fall ist, ist das fur einzelne Kinder/Jugendliche bestehende Gefahrdungsrisiko ein-
zuschéatzen. Fur diesen in der Praxis inhaltlich oft sehr komplexen Vorgang (siehe: 1.3 und 1.4)
haben Berufsgeheimnistrager*innen gem. § 4 Abs. 2 KKG gegentber dem Jugendamt Anspruch
auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.

Nehmen Mitarbeitende der Ombudsstellen das Beratungsangebot wahr, haben sie als Berufs-
geheimnistrager*innen die Befugnis, der hinzugezogenen Kinderschutzfachkraft gem. § 4 Abs. 2
KKG i.V.m. Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO** alle hierfur erforderlichen personenbezogenen Daten pseudo-
nymisiert zu Ubermitteln. Unterliegen Mitarbeitende nicht der strafrechtlich relevanten Schwei-
gepflicht, haben sie wie alle anderen Personen, die beruflich mit Kindern und Jugendlichen in
Kontakt stehen, gegentiber dem Jugendamt gem. § 8b Abs. 1 SGB VIl Anspruch auf Beratung bei
der Einschatzung einer Kindeswohlgefahrdung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Die hier-
fur erforderliche Datentbermittlung ist ebenfalls Gber Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO?** legitimiert und
hat pseudonymisiert zu erfolgen.

Im Rahmen der Beratung wird u.a. herausgearbeitet, ob es sich bei den Hinweisen und Beobach-
tungen um gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefédhrdung handelt, wie das Gefahr-
dungsrisiko einzuschatzen und zum Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher weiter zu verfahren ist.
Die Handlungsverantwortung am Ende der Beratung bleibt bei den Mitarbeitenden der Om-
budsstellen.

244 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland, haben die Befugnis zur Datenverarbeitung gem. § 4 Abs. 2
KKG i.V.m. 8§ 6, 7 Abs. 1 Nr. 1 EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 4 Abs. 2 KKG i.V.m. § 6 Abs. 1 eund 2 h
KDG.

245 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland, haben die Befugnis zur Datenverarbeitung gem. 8§ 6, 7 Abs.
1 Nr. 1 EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 6 Abs. 1 e und 2 h KDG.



Kurz und knapp
Bei Verdacht auf eine Kindeswohlgefédhrdung sollten sich Mitarbeitende von Ombudsstel-
len an der in § 4 KKG skizzierten Regelung orientieren.

3.4.2 Diirfen Ombudsstellen Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung
an das Jugendamt iibermitteln?

Liegen gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung vor, haben Mitarbeitende der
Ombudsstellen abzuwagen (ob und wenn ja), wie sie ihren Zugang zu den Erziehungsberechtigten
und den Minderjahrigen nutzen kénnen, um auf die Anderung des geféhrdenden Verhaltens
bzw. die Annahme von Unterstitzungsleistungen (z.B. durch das Jugendamt) hinzuwirken.
Gerade hierftr kann ein positiver Kontakt zu den Betroffenen ein hilfreicher Ttr6ffner fur einen
erfolgreichen Kinderschutz sein. Gleichzeitig besteht jedoch die Gefahr, dass sich die Betroffenen
von der Ombudsstelle abwenden, da z.B. das Hinzuziehen des Jugendamtes abgelehnt bzw. als
Bedrohung empfunden wird. Gelingt es Mitarbeitenden von Ombudsstellen, durch ein partizi-
patives Vorgehen, die Erziehungsberechtigten fur eine aktive Mitarbeit zur Gefahrenabwehr zu
gewinnen, sind wichtige Voraussetzungen fir einen erfolgreichen Kinderschutz gelegt.

Es besteht dann die Chance, dass sie mit einer geeigneten Unterstitzung ihr Verhalten andern
und Gefahrensituationen kunftig vermieden bzw. abgewendet werden. Ist es hierftr erforderlich,
das Jugendamt hinzuzuziehen, kann es hilfreich sein, mit Zustimmung der betroffenen Personen
den Erstkontakt personlich zu begleiten.

Halten Mitarbeitende von Ombudsstellen ein partizipatives Vorgehen flir ungeeignet oder aus-
sichtslos, eine Gefahrensituation abwenden zu kénnen, da sie z.B. keinen Zugang zu dem Be-
troffenen bekommen oder diese trotz allen Werbens keine Problemeinsicht entwickeln und auch
nicht zur Kooperation im Kinderschutz bereit sind, sind sie befugt, das Jugendamt auch ohne
deren Zustimmung zu informieren, sofern sein Tatigwerden zur Gefahrenabwehr erforderlich ist.
Das gilt auch, wenn eine Einbeziehung der Betroffenen von vornherein ausscheidet, da dies zu
einer zusatzlichen Gefahrdung fur das Kind/die den Jugendliche/n fuhren wirde.

In diesem Fall haben Berufsgeheimnistrager*innen gem. § 4 Abs. 3 KKG i.V.m. Art. 6 Abs. 1d
DS-GVO?* die Befugnis, alle zur Gefahrdungsabwendung oder Einschatzung des Gefahrdungs-
risikos erforderlichen personenbezogenen Daten tUbermittelt werden. Das umfasst auch Daten, die
dem Schutzbereich des § 203 StGB unterliegen. Voraussetzung ist, dass diese Informationen zur
Gefahrenabwehr bzw. Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlich sind. Mitarbeitende, die
nicht unter die strafrechtlich relevante Schweigepflicht fallen, kénnen die erforderlichen Daten
auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO?¥ Ubermitteln (zur Riickmeldung des Jugendamtes
an meldende Berufsgeheimnistrager*innen (siehe: 1.2.6).

GemaB § 4 Abs. 3 KKG i.V.m. Art. 6 Abs. 1 d DS-GVO?* kénnen Berufsgeheimnistrager*innen
zudem auf Ruckfragen des Jugendamtes antworten, sofern dies zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen erforderlich ist. In diesem Fall werden sie in ein und demselben Gefahrdungsab-
wendungsprozess tatig. Die Entscheidung, dartber, ob Ruckfragen beantwortet werden, trifft
die*der jeweilige Berufsgeheimnistrager*in. Mitarbeitende von Ombudsstellen, die nicht unter

246 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland haben die Befugnis zur Datentibermittlung gem. § 4 Abs. 3
KKG i.V.m. § 8 Abs. 7 EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 4 Abs. 3 KKG i.V.m. § 9 Abs. 5 KDG.

247 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland haben die Befugnis zur Datentibermittlung gem. § 8 Abs. 7
EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 9 Abs. 5 KDG.

248 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland haben die Befugnis zur Datentbermittlung gem. § 4 Abs. 3
KKG i.V.m. § 8 Abs. 7 EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 4 Abs. 3 KKG i.V.m. § 9 Abs. 5 KDG.
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die strafrechtlich relevante Schweigepflicht fallen, kénnen entsprechende Fragen Uber Art. 6
Abs. 1 d DS-GVO?* ebenfalls beantworten.

Im Sinne eines partizipativen Vorgehens, sind die betroffen Personen tber eine Meldung an

das Jugendamt vorab zu informieren, vorausgesetzt der Schutz einzelner Kinder/Jugendlicher
wird dadurch nicht in Frage gestellt. Dartber hinaus ist es im Hinblick auf eine erfolgreiche
Ombudschaft, die von den Betroffenen auch angenommen wird, geboten, die Informations-
Ubermittlung an das Jugendamt auf die Félle zu beschranken, in denen seine Einbeziehung zum
Schutz Minderjahriger seitens der Ombudsstelle zwingend erforderlich ist. Andernfalls kénnten
Adressat*innen von vornherein auf die Inanspruchnahme einer Ombudsstelle verzichten, da sie
beflrchten mussten, dass diese Informationen an das Jugendamt tGbermittelt. Damit wirde man
die Funktion solcher Einrichtungen konterkarieren.

Erhalt das Jugendamt von einer Ombudsstelle Hinweise auf eine Kindeswohlgefahrdung, hat es
alle Informationen, die den betroffenen Personen RuickschlUsse auf die Meldestelle geben kénnen,
vertraulich zu behandeln (siehe: 1.2.4). Zu den Rickmeldungen des Jugendamtes gem. § 4 Abs.
4 Satz 1 KKG an meldende Berufsgeheimnistrager*innen (sieche 1.2.6.).

Kurz und knapp

Liegen gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung vor, sollen Mitarbeitende
von Ombudsstellen die Situation zunachst mit den betroffenen Personen erértern und
sie dazu motivieren, geeignete Hilfen vom Jugendamt anzunehmen, die zur Abwendung
der Gefdhrdung erforderlich sind. Scheidet ein partizipatives Vorgehen aus, da die
Betroffenen z.B. den Kontakt abbrechen oder sich dadurch die Gefahrensituation fur
einzelne Kinder/Jugendliche erhéhen wirde, sind sie befugt, dem Jugendamt alle fur
den Kinderschutz erforderlichen Informationen — inkl. der dem Schutzbereich des

§ 203 StGB unterliegenden Geheimnisse — auch ohne Zustimmung der Betroffenen zu
Ubermitteln. Voraussetzung dafur ist jedoch, dass das Tatigwerden des Jugendamtes
zur Gefahrenabwehr zwingend erforderlich ist.

3.5 Schnittstelle Jugendamt und Strafverfolgungsbehoérden/Strafgerichte

Strafverfolgungsbehorden und Strafgerichte sind gem. § 5 KKG verpflichtet, das Jugendamt?>°
bzw. Landesjugendamt?*! Giber gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung zu
informieren, die ihnen im Rahmen eines Strafverfahrens oder strafrechtlicher Ermittlungsverfahren
bekannt werden. Umfang und Inhalt der zu Gbermittelnden Daten beschrankt sich auf die aus
Sicht der Strafverfolgungsbehérden/Gerichte erforderlichen Informationen. Damit ist jedoch
nicht ausgeschlossen, dass dem Jugendamt auf dessen Rickfragen auch ergédnzende Informa-
tionen Ubermittelt werden kénnen, sofern sie sich auf die gewichtigen Anhaltspunkte beziehen
und zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlich sind. Ob dieses Kriterium erfullt ist,
entscheiden die jeweiligen Strafverfolgungsbehorden bzw. Strafgerichte.?>

249 Mitarbeitende der Evangelischen Kirche Deutschland haben die Befugnis zur Datentibermittlung gem. § 8 Abs. 7
EKD, die der Katholischen Kirche gem. § 9 Abs. 5 KDG.

250 Das Jugendamt ist zu informieren, wenn die gewichtigen Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung auf das
Handeln/Nichthandeln von Erziehungsberechtigten zurtickzufuhren sind.

251 Das Landesjugendamt ist zu informieren, wenn die Geféhrdung von Personen ausgeht, die in einer erlaubnispflich-
tigen Einrichtung nach §§ 45 ff. SGBVIII beschéftigt oder tatig sind.

252 Vgl.: Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 5 KKG, Rn. 4.



Mit dieser im Rahmen des Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (KJSG) eingeftihrten Regelung
sollen Mitteilungsbefugnisse erweitert werden, die sich in Strafverfahren vor allem aus § 17 Nr. 5
Einfuhrungsgesetz zum Gerichtsverfahrensgesetz (EGGVG) sowie Nr. 35 der Anordnung tber die
Mitteilung in Strafsachen (MiStra) ergeben.?>?

Die Anordnung zur Datentbermittlung trifft eine Staatsanwaltin/ein Staatsanwalt bzw. ein*e
Richter*in. Ohne Anordnung darf die Polizei ihrer Informationspflicht nach § 5 KKG nicht nach-
kommen; sie hat, wenn sie z.B. bei Vernehmung eines Zeugen gewichtige Anhaltspunkte ftir
eine Kindeswohlgefahrdung erféhrt, die Staatsanwaltschaft in Kenntnis zu setzen.

Unabhangig von der tber § 5 KKG vorgesehenen Meldung gewichtiger Anhaltspunkte hat die
Polizei gem. 3.2.7 der Polizeidienstvorschrift (PDV) 382 ,Bearbeitung von Jugendsachen” das
Jugendamt

Lunverziglich zu unterrichten, wenn schon wéhrend der polizeilichen Ermitt-
lungen erkennbar wird, dass Leistungen der Jugendhilfe in Frage kommen. In
allen anderen Féllen ist spdtestens mit der Abgabe der Ermittlungsvorgédnge an
die Staatsanwaltschaft das Jugendamt zu unterrichten, sofern eine Gefdhrdung
Minderjéhriger [...] vorliegt”.

Diese Vorschrift wird nun bezogen auf gewichtige Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlgefahrdung
hinsichtlich des Zeitpunkts und der Schwelle der Datentbermittlung an das Jugendamt durch §
5 KKG ergéanzend geregelt.>* Darlber hinaus gibt es in Bundeslandern mitunter eigene Rege-
lungen fur die Polizeien, die Uber die PDV 382 hinausgehen. So gibt es in Niedersachsen z.B. die
Leitlinien fur die polizeiliche Bearbeitung von Jugendsachen und eine Richtlinie des Landeskrimi-
nalamtes Niedersachsen zur Regelung, wann Berichte an das Jugendamt zu tGbermitteln sind.

Achtung: Informiert die Polizei ohne vorliegende Anordnung das Jugendamt Uber gewichtige
Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung, hat dieses die Gbermittelten Hinweise als offiziellen
Meldeeingang zu bearbeiten (siehe: 1.2) und gem. § 8a Abs. 1 SGB VIl zunéchst zu bewerten,
ob es sich um gewichtige Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlgefdhrdung handelt (siehe: 1.3).
Sofern dies der Fall ist, hat es anschlieBend das Gefahrdungsrisiko im Fachteam einzuschatzen
(siehe 1.4) und zum Schutz Minderjdhriger tatig zu werden.

An dem gesamten Prozess sind die betroffenen Personen zu beteiligen, sofern dies nicht die Ge-
fahrensituation einzelner Kinder/Jugendlicher erhoht.

Was als ,, gewichtiger Anhaltspunkt” zu bewerten ist, lasst sich nicht allgemein bestimmen, sondern
muss einzelfallbezogen herausgearbeitet werden. Aus Perspektive der Kinder- und Jugendhilfe
versteht man darunter ernstzunehmende Hinweise auf eine korperliche, geistige oder seelische
Gefahrdung Minderjahriger, die darauf zurtickzufuhren ist, dass Erziehungsberechtigte durch
konkret schadigendes Handeln bzw. das Unterlassen gebotener SchutzmaBnahmen nicht oder
nur unzureichend in der Lage sind, die elementaren Grundbedurfnisse?** von Kindern/Jugend-
lichen anzuerkennen bzw. aktiv zu erfullen und diese infolgedessen (hinreichend wahrscheinlich)
z.B. einer Misshandlung, sexualisierter Gewalt, Vernachlassigung bzw. einem Autonomiekonflikt
ausgesetzt sind.?*®

253 Vgl.: PK-SGB VIII, Moller/Langreder (2022), § 5 KKG und Wiesner, Wapler/Walther (2022), § 5 KKG, Rn. 2.

254 Vgl.: PK-SGB VIII, Moller/Langreder (2022), § 5 KKG und FK-SGB VIII, Munder u.a./Meysen (2022), § 5 KKG,
Rn. 117 ff.

255 Vgl.: Schmidtchen (1989), Kinderpsychotherapie und Bratzelton, Greenspan (2002), Die sieben Grundbedurfnisse
von Kindern.

256 Vgl.: Galm u.a. (2016), Kindesvernachlassigung erkennen, verstehen, helfen, S. 34 ff.
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Um Handlungssicherheit zu erhalten, ob im konkreten Einzelfall gewichtige Anhaltspunkte
vorliegen, haben Strafverfolgungsbehérden und Strafgerichte gem. § 5 Abs. 1 KKG analog §

4 Abs. 2 KKG gegentber dem Jugendamt Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene
Fachkraft. Hiervon sollte — im Sinne einer Qualifizierung der Ubermittelten Hinweise - moglichst
Gebrauch gemacht werden.

§ 5 Abs. 2 KKG listet einen Katalog an Straftaten auf, aus denen sich gewichtige Anhaltspunkte
fur eine Kindeswohlgefahrdung ableiten kénnen, wenn eine verdéchtige Person mit Minderjahrigen
in hduslicher Gemeinschaft lebt oder aber aktuell bzw. bevorstehend regelméaBigen Umgang mit
ihnen hat (etwa im Rahmen des Umgangsrechts gem. §§ 1684, 1685 BGB).2*’

Im Einzelnen sind dies:

§ 171 StGB Verletzung der Fursorge- oder Erziehungspflicht

§ 174 StGB Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen

§ 176 StGB Sexueller Missbrauch von Kindern

§ 176a StGB Sexueller Missbrauch von Kindern ohne Kérperkontakt mit dem Kind
§176b StGB  Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern

§ 176c¢ StGB Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern

§ 176d StGB Sexueller Missbrauch von Kindern mit Todesfolge

§177 StGB Sexueller Ubergriff; sexuelle Nétigung; Vergewaltigung

§178 StGB Sexueller Ubergriff, sexuelle Nétigung und Vergewaltigung mit Todesfolge
§ 180 StGB Forderung sexueller Handlungen Minderjahriger

§184b StGB  Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte

§ 184c StGB Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Inhalte

§ 184e StGB Veranstaltung und Besuch kinder- und jugendpornographischer Darbietungen
§ 225 StGB Misshandlung von Schutzbefohlenen

§232 StGB Menschenhandel

§233 StGB Ausbeutung der Arbeitskraft

§233a StGB Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung

§234 StGB Menschenraub

§235 StGB Entziehung Minderjahriger

§236 StGB Kinderhandel

Die aufgefuhrten Straftaten zeigen die Intention der gesetzlichen Regelung: Dem Gesetzgeber
ging es insbesondere darum, Kinder und Jugendliche vor sexualisierter Gewalt umfassend und
lickenlos zu schitzen.?*® Gewichtige Anhaltspunkte fir eine Kindeswohlgefahrdung kénnen

sich jedoch auch aus anderen — nicht aufgefihrten - Strafverfahren ergeben. Beispiele sind etwa
der Handel Erziehungsberechtigter mit Betdubungsmitteln im Beisein oder unter Beteiligung von
Minderjdhrigen oder aber Kérperverletzung (z.B. im Rahmen hauslicher Gewalt). Insofern ist die
in § 5 Abs. 2 KKG aufgefthrte Liste nicht abschlieBend, sondern beispielhaft zu verstehen.

Das Jugendamt hat nach Erhalt der Meldung seinen in § 8a SGB VIII normierten Prozess zu
starten und zunachst seinerseits zu Uberprtfen, ob es sich bei den Gbermittelten Hinweisen um
gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung mit Schutzauftrag handelt und sofern
dies der Fall ist, gem. § 8a Abs. 1 SGB VIl das Geféhrdungsrisiko entsprechend einzuschatzen
und zur Gefahrenabwehr (mdéglichst unter Einbeziehung der betroffenen Personen) tétig zu
werden (siehe ausfuhrlich: 1.2 ff.).2°

257 Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Meysen (2022), § 5 KKG, Rn. 117 ff und PK-SGB VIII, Méller/Langreder (2022), § 5
KKG.

258 Vgl.: BT-Drs. 19/26107, S. 122.

259 Das Landesjugendamt hat nach Meldungserhalt die in seinem Zustandigkeitsbereich liegenden Handlungsschritte
zum Schutz Minderjdhriger einzuleiten.



Wird das Jugendamt von den in § 4 Abs. 1 KKG genannten Berufsgeheimnistrager*innen tber
gewichtige Anhaltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung informiert, soll es dieser Person gem.
§ 4 Abs. 4 Satz 1 KKG zeitnah (in der Regel innerhalb von 14 Tagen nach Meldungseingang)
eine Ruckmeldung zu ihren Hinweisen geben (siehe 1.2.6). Diese Regelung gilt nicht fur ein-
gegangene Hinweise von Strafverfolgungsbehorden oder Strafgerichten gem. § 5 Abs. 1 KKG.
Gleichwohl ist es im Hinblick auf eine gute Kooperation im Kinderschutz ratsam, den Meldungs-
eingang zu bestatigen.

Kurz und knapp

Strafverfolgungsbehorden und Strafgerichte haben das Jugendamt Gber gewichtige An-
haltspunkte fur eine Kindeswohlgefahrdung zu informieren, die ihnen im Rahmen eines
Strafverfahrens bekannt werden. Voraussetzung fur die Ubermittlung ist eine Anordnung
durch die Staatsanwaltschaft oder das Gericht. Zur Qualifizierung der Meldung haben
Strafverfolgungsbehdrden und Strafgerichte gegentiber dem Jugendamt Anspruch auf
Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.
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4. Anlagen

4.1 Mauer des Vertrauens

4.1.1 Grafische Darstellung

Mauer des Vertrauens
Schweigepflicht in der Kinder- und Jugendhilfe

Der gesetzliche Vertrauensschutz (§ 203 StGB, § 35 SGB |, §§ 61 ff SGB VIIl und 67 ff SGB X) unter-
sagt die Datenweitergabe/Dateniibermittilung ohne Befugnis. Die Mauer zeigt schematisch verkiirzt
typische Anfragen und die mégliche datenschutzrechtliche Reaktion von Fachkréften der Kinder-
und Jugendhilfe.

Legende: @ = Datenweitergabe/Datenibermittlung erlaubt
@ = Datenweitergabe/Dateniibermittlung untersagt
@ = Datenweitergabe/Dateniibermittlung anonymisiert/pseudonymisiert méglich

[

1. Team

a) Datenaustausch innerhalb des Fachteams (Funktionsteam)

b) anvertraute Geheimnisse, § 65 SGB VIII, § 203 StGB | J b >
2. Externe Supervision > = —

3. Bei Einwilligung der Betroffenen

4. Offenbaren anvertrauter Daten Minderjdhriger
gegeniber Eltern (umstritten) I I
a) ohne Einwilligung P>
b) aber bei nachhaltigem Eingriff in das Erziehungsrecht, Art. 6 GG

»
5. Recht auf Auskunft und Akteneinsicht der Betroffenen, §§ 25, 83 SGB X
a) grundsatzlich moglich
b) aber Ablehnungsmaglichkeiten nach §§ 25, 83 SGB X P

6. Informationsanfragen von Nachbarn, Schule etc. P I I I

7. Polizei, Staatsanwalt, Gericht I I
a) bei Ubermittlungsbefugnis nach § 68 SGB X
b) bei richterlicher Anordnung nach § 73 SGB X
c) Anzeigepflicht geplanter Straftaten, § 138 StGB
d) ohne Ubermittlungsbefugnis P>

8. Wahrnehmung berechtigter Interessen

—
v

- <

— | A
—4

- —
- —
v

9. Meldepflichtige Krankheiten, IfSG

10. Aussage vor Gerichten (auBer Strafverfahren),
Zeugnisverweigerung nach § 383 ZPO > I I I

11. Aussage in Strafverfahren
a) grundsétzlich kein Zeugnisverweigerungsrecht
b) Verweigerung der Aussagegenehmigung durch den Dienstherrn P>

c) Eingeschr. Ubermittlungsbef. gem. § 35 Abs. 3 SGB |, § 73 SGB X, § 65 SGB VII| == I I
12. Bei Kindeswohlgefahrdung, vgl. §§ 8a, 65 SGB VIII

a) Datenlbermittlung an das Gericht
b) Einbeziehung anderer Leistungstriger/Gesundheitshilfe/Polizei
¢) Ubermittlung an zustandigen értlichen Trager
d) Risikoeinschatzung im Fachteam (Funktionsteam)
e) Rechtfertigender Notstand, § 34 StGB
f) Risikoeinschatzung im Beisein externer Fachkrafte »

4
=

4
\AAAS

BB

VERTRAUENSSCHUTZ

Prof. Lehmann/Prof. Dr. Radewagen/Dr. Stiicker

Abb. 9. Mauer des Vertrauens
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4.1.2 Erlduterungen zur Mauer des Vertrauens?®

1.

Team: Grundsatzlich sind staatlich anerkannte Sozialpadagog*innen/Sozialarbeiter*innen
gemaB § 203 Abs. 1 Nr. 6 StGB als Berufsgeheimnistrager*in gesetzlich zum Schweigen
verpflichtet. Das gilt gemal3 § 203 Abs. 2 StGB auch fur Fachkrafte des Jugendamtes als
Angehorige des 6ffentlichen Dienstes — selbst dann, wenn sie nicht Sozialpddagog*innen,
sondern z.B. Erzieher*innen sind sowie fir mitwirkende Personen/Gehilfen gem. § 203 Abs.
3 und 4 StGB. Der Bruch der Schweigepflicht ist nach § 203 StGB strafbar.

Die Rechtsfolgen sind Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr. Die Tat wird nur auf
Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehorde das 6ffentliche Interesse an
der Strafverfolgung bejaht, § 205 Abs. 1 StGB.

a. Ausnahme, Datenaustausch innerhalb des Fachteams: Obwohl das
Schweigegebot grundsatzlich auch gegentber Berufskolleg*innen gilt, ist die
Weitergabe von Hilfedaten, die nicht unter den Schutzbereich von § 203 StGB
bzw. § 65 SGB VIl fallen (siehe 1.4.2), innerhalb des Fachteams als einer
Funktionseinheit méglich. Adressat*innen sind dartber im Sinne des
Transparentgebotes vorab zu informieren.

b) Anvertraute Geheimnisse gem. § 65 SGB VIIl und § 203 StGB: Informationen,
die dem Schutzbereich von § 65 SGB VIII bzw. § 203 StGB (siehe 1.4.2)
unterliegen, durfen auch im Fachteam ohne Einwilligung bzw. Rechtsgrundlage
nicht weitergegeben werden. Eine anonymisierte Weitergabe ist moglich.

Externe Supervision: Datentbermittlung innerhalb der Supervision darf nur anonymisiert
erfolgen. Geschieht das nicht, ist kein Datenaustausch erlaubt. Ausnahme: Einwilligung be-
troffener Personen.

Einwilligung betroffener Personen: Daten durfen aufgrund einer Einwilligung der be-
troffenen Person weitergegeben/tbermittelt und verarbeitet werden. Nach den Anforderun-
gen von Art. 4 Nr. 11 DS-GVO ist die Einwilligung eine freiwillige, fir einen bestimmten Fall,
in informierter Weise unmissverstandliche Willensbekundung in Form einer Erklarung oder
einer sonstigen eindeutig betatigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu ver-
stehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten
einverstanden ist. Bei direkten Angeboten von Diensten der Informationsgeselschaft ist die
Einwilligung Jugendlicher selbst rechtmaBig, wenn sie das 16. Lebensjahr vollendet haben.
Andere Einwilligungen kénnen Minderjahrige in Deutschland auch unter 16 Jahren unter-
schreiben, wenn sie den Inhalt und die Auswirkungen verstehen (siehe 4.2).

Offenbaren anvertrauter Daten Minderjahriger gegentiber Eltern (umstritten): Art. 6
GG geht mit der Formulierung ,,Pflege und Erziehung sind das nattrliche Recht der Eltern”
davon aus, dass Eltern die Interessen ihrer Kinder am besten wahrnehmen. Deshalb gehen
MaBnahmen, die Eltern bei der Erziehung unterstitzen, Eingriffen in das Erziehungsrecht vor.
Umstritten ist dabei, in welchen Féllen die von Kindern/Jugendlichen gewinschte Geheim-
haltung Eltern gegentber maglich ist.

a) ohne Einwilligung: Ohne die Einwilligung einsichtsfahiger Minderjahriger
sollte grundséatzlich die Schweigepflicht auch gegentber ihren Eltern gewahrt
werden. Die Mdéglichkeit eines Schweigerechts gegentber Eltern bei Beratung
von Kindern/Jugendlichen in Not- oder Konfliktfallen nach § 8 Abs. 3 SGB VIlI

260 Kap. 4.1.2 ist von Lehmann, Radewagen, Stticker entwickelt und versffentlicht in: Lehmann, Radewagen, Stticker

(2018), Basiswissen Datenschutz — Vertrauen und Schweigepflicht in der Kinder- und Jugendhilfe — mit DS-GVO.
Der Abdruck wurde tberarbeitet und erfolgt mit freundlicher Genehmigung des EREV.
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b)

kann eine entscheidende Hilfe fir Betroffene sein und Vertrauen fur weitere
padagogische Arbeit wecken.

bei nachhaltigem Eingriff in das Erziehungsrecht, Art. 6 GG:

Allerdings kann es fachlich und rechtlich geboten sein, Eltern trotz

fehlender Einwilligung zu unterrichten, wenn das Erziehungsrecht nachhaltig
betroffen ist (Beispiel: Schwangerschaft einer Minderjahrigen).

5. Recht auf Auskunft und Akteneinsicht der Betroffenen, §§ 25, 83 SGB X:
Neben dem generellen Recht auf Auskunft gemaB § 15 SGB | sind die Befugnisse im SGB X
geregelt. Dahinter steht auch das Gebot der Transparenz aus der DS-GVO.

6.

a)

b)

grundsatzlich mdglich: Sofern jemand an einem laufenden Verwaltungsverfahren
beteiligt ist, ist die Einsicht in diese Akten zu gestatten, § 25 SGB X. Ansprtche
auf Auskunft und Akteneinsicht bestehen nach § 83 SGB X und dem
Informationsfreiheitsgesetz.

Ablehnungsmaéglichkeiten: Bestehen gesetzliche Geheimhaltungsvorschriften,
scheidet Akteneinsicht aus, § 25 Abs. 3 SGB X. Eine nach 83 Abs. 3 SGB X
erteilte Auskunftsverweigerung ist zu dokumentieren.

Informationsanfragen von Nachbarn, Schule etc.: Dritte haben grundsétzlich kein Recht
auf Auskunft. Datenschutz und Schweigepflicht gehen dem Informationsbedurfnis vor. Legt
z.B. eine Lehrerin die Einwilligungserklarung einer betroffenen Person vor, ist zu prifen, ob
sich diese auch auf die Fachkraft der Kinder- und Jugendhilfe erstreckt und z.B. den
gegenseitigen Datenaustausch umfasst (siehe 4.2).

Polizei, Staatsanwaltschaft, Gericht: Die in § 35 Abs. 3 SGB | aufgefuihrten
Ubermittlungsbefugnisse sind fur 6ffentliche Leistungstréger im Rahmen der (dann wieder
moglichen) Amtshilfe Ubermittlungspflichten. Uber § 61 SGB VIII bestehen auch freien
Tragern Ubermittlungsbefugnisse.

a)

b)

9]

Ubermittlungsbefugnis nach § 68 SGB X: Unter den engen Voraussetzungen
dieser Vorschrift durfen lediglich wenige personenbezogene Daten wie Name
und Adresse etc. Ubermittelt werden. Die Befugnis zur Ubermittlung ist
auBerdem personenbezogen (Leitung der ersuchten Stelle, Stellvertretung oder
besonders Beauftragte, z. B. Datenschutzbeauftragte).

Richterliche Anordnung nach § 73 SGB X: Ubermittlung von Sozialdaten fur
die Durchfuhrung eines Strafverfahrens beddrfen der Anordnung einer
Richterin*eines Richters. Polizei und Staatsanwaltschaft kénnen eine richterliche
Anordnung beantragen. Bei Verbrechen wie Raub, Mord, Vergewaltigung
(Straftaten mit der Androhung einer Mindestfreiheitstrafe gemal3 § 12 StGB)
oder Straftaten von erheblicher Bedeutung sind alle Sozialdaten zu Gbermitteln.

Im Falle von Vergehen wie Diebstahl, Betrug oder Urkundenfalschung
beschrankt sich die Ubermittlungsbefugnis auf Namen, Geburtsdatum,
Geburtsort, jetzige und frihere Anschriften Betroffener und der

ihres*seines Arbeitgebers.

Anzeigepflicht geplanter Straftaten, § 138 StGB: Anvertraute geplante
Straftaten sind anzeigepflichtig. Der anvertraute Sachverhalt muss offenbart
werden. Doch Achtung: Das gilt nur hinsichtlich geplanter, bestimmter, schwerer
Straftaten wie Mord, Totschlag, Menschenhandel und Freiheitsberaubung, nicht



8.

10.

11.

aber im Falle von Betrug, Diebstahl, Kérperverletzung, Vergewaltigung oder
Vergehen gegen das Betdaubungsmittelgesetz.

d) ohne Ubermittlungsbefugnis: Sozialarbeiter*innen anvertraute, aber schon
geschehene Straftaten sind nicht anzeigepflichtig. Im Gegenteil: In diesem Fall
wadre eine Strafanzeige durch Fachkrafte im Regelfall ein strafbarer Bruch der
Schweigepflicht.

Wahrnehmung berechtigter Interessen: Zur Verteidigung eigener Rechte oder zur
Wahrnehmung persénlicher berechtigter Interessen sind AuBerungen auch dann nicht
strafbar, wenn sie etwas Anvertrautes offenbaren und damit die Schweigepflicht durchbrechen,
§ 193 StGB (Beispiel: Die Leitung eines Jugendamtes kann sich gegen Presseberichte, man
unternehme nichts, um gefahrdeten Kindern in einer Familie zu helfen, nach einer Guter-
und Pflichtenabwagung durch eine Gegendarstellung, die auch personenbezogene Daten
enthalt, wehren.)

Meldepflichtige Krankheiten, IfSG: Bei dem Verdacht auf bestimmte Krankheiten
bestehen nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) Meldepflichten fur die Leitung von
Einrichtungen gem. § 8 Abs. 1 Nr. 7 in Verbindung mit § 36 Abs. 1 und 33 Nr. 4 des Gesetzes.
Meldepflichtige Krankheiten und Krankheitserreger sind in 8§ 6 und 7 IfSG benannt.
Weitere Meldepflichten sind in der Abgabenordnung und anderen Vorschriften enthalten.?¢!

Aussage vor Gerichten (auBBer Strafverfahren), Zeugnisverweigerungsrecht nach

§ 383 ZPO: Sozialarbeiter*innen, Erzieher*innen oder Heilpadagog*innen haben — soweit
zur Geheimhaltung Tatsachen anvertraut wurden — in Zivilprozessen und anderen
Gerichtsverfahren mit Ausnahme von Strafverfahren ein Zeugnisverweigerungsrecht

(so auch § 46 ArbGG, § 29 FamFG, § 118 SGG, 98 VwGO). Soweit sie bei dffentlichen oder
kirchlichen Tragern beschaftigt sind, ist die Aussage ohne Genehmigung des Dienstherrn
immer unzuldssig. Erteilt der Dienstherr die Aussagegenehmigung, darf eine Aussage
trotzdem erst nach Entbindung von der Schweigepflicht durch die betroffene Person erfolgen.

Aussage im Strafverfahren

a) Grundsatzlich kein Zeugnisverweigerungsrecht: Als Zeug*innen geladene
Sozialarbeiter*innen sind nach der Strafprozessordnung zur Aussage verpflichtet.
Obwohl Sozialpddagog*innen/Sozialarbeiter*innen nach § 203 StGB
schweigepflichtig sind, hat ihnen der Gesetzgeber nicht wie anderen
Berufsgeheimnistrager*innen ein Zeugnisverweigerungsrecht zugestanden.
Sie haben grundsatzlich die Pflicht zur Zeugenaussage im Strafverfahren.
Diese unbefriedigende Situation war bereits Gegenstand von Verfahren vor
dem Bundesverfassungsgericht mit allerdings negativem Ausgang.?®? Nur im
Einzelfall und unter ganz besonders strengen Voraussetzungen wurde eine
Begrenzung des Zeugniszwangs — unmittelbar aus der Verfassung hergeleitet —
eingeraumt.

b) Verweigerung der Aussagegenehmigung durch den Dienstherrn:
Beschaftige im offentlichen Dienst bendtigen in der Regel fur die Aussage vor
Gericht eine Aussagegenehmigung ihres Dienstherrn. Nach § 54 StPO gelten
diese Vorschriften auch im Strafverfahren. Ohne eine solche Aussagegenehmigung
ist keine Aussage im Strafverfahren zu leisten.

261 Dazu ausfuhrlich: Winkler (2004), Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz, S. 255 ff.
262 Vgl.: BVerfG, Beschluss vom 19.7.1972 - 2 BvL 7/71; in: NJW (1972), S. 2214 ff. und: BVerfG, Nichtannahmebe-

schluss vom 25. Januar 2007 — 2 BvR 26/07.
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)

Eingeschriankte Ubermittlungsbefugnis nach § 35 Abs. 3 SGB |, § 73 SGB
X, § 65 SGB VIII: Im Strafverfahren kann danach bei Straftaten, die weder von
erheblicher Bedeutung noch Verbrechen sind, das Zeugnis verweigert werden.

12. Bei Kindeswohlgefdahrdung, vgl. §§ 8a, 65 SGB VIII: Alle Mitarbeitenden in der 6ffentlichen
Kinder- und Jugendhilfe (und Gber § 61 Abs. 3 SGB VIl entsprechend in der freien Jugendhilfe),
denen Sozialdaten zum Zweck personlicher oder erzieherischer Hilfen anvertraut wurden,
sind gemaB § 65 SGB VIl schweigepflichtig. Im Rahmen ihrer Arbeit sind sie zur
Weitergabe/Ubermittlung der Sozialdaten nach Einwilligung der betroffenen Personen
bzw. unter den anderen in § 65 SGB VIIl genannten Voraussetzungen befugt. Dartber
hinaus sind sie zur Offenbarung von Sozialdaten wie folgt berechtigt:

a)

b)

)

d)

e)

f)

Dateniibermittlung an das Gericht: Pflicht zur Anrufung des Familiengerichts
durch das Jugendamt, wenn die Erziehungsberechtigten weder bereit noch in
der Lage sind, bei der Abwendung des Gefahrdungsrisikos mitzuwirken.

Einbeziehung anderer Leistungstrager/Gesundheitshilfe/Polizei:

Ist die Abwendung der Kindeswohlgefahrdung durch andere Leistungstrager,
durch Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder durch die Polizei erforderlich,
hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten
hinzuwirken. Wirken die Erziehungsberechtigten nicht mit, schaltet das
Jugendamt die betreffenden Stellen unter Verwendung der erforderlichen
Daten selbst ein.

Ubermittlung an den zusténdigen értlichen Tréger, z.B. bei
Zustandigkeitswechsel: Bei Anhaltspunkten fur eine Kindeswohlgefahrdung
ist die DatenUbermittlung an die Fachkrafte, die neu zusténdig werden,
gerechtfertigt (Fallzustandigkeit oder die ortliche Zustandigkeit wechselt,

§ 65 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIlI).

Risikoeinschdtzung im Fachteam: Eine Datenweitergabe an Mitglieder des
Fachteams ist nach § 8a Abs. 1 SGB VIII zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos
unabdingbar und entsprechend § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIl zulassig.

Rechtfertigender Notstand, § 34 StGB: Die Mauer des Vertrauens ist aber
auch dann durchlassig, wenn Rechtfertigungsgrtinde die Offenbarung, den
Bruch der Schweigepflicht gestatten. In einem solchen Fall ist nach § 34 StGB
eine sorgféltige Guterabwagung vorzunehmen. Sollte z.B. ein Jugendamt auf
die Meldung einer Kindeswohlgefédhrdung durch einen freien Trager nicht
reagieren, kann es geboten sein, unter Anwendung des § 34 StGB die Polizei
oder das Familiengericht zur Gefahrenabwendung direkt zu informieren.

Risikoeinschatzung im Beisein externer Fachkrafte: Wirken bei der
Gefahrdungseinschatzung externe Fachkrafte mit, sind die erforderlichen Daten
zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, sofern dies die Aufgabenstellung
zulasst (§ 65 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 64 Abs. 2 a SGB VIII).



4.2 Einwilligungserkldrung?3

4.2.1 Grundsatzliches

Zur Weitergabe/Ubermittlung von Sozialdaten (inkl. der dem besonderen Vertrauensschutz nach
§ 65 SGB VIl unterliegenden) bedarf es entweder einer gesetzlichen Befugnis oder aber der
Einwilligung durch die betroffene Person. Auch fremde Geheimnisse, die unter die strafrechtlich
relevante Schweigepflicht gem. § 203 StGB fallen, dtrfen nur auf Grundlage eines Gesetzes oder
der Einwilligung der Person offenbart werden, die sie der*dem Berufsgeheimnistrager*in
anvertraut hat. Die Einwilligung ist damit eine gleichrangige und gleichwertige Alternative zu
einer Rechtsnorm, personenbezogene Daten/Sozialdaten befugt verarbeiten zu kénnen.?%

Nach Art. 4 Nr. 11 DS-GVO bezeichnet die Einwilligung , jede freiwillig fir den bestimmten Fall
in informierter Weise und unmissverstandlich abgegebene Willensbekundung in Form einer
Erklarung oder einer sonstigen eindeutigen bestdtigenden Handlung, mit der die betroffene
Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten/Sozialdaten einverstanden ist”.

Grundsatzlich ist zwischen der strafrechtlichen und der sozialrechtlichen Einwilligung zu unter-
scheiden. Die strafrechtliche Einwilligung zur Offenbarung von Geheimnissen gem. § 203 StGB
(siehe: 1.4.2.2) ist notwendig, um die Berufsgeheimnistréger*innen (Sozialarbeiter*innen) vor
der Strafverfolgung zu schitzen. Die sozialrechtliche Einwilligung hingegen bewahrt die betroffene
Person vor einer Verletzung des Sozialgeheimnisses.

Wahrend die Einwilligung zur Offenbarung der unter den Schutzbereich des § 203 StGB fallenden
Geheimnisse bzw. nach § 65 SGB VIl anvertrauten personenbezogenen Daten/Sozialdaten von der
Person gegeben werden muss, die der Fachkraft die Informationen mitgeteilt hat, wobei sich die
Daten dabei auch auf Dritte beziehen kénnen (sogenannter Doppelbezug: Die Adressat*innen
weihen die Fachkraft z.B. in ein Geheimnis Uber Dritte ein), beschrankt sich die sozialrechtliche
Einwilligung auf die eigenen Daten der betroffen Person.2%>

Nach Art. 7 DS-GVO unterliegt eine Einwilligung grundsatzlich keiner bestimmten Formvorgabe.
Sie kann also schriftlich, mtndlich, elektronisch oder aber durch schlissiges Verhalten abgegeben
werden.2%¢

Fur den Bereich des Sozialdatenschutzes regelt § 67b SGB X, dass eine Einwilligung schriftlich
oder elektronisch abgegeben werden soll. Bis zur Einfihrung der DS-GVO im Jahr 2018 war hier
nur die Schriftform verbindlich vorgegeben. Der Gesetzgeber hat mit der Anderung in § 67b SGB X
die Regelungen zur Verarbeitung von Sozialdaten an die Vorgaben der DS-GVO angepasst, da
nationales Recht keine strengeren Anforderungen an die Form stellen darf als die DS-GVO selbst.
Fur die strafrechtliche Einwilligung besteht keine Formvorgabe, insofern kann sie z.B. schriftlich,
mundlich, aber auch konkludent bzw. stillschweigend oder sogar mutmaBlich erfolgen.?®’

Unter einer konkludenten Einwilligung versteht man, dass fur Betroffene die Offenbarung der

263 Kap. 4.2 ist in seinen Grundlagen von Lehmann, Radewagen, Sticker entwickelt und veréffentlicht in: Lehmann,
Radewagen, Stucker (2018), Basiswissen Datenschutz — Vertrauen und Schweigepflicht in der

Kinder- und Jugendhilfe — mit DS-GVO. Der Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmigung des EREV.

264 Vgl.: LPK-SGB VIlII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), 8§ 61, Rn. 68.

265 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 210 und § 65, Rn. 18.

266 Vgl.: Hoffmann (2018), JAmt, S. 2.

267 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 74, der dies auch fur die Einwilligung zur Weitergabe/
Ubermittlung von Daten vertritt, die dem besonderen Vertrauensschutz gem. § 65 unterliegen. A.A. FK-SGB VIII,
Munder u.a./Hoffmann (2022), § 65, Rn. 22, fur die eine Einwilligung in die Weitergabe/Ubermittlung anvertrauter
Daten schriftlich oder elektronisch zu erteilen ist, sofern wegen besonderer Umsténde keine andere Form angemes-
sen ist.
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Geheimnisse an Dritte eindeutig und erkennbar sein muss und sie sich, wenn sie dem nicht
widersprechen, damit stillschweigend/konkludent einverstanden erklaren.?%® Die Rechtsprechung
geht mit dieser Form seit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum informationellen
Selbstbestimmungsrecht aus dem Jahr 1983 allerdings sehr restriktiv um.

Der bloBe Umstand, dass Personen, denen ein Geheimnis offenbart wird, selbst schweige-
pflichtig sind, reicht z.B. nicht aus, so dass unter Schweigepflicht stehende Sozialarbeiter*innen
Geheimnisse ihrer Adressat*innen gegentber anderen Sozialarbeiter*innen nicht ohne Einwilli-
gung bzw. gesetzliche Befugnis offenbaren durfen.?® Es ist namlich zumindest zweifelhaft, ob
den betroffenen Personen bekannt ist und sie deshalb auch davon ausgehen mussen, dass es
z.B. fur eine Teamberatung oder Supervision im Einzelfall notwendig ist, die Teilnehmer*innen
Uber die von ihnen anvertrauten Geheimnisse in Kenntnis zu setzen.?’® In der Sozialen Arbeit
wird die konkludente Einwilligung deshalb nur in Ausnahmefallen Gultigkeit erlangen, etwa bei
der Weitergabe von personenbezogenen Daten/Sozialdaten an berufsmaBig tatige Gehilf*innen,
etwa eine Schreibkraft zur Aufgabenerfillung.?”!

Von der konkludenten ist die mutmaBliche Einwilligung zu unterscheiden. Bei dieser Form wird
davon ausgegangen, dass Sozialarbeiter*innen als Berufsgeheimnistrager*innen zur Offenbarung
der Informationen befugt sind, wenn die Betroffenen nicht erreichbar oder aufgrund ihres Zu-
stands nicht in der Lage sind, dem ausdrucklich zuzustimmen und dabei in ihrem vermuteten
Interesse gehandelt wird.?’? Da in der Kinder- und Jugendhilfe im Regelfall die M&glichkeit besteht,
die betroffenen Personen zu fragen, ob sie ihre Einwilligung in eine Weitergabe/Ubermittlung
der Daten geben, ist der Anwendungsbereich fir diese Art der Einwilligung begrenzt.?’2

Auch wenn fur die Kinder- und Jugendhilfe nicht verbindlich vorgegeben werden kann, dass
eine strafrechtliche bzw. sozialrechtlich Einwilligung in erster Linie schriftlich einzuholen ist, ist

es ratsam, dies als Regel zu etablieren. Zum einen schafft es gegentiber den Adressat*innen und
Fachkraften eine organisatorische und strukturelle Klarheit, zum anderen hilft es, den in Art. 7
Abs. 1 DS-GVO geforderten Nachweis Uber eine erteilte Einwilligung vollumfanglich aktenkundig
machen zu kénnen. Kann die Schriftform im Einzelfall nicht eingehalten werden, etwa, weil der
Kontakt zu den Adressaten*innen aufgrund einer Eilbedurftigkeit telefonisch erfolgen muss, ist
das Einholen der Einwilligung in gleicher Weise zu dokumentieren (siehe: 4.2.2). Darlber hinaus
sind die besonderen Umstéande zu notieren, die gegen eine schriftliche Einwilligung gesprochen
haben.

Erfolgt die Einwilligung in schriftlicher Form, die noch andere Sachverhalte betrifft, muss sich das
Ersuchen um die Einwilligung gem. Art. 7 Abs. 2 Satz 1 DS-GVO von den anderen Sachverhalten
eindeutig unterscheiden. Dazu ist es in einer klaren und einfachen Sprache zu verfassen und
optisch hervorzuheben.

Unabhangig von der Form ist es fur eine rechtsgultige Einwilligungserklarung wichtig, folgende
Punkte zu beachten:

e Die Einwilligung ist vor der Datenweitergabe/Datentbermittlung einzuholen.

¢ Die Einwilligung ist mit einer geschaftsahnlichen Erklarung vergleichbar. Das bedeutet, zu
ihrer Wirksamkeit bedarf es weder der Geschéaftsfahigkeit noch der strafrechtlichen Ver-

268 Vgl.: Lehmann in: Lehmann (2002), Recht sozial. Rechtsfragen der Sozialen Arbeit, S. 269 f.

269 Vgl.: LK-StGB, Laufhutte u.a./Schiinemann (2010), § 203, Rn. 107 und BayObLG, Beschluss vom 08. November
1994 -2 St RR 157/94, in: NStZ (1995), S. 187 1.

270 Vgl.: FK-SGB VIIl, Munder u.a./Hoffmann (2022), § 65, Rn. 24.

271 Vgl.: Lehmann in: Lehmann (2002), aa0, S. 269 f. und LK-StGB, Laufhutte u.a./Schiinemann (2010), § 203, Rn.
107.

272 Vgl.: Lehmann in: Lehmann (2002), aa0, S. 270.

273 Vgl.: LK-StGB, Laufhutte u.a./Schiinemann (2010), § 203, Rn. 130



antwortbarkeit oder der verwaltungsverfahrensrechtlichen Handlungsféhigkeit der einwil-
ligenden Person. Allein maBgeblich fur ihre Gultigkeit ist die Urteils- und Einsichtsfahigkeit
der einwilligenden Person. Diese liegt vor, wenn sie die Tragweite und Bedeutung ihrer
Entscheidung realistisch einschatzen kann. Insofern kénnen auch Minderjéhrige — und zwar
auch ohne Zustimmung bzw. Einbeziehung, aber nicht gegen den Willen der Personensorge-
berechtigten — eine wirksame Einwilligung erteilen. Voraussetzung ist jedoch, dass sie die
erforderliche Einsichts- und Urteilsféhigkeit besitzen, um die Reichweite ihrer Entscheidung
erfassen und beurteilen zu kénnen. Dariiber hinaus darf die Weitergabe/Ubermittlung der
personenbezogenen Daten/Sozialdaten keinen Einfluss auf die Erziehungsverantwortung

und das Selbstbestimmungsrecht personensorgeberechtigter Eltern haben. Bittet das Kind
beispielsweise den Erziehungsbeistand, zu einem Klarungsgesprach mit in die Schule zu gehen,
ist dies vorab mit den Eltern zu besprechen und sich hierfur die Zustimmung zu holen, selbst
wenn das Kind die nétige Einsichtsfahigkeit fur die in der Schule beabsichtigte Datentber-
mittlung besitzt. Grund: Gibt man gegendber Dritten zu erkennen, dass man Erziehungs-
beistand eines Kindes ist, offenbart man dadurch auch, dass die Eltern Sozialleistungen (hier
Jugendbhilfe) in Anspruch nehmen. Die Ubermittlung dieser Information darf nur mit Zustim-
mung der gesetzlichen Vertreter erfolgen, also regelmaBig der Mutter und des Vaters (§ 1626
BGB). Grundsatzlich gilt zwar ein Elternteil durch den anderen als erméachtigt zu handeln, das
gilt jedoch nur, wenn beide Elternteile ihre Zustimmung geben wollen. Ist erkennbar, dass ein
Elternteil seine Zustimmung nicht geben will, kann das Jugendamt gem.§ 1666 BGB beim
Familiengericht bewirken, dass ein*e Erganzungspfleger*in bestellt wird, die*der die Einwilli-
gung des Elternteils ersetzt, die dieser nicht geben will.274
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¢ Die Einwilligung hat informiert und freiwillig zu erfolgen.

e Damit die Auswirkungen einer Einwilligung von der betroffenen Person abgeschatzt werden
konnen, ist diese ausfuhrlich, objektiv und mit gentigend Zeit in einfacher und verstandlicher
Sprache Uber die Erforderlichkeit und den Zweck (den notwendigen Grund) der Datenweiter-
gabe/Datentbermittlung aufzuklaren. Das gilt insbesondere dann, wenn Kinder/Jugendliche
gebeten werden, eine Einwilligung zu unterschreiben. Gerade die erwahnte notige Aufklarung
wird in der Praxis, vielleicht aus Zeitgrinden, oft vernachlassigt. Zu beachten ist jedoch, dass
die betroffene Person nur dann in der Lage ist, eine tragfahige und freie Entscheidung treffen
und ihre Einwilligung entsprechend bewusst geben bzw. verweigern zu kénnen, wenn sie in
der Lage ist, das Fur und Wider der Datenweitergabe/Datentbermittlung abwagen zu kon-
nen.

e Um die Folgen einer Einwilligung realistisch einschatzen zu kénnen, hat die Einwilligung sich
ausschlieBlich auf den konkreten Einzelfall und nicht auf abstrakte, zuktnftige, ungewisse
Ereignisse zu beziehen. Dafr muss sie in verstandlicher Form die Art der Information, die
Stelle bzw. Person an die personenbezogenen Daten/Sozialdaten weitergegeben/tbermittelt
werden sollen sowie den Zweck bzw. die Erforderlichkeit der Datenweitergabe/Datentiber-
mittlung benennen. Das gilt besonders dann, wenn Minderjdhrige um ihre Einwilligung
gebeten werden. Gegen eine unkonkrete und abstrakte Einwilligung spricht sich auch der
Deutsche Verein fur offentliche und private Flrsorge e.V. aus. Nach dessen (iberzeugenden
Ausfuhrungen ist eine unkonkrete und abstrakte bzw. eine auf unspezifische und konstru-
ierte Sachverhalte ausgerichtete Einwilligung unwirksam, da sie der betroffenen Person nicht
die Maglichkeit gibt, selbst zu bestimmen, welche personenbezogenen Daten/Sozialdaten zu
welchem Zweck weitergegeben/ibermittelt werden.?’>

e Die betroffene Person ist Uber die Folgen einer Verweigerung der Einwilligung in versténdlicher
Form aufzuklaren.

274 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), 8 61, Rn. 71.
275 Vgl.: DV (2011), Hinweise des Deutschen Vereins zur Datentbermittlung bei Beratungsleistungen, S. 14.
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Zwar wird die wirksame Einwilligung durch Zeitablauf nicht ungultig, es ist jedoch anzuraten,
sie regelmaBig zu erneuern, da sich die innere Einstellung der betroffenen Person gedndert
haben kénnte. Das gilt insbesondere immer dann, wenn von Minderjahrigen eine Einwilli-
gung eingeholt wird. Eine solche Verlangerung der Einverstandniserkldrung kann beispielsweise
durch erneute Unterschrift mit neuer Datumsangabe erfolgen. Bei Erwachsenen kann ein
Zeitraum z.B. von bis zu 6 Monaten angezeigt sein, bei Kindern/Jugendlichen hingegen nur
einige Wochen oder Monate (je nach Alter, Entwicklungsstand und Zeitempfinden).

Die Einwilligung verliert ihre Wirksamkeit unmittelbar dann, wenn sie die betroffene Person
widerruft. Hierfur gentigt es, wenn erkennbar ist, dass die Einwilligung nicht mehr gelten soll.

Die betroffene Person ist Uber ihr Recht zum Widerruf aufzuklaren.

Der Widerruf gilt als abgegeben, wenn die betroffene Person verbal, gestikulierend, schrift-
lich oder in anderer Form deutlich macht, dass sie der Datenweitergabe/Datentbermittlung
nicht weiter zustimmt. Die Einwilligung erlischt spatestens dann, wenn ihr Anlass nicht mehr
besteht.

Eine gegebene wirksame Einwilligung bindet die betroffene Person. Angefochten werden kann
sie von dem Berechtigten fiir die Vergangenheit nur nach den allgemeinen Regeln des Biirgerlichen
Gesetzbuches (8§ 119,120,123 BGB), etwa bei Irrtum (§ 119 BGB) oder arglistiger Tauschung

(§ 123 BGB).?7®

10 Punkteplan zum Erstellen einer wirksamen Einwilligungserklarung:

10.

Die Einwilligung wird als vorangegangene Zustimmung eingeholt.

Es erfolgt eine ausfuhrliche und objektive Aufklarung der betroffenen Person Uber die Erfor-
derlichkeit und den Zweck der vorgesehenen Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung.

Die Einwilligung bezieht sich auf den konkreten Einzelfall.

Die Einwilligung bezeichnet in einfacher und unmissverstandlicher Form die Art der Infor-
mation, die Person und den Zweck/die Erforderlichkeit der Datenerhebung oder -weitergabe
bzw. -Ubermittlung.

Die Einwilligung wird von der betroffenen Person eingeholt, sofern sie die Tragweite und
Bedeutung ihrer Entscheidung beurteilen kann. Ist sie dazu nicht in der Lage, sind ihre ge-
setzlichen Vertreter hinzuzuziehen.

Die betroffene Person trifft ihre freie Entscheidung (fir oder gegen die Einwilligung) nach
dem Abwagen des Fur und Wider bei einer sachlichen Beurteilung der in Betracht kommen-
den Aspekte.

Die betroffene Person ist Uber die Folgen einer Verweigerung der Einwilligung aufzuklaren.

Die betroffene Person stimmt der Datenweitergabe/Datentibermittlung schriftlich, elektro-
nisch, mundlich oder durch deutlich erkennbare Willensbekundung zu. Prioritat: schriftlich.

Wird die schriftliche Einwilligung in einer Erklarung abgegeben, die noch andere Sachverhal-
te betrifft, hat sie sich von diesen optisch abzuheben.

Die Einwilligung verliert ihre Gultigkeit, wenn sie die betroffene Person erkennbar widerruft
oder ihr Anlass wegfallt.

276 Vgl.: LPK-SGB VIII, Kunkel u.a./Kunkel (2022), § 61, Rn. 71 und Busch (1997), Der Schutz von Sozialdaten in der

Jugendhilfe, S. 38 ff.
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4.2.2 Muster einer Einwilligungserklarung

Ich (Name 1): willige ein, dass
(Name 2)
von/vom (Stelle)
den unten aufgefuhrten Sachverhalt an die zustandige Person (Name 3/Stelle)

weitergeben/tbermitteln darf.

Die Einwilligung gilt ausschlieBlich fur folgende Sachverhalte:

Fur die aufgeftihrten Sachverhalte ist (Name 2): auch von der
beruflichen Schweigepflicht bzw. dem besonderen Vertrauensschutz entbunden.

Diese Einwilligung ist zur Erftllung des nachstehend aufgeftihrten Zwecks erforderlich
(genauer Grund):

Ich gestatte, dass sich die oben genannten Personen (Name 2 und Name 3) zum genannten
Sachverhalt gegenseitig austauschen durfen: jald  neinld

Die Einwilligung__ gilt Wochen/Monate ab Unterzeichnung.

Ich bin von (Name 2):
dartber aufgeklart worden, dass ich diese Einwilligung jederzeit — auch ohne Angabe von
Grunden — fur die Zukunft widerrufen kann.

Mir ist bekannt, dass die Verweigerung der Zustimmung in die Datenweitergabe/Datentbermittlung
nachstehende Folgen haben kann:

Ort, Datum und Unterschrift der/des Einwilligenden

Bei Minderjahrigen, die den Inhalt und die Folgen der Einwilligung nicht absehen kénnen, sind
die Unterschriften der Personensorgeberechtigten einzuholen.

© Lehmann, Radewagen, Stlcker 2023
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4.3 Gesetzesauszug

Stand 07-2023

4.3.1 DS-GVO

Artikel 4 DS-GVO
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

1., personenbezogene Daten” alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identi-
fizierbare naturliche Person (im Folgenden , betroffene Person”) beziehen; als identifizierbar
wird eine naturliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zu-
ordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu
einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert
werden kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder sozialen Identitat dieser natdrlichen Person sind;

2. ,Verarbeitung” jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefthrten Vorgang
oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das
Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder
Veranderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Uber-
mittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Ver-
kntpfung, die Einschrankung, das Loschen oder die Vernichtung;

3. ,Einschrankung der Verarbeitung” die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten
mit dem Ziel, ihre kunftige Verarbeitung einzuschranken;

4. ,Profiling” jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin
besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte personliche
Aspekte, die sich auf eine naturliche Person beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte
beziiglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, personliche Vorlieben, Interessen,
Zuverlassigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser naturlichen Person zu ana-
lysieren oder vorherzusagen;

5. ,Pseudonymisierung” die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die
personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zuséatzlicher Informationen nicht mehr einer
spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden kénnen, sofern diese zusatzlichen Infor-
mationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen MaBnah-
men unterliegen, die gewahrleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht einer identi-
fizierten oder identifizierbaren naturlichen Person zugewiesen werden;

6. ,Dateisystem” jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach bestimmten
Kriterien zugdnglich sind, unabhdngig davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder
nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet geftihrt wird;

7. ,Verantwortlicher” die nattrliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder andere
Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen Uber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung
von personenbezogenen Daten entscheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung
durch das Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben, so kénnen der
Verantwortliche beziehungsweise die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach dem
Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen werden;



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

LAuftragsverarbeiter” eine nattrliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder
andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet;

LEmpfanger” eine naturliche oder juristische Person, Behérde, Einrichtung oder andere Stelle,
denen personenbezogene Daten offengelegt werden, unabhéngig davon, ob es sich bei ihr
um einen Dritten handelt oder nicht. Behdrden, die im Rahmen eines bestimmten Untersu-
chungsauftrags nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten moglicherweise
personenbezogene Daten erhalten, gelten jedoch nicht als Empfanger; die Verarbeitung
dieser Daten durch die genannten Behdrden erfolgt im Einklang mit den geltenden Daten-
schutzvorschriften gemal3 den Zwecken der Verarbeitung;

.Dritter” eine natlrliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder andere Stelle,
auBer der betroffenen Person, dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und den Per-
sonen, die unter der unmittelbaren Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftrags-
verarbeiters befugt sind, die personenbezogenen Daten zu verarbeiten;

.Einwilligung der betroffenen Person jede freiwillig fur den bestimmten Fall, in informierter
Weise und unmissverstandlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklarung oder
einer sonstigen eindeutigen bestatigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu ver-
stehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten
einverstanden ist;

. Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten” eine Verletzung der Sicherheit, die
zur Vernichtung, zum Verlust oder zur Veranderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmaBig,
oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten fuhrt, die Ubermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet
wurden;

.genetische Daten” personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen geneti-
schen Eigenschaften einer natirlichen Person, die eindeutige Informationen tber die Physio-
logie oder die Gesundheit dieser nattrlichen Person liefern und insbesondere aus der Analyse
einer biologischen Probe der betreffenden nattrlichen Person gewonnen wurden;

.biometrische Daten” mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene
Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer nattr-
lichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser naturlichen Person ermoglichen oder
bestatigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten;

. Gesundheitsdaten” personenbezogene Daten, die sich auf die kdrperliche oder geistige
Gesundheit einer naturlichen Person, einschlieBlich der Erbringung von Gesundheitsdienst-
leistungen, beziehen und aus denen Informationen tber deren Gesundheitszustand hervor-
gehen;

.Hauptniederlassung”

1. im Falle eines Verantwortlichen mit Niederlassungen in mehr als einem
Mitgliedstaat den Ort seiner Hauptverwaltung in der Union, es sei denn, die
Entscheidungen hinsichtlich der Zwecke und Mittel der Verarbeitung
personenbezogener Daten werden in einer anderen Niederlassung des
Verantwortlichen in der Union getroffen und diese Niederlassung ist befugt,
diese Entscheidungen umsetzen zu lassen; in diesem Fall gilt die Niederlassung,
die derartige Entscheidungen trifft, als Hauptniederlassung;

2. im Falle eines Auftragsverarbeiters mit Niederlassungen in mehr als einem
Mitgliedstaat den Ort seiner Hauptverwaltung in der Union oder, sofern der
Auftragsverarbeiter keine Hauptverwaltung in der Union hat, die
Niederlassung des Auftragsverarbeiters in der Union, in der die
Verarbeitungstatigkeiten im Rahmen der Tatigkeiten einer Niederlassung eines
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Auftragsverarbeiters hauptsachlich stattfinden, soweit der Auftragsverarbeiter
spezifischen Pflichten aus dieser Verordnung unterliegt;

17. ,Vertreter” eine in der Union niedergelassene naturliche oder juristische Person, die von dem
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter schriftlich gemaB Artikel 27 bestellt wurde und
den Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in Bezug auf die ihnen jeweils nach dieser
Verordnung obliegenden Pflichten vertritt;

18. ,,Unternehmen” eine naturliche oder juristische Person, die eine wirtschaftliche Tatigkeit aus-
Gbt, unabhangig von ihrer Rechtsform, einschlieBlich Personengesellschaften oder Vereini-
gungen, die regelméBig einer wirtschaftlichen Tatigkeit nachgehen;

19. ,Unternehmensgruppe” eine Gruppe, die aus einem herrschenden Unternehmen und den
von diesem abhéngigen Unternehmen besteht;

20. ,verbindliche interne Datenschutzvorschriften” MaBnahmen zum Schutz personenbezogener
Daten, zu deren Einhaltung sich ein im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats niedergelassener
Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter verpflichtet im Hinblick auf Datentbermittlungen
oder eine Kategorie von Datentbermittlungen personenbezogener Daten an einen Verant-
wortlichen oder Auftragsverarbeiter derselben Unternehmensgruppe oder derselben Gruppe
von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstatigkeit austiben, in einem oder mehreren
Drittldandern;

21. , Aufsichtsbehtrde” eine von einem Mitgliedstaat gemaB Artikel 51 eingerichtete unabhangige
staatliche Stelle;

22. ,betroffene Aufsichtsbehorde” eine Aufsichtsbehorde, die von der Verarbeitung personen-
bezogener Daten betroffen ist, weil

1. der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter im Hoheitsgebiet des
Mitgliedstaats dieser Aufsichtsbehdrde niedergelassen ist,

2. diese Verarbeitung erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen mit
Wohnsitz im Mitgliedstaat dieser Aufsichtsbehérde hat oder haben kann oder

3. eine Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehoérde eingereicht wurde;

23. ,grenzUberschreitende Verarbeitung” entweder

1. eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten
von Niederlassungen eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in
der Union in mehr als einem Mitgliedstaat erfolgt, wenn der Verantwortliche
oder Auftragsverarbeiter in mehr als einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, oder

2. eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten
einer einzelnen Niederlassung eines Verantwortlichen oder eines
Auftragsverarbeiters in der Union erfolgt, die jedoch erhebliche Auswirkungen
auf betroffene Personen in mehr als einem Mitgliedstaat hat oder haben kann;

24. ,maBgeblicher und begrtindeter Einspruch” einen Einspruch im Hinblick darauf, ob ein
VerstoB gegen diese Verordnung vorliegt oder nicht oder ob die beabsichtigte MaBnahme
gegen den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter im Einklang mit dieser Verord-
nung steht, wobei aus diesem Einspruch die Tragweite der Risiken klar hervorgeht, die von
dem Beschlussentwurf in Bezug auf die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen
Personen und gegebenenfalls den freien Verkehr personenbezogener Daten in der Union
ausgehen;
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25. ,Dienst der Informationsgesellschaft” eine Dienstleistung im Sinne des Artikels T Nummer 1
Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments und des Rates;

26. ,internationale Organisation” eine vélkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten
Stellen oder jede sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder mehr Landern
geschlossene Ubereinkunft oder auf der Grundlage einer solchen Ubereinkunft geschaffen

wurde.

Artikel 5 DS-GVO
Grundsatze fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten

1. Personenbezogene Daten mussen

1.

auf rechtmaBige Weise, nach Treu und Glauben und in einer fur die betroffene
Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden (,, RechtmaBigkeit,
Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz”);

fur festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und durfen
nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise
weiterverarbeitet werden; eine Weiterverarbeitung fur im ¢ffentlichen
Interesse liegende Archivzwecke, fur wissenschaftliche oder historische
Forschungszwecke oder fur statistische Zwecke gilt gemal Artikel 89 Absatz 1
nicht als unvereinbar mit den urspringlichen Zwecken (,,Zweckbindung”);

dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das fir die Zwecke der
Verarbeitung notwendige MaB beschrankt sein (,,Datenminimierung”);

sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle
angemessenen MaBnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im
Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverztglich geléscht
oder berichtigt werden (,,Richtigkeit”);

in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen
Personen nur so lange ermdglicht, wie es fur die Zwecke, fur die sie verarbeitet
werden, erforderlich ist; personenbezogene Daten dirfen langer gespeichert
werden, soweit die personenbezogenen Daten vorbehaltlich der Durchfihrung
geeigneter technischer und organisatorischer MaBnahmen, die von dieser
Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person
gefordert werden, ausschlieBlich fur im 6ffentlichen Interesse liegende
Archivzwecke oder fur wissenschaftliche und historische Forschungszwecke
oder fur statistische Zwecke gemaf Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet werden
(,Speicherbegrenzung”);

in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der
personenbezogenen Daten gewahrleistet, einschlieBlich Schutz vor unbefugter
oder unrechtmaBiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust,
unbeabsichtigter Zerstorung oder unbeabsichtigter Schadigung durch geeignete
technische und organisatorische MaBnahmen (,, Integritat und Vertraulichkeit”);

2. Der Verantwortliche ist fur die Einhaltung des Absatzes 1 verantwortlich und muss dessen
Einhaltung nachweisen kénnen (,,Rechenschaftspflicht”).

uobe|uy I
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Artikel 12 DS-GVO
Transparente Information, Kommunikation und Modalitaten fiir die Ausiibung der
Rechte der betroffenen Person

Der Verantwortliche trifft geeignete MalBnahmen, um der betroffenen Person alle Informa-
tionen gemal den Artikeln 13 und 14 und alle Mitteilungen gemaf den Artikeln 15 bis 22
und Artikel 34, die sich auf die Verarbeitung beziehen, in praziser, transparenter, verstandlicher
und leicht zuganglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache zu Ubermitteln; dies gilt
insbesondere fir Informationen, die sich speziell an Kinder richten. Die Ubermittlung der In-
formationen erfolgt schriftlich oder in anderer Form, gegebenenfalls auch elektronisch. Falls
von der betroffenen Person verlangt, kann die Information mtndlich erteilt werden, sofern
die Identitat der betroffenen Person in anderer Form nachgewiesen wurde.

Der Verantwortliche erleichtert der betroffenen Person die Austibung ihrer Rechte gemal3
den Artikeln 15 bis 22. In den in Artikel 11 Absatz 2 genannten Fallen darf sich der Verant-
wortliche nur dann weigern, aufgrund des Antrags der betroffenen Person auf Wahrnehmung
ihrer Rechte gemaB den Artikeln 15 bis 22 tatig zu werden, wenn er glaubhaft macht, dass
er nicht in der Lage ist, die betroffene Person zu identifizieren.

Der Verantwortliche stellt der betroffenen Person Informationen Uber die auf Antrag gemaf
den Artikeln 15 bis 22 ergriffenen MaBnahmen unverztglich, in jedem Fall aber innerhalb
eines Monats nach Eingang des Antrags zur Verfigung. Diese Frist kann um weitere zwei
Monate verldngert werden, wenn dies unter BerUcksichtigung der Komplexitat und der
Anzahl von Antragen erforderlich ist. Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene Person
innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags Uber eine Fristverlangerung, zusammen
mit den Grinden fur die Verzégerung. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch,
so ist sie nach Mdoglichkeit auf elektronischem Weg zu unterrichten, sofern sie nichts anderes
angibt.

Wird der Verantwortliche auf den Antrag der betroffenen Person hin nicht tatig, so unter-
richtet er die betroffene Person ohne Verzégerung, spatestens aber innerhalb eines Monats
nach Eingang des Antrags Uber die Grtnde hierfur und Uber die Méglichkeit, bei einer
Aufsichtsbehorde Beschwerde einzulegen oder einen gerichtlichen Rechtsbehelf einzulegen.

Informationen gemaR den Artikeln 13 und 14 sowie alle Mitteilungen und MaBnahmen
gemal den Artikeln 15 bis 22 und Artikel 34 werden unentgeltlich zur Verfigung gestellt.
Bei offenkundig unbegriindeten oder — insbesondere im Fall von haufiger Wiederholung —
exzessiven Antrégen einer betroffenen Person kann der Verantwortliche entweder

1. ein angemessenes Entgelt verlangen, bei dem die Verwaltungskosten fur die
Unterrichtung oder die Mitteilung oder die Durchfuhrung der beantragten
MaBnahme berucksichtigt werden, oder

2. sich weigern, aufgrund des Antrags tatig zu werden.
Der Verantwortliche hat den Nachweis fur den offenkundig unbegriindeten
oder exzessiven Charakter des Antrags zu erbringen.

Hat der Verantwortliche begriindete Zweifel an der Identitat der nattrlichen Person, die den
Antrag gemal3 den Artikeln 15 bis 21 stellt, so kann er unbeschadet des Artikels 11 zusatzliche
Informationen anfordern, die zur Bestatigung der Identitdt der betroffenen Person erforderlich
sind.

Die Informationen, die den betroffenen Personen gemaB den Artikeln 13 und 14 bereitzu-
stellen sind, konnen in Kombination mit standardisierten Bildsymbolen bereitgestellt werden,
um in leicht wahrnehmbarer, verstandlicher und klar nachvollziehbarer Form einen aussage-
kraftigen Uberblick Uiber die beabsichtigte Verarbeitung zu vermitteln. Werden die Bildsym-
bole in elektronischer Form dargestellt, missen sie maschinenlesbar sein.



8. Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, gemaB Artikel 92 delegierte Rechtsakte zur
Bestimmung der Informationen, die durch Bildsymbole darzustellen sind, und der Verfahren
fur die Bereitstellung standardisierter Bildsymbole zu erlassen.

Artikel 13 DS-GVO

Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der betroffenen

Person

1. Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der Verant-
wortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten Folgendes mit:

a.

den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie
gegebenenfalls seines Vertreters;

gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;

die Zwecke, fur die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen,
sowie die Rechtsgrundlage fir die Verarbeitung;

wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die

berechtigten Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten

verfolgt werden;

gegebenenfalls die Empfanger oder Kategorien von Empfangern der
personenbezogenen Daten und

gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen
Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation zu Ubermitteln,
sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses
der Kommission oder im Falle von Ubermittlungen gemaB Artikel 46 oder
Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die
geeigneten oder angemessenen Garantien und die Moglichkeit, wie eine Kopie
von ihnen zu erhalten ist, oder wo sie verfligbar sind.

2. Zusatzlich zu den Informationen gemal Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen
Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur
Verfligung, die notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung zu gewahrleisten:

a.

die Dauer, fur die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls
dies nicht moglich ist, die Kriterien fur die Festlegung dieser Dauer;

das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen tber die
betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Loschung
oder auf Einschrankung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen
die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datentbertragbarkeit;

wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz
2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit

zu widerrufen, ohne dass die RechtmaBigkeit der aufgrund der Einwilligung bis
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berthrt wird;

das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehorde;
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ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder
vertraglich vorgeschrieben oder fur einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob
die betroffene Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten
bereitzustellen, und welche mdégliche Folgen die Nichtbereitstellung hatte und

das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschlieBlich
Profiling gemaB Artikel 22 Absatze 1 und 4 und — zumindest in diesen

Fallen — aussagekraftige Informationen Uber die involvierte Logik sowie die
Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung
fur die betroffene Person.

3. Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten fir einen anderen Zweck
weiterzuverarbeiten als den, fur den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so
stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen tber diesen
anderen Zweck und alle anderen maBBgeblichen Informationen gemaB Absatz 2 zur Verflgung.

4. Die Absatze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person
bereits tber die Informationen verfugt.

Artikel 14 DS-GVO

Informationspflicht, wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen

Person erhoben wurden

1. Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der
Verantwortliche der betroffenen Person Folgendes mit:

a.

den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls
seines Vertreters;

zuséatzlich die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;

die Zwecke, fur die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen,
sowie die Rechtsgrundlage fir die Verarbeitung;

die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;

gegebenenfalls die Empfanger oder Kategorien von Empfangern der
personenbezogenen Daten;

gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen
Daten an einen Empfanger in einem Drittland oder einer internationalen
Organisation zu Ubermitteln, sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines
Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von
Ubermittlungen gemdaB Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1
Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen Garantien
und die Maglichkeit, eine Kopie von ihnen zu erhalten, oder wo sie verfigbar sind.

2. Zusatzlich zu den Informationen gemal3 Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen
Person die folgenden Informationen zur Verfligung, die erforderlich sind, um der betroffenen
Person gegendber eine faire und transparente Verarbeitung zu gewabhrleisten:

a.

I 118
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dies nicht maglich ist, die Kriterien fur die Festlegung dieser Dauer;



3.

4.

5.

b. wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten
Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;

C. das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen tber die
betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Loschung
oder auf Einschrankung der Verarbeitung und eines Widerspruchsrechts gegen
die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datentbertragbarkeit;

d. wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz
2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit
zu widerrufen, ohne dass die RechtmaBigkeit der aufgrund der Einwilligung bis
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berthrt wird;

e. das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehorde;

f. aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten stammen und gegebenenfalls
ob sie aus 6ffentlich zuganglichen Quellen stammen;

g. das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschlieBlich
Profiling gemal3 Artikel 22 Absatze 1 und 4 und — zumindest in diesen
Fallen — aussagekraftige Informationen Uber die involvierte Logik sowie die
Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung
fur die betroffene Person.

Der Verantwortliche erteilt die Informationen gemaB den Absatzen 1 und 2

a. unter Berlcksichtigung der spezifischen Umstande der Verarbeitung der
personenbezogenen Daten innerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung
der personenbezogenen Daten, langstens jedoch innerhalb eines Monats,

b. falls die personenbezogenen Daten zur Kommunikation mit der betroffenen
Person verwendet werden sollen, spatestens zum Zeitpunkt der ersten
Mitteilung an sie, oder,

C. falls die Offenlegung an einen anderen Empfanger beabsichtigt ist, spatestens
zum Zeitpunkt der ersten Offenlegung.

Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten fur einen anderen Zweck
weiterzuverarbeiten als den, fur den die personenbezogenen Daten erlangt wurden, so stellt
er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen Uber diesen anderen
Zweck und alle anderen maBgeblichen Informationen gemalB Absatz 2 zur Verfigung.

Die Absatze 1 bis 4 finden keine Anwendung, wenn und soweit

a. die betroffene Person bereits Gber die Informationen verfugt,

b. die Erteilung dieser Informationen sich als unméglich erweist oder einen
unverhaltnismaBigen Aufwand erfordern wirde; dies gilt insbesondere fur die
Verarbeitung fur im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, fur
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder fur statistische
Zwecke vorbehaltlich der in Artikel 89 Absatz 1 genannten Bedingungen und
Garantien oder soweit die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte
Pflicht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmaglich
macht oder ernsthaft beeintrachtigt. In diesen Féllen ergreift der Verantwortliche
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geeignete MaBnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der
berechtigten Interessen der betroffenen Person, einschlieBlich der Bereitstellung
dieser Informationen fur die Offentlichkeit,

C. die Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvorschriften der Union oder der
Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt und die geeignete
MaBnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person
vorsehen, ausdrucklich geregelt ist oder

d. die personenbezogenen Daten gemal dem Unionsrecht oder dem Recht der
Mitgliedstaaten dem Berufsgeheimnis, einschlieBlich einer satzungsmaBigen
Geheimhaltungspflicht, unterliegen und daher vertraulich behandelt
werden missen.

Artikel 15 DS-GVO
Auskunftsrecht der betroffenen Person

1. Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestatigung daruber zu
verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall,
so hat sie ein Recht auf Auskunft Gber diese personenbezogenen Daten und auf folgende

Informationen:
a. die Verarbeitungszwecke;
b. die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;
C. die Empfanger oder Kategorien von Empféangern, gegentber denen die

personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt
werden, insbesondere bei Empfangern in Drittldndern oder bei internationalen
Organisationen;

d. falls moglich die geplante Dauer, fur die die personenbezogenen Daten
gespeichert werden, oder, falls dies nicht moglich ist, die Kriterien fur die
Festlegung dieser Dauer,

e. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Loschung der sie betreffenden
personenbezogenen Daten oder auf Einschrankung der Verarbeitung durch den
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;

f. das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehorde;

g. wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben
werden, alle verfigbaren Informationen tber die Herkunft der Daten;

h. das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschlieBlich
Profiling gemaB Artikel 22 Absatze 1 und 4 und — zumindest in diesen
Fallen — aussagekraftige Informationen Gber die involvierte Logik sowie die
Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung
fur die betroffene Person.

2. Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation
Ubermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, tber die geeigneten Garantien gemaf
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Artikel 46 im Zusammenhang mit der Ubermittlung unterrichtet zu werden.

Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der
Verarbeitung sind, zur Verfigung. Fur alle weiteren Kopien, die die betroffene Person
beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der
Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind
die Informationen in einem gangigen elektronischen Format zur Verfigung zu stellen, sofern
sie nichts anderes angibt.

Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemaB Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten anderer
Personen nicht beeintrachtigen.

43.2 SGBI

(1)

§ 35SGBI
Sozialgeheimnis

Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 2 Zehntes
Buch) von den Leistungstréagern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheimnis). Die
Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungs-
tragers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zuganglich sind oder nur an diese
weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschaftigten und ihrer Angehérigen durfen Per-
sonen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken kénnen, weder zuganglich
sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch richtet sich auch
gegen die Verbande der Leistungstrager, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungstréager und
ihrer Verbédnde, die Datenstelle der Rentenversicherung, die in diesem Gesetzbuch genann-
ten offentlich-rechtlichen Vereinigungen, Integrationsfachdienste, die Kinstlersozialkasse,
die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen
betraut ist, die Behérden der Zollverwaltung, soweit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarz-
arbeitsbekampfungsgesetzes und § 66 des Zehnten Buches durchftihren, die Versicherungs-
amter und Gemeindebehoérden sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2
Absatz 3 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch
wahrnehmen, und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c Absatz 3 des Zehnten Buches wahr-
nehmen. Die Beschéaftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tatigkeit bei den genannten
Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren.

Die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches und der Ubrigen Bucher des
Sozialgesetzbuches regeln die Verarbeitung von Sozialdaten abschlieBend, soweit nicht die
Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natdrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2)

in der jeweils geltenden Fassung unmittelbar gilt. Fur die Verarbeitungen von Sozialdaten

im Rahmen von nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 fallenden
Tatigkeiten finden die Verordnung (EU) 2016/679 und dieses Gesetz entsprechende Anwen-
dung, soweit nicht in diesem oder einem anderen Gesetz Abweichendes geregelt ist.

(2a) Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs-

(3)

oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen,
bleibt unberdhrt.

Soweit eine Ubermittlung von Sozialdaten nicht zuldssig ist, besteht keine Auskunftspflicht,
keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstticken,
nicht automatisierten Dateisystemen und automatisiert verarbeiteten Sozialdaten.
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(4) Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.

(5) Sozialdaten Verstorbener durfen nach MaBgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches
verarbeitet werden. Sie durfen auBerdem verarbeitet werden, wenn schutzwdrdige Interes-
sen des Verstorbenen oder seiner Angehdrigen dadurch nicht beeintrachtigt werden kénnen.

(6) Die Absatze 1 bis 5 finden neben den in Absatz 1 genannten Stellen auch Anwendung auf
solche Verantwortliche oder deren Auftragsverarbeiter,

1. die Sozialdaten im Inland verarbeiten, sofern die Verarbeitung nicht im Rahmen
einer Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen
Wirtschaftsraum erfolgt, oder

2. die Sozialdaten im Rahmen der Tatigkeiten einer inldndischen Niederlassung
verarbeiten.

Sofern die Absatze 1 bis 5 nicht gemal Satz 1 anzuwenden sind, gelten fir den Verantwortlichen
oder dessen Auftragsverarbeiter nur die 8§ 81 bis 81c des Zehnten Buches.

(7) Bei der Verarbeitung zu Zwecken gemaf Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 stehen die
Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum und die Schweiz
den Mitgliedstaaten der Europaischen Union gleich. Andere Staaten gelten insoweit als Dritt-
staaten.

4.3.3 SGBX

§ 25 SGB X
Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) Die Behorde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu
gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen
Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht fir
Entwirfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung.

(2) Soweit die Akten Angaben Uber gesundheitliche Verhaltnisse eines Beteiligten enthalten, kann
die Behorde statt dessen den Inhalt der Akten dem Beteiligten durch einen Arzt vermitteln
lassen. Sie soll den Inhalt der Akten durch einen Arzt vermitteln lassen, soweit zu beftrchten
ist, dass die Akteneinsicht dem Beteiligten einen unverhaltnisméaBigen Nachteil, insbesondere
an der Gesundheit, zufligen wuirde. Soweit die Akten Angaben enthalten, die die Entwick-
lung und Entfaltung der Personlichkeit des Beteiligten beeintrachtigen kénnen, gelten die
Satze 1 und 2 mit der MaBBgabe entsprechend, dass der Inhalt der Akten auch durch einen
Bediensteten der Behorde vermittelt werden kann, der durch Vorbildung sowie Lebens-
und Berufserfahrung dazu geeignet und befahigt ist. Das Recht nach Absatz 1 wird nicht
beschrankt.

(3) Die Behorde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit die Vorgange
wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen geheim gehalten
werden mussen.

(4) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behorde, die die Akten fuhrt. Im Einzelfall kann die Einsicht
auch bei einer anderen Behorde oder bei einer diplomatischen oder berufskonsularischen
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen kann
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die Behorde, die die Akten fuhrt, gestatten.

Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, kdnnen die Beteiligten Auszlge oder Abschrif-

ten selbst fertigen oder sich Ablichtungen durch die Behoérde erteilen lassen. Soweit die
Akteneinsicht in eine elektronische Akte zu gestatten ist, kann die Behorde Akteneinsicht
gewahren, indem sie Unterlagen ganz oder teilweise ausdruckt, elektronische Dokumente
auf einem Bildschirm wiedergibt, elektronische Dokumente zur Verfligung stellt oder den
elektronischen Zugriff auf den Inhalt der Akte gestattet. Die Behorde kann Ersatz ihrer Auf-
wendungen in angemessenem Umfang verlangen.

§ 67 SGB X
Begriffsbestimmungen

Die nachfolgenden Begriffsbestimmungen gelten ergdnzend zu Artikel 4 der Verordnung
(EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119
vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils
geltenden Fassung.

Sozialdaten sind personenbezogene Daten (Artikel 4 Nummer 1 der Verordnung (EU)
2016/679), die von einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle im Hinblick auf ihre
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch verarbeitet werden. Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse
sind alle betriebs- oder geschaftsbezogenen Daten, auch von juristischen Personen, die
Geheimnischarakter haben.

Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel angewandt wird, auch

1. Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren Ermachtigungsgrundlage sich
im Sozialgesetzbuch befindet,

2. Aufgaben auf Grund von tber- und zwischenstaatlichem Recht im Bereich der
sozialen Sicherheit,

3. Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und das Zehnte Buch
fur entsprechend anwendbar erkldren, und

4. Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetz und Aufgaben, soweit sie den
in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen durch Gesetz zugewiesen sind.
§ 8 Absatz 1 Satz 3 des Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt unberahrt.

Werden Sozialdaten von einem Leistungstrager im Sinne von § 12 des Ersten Buches verar-
beitet, ist der Verantwortliche der Leistungstrager. Ist der Leistungstrager eine Gebietskdrper-
schaft, so sind der Verantwortliche die Organisationseinheiten, die eine Aufgabe nach einem
der besonderen Teile dieses Gesetzbuches funktional durchfthren.

Nicht-6ffentliche Stellen sind naturliche und juristische Personen, Gesellschaften und andere
Personenvereinigungen des privaten Rechts, soweit sie nicht unter § 81 Absatz 3 fallen.
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§ 67b SGB X
Speicherung, Verdnderung, Nutzung, Ubermittlung, Einschrinkung der Verarbeitung
und Léschung von Sozialdaten

(1) Die Speicherung, Veranderung, Nutzung, Ubermittlung, Einschrankung der Verarbeitung und

Léschung von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen ist zuldssig,
soweit die nachfolgenden Vorschriften oder eine andere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch
es erlauben oder anordnen. Dies gilt auch fur die besonderen Kategorien personenbezoge-
ner Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679. Die Ubermittlung
von biometrischen, genetischen oder Gesundheitsdaten ist abweichend von Artikel 9 Absatz
2 Buchstabe b, d bis j der Verordnung (EU) 2016/679 nur zuldssig, soweit eine gesetzliche
Ubermittlungsbefugnis nach den §§ 68 bis 77 oder nach einer anderen Rechtsvorschrift in die-
sem Gesetzbuch vorliegt. § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.

(2) Zum Nachweis im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679, dass die

betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat, soll
die Einwilligung schriftlich oder elektronisch erfolgen. Die Einwilligung zur Verarbeitung von
genetischen, biometrischen oder Gesundheitsdaten oder Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen
hat schriftlich oder elektronisch zu erfolgen, soweit nicht wegen besonderer Umstande eine
andere Form angemessen ist. Wird die Einwilligung der betroffenen Person eingeholt, ist
diese auf den Zweck der vorgesehenen Verarbeitung, auf die Folgen der Verweigerung der
Einwilligung sowie auf die jederzeitige Widerrufsmaoglichkeit gemali Artikel 7Absatz 3 der
Verordnung (EU) 2016/679 hinzuweisen.

(3) Die Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten zu Forschungszwecken kann

fur ein bestimmtes Vorhaben oder fir bestimmte Bereiche der wissenschaftlichen Forschung
erteilt werden. Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand
im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 auch dann vor, wenn durch die Einholung einer schriftlichen
oder elektronischen Einwilligung der Forschungszweck erheblich beeintrachtigt wirde. In
diesem Fall sind die Griinde, aus denen sich die erhebliche Beeintrachtigung des Forschungs-
zweckes ergibt, schriftlich festzuhalten.

§ 67c SGB X

Zweckbindung sowie Speicherung, Verdnderung und Nutzung von Sozialdaten zu ande-

ren Zwecken

(1) Die Speicherung, Veranderung oder Nutzung von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten

Buches genannten Stellen ist zuldssig, wenn sie zur Erfullung der in der Zusténdigkeit des
Verantwortlichen liegenden gesetzlichen Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erforderlich
ist und fur die Zwecke erfolgt, fur die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung
vorausgegangen, dirfen die Daten nur fur die Zwecke geandert oder genutzt werden, fur
die sie gespeichert worden sind.

(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten durfen von demselben Verantwortlichen fur andere

Zwecke nur gespeichert, verandert oder genutzt werden, wenn

1. die Daten fur die Erfallung von Aufgaben nach anderen Rechtsvorschriften
dieses Gesetzbuches als diejenigen, fur die sie erhoben wurden, erforderlich sind,

2. es zur Durchfiihrung eines bestimmten Vorhabens der wissenschaftlichen
Forschung oder Planung im Sozialleistungsbereich erforderlich ist und die
Voraussetzungen des § 75 Absatz 1, 2 oder 4a Satz 1 vorliegen.



3)

Eine Speicherung, Veranderung oder Nutzung von Sozialdaten ist zuldssig, wenn sie fur die
Wahrnehmung von Aufsichts-, Kontroll- und Disziplinarbefugnissen, der Rechnungspru-
fung oder der Durchftihrung von Organisationsuntersuchungen fur den Verantwortlichen
oder fur die Wahrung oder Wiederherstellung der Sicherheit und Funktionsféhigkeit eines
informationstechnischen Systems durch das Bundesamt fir Sicherheit in der Informations-
technik erforderlich ist. Das gilt auch fur die Veranderung oder Nutzung zu Ausbildungs- und
Prufungszwecken durch den Verantwortlichen, soweit nicht Gberwiegende schutzwurdige
Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.

Sozialdaten, die ausschlieBlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung
oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemafBen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage
gespeichert werden, dirfen nur fur diese Zwecke verandert, genutzt und in der Verarbeitung
eingeschrankt werden.

Fur Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Planung im Sozialleistungsbereich
erhobene oder gespeicherte Sozialdaten durfen von den in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen nur fir ein bestimmtes Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleis-
tungsbereich oder der Planung im Sozialleistungsbereich verdndert oder genutzt werden.

Die Sozialdaten sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Planungs-
zweck mdglich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzel-
angaben Uber personliche oder sachliche Verhaltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren
Person zugeordnet werden kénnen. Sie durfen mit den Einzelangaben nur zusammengefthrt
werden, soweit der Forschungs- oder Planungszweck dies erfordert.

§ 67d SGB X
Ubermittlungsgrundsitze

Die Verantwortung fur die Zulassigkeit der Bekanntgabe von Sozialdaten durch ihre Weiter-
gabe an einen Dritten oder durch die Einsichtnahme oder den Abruf eines Dritten von zur
Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltenen Daten tragt die Gbermittelnde Stelle. Erfolgt die
Ubermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten tbermittelt werden, tragt dieser
die Verantwortung fur die Richtigkeit der Angaben in seinem Ersuchen.

Sind mit Sozialdaten, die Gbermittelt werden dtrfen, weitere personenbezogene Daten der
betroffenen Person oder eines Dritten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit
unvertretbarem Aufwand maglich ist, so ist die Ubermittlung auch dieser Daten nur zuléssig,
wenn schutzwirdige Interessen der betroffenen Person oder eines Dritten an deren Geheim-
haltung nicht Gberwiegen; eine Veranderung oder Nutzung dieser Daten ist unzuldssig.

Die Ubermittlung von Sozialdaten ist auch Uber Vermittlungsstellen im Rahmen einer
Auftragsverarbeitung zuldssig.

§ 68 SGB X

Ubermittlung fiir Aufgaben der Polizeibehérden, der Staatsanwaltschaften, Gerichte

(1)

und der Beh6rden der Gefahrenabwehr

Zur Erfullung von Aufgaben der Polizeibehdrden, der Staatsanwaltschaften und Gerichte,
der Behorden der Gefahrenabwehr und der Justizvollzugsanstalten durfen im Einzelfall auf
Ersuchen Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige Anschrift der betroffenen
Person, ihr derzeitiger oder zuktnftiger Aufenthaltsort sowie Namen, Vornamen oder Firma
und Anschriften ihrer derzeitigen Arbeitgeber Gbermittelt werden, soweit kein Grund zu der
Annahme besteht, dass dadurch schutzwurdige Interessen der betroffenen Person beein-
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trachtigt werden, und wenn das Ersuchen nicht ldnger als sechs Monate zurlckliegt. Die
ersuchte Stelle ist iber § 4 Absatz 3 hinaus zur Ubermittlung auch dann nicht verpflichtet,
wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf andere Weise beschaffen kann. Satz 2 fin-
det keine Anwendung, wenn das Amtshilfeersuchen zur Durchfuhrung einer Vollstreckung
nach § 66 erforderlich ist.

(1Ta)Zu dem in § 7 Absatz 3 des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes bezeichneten
Zweck ist es zulassig, der in dieser Vorschrift bezeichneten Zentralen Behorde auf Ersuchen
im Einzelfall den derzeitigen Aufenthalt der betroffenen Person zu tbermitteln, soweit kein
Grund zur Annahme besteht, dass dadurch schutzwirdige Interessen der betroffenen Person
beeintrachtigt werden.

(2) Uber das Ubermittlungsersuchen entscheidet der Leiter oder die Leiterin der ersuchten
Stelle, dessen oder deren allgemeiner Stellvertreter oder allgemeine Stellvertreterin oder eine
besonders bevollmachtigte bedienstete Person.

(3) Eine Ubermittlung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Sozialdaten, von Angaben zur Staats-
und Religionsangehorigkeit, friiherer Anschriften der betroffenen Personen, von Namen und
Anschriften friiherer Arbeitgeber der betroffenen Personen sowie von Angaben Uber an be-
troffene Personen erbrachte oder demnéchst zu erbringende Geldleistungen ist zuléssig, so-
weit sie zur Durchfuhrung einer nach Bundes- oder Landesrecht zuldssigen Rasterfahndung
erforderlich ist. Die Verantwortung fur die Zulassigkeit der Ubermittlung tragt abweichend
von § 67d Absatz 1 Satz 1 der Dritte, an den die Daten tUbermittelt werden. Die Gbermit-
telnde Stelle prift nur, ob das Ubermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Dritten
liegt, an den die Daten Gbermittelt werden, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prifung
der Zulassigkeit der Ubermittlung besteht.

§ 69 SGB X
Ubermittlung fiir die Erfiillung sozialer Aufgaben

(1) Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist zulassig, soweit sie erforderlich ist

1. fur die Erfullung der Zwecke, fur die sie erhoben worden sind, oder fur die
Erflllung einer gesetzlichen Aufgabe der Gbermittelnden Stelle nach diesem
Gesetzbuch oder einer solchen Aufgabe des Dritten, an den die Daten Gbermittelt
werden, wenn er eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle ist,

2. fur die Durchftihrung eines mit der Erfullung einer Aufgabe nach Nummer 1
zusammenhangenden gerichtlichen Verfahrens einschlieBlich eines
Strafverfahrens oder

3. fur die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen der betroffenen
Person im Zusammenhang mit einem Verfahren Uber die Erbringung von
Sozialleistungen; die Ubermittlung bedarf der vorherigen Genehmigung durch
die zustandige oberste Bundes- oder Landesbehorde.

(2) Fur die Erfullung einer gesetzlichen oder sich aus einem Tarifvertrag ergebenden Aufgabe
sind den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen gleichgestellt

1. die Stellen, die Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, dem
Bundesentschadigungsgesetz, dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz,
dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, dem Gesetz tber die Entschadigung
fur StrafverfolgungsmaBnahmen, dem Unterhaltssicherungsgesetz, dem
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Beamtenversorgungsgesetz und den Vorschriften, die auf das
Beamtenversorgungsgesetz verweisen, dem Soldatenversorgungsgesetz, dem
Anspruchs- und Anwartschaftstberfihrungsgesetz den Vorschriften der Lander
Uber die Gewahrung von Blinden- und Pflegegeldleistungen zu erbringen haben,

2. die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des
§ 4 Absatz 2 des Tarifvertragsgesetzes, die Zusatzversorgungseinrichtungen
des 6ffentlichen Dienstes und die 6ffentlich-rechtlichen
Zusatzversorgungseinrichtungen,

3. die BezUgestellen des 6ffentlichen Dienstes, soweit sie kindergeldabhangige
Leistungen des Besoldungs-, Versorgungs- und Tarifrechts unter Verwendung
von personenbezogenen Kindergelddaten festzusetzen haben.

(3) Die Ubermittlung von Sozialdaten durch die Bundesagentur fur Arbeit an die Krankenkassen
ist zulassig, soweit sie erforderlich ist, den Krankenkassen die Feststellung der Arbeitgeber zu
ermaglichen, die am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach dem Aufwendungsaus-
gleichsgesetz teilnehmen.

(4) Die Krankenkassen sind befugt, einem Arbeitgeber mitzuteilen, ob die Fortdauer einer
Arbeitsunfahigkeit oder eine erneute Arbeitsunfahigkeit eines Arbeitnehmers auf derselben
Krankheit beruht; die Ubermittlung von Diagnosedaten an den Arbeitgeber ist nicht zuléssig.

(5) Die Ubermittlung von Sozialdaten ist zuléssig fir die Erfullung der gesetzlichen Aufgaben der
Rechnungshofe und der anderen Stellen, auf die § 67c Absatz 3 Satz 1 Anwendung findet.

§71SGB X
Ubermittlung fiir die Erfiillung besonderer gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbefugnisse

(1) Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist zuldssig, soweit sie erforderlich ist fur die Erfullung der
gesetzlichen Mitteilungspflichten

1. zur Abwendung geplanter Straftaten nach § 138 des Strafgesetzbuches,
2. zum Schutz der 6ffentlichen Gesundheit nach § 8 des Infektionsschutzgesetzes,
3. zur Sicherung des Steueraufkommens nach § 22a des Einkommensteuergesetzes

und den §§ 93, 97, 105, 111 Absatz 1 und 5, § 116 der Abgabenordnung und
§ 32b Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes, soweit diese Vorschriften
unmittelbar anwendbar sind, und zur Mitteilung von Daten der auslandischen
Unternehmen, die auf Grund bilateraler Regierungsvereinbarungen Uber die
Beschaftigung von Arbeitnehmern zur Ausfihrung von Werkvertragen tétig
werden, nach § 93a der Abgabenordnung,

4. zur Gewdhrung und Prtfung des Sonderausgabenabzugs nach § 10 des
Einkommensteuergesetzes,

5. zur Uberprifung der Voraussetzungen fiir die Einziehung der Ausgleichszahlungen
und fur die Leistung von Wohngeld nach § 33 des Wohngeldgesetzes,

6. zur Bekampfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschaftigung nach dem
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz,
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7. zur Mitteilung in das Gewerbezentralregister einzutragender Tatsachen an die
Registerbehorde,

8. zur Erfullung der Aufgaben der statistischen Amter der Lander und des
Statistischen Bundesamtes gemal § 3 Absatz 1 des Statistikregistergesetzes
zum Aufbau und zur Fihrung des Statistikregisters,

9. zur Aktualisierung des Betriebsregisters nach § 97 Absatz 5 des
Agrarstatistikgesetzes,

10. zur Erftllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung Bund als
zentraler Stelle nach § 22a und § 91 Absatz 1 Satz 1 des
Einkommensteuergesetzes,

11. zur Erftllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See, soweit sie bei geringfligig Beschaftigten Aufgaben
nach dem Einkommensteuergesetz durchfihrt,

12. zur Erflllung der Aufgaben des Statistischen Bundesamtes nach § 5a Absatz 1
in Verbindung mit Absatz 3 des Bundesstatistikgesetzes sowie nach § 7 des
Registerzensuserprobungsgesetzes zum Zwecke der Entwicklung von Verfahren
fur die zuverlassige Zuordnung von Personendatensatzen aus ihren
Datenbesténden und von Verfahren der Qualitatssicherung eines
Registerzensus,

13. nach § 69a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zur Berechnung der
Bruttowertschopfung im Verfahren zur Begrenzung der EEG-Umlage,

14. nach § 6 Absatz 3 des Wohnungslosenberichterstattungsgesetzes fur die
Erhebung tUber wohnungslose Personen,

15. nach § 4 des Sozialdienstleister-Einsatzgesetzes fr die Feststellung des
nachtrdglichen Erstattungsanspruchs oder

16. nach § 5 Absatz 1 des Rententbersichtsgesetzes zur Erfullung der Aufgaben
der Zentralen Stelle fur die Digitale Rententbersicht.

Erklarungspflichten als Drittschuldner, welche das Vollstreckungsrecht vorsieht, werden durch
Bestimmungen dieses Gesetzbuches nicht beriihrt. Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist
zulassig, soweit sie erforderlich ist fur die Erfullung der gesetzlichen Pflichten zur Sicherung
und Nutzung von Archivgut des Bundes nach § 1 Nummer 8 und 9, § 3 Absatz 4, nach den
§§ 5 bis 7 sowie nach den §§ 10 bis 13 des Bundesarchivgesetzes oder nach entsprechenden
gesetzlichen Vorschriften der Lander, die die Schutzfristen dieses Gesetzes nicht unterschreiten.
Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist auch zuléssig, soweit sie erforderlich ist, Meldebehor-
den nach § 6 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes tber konkrete Anhaltspunkte fur die Un-
richtigkeit oder Unvollstandigkeit von diesen auf Grund Melderechts Gbermittelter Daten zu
unterrichten. Zur Uberprifung des Anspruchs auf Kindergeld ist die Ubermittlung von Sozial-
daten gemal § 68 Absatz 7 des Einkommensteuergesetzes an die Familienkassen zuléssig.
Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist auch zuléssig, soweit sie zum Schutz des Kindeswohls
nach § 4 Absatz 1 und 5 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutzer-
forderlich ist.



(2) Eine Ubermittlung von Sozialdaten eines Auslanders ist auch zuléssig, soweit sie erforderlich ist

1.

im Einzelfall auf Ersuchen der mit der Ausfuhrung des Aufenthaltsgesetzes
betrauten Behorden nach § 87 Absatz 1des Aufenthaltsgesetzes mit der
Malgabe, dass Uber die Angaben nach § 68 hinaus nur mitgeteilt werden kénnen

a. fur die Entscheidung tUber den Aufenthalt des Auslanders oder eines
Familienangehorigen des Auslanders Daten Uber die Gewahrung oder
Nichtgewdhrung von Leistungen, Daten Uber frihere und bestehende
Versicherungen und das Nichtbestehen einer Versicherung,

b. fur die Entscheidung tber den Aufenthalt oder tber die
auslanderrechtliche Zulassung oder Beschrankung einer Erwerbstatigkeit
des Auslanders Daten Uber die Zustimmung nach § 4a Absatz 2 Satz 1,
§ 16a Absatz 1 Satz 1 und § 18 Absatz 2 Nummer 2 des
Aufenthaltsgesetzes,

C. flr eine Entscheidung Gber den Aufenthalt des Auslanders Angaben
darUber, ob die in § 54 Absatz 2 Nummer 4 des Aufenthaltsgesetzes
bezeichneten Voraussetzungen vorliegen, und

d. durch die Jugendamter fur die Entscheidung Uber den weiteren
Aufenthalt oder die Beendigung des Aufenthalts eines Auslanders,
bei dem ein Ausweisungsgrund nach den §§ 53 bis 56 des
Aufenthaltsgesetzes vorliegt, Angaben Uber das zu erwartende
soziale Verhalten,

fur die Erfullung der in § 87 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes bezeichneten
Mitteilungspflichten,

fur die Erfullung der in § 99 Absatz 1 Nummer 14 Buchstabe d, f und j des
Aufenthaltsgesetzes bezeichneten Mitteilungspflichten, wenn die Mitteilung die
Erteilung, den Widerruf oder Beschrankungen der Zustimmung nach

§ 4 Absatz 2 Satz 1, § 16a Absatz 1 Satz 1 und § 18 Absatz 2 Nummer 2 des
Aufenthaltsgesetzes oder eines Versicherungsschutzes oder die Gewahrung von
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buchbetrifft,

fur die Erfullung der in § 6 Absatz 1 Nummer 8 in Verbindung mit Absatz 2
Nummer 6 des Gesetzes Uber das Auslanderzentralregister bezeichneten
Mitteilungspflichten,

fur die Erfullung der in § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Staatsangehorigkeitsge-
setzes bezeichneten Mitteilungspflichten oder

fur die Erfullung der nach § 8 Absatz 1c des Asylgesetzes bezeichneten
Mitteilungspflichten der Trager der Grundsicherung fir Arbeitsuchende.

Daten Uber die Gesundheit eines Auslanders durfen nur Gbermittelt werden,

1. wenn der Ausldnder die 6ffentliche Gesundheit gefdhrdet und besondere SchutzmaBnahmen
zum Ausschluss der Geféhrdung nicht méglich sind oder von dem Auslander nicht eingehalten
werden oder
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2.

soweit sie fur die Feststellung erforderlich sind, ob die Voraussetzungen des § 54 Absatz 2
Nummer 4 des Aufenthaltsgesetzes vorliegen.

(2a)Eine Ubermittlung personenbezogener Daten eines Leistungsberechtigten nach § 1 des

3)

)

Asylbewerberleistungsgesetzes ist zuldssig, soweit sie fur die Durchfiihrung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes erforderlich ist.

Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist auch zulassig, soweit es nach pflichtgemaBem
Ermessen eines Leistungstragers erforderlich ist, dem Betreuungsgericht die Bestellung eines
Betreuers oder eine andere MaBnahme in Betreuungssachen zu ermdéglichen. § 7 des Betreu-
ungsbehoérdengesetzes gilt entsprechend.

Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist auBerdem zulassig, soweit sie im Einzelfall fur die
rechtmaBige Erfullung der in der Zusténdigkeit der Zentralstelle fur Finanztransaktionsunter-
suchungen liegenden Aufgaben nach § 28 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Geldwaésche-
gesetzes erforderlich ist. Die Ubermittlung ist auf Angaben tiber Name, Vorname sowie
frther gefuhrte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige und frihere Anschriften der
betroffenen Person sowie Namen und Anschriften seiner derzeitigen und friiheren Arbeitgeber
beschrankt.

§ 73 SGB X
Ubermittlung fiir die Durchfiihrung eines Strafverfahrens

Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist zuléssig, soweit sie zur Durchfihrung eines Straf-
verfahrens wegen eines Verbrechens oder wegen einer sonstigen Straftat von erheblicher
Bedeutung erforderlich ist.

Eine Ubermittlung von Sozialdaten zur Durchfiihrung eines Strafverfahrens wegen einer
anderen Straftat ist zulassig, soweit die Ubermittlung auf die in § 72 Absatz 1 Satz 2
genannten Angaben und die Angaben Uber erbrachte oder demnachst zu erbringende
Geldleistungen beschrankt ist.

Die Ubermittlung nach den Absétzen 1 und 2 ordnet der Richter oder die Richterin an.

§ 74 SGB X
Ubermittlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht und beim Versorgungsausgleich

Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist zuléssig, soweit sie erforderlich ist
1. far die Durchfuhrung
a. eines gerichtlichen Verfahrens oder eines Vollstreckungsverfahrens

wegen eines gesetzlichen oder vertraglichen Unterhaltsanspruchs oder
eines an seine Stelle getretenen Ersatzanspruchs oder

b. eines Verfahrens tUber den Versorgungsausgleich nach § 220 des
Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder

2. fur die Geltendmachung



a. eines gesetzlichen oder vertraglichen Unterhaltsanspruchs auBerhalb
eines Verfahrens nach Nummer 1 Buchstabe a, soweit die betroffene
Person nach den Vorschriften des birgerlichen Rechts, insbesondere
nach § 1605o0der nach § 1361 Absatz 4 Satz 4, § 1580 Satz 2, § 1615a
oder § 1615| Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 1605 des
Burgerlichen Gesetzbuchs, zur Auskunft verpflichtet ist, oder

b. eines Ausgleichsanspruchs im Rahmen des Versorgungsausgleichs
auBerhalb eines Verfahrens nach Nummer 1 Buchstabe b, soweit die
betroffene Person nach § 4 Absatz 1 des Versorgungsausgleichsgesetzes
zur Auskunft verpflichtet ist, oder

3. fur die Anwendung der Offnungsklausel des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe
a Doppelbuchstabe bb Satz 2 des Einkommensteuergesetzes auf eine im
Versorgungsausgleich auf die ausgleichsberechtigte Person Ubertragene
Rentenanwartschaft, soweit die ausgleichspflichtige Person nach § 22 Nummer
1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Satz 2 des Einkommensteuergesetzes
in Verbindung mit § 4 Absatz 1 des Versorgungsausgleichsgesetzes zur
Auskunft verpflichtet ist.

In den Féllen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 ist eine Ubermittlung nur zuléssig, wenn die aus-
kunftspflichtige Person ihre Pflicht, nachdem sie unter Hinweis auf die in diesem Buch enthaltene
Ubermittlungsbefugnis der in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen gemahnt wurde, innerhalb
angemessener Frist nicht oder nicht vollstandig erfullt hat. Diese Stellen durfen die Anschrift der
auskunftspflichtigen Person zum Zwecke der Mahnung Ubermitteln.

)

Eine Ubermittlung von Sozialdaten durch die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung
und durch die Trager der Grundsicherung fir Arbeitsuchende ist auch zuléssig, soweit sie fur
die Erfullung der nach § 5 des Auslandsunterhaltsgesetzes der zentralen Behorde (§ 4 des
Auslandsunterhaltsgesetzes) obliegenden Aufgaben und zur Erreichung der in den §§ 16
und 17 des Auslandsunterhaltsgesetzes bezeichneten Zwecke erforderlich ist.

§ 75 SGB X
Ubermittlung von Sozialdaten fiir die Forschung und Planung

Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist zuléssig, soweit sie erforderlich ist fir ein bestimmtes
Vorhaben

1. der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich oder der
wissenschaftlichen Arbeitsmarkt- und Berufsforschung oder

2. der Planung im Sozialleistungsbereich durch eine 6ffentliche Stelle im Rahmen
ihrer Aufgaben

und schutzwuirdige Interessen der betroffenen Person nicht beeintrachtigt werden oder das
offentliche Interesse an der Forschung oder Planung das Geheimhaltungsinteresse der be-
troffenen Person erheblich Gberwiegt. Eine Ubermittlung ohne Einwilligung der betroffenen
Person ist nicht zulassig, soweit es zumutbar ist, ihre Einwilligung einzuholen. Angaben Uber
den Namen und Vornamen, die Anschrift, die Telefonnummer sowie die fur die Einleitung
eines Vorhabens nach Satz 1 zwingend erforderlichen Strukturmerkmale der betroffenen Per-
son kénnen fur Befragungen auch ohne Einwilligungen Ubermittelt werden. Der nach Absatz
4 Satz 1 zustandigen Behorde ist ein Datenschutzkonzept vorzulegen.
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)

Ergibt sich aus dem Vorhaben nach Absatz 1 Satz 1 eine Forschungsfrage, die in einem
inhaltlichen Zusammenhang mit diesem steht, kénnen hierzu auf Antrag die Frist nach Ab-
satz 4 Satz 5 Nummer 4 zur Verarbeitung der erforderlichen Sozialdaten verldngert oder eine
neue Frist festgelegt und weitere erforderliche Sozialdaten Gbermittelt werden.

Soweit nach Absatz 1 oder 2 besondere Kategorien von Daten im Sinne von Artikel 9 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 an einen Dritten Gbermittelt oder nach Absatz 4a von
einem Dritten verarbeitet werden, sieht dieser bei der Verarbeitung angemessene und spezi-
fische MaBnahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen Person geméalB § 22 Absatz
2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes vor. Erganzend zu den dort genannten Mal3nah-
men sind die besonderen Kategorien von Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck mdglich ist.

Die Ubermittlung nach Absatz 1 und die weitere Verarbeitung sowie die Ubermittlung nach
Absatz 2 bedurfen der vorherigen Genehmigung durch die oberste Bundes- oder Landesbe-
horde, die fur den Bereich, aus dem die Daten herrthren, zusténdig ist. Die oberste Bundes-
behdrde kann das Genehmigungsverfahren bei Antragen von Versicherungstragern nach

§ 1 Absatz 1 Satz 1 des Vierten Buches oder von deren Verbanden auf das Bundesversiche-
rungsamt Ubertragen. Eine Ubermittlung von Sozialdaten an eine nicht-6ffentliche Stelle
und eine weitere Verarbeitung durch diese nach Absatz 2 darf nur genehmigt werden, wenn
sich die nicht-6ffentliche Stelle gegentber der Genehmigungsbehorde verpflichtet hat, die
Daten nur fur den vorgesehenen Zweck zu verarbeiten. Die Genehmigung darf im Hinblick
auf die Wahrung des Sozialgeheimnisses nur versagt werden, wenn die Voraussetzungen des
Absatzes 1, 2 oder 4a nicht vorliegen. Sie muss

1. den Dritten, an den die Daten tUbermittelt werden,

2. die Art der zu Ubermittelnden Sozialdaten und den Kreis der betroffenen
Personen,

3. die wissenschaftliche Forschung oder die Planung, zu der die Gbermittelten

Sozialdaten verarbeitet werden durfen, und
4. den Tag, bis zu dem die Ubermittelten Sozialdaten verarbeitet werden durfen,

genau bezeichnen und steht auch ohne besonderen Hinweis unter dem Vorbehalt der
nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Erganzung einer Auflage. Nach Ablauf der Frist
nach Satz 5 Nummer 4 kénnen die verarbeiteten Daten bis zu zehn Jahre lang gespeichert
werden, um eine Nachprifung der Forschungsergebnisse auf der Grundlage der urspriing-
lichen Datenbasis sowie eine Verarbeitung fur weitere Forschungsvorhaben nach Absatz 2 zu
ermoglichen.

(4a)Erganzend zur Ubermittlung von Sozialdaten zu einem bestimmten Forschungsvorhaben

nach Absatz 1 Satz 1 kann die Verarbeitung dieser Sozialdaten auch fir noch nicht bestimmte,
aber inhaltlich zusammenhé&ngende Forschungsvorhaben des gleichen Forschungsbereiches
beantragt werden. Die Genehmigung ist unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 zu
erteilen, wenn sich der Datenempfanger gegeniber der genehmigenden Stelle verpflichtet,
auch bei kiinftigen Forschungsvorhaben im Forschungsbereich die Genehmigungsvorausset-
zungen einzuhalten. Die nach Absatz 4 Satz 1 zustéandige Behdrde kann vom Antragsteller
die Vorlage einer unabhéngigen Begutachtung des Datenschutzkonzeptes verlangen. Der
Antragsteller ist verpflichtet, der nach Absatz 4 Satz 1 zustandigen Behdérde jedes innerhalb
des genehmigten Forschungsbereiches vorgesehene Forschungsvorhaben vor dessen Beginn



M

anzuzeigen und dabei die Erfullung der Genehmigungsvoraussetzungen darzulegen. Mit

dem Forschungsvorhaben darf acht Wochen nach Eingang der Anzeige bei der Genehmi-
gungsbehorde begonnen werden, sofern nicht die Genehmigungsbehorde vor Ablauf der
Frist mitteilt, dass fur das angezeigte Vorhaben ein gesondertes Genehmigungsverfahren

erforderlich ist.

Wird die Verarbeitung von Sozialdaten nicht-6ffentlichen Stellen genehmigt, hat die geneh-
migende Stelle durch Auflagen sicherzustellen, dass die der Genehmigung durch Absatz 1, 2
und 4a gesetzten Grenzen beachtet werden.

Ist der Dritte, an den Sozialdaten Gbermittelt werden, eine nicht-6ffentliche Stelle, unterliegt
dieser der Aufsicht der gemaRB § 40 Absatz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes zustéandigen
Behorde.

§ 78 SGB X
Zweckbindung und Geheimhaltungspflicht eines Dritten, an den Daten libermittelt
werden

Personen oder Stellen, die nicht in § 35 des Ersten Buches genannt und denen Sozialdaten
Ubermittelt worden sind, durfen diese nur zu dem Zweck verarbeiten, zu dem sie ihnen
befugt tbermittelt worden sind. Eine Ubermittlung von Sozialdaten nach den §§ 68 bis 77
oder nach einer anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch an eine nicht-6ffentliche
Stelle auf deren Ersuchen hin ist nur zulassig, wenn diese sich gegentber der tbermittelnden
Stelle verpflichtet hat, die Daten nur fur den Zweck zu verarbeiten, zu dem sie ihr Ubermit-
telt werden. Die Dritten haben die Daten in demselben Umfang geheim zu halten wie die in
§ 35 des Ersten Buches genannten Stellen. Sind Sozialdaten an Gerichte oder Staatsanwalt-
schaften Ubermittelt worden, durfen diese gerichtliche Entscheidungen, die Sozialdaten ent-
halten, weiter Gbermitteln, wenn eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle zur Uber-
mittlung an den weiteren Dritten befugt ware. Abweichend von Satz 4 ist eine Ubermittlung
nach § 115 des Bundesbeamtengesetzes und nach Vorschriften, die auf diese Vorschrift
verweisen, zuldssig. Sind Sozialdaten an Polizeibehorden, Staatsanwaltschaften, Gerichte
oder Behorden der Gefahrenabwehr Gibermittelt worden, durfen diese die Daten unabhangig
vom Zweck der Ubermittlung sowohl fiir Zwecke der Gefahrenabwehr als auch fur Zwecke
der Strafverfolgung und der Strafvollstreckung speichern, verandern, nutzen, Gbermitteln, in
der Verarbeitung einschranken oder I6schen.

Werden Daten an eine nicht-6ffentliche Stelle tbermittelt, so sind die dort beschaftigten
Personen, welche diese Daten speichern, verandern, nutzen, tbermitteln, in der Verarbei-
tung einschranken oder I6schen, von dieser Stelle vor, spatestens bei der Ubermittlung auf
die Einhaltung der Pflichten nach Absatz 1 hinzuweisen.

Ergibt sich im Rahmen eines Vollstreckungsverfahrens nach § 66 die Notwendigkeit, dass
eine Strafanzeige zum Schutz des Vollstreckungsbeamten erforderlich ist, so dirfen die zum
Zweck der Vollstreckung Gbermittelten Sozialdaten auch zum Zweck der Strafverfolgung
gespeichert, verdandert, genutzt, Gbermittelt, in der Verarbeitung eingeschrankt oder geléscht
werden, soweit dies erforderlich ist. Das Gleiche gilt auch fur die Klarung von Fragen im
Rahmen eines Disziplinarverfahrens.

Sind Sozialdaten an Gerichte oder Staatsanwaltschaften fur die Durchfuhrung eines Straf-
oder BuBgeldverfahrens tbermittelt worden, so durfen sie nach MaBgabe der §§ 476, 487
Absatz 4 der Strafprozessordnung und der 8§ 49b und 49c Absatz 1 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten fur Zwecke der wissenschaftlichen Forschung gespeichert, verandert,
genutzt, Gbermittelt, in der Verarbeitung eingeschrankt oder geléscht werden.
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(5) Behorden der Zollverwaltung durfen Sozialdaten, die ihnen zum Zweck der Vollstreckung
Ubermittelt worden sind, auch zum Zweck der Vollstreckung 6ffentlich-rechtlicher Ansprtiche
anderer Stellen als der in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen verarbeiten.

§ 82 SGB X
Informationspflichten bei der Erhebung von Sozialdaten bei der betroffenen Person

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemal3 Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe e
der Verordnung (EU) 2016/679 Uber Kategorien von Empfangern besteht erganzend zu der
in Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahme nur, soweit

1. sie nach den Umsténden des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der
Ubermittlung von Sozialdaten an diese Kategorien von Empfangern rechnen
muss,

2. es sich nicht um Speicherung, Veranderung, Nutzung, Ubermittlung,

Einschrankung der Verarbeitung oder Léschung von Sozialdaten innerhalb einer
in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle oder einer Organisationseinheit im
Sinne von § 67 Absatz 4 Satz 2 handelt oder

3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen oder von Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Absatz 4 Satz 2
handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen Zusammenarbeit
verpflichtet sind.

(2) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemal3 Artikel 13 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) 2016/679 besteht erganzend zu der in Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EU)
2016/679 genannten Ausnahme dann nicht, wenn die Erteilung der Information Uber die
beabsichtigte Weiterverarbeitung

1. die ordnungsgemaBe Erfullung der in der Zusténdigkeit des Verantwortlichen
liegenden Aufgaben im Sinne des Artikels 23 Absatz 1 Buchstabe a bis e der
Verordnung (EU) 2016/679 gefahrden wiirde und die Interessen des
Verantwortlichen an der Nichterteilung der Information die Interessen der
betroffenen Person tGberwiegen,

2. die offentliche Sicherheit oder Ordnung geféhrden oder sonst dem Wohl des
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten wirde und die Interessen des
Verantwortlichen an der Nichterteilung der Information die Interessen der
betroffenen Person Uberwiegen oder

3. eine vertrauliche Ubermittlung von Daten an &ffentliche Stellen geféhrden
waurde.

(3) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach MaBgabe des Absatzes 2, ergreift
der Verantwortliche geeignete MaBnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der
betroffenen Person, einschlieBlich der Bereitstellung der in Artikel 13 Absatz 1 und 2 der
Verordnung (EU) 2016/679 genannten Informationen fur die Offentlichkeit in praziser, trans-
parenter, verstandlicher und leicht zuganglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache.
Der Verantwortliche halt schriftlich fest, aus welchen Griinden er von einer Information
abgesehen hat. Die S&tze 1 und 2 finden in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 3 keine
Anwendung.



(4) Unterbleibt die Benachrichtigung in den Féllen des Absatzes 2 wegen eines vorlibergehenden
Hinderungsgrundes, kommt der Verantwortliche der Informationspflicht unter Bertcksichti-
gung der spezifischen Umstande der Verarbeitung innerhalb einer angemessenen Frist nach
Fortfall des Hinderungsgrundes, spatestens jedoch innerhalb von zwei Wochen, nach.

(5) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Ubermittlung von Sozialdaten durch 6ffentliche
Stellen an die Staatsanwaltschaften und Gerichte im Bereich der Strafverfolgung, an Polizei-
behorden, Verfassungsschutzbehorden, den Bundesnachrichtendienst und den Militarischen
Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stelle zulassig.

§ 82a SGB X
Informationspflichten, wenn Sozialdaten nicht bei der betroffenen Person erhoben
wurden

(1) Die Pflicht einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle zur Information der betroffenen
Person gemaB Artikel 14Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht erganzend
zu den in Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahmen nicht,

1. soweit die Erteilung der Information

a. die ordnungsgemaBe Erfullung der in der Zustandigkeit des
Verantwortlichen liegenden Aufgaben geféhrden wurde oder

b. die offentliche Sicherheit oder Ordnung geféhrden oder sonst dem
Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten wtirde, oder

2. soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer
Rechtsvorschrift oder inrem Wesen nach, insbesondere wegen der tGberwiegenden
berechtigten Interessen eines Dritten geheim gehalten werden mtssen

und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der Informationserteilung zurtcktreten
muss.

(2) Werden Sozialdaten bei einer nicht-6ffentlichen Stelle erhoben, so ist diese auf die Rechts-
vorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit hinzuweisen.

(3) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach MaBgabe des Absatzes 1, ergreift
der Verantwortliche geeignete MaBnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der
betroffenen Person, einschlieBlich der Bereitstellung der in Artikel 14 Absatz 1 und 2 der
Verordnung (EU) 2016/679 genannten Informationen fur die Offentlichkeit in praziser, trans-
parenter, verstandlicher und leicht zuganglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache.
Der Verantwortliche halt schriftlich fest, aus welchen Grinden er von einer Information
abgesehen hat.

(4) In Bezug auf die Pflicht zur Information nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung
(EU) 2016/679 gilt § 82 Absatz 1 entsprechend.

(5) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Ubermittlung von Sozialdaten durch 6ffentliche
Stellen an Staatsanwaltschaften und Gerichte im Bereich der Strafverfolgung, an Polizeibe-
horden, Verfassungsschutzbehorden, den Bundesnachrichtendienst und den Militarischen
Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zuldssig.
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§ 83 SGB X
Auskunftsrecht der betroffenen Personen

(1) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemaf Artikel 15 der Verordnung (EU)
2016/679 besteht nicht, soweit

1. die betroffene Person nach § 82a Absatz 1, 4 und 5 nicht zu informieren
ist oder

2. die Sozialdaten
a. nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf Grund gesetzlicher oder

satzungsmaBiger Aufbewahrungsvorschriften nicht geléscht werden
durfen, oder

b. ausschlieBlich zu Zwecken der Datensicherung oder der
Datenschutzkontrolle dienen

und die Auskunftserteilung einen unverhéltnismaBigen Aufwand erfordern wirde sowie eine
Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und organisatorische MaBnah-
men ausgeschlossen ist.

(2) Die betroffene Person soll in dem Antrag auf Auskunft gemaf Artikel 15 der Verordnung
(EU) 2016/679 die Art der Sozialdaten, Uber die Auskunft erteilt werden soll, naher bezeichnen.
Sind die Sozialdaten nicht automatisiert oder nicht in nicht automatisierten Dateisystemen
gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, soweit die betroffene Person Angaben macht, die
das Auffinden der Daten ermdglichen, und der fir die Erteilung der Auskunft erforderliche
Aufwand nicht auBer Verhaltnis zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten
Informationsinteresse steht. Soweit Artikel 15 und 12 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679
keine Regelungen enthalten, bestimmt der Verantwortliche das Verfahren, insbesondere die
Form der Auskunftserteilung, nach pflichtgemaBem Ermessen. § 25 Absatz 2 gilt entspre-
chend.

(3) Die Grunde der Auskunftsverweigerung sind zu dokumentieren. Die Ablehnung der Aus-
kunftserteilung bedarf keiner Begriindung, soweit durch die Mitteilung der tatsachlichen
und rechtlichen Griinde, auf die die Entscheidung gestttzt wird, der mit der Auskunftsver-
weigerung verfolgte Zweck gefahrdet wiirde. In diesem Fall ist die betroffene Person darauf
hinzuweisen, dass sie sich, wenn die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen der Kont-
rolle des oder der Bundesbeauftragten unterliegen, an diesen oder diese, sonst an die nach
Landesrecht fur die Kontrolle des Datenschutzes zusténdige Stelle wenden kann.

(4) Wird einer betroffenen Person keine Auskunft erteilt, so kann, soweit es sich um in § 35 des
Ersten Buches genannte Stellen handelt, die der Kontrolle des oder der Bundesbeauftragten
unterliegen, diese, sonst die nach Landesrecht fur die Kontrolle des Datenschutzes zustandi-
ge Stelle, auf Verlangen der betroffenen Person prtfen, ob die Ablehnung der Auskunftser-
teilung rechtmaBig war.

(5) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Ubermittlung von Sozialdaten durch &ffentliche
Stellen an Staatsanwaltschaften und Gerichte im Bereich der Strafverfolgung, an Polizeibe-
horden, Verfassungsschutzbehorden, den Bundesnachrichtendienst und den Militérischen
Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zul&ssig.

I 136



4.3.4 SGB VI

§ 8a SGB VI
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahrdung

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte fur die Gefahrdung des Wohls eines

~

Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefdhrdungsrisiko im Zusammenwirken
mehrerer Fachkrafte einzuschatzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten
sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefdhrdungseinschatzung einzubeziehen und,
sofern dies nach fachlicher Einschatzung erforderlich ist,

1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner
personlichen Umgebung zu verschaffen sowie

2. Personen, die gemal § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation und
Information im Kinderschutz dem Jugendamt Daten Ubermittelt haben, in
geeigneter Weise an der Gefahrdungseinschatzung zu beteiligen.

Halt das Jugendamt zur Abwendung der Gefahrdung die Gewahrung von Hilfen fur geeig-
net und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten.

Halt das Jugendamt das Tatigwerden des Familiengerichts fur erforderlich, so hat es das
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der
Lage sind, bei der Abschatzung des Gefahrdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende
Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt
verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.

Soweit zur Abwendung der Gefahrdung das Tatigwerden anderer Leistungstrager, der
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die
Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tatigwer-
den erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten
nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefdhrdung zusténdigen
Stellen selbst ein.

In Vereinbarungen mit den Tragern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach
diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass

1. deren Fachkréafte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte fur die
Gefahrdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine
Gefahrdungseinschatzung vornehmen,

2. bei der Gefahrdungseinschatzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend
hinzugezogen wird sowie

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die
Gefahrdungseinschatzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame
Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

In den Vereinbarungen sind die Kriterien fur die Qualifikation der beratend hinzuzuziehen-
den insoweit erfahrenen Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch den spezifischen Schutz-
bedurfnissen von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen Rechnung tragen. Daneben
ist in die Vereinbarungen insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkrafte
der Trager bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken,
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3)

wenn sie diese fur erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefahrdung
nicht anders abgewendet werden kann.

In Vereinbarungen mit Kindertagespflegepersonen, die Leistungen nach diesem Buch er-
bringen, ist sicherzustellen, dass diese bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte fur die
Gefahrdung eines von ihnen betreuten Kindes eine Gefahrdungseinschatzung vornehmen und
dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzuziehen. Die Erziehungsberechtigten
sowie das Kind sind in die Gefdhrdungseinschatzung einzubeziehen, soweit hierdurch der
wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt wird. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend.

Werden einem ortlichen Trager gewichtige Anhaltspunkte fur die Gefédhrdung des Wohls
eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem fur die Gewdahrung von Leistungen
zustandigen ortlichen Trager die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des
Schutzauftrags bei Kindeswohlgefédhrdung nach § 8a erforderlich ist. Die Mitteilung soll im
Rahmen eines Gespraches zwischen den Fachkraften der beiden ortlichen Trager erfolgen,
an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt wer-
den sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in
Frage gestellt wird.

§ 61 SGB Vi
Anwendungsbereich

Fur den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Verarbeitung in der Jugendhilfe gelten § 35 des
Ersten Buches, 8§ 67 bis 85a des Zehnten Buches sowie die nachfolgenden Vorschriften.

Sie gelten fur alle Stellen des Tragers der offentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben nach
diesem Buch wahrnehmen. Fur die Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Buch durch
kreisangehorige Gemeinden und Gemeindeverbande, die nicht 6rtliche Trager sind, gelten
die Satze 1 und 2 entsprechend.

Fur den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Verarbeitung im Rahmen der Tatigkeit des Jugend-
amts als Amtspfleger, Amtsvormund, Beistand und Gegenvormund gilt nur § 68.

Werden Einrichtungen und Dienste der Trager der freien Jugendhilfe in Anspruch genommen,
so ist sicherzustellen, dass der Schutz der personenbezogenen Daten bei der Verarbeitung in
entsprechender Weise gewahrleistet ist.

§ 62 SGB VIII
Datenerhebung

Sozialdaten durfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfillung der jeweiligen
Aufgabe erforderlich ist.

Sozialdaten sind bei der betroffenen Person zu erheben. Sie ist Gber die Rechtsgrundlage der
Erhebung sowie die Zweckbestimmungen der Verarbeitung aufzuklaren, soweit diese nicht
offenkundig sind.

Ohne Mitwirkung der betroffenen Person durfen Sozialdaten nur erhoben werden, wenn

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder
2. ihre Erhebung bei der betroffenen Person nicht moéglich ist oder die jeweilige

Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der
Daten aber erforderlich ist fur



(4)

a. die Feststellung der Voraussetzungen oder fur die Erftllung einer
Leistung nach diesem Buch oder

b. die Feststellung der Voraussetzungen fur die Erstattung einer Leistung
nach § 50 des Zehnten Buches oder

C. die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48a und nach
§ 52 oder
d. die Erfullung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefahrdung nach

§ 8a oder die Gefdhrdungsabwendung nach § 4 des Gesetzes zur
Kooperation und Information im Kinderschutz oder

3. die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhéltnismaBigen Aufwand
erfordern wiirde und keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass schutzwurdige
Interessen der betroffenen Person beeintrachtigt werden oder

4. die Erhebung bei der betroffenen Person den Zugang zur Hilfe ernsthaft
gefahrden wurde.

Ist die betroffene Person nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der Leistung
beteiligt, so dirfen die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder einer anderen Person,
die sonst an der Leistung beteiligt ist, erhoben werden, wenn die Kenntnis der Daten fur
die Gewdhrung einer Leistung nach diesem Buch notwendig ist. Satz 1 gilt bei der Erftllung
anderer Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 entsprechend.

§ 63 SGB VI
Datenspeicherung

Sozialdaten durfen gespeichert werden, soweit dies fur die Erfillung der jeweiligen Aufgabe
erforderlich ist.

Daten, die zur Erfullung unterschiedlicher Aufgaben der ¢ffentlichen Jugendhilfe erhoben
worden sind, dtrfen nur zusammengefthrt werden, wenn und solange dies wegen eines
unmittelbaren Sachzusammenhangs erforderlich ist. Daten, die zu Leistungszwecken

im Sinne des § 2 Absatz 2 und Daten, die fur andere Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz
3erhoben worden sind, durfen nur zusammengefihrt werden, soweit dies zur Erftllung der
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

§ 64 SGB Vil
Dateniibermittlung und -nutzung

Sozialdaten durfen zu dem Zweck Ubermittelt oder genutzt werden, zu dem sie erhoben
worden sind.

Eine Ubermittlung fur die Erfullung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten Buches ist abwei-
chend von Absatz 1 nur zuldssig, soweit dadurch der Erfolg einer zu gewahrenden Leistung
nicht in Frage gestellt wird.

(2a)Vor einer Ubermittlung an eine Fachkraft, die nicht dem Verantwortlichen angehort, sind die

Sozialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfillung dies
zuldsst.
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(2b)Abweichend von Absatz 1 durfen Sozialdaten Gbermittelt und genutzt werden, soweit dies
far die Durchfuhrung bestimmter wissenschaftlicher Vorhaben zur Erforschung moglicher
politisch motivierter Adoptionsvermittlung in der DDR erforderlich ist, ohne dass es einer
Anonymisierung oder Pseudonymisierung bedarf. Die personenbezogenen Daten sind zu
anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck moglich ist. Vom Adoptionsverfahren
betroffene Personen durfen nicht kontaktiert werden.

(3) Sozialdaten durfen beim Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der Planung im
Sinne des § 80 gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverztglich zu anonymisieren.

(4) Erhalt ein Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe nach MaBgabe des § 4 Absatz 3 des Gesetzes
zur Kooperation und Information im Kinderschutz Informationen und Daten, soll er gegen-
Uber der meldenden Person ausschlieBlich mitteilen, ob sich die von ihr mitgeteilten gewich-
tigen Anhaltspunkte fur die Gefahrdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen bestatigt
haben und ob das Jugendamt zur Abwendung der Gefahrdung tatig geworden ist und noch
tatig ist.

§ 65 SGB VIiI
Besonderer Vertrauensschutz in der persdnlichen und erzieherischen Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke
personlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dirfen von diesem nur weiter-
gegeben oder Ubermittelt werden

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder

2. dem Familiengericht zur Erfullung der Aufgaben nach § 8a Absatz 2, wenn
angesichts einer Gefahrdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen
ohne diese Mitteilung eine fur die Gewdhrung von Leistungen notwendige
gerichtliche Entscheidung nicht erméglicht werden kénnte, oder

3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzustandigkeit im
Jugendamt oder eines Wechsels der 6rtlichen Zustandigkeit fur die Gewahrung
oder Erbringung der Leistung verantwortlich ist, wenn Anhaltspunkte fur eine
Gefahrdung des Kindeswohls gegeben sind und die Daten fur eine
Abschatzung des Gefahrdungsrisikos notwendig sind, oder

4. an die Fachkrafte, die zum Zwecke der Abschatzung des Gefahrdungsrisikos
nach § 8a hinzugezogen werden; § 64Absatz 2a bleibt unberihrt, oder

5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Absatz 1 oder 4 des
Strafgesetzbuchs genannten Personen dazu befugt ware, oder

6. wenn dies fir die Durchfihrung bestimmter wissenschaftlicher Vorhaben zur
Erforschung maglicher politisch motivierter Adoptionsvermittiung in der DDR
erforderlich ist. Vom Adoptionsverfahren betroffene Personen dirfen nicht
kontaktiert werden; § 64 Absatz 2b Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

Der Empfanger darf die Sozialdaten nur zu dem Zweck weitergeben oder tbermitteln, zu
dem er sie befugt erhalten hat.
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(2) § 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behérdeninternes Weitergabeverbot
nach Absatz 1 besteht.

§ 68 SGB VI
Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft, Amtspflegschaft und der Amtsvormund-
schaft

(1) Der Beamte oder Angestellte, dem die Austbung der Beistandschaft, Amtspflegschaft
oder Amtsvormundschaft Gbertragen ist, darf Sozialdaten nur verarbeiten, soweit dies zur
Erflllung seiner Aufgaben erforderlich ist. Die Nutzung dieser Sozialdaten zum Zwecke der
Aufsicht, Kontrolle oder Rechnungsprtifung durch die daftr zustandigen Stellen sowie die
Ubermittlung an diese ist im Hinblick auf den Einzelfall zulassig. Die Informationspflichten
nach Artikel 13 und 14 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natdrlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016,
S.72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung bestehen nur, soweit die
Erteilung der Informationen

1. mit der Wahrung der Interessen der minderjahrigen Person vereinbar ist und

2. nicht die Erfullung der Aufgaben geféhrdet, die in der Zustandigkeit des
Beistands, des Amtspflegers oder des Amtsvormundes liegen.

(2) § 84 des Zehnten Buches gilt entsprechend.

(3) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemaB Artikel 15 der Verordnung (EU)
2016/679 besteht nicht, soweit die betroffene Person nach Absatz 1 Satz 3 nicht zu infor-
mieren ist oder durch die Auskunftserteilung berechtigte Interessen Dritter beeintrachtigt
widrden. Einer Person, die unter Beistandschaft, Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft
gestanden und ihr 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kann Auskunft erteilt werden,
soweit sie die erforderliche Einsichts- und Urteilsfahigkeit besitzt und die Auskunftserteilung
nicht nach Satz 1 ausgeschlossen ist. Nach Beendigung einer Beistandschaft hat dartber
hinaus der Elternteil, der die Beistandschaft beantragt hat, einen Anspruch auf Kenntnis der
gespeicherten Daten, solange der junge Mensch minderjahrig ist, der Elternteil antragsbe-
rechtigt ist und die Auskunftserteilung nicht nach Satz 1 ausgeschlossen ist.

(4) Personen oder Stellen, an die Sozialdaten Gbermittelt worden sind, durfen diese nur zu dem
Zweck speichern und nutzen, zu dem sie ihnen nach Absatz 1 befugt tbermittelt worden
sind.

(5) Fur die Tatigkeit des Jugendamts als Gegenvormund gelten die Absatze 1 bis 4 entspre-
chend.

4.3.5 StGB

§ 34 StGB
Rechtfertigender Notstand

Wer in einer gegenwartigen, nicht anders abwendbaren Gefahr fir Leben, Leib, Freiheit, Ehre,
Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen
abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwagung der widerstreitenden Interessen,
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namentlich der betroffenen Rechtsglter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das
geschutzte Interesse das beeintréchtigte wesentlich tberwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die
Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.

(1)

§ 138 StGB
Nichtanzeige geplanter Straftaten

Wer von dem Vorhaben oder der Ausftihrung

1. [aufgehoben]
2. eines Hochverrats in den Fallen der §§ 81 bis 83 Abs. 1,
3. eines Landesverrats oder einer Gefadhrdung der auBeren Sicherheit in den

Fallen der §§ 94 bis 96, 97a oder 100,

4. einer Geld- oder Wertpapierfalschung in den Féllen der §§ 146, 151, 152 oder
einer Falschung von Zahlungskarten mit Garantiefunktion in den Fallen des
§ 152b Abs. 1 bis 3,

5. eines Mordes (§ 211) oder Totschlags (§ 212) oder eines Vélkermordes
(§ 6 des Volkerstrafgesetzbuches) oder eines Verbrechens gegen die
Menschlichkeit (§ 7 des Volkerstrafgesetzbuches) oder eines Kriegsverbrechens
(88 8,9, 10, 11 oder 12 des Volkerstrafgesetzbuches) oder eines Verbrechens
der Aggression (§ 13 des Volkerstrafgesetzbuches),

6. einer Straftat gegen die personliche Freiheit in den Fallen des § 232 Absatz 3
Satz 2, des § 232a Absatz 3, 4 oder 5, des § 232b Absatz 3 oder 4, des § 233a
Absatz 3 oder 4, jeweils soweit es sich um Verbrechen handelt, der §§ 234,
234a, 239a oder 239b,

7. eines Raubes oder einer rauberischen Erpressung (§§ 249 bis 251 oder 255) oder

8. einer gemeingefahrlichen Straftat in den Féllen der §§ 306 bis 306¢ oder 307
Abs. 1 bis 3, des § 308 Abs. 1 bis 4, des § 309 Abs. 1 bis 5, der §§ 310, 313,
314 oder 315 Abs. 3, des § 315b Abs. 3 oder der §§ 316a oder 316¢

zu einer Zeit, zu der die Ausfiihrung oder der Erfolg noch abgewendet werden kann, glaub-
haft erféhrt und es unterlaBt, der Behorde oder dem Bedrohten rechtzeitig Anzeige zu
machen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

Ebenso wird bestraft, wer

1. von der Ausfihrung einer Straftat nach § 89a oder

2. von dem Vorhaben oder der Ausfihrung einer Straftat nach § 129a, auch in
Verbindung mit § 129b Abs. 1 Satz 1 und 2,

zu einer Zeit, zu der die Ausfiihrung noch abgewendet werden kann, glaubhaft erfahrt und
es unterlasst, der Behorde unverziiglich Anzeige zu erstatten. 2§ 129b Abs. 1 Satz 3 bis 5
gilt im Fall der Nummer 2 entsprechend.



(3) Wer die Anzeige leichtfertig unterlaBt, obwohl er von dem Vorhaben oder der Ausfiihrung
der rechtswidrigen Tat glaubhaft erfahren hat, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bestraft.

§ 203 StGB
Verletzung von Privatgeheimnissen

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum personlichen Lebensbereich
gehorendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1.

3a.

Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehorigen eines anderen Heilberufs,
der fur die Berufsaustbung oder die Fihrung der Berufsbezeichnung eine
staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher
AbschluBprtifung,

Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in
einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprufer, vereidigtem
Buchprufer, Steuerberater, Steuerbevollméachtigten,

Organ oder Mitglied eines Organs einer Wirtschaftsprifungs-, Buchprtfungs-
oder einer Berufsaustbungsgesellschaft von Steuerberatern und
Steuerbevollméachtigten, einer Berufsaustibungsgesellschaft von Rechtsanwalten
oder europaischen niedergelassenen Rechtsanwalten oder einer
Berufsaustbungsgesellschaft von Patentanwalten oder niedergelassenen
europdischen Patentanwalten im Zusammenhang mit der Beratung und
Vertretung der Wirtschaftsprifungs-, Buchprtfungs- oder
Berufsaustbungsgesellschaft im Bereich der Wirtschaftsprtifung, Buchprifung
oder Hilfeleistung in Steuersachen oder ihrer rechtsanwaltlichen oder
patentanwaltlichen Tatigkeit,

Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater ftr Suchtfragen
in einer Beratungsstelle, die von einer Behorde oder Kérperschaft, Anstalt oder
Stiftung des 6ffentlichen Rechts anerkannt ist,

Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den
§§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem
Sozialpadagogen oder

Angehorigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder
Lebensversicherung oder einer privatarztlichen, steuerberaterlichen oder
anwaltlichen Verrechnungsstelle

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persén-
lichen Lebensbereich gehérendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis,
offenbart, das ihm als
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1. Amtstrager oder Europdischer Amtstrager,

2. fur den offentlichen Dienst besonders Verpflichteten,

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht
wahrnimmt,

4. Mitglied eines fir ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes

tatigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht
selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen
Ausschusses oder Rates,

5. offentlich bestelltem Sachverstandigen, der auf die gewissenhafte Erfullung
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes férmlich verpflichtet worden
ist, oder

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfullung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der

Durchfuhrung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines
Gesetzes formlich verpflichtet worden ist,

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1
stehen Einzelangaben Uber persénliche oder sachliche Verhaltnisse eines anderen gleich, die
far Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung erfal3t worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzu-
wenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behorden oder sonstigen Stellen fur Aufgaben
der offentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt.

Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absatzen 1 und 2
genannten Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmaBig tatigen Gehilfen oder den

bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tatigen Personen zuganglich machen. Die in den
Absatzen 1 und 2 Genannten durfen fremde Geheimnisse gegentber sonstigen Personen
offenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tatigkeit mitwirken, soweit dies fur
die Inanspruchnahme der Tatigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das
Gleiche gilt fur sonstige mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen,
die an der beruflichen oder dienstlichen Tatigkeit der in den Absatzen 1 und 2 Genannten
mitwirken.

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein
fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei der Austibung oder bei Gelegenheit seiner
Tatigkeit als mitwirkende Person oder als bei den in den Absatzen 1 und 2 genannten
Personen tatiger Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer

1. als in den Absatzen 1 und 2 genannte Person nicht dafir Sorge getragen hat,
dass eine sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der
Austibung oder bei Gelegenheit ihrer Tatigkeit bekannt gewordenes Geheimnis
offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht fur sonstige
mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absatzen 1 oder 2 genannte
Person sind,

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden
Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Austibung oder bei Gelegenheit
ihrer Tatigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht
daflir Sorge getragen hat, dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde;
dies gilt nicht fur sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den
Absatzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder



(5)

(6)

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Abs&tzen 1 oder 2 verpflichteten
Person ein fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen
erfahren oder aus dessen Nachlass erlangt hat.

Die Absatze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Tater das fremde Geheimnis nach dem
Tod des Betroffenen unbefugt offenbart.

Handelt der Tater gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder einen anderen zu schadigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
Geldstrafe.

§ 205 StGB
Strafantrag

In den Fallen des § 201 Abs. 1 und 2 und der 8§ 202, 203 und 204 wird die Tat nur auf
Antrag verfolgt. Dies gilt auch in den Féllen der 8§ 201a, 202a, 202b und 202d, es sei denn,
dass die Strafverfolgungsbehorde wegen des besonderen 6ffentlichen Interesses an der
Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen fir geboten halt.

Stirbt der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 77 Abs. 2 auf die Angehorigen Uber;
dies gilt nicht in den Fallen der 8§ 202a, 202b und 202d.Gehort das Geheimnis nicht zum
personlichen Lebensbereich des Verletzten, so geht das Antragsrecht bei Straftaten nach den
§§ 203 und 204 auf die Erben Uber. Offenbart oder verwertet der Tater in den Fallen der

§§ 203 und 204 das Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen, so gelten die Satze 1 und 2
sinngemdB. In den Féllen des § 201a Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 Satz 2 steht das
Antragsrecht den in § 77 Absatz 2 bezeichneten Angehérigen zu.

4.3.6 StPO

§ 53 StPO
Zeugnisverweigerungsrecht der Berufsgeheimnistrager

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt

1. Geistliche Uber das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut
worden oder bekanntgeworden ist;

2. Verteidiger des Beschuldigten tber das, was ihnen in dieser Eigenschaft
anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;

3. Rechtsanwalte und Kammerrechtsbeistande, Patentanwalte, Notare,
Wirtschaftsprifer, vereidigte Buchprufer, Steuerberater und Steuerbevollmachtigte,
Arzte, Zahnarzte, Psychotherapeuten, Psychologische Psychotherapeuten,
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, Apotheker und Hebammen Gber
das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden
ist; fur Syndikusrechtsanwalte (§ 46 Absatz 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung)
und Syndikuspatentanwalte (§ 41a Absatz 2 der Patentanwaltsordnung) gilt
dies vorbehaltlich des § 53a nicht hinsichtlich dessen, was ihnen in dieser
Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;
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3a. Mitglieder oder Beauftragte einer anerkannten Beratungsstelle nach den
8§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes Gber das, was ihnen in dieser
Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;

3b. Berater fUr Fragen der Betaubungsmittelabhangigkeit in einer Beratungsstelle,
die eine Behorde oder eine Kérperschaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen
Rechts anerkannt oder bei sich eingerichtet hat, Gber das, was ihnen in dieser
Eigenschaft anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;

4. Mitglieder des Deutschen Bundestages, der Bundesversammlung, des
Europaischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland oder eines
Landtages Uber Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder dieser
Organe oder denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anvertraut haben, sowie
Uber diese Tatsachen selbst;

5. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von Druckwerken,
Rundfunksendungen, Filmberichten oder der Unterrichtung oder
Meinungsbildung dienenden Informations- und Kommunikationsdiensten
berufsmaBig mitwirken oder mitgewirkt haben.

Die in Satz 1 Nr. 5 genannten Personen durfen das Zeugnis verweigern tber die Person des
Verfassers oder Einsenders von Beitrdgen und Unterlagen oder des sonstigen Informanten
sowie Uber die ihnen im Hinblick auf ihre Tatigkeit gemachten Mitteilungen, Gber deren
Inhalt sowie Uber den Inhalt selbst erarbeiteter Materialien und den Gegenstand berufsbezo-
gener Wahrnehmungen. Dies gilt nur, soweit es sich um Beitrage, Unterlagen, Mitteilungen
und Materialien fur den redaktionellen Teil oder redaktionell aufbereitete Informations- und
Kommunikationsdienste handelt.

Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten durfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn
sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind. Die Berechtigung zur Zeug-
nisverweigerung der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 Genannten Uber den Inhalt selbst erarbeiteter
Materialien und den Gegenstand entsprechender Wahrnehmungen entféllt, wenn die Aus-
sage zur Aufklarung eines Verbrechens beitragen soll oder wenn Gegenstand der Untersu-
chung

1. eine Straftat des Friedensverrats und der Gefahrdung des demokratischen
Rechtsstaats oder des Landesverrats und der Gefahrdung der &duBeren
Sicherheit (§§ 80a, 85, 87, 88, 95, auch in Verbindung mit § 97b, §§ 97a, 98
bis 100a des Strafgesetzbuches),

2. eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §8§ 174 bis 174c,
176a, 176b, 177 Absatz 2 Nummer 1 des Strafgesetzbuches oder

3. eine Geldwasche nach § 261 des Strafgesetzbuches, deren Vortat mit einer im
Mindestmal erhdhten Freiheitsstrafe bedroht ist,

ist und die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes des Be-
schuldigten auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert ware. Der Zeuge kann
jedoch auch in diesen Féllen die Aussage verweigern, soweit sie zur Offenbarung der Person
des Verfassers oder Einsenders von Beitrdgen und Unterlagen oder des sonstigen Informan-
ten oder der ihm im Hinblick auf seine Tatigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 gemachten Mit-
teilungen oder deren Inhalts fuhren wirde.



§ 53a StPO
Zeugnisverweigerungsrecht der mitwirkenden Personen

(1) Den Berufsgeheimnistragern nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 stehen die Personen
gleich, die im Rahmen

1. eines Vertragsverhaltnisses einschlieBlich der gemeinschaftlichen
Berufsaustibung,

2. einer berufsvorbereitenden Tatigkeit oder

3. einer sonstigen Hilfstatigkeit

an deren beruflicher Tatigkeit mitwirken. Uber die Austibung des Rechts dieser Personen, das
Zeugnis zu verweigern, entscheiden die Berufsgeheimnistrager, es sei denn, dass diese Entschei-
dung in absehbarer Zeit nicht herbeigefuhrt werden kann.

(2) Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit (§ 53 Absatz 2 Satz 1) gilt auch
fur die nach Absatz 1 mitwirkenden Personen.

§ 75 StPO
Pflicht des Sachverstandigen zur Erstattung des Gutachtens

(1) Der zum Sachverstéandigen Ernannte hat der Ernennung Folge zu leisten, wenn er zur Erstat-
tung von Gutachten der erforderten Art 6ffentlich bestellt ist oder wenn er die Wissenschaft,
die Kunst oder das Gewerbe, deren Kenntnis Voraussetzung der Begutachtung ist, 6ffentlich
zum Erwerb austibt oder wenn er zu ihrer Ausiibung 6ffentlich bestellt oder erméchtigt ist.

(2) Zur Erstattung des Gutachtens ist auch der verpflichtet, welcher sich hierzu vor Gericht
bereiterklart hat.

4.3.7 KKG
§ 4 KKG
Beratung und Ubermittlung von Informationen durch Geheimnistriager bei Kindeswohl-
gefahrdung
(1) Werden
1. Arztinnen oder Arzten, Zahnarztinnen oder Zahnérzten, Hebammen oder
Entbindungspflegern oder Angehdérigen eines anderen Heilberufes, der fur die
Berufsaustbung oder die Fihrung der Berufsbezeichnung eine staatlich
geregelte Ausbildung erfordert,
2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter
wissenschaftlicher Abschlussprufung,
3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie
4. Beraterinnen oder Beratern fir Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von

einer Behorde oder Kérperschaft, Anstalt oder Stiftung des ¢ffentlichen Rechts
anerkannt ist,
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5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den
8§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich
anerkannten Sozialpadagoginnen oder -padagogen oder

7. Lehrerinnen oder Lehrern an 6ffentlichen und an staatlich anerkannten
privaten Schulen

in Austbung ihrer beruflichen Tatigkeit gewichtige Anhaltspunkte fur die Gefdhrdung des
Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder Ju-
gendlichen und den Erziehungsberechtigten die Situation erdrtern und, soweit erforderlich,
bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hier-
durch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschatzung der Kindeswohlgefdhrdung gegentber
dem Trager der offentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene
Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafur erforderlichen Daten zu
Ubermitteln; vor einer Ubermittlung der Daten sind diese zu pseudonymisieren.

Scheidet eine Abwendung der Gefdhrdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach
Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tatigwerden des
Jugendamtes fur erforderlich, um eine Gefédhrdung des Wohls eines Kindes oder eines
Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugendamt zu informieren; hierauf sind
die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes
oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz
1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen. Die Satze 1 und 2 gelten fir
die in Absatz 1 Nummer 1 genannten Personen mit der MaBgabe, dass diese unverziglich
das Jugendamt informieren sollen, wenn nach deren Einschatzung eine dringende Gefahr
far das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen das Tatigwerden des Jugendamtes erfordert.

Wird das Jugendamt von einer in Absatz 1 genannten Person informiert, soll es dieser Person
zeitnah eine Rtuckmeldung geben, ob es die gewichtigen Anhaltspunkte fur die Gefahrdung
des Wohls des Kindes oder Jugendlichen bestatigt sieht und ob es zum Schutz des Kindes
oder Jugendlichen tatig geworden ist und noch tétig ist. Hierauf sind die Betroffenen vorab
hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen
in Frage gestellt wird.

Die Absatze 2 und 3 gelten entsprechend fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Zollbe-
horden.

Zur praktischen Erprobung datenschutzrechtskonformer Umsetzungsformen und zur
Evaluierung der Auswirkungen auf den Kinderschutz kann Landesrecht die Befugnis zu
einem fallbezogenen interkollegialen Austausch von Arztinnen und Arzten regeln.

§ 5 KKG
Mitteilungen an das Jugendamt

Werden in einem Strafverfahren gewichtige Anhaltspunkte fur die Geféhrdung des Wohls
eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, informiert die Strafverfolgungsbehoérde oder
das Gericht unverziglich den zustandigen ortlichen Tréager der 6ffentlichen Jugendhilfe so-
wie im Falle seiner Zustandigkeit den Uberdrtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe und
Ubermittelt die aus ihrer Sicht zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos erforderlichen Daten.



Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwaltinnen oder Staatsanwalte an.
§ 4 Absatz 2 gilt entsprechend.

(2) Gewichtige Anhaltspunkte fur eine Gefdhrdung kénnen insbesondere dann vorliegen, wenn
gegen eine Person, die mit einem Kind oder Jugendlichen in hauslicher Gemeinschaft lebt
oder die regelmaBig Umgang mit ihm hat oder haben wird, der Verdacht besteht, eine Straftat
nach den §§ 171, 174, 176 bis 180, 182, 184b bis 184e, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder
236 des Strafgesetzbuchs begangen zu haben.

438 ZPO

§ 383 ZPO
Zeugnisverweigerung aus persdnlichen Griinden

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt:

1.

2a.

der Verlobte einer Partei;
der Ehegatte einer Partei, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;

der Lebenspartner einer Partei, auch wenn die Lebenspartnerschaft nicht mehr
besteht;

diejenigen, die mit einer Partei in gerader Linie verwandt oder verschwagert, in
der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad
verschwadgert sind oder waren;

Geistliche in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Austibung der Seelsorge
anvertraut ist;

Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von
periodischen Druckwerken oder Rundfunksendungen berufsmaBig mitwirken
oder mitgewirkt haben, Gber die Person des Verfassers, Einsenders oder
Gewadhrsmanns von Beitragen und Unterlagen sowie tber die ihnen im Hinblick
auf ihre Tatigkeit gemachten Mitteilungen, soweit es sich um Beitrage,
Unterlagen und Mitteilungen fir den redaktionellen Teil handelt;

Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen
anvertraut sind, deren Geheimhaltung durch ihre Natur oder durch gesetzliche
Vorschrift geboten ist, in Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur
Verschwiegenheit sich bezieht.

(2) Die unter Nummern 1 bis 3 bezeichneten Personen sind vor der Vernehmung Uber ihr Recht
zur Verweigerung des Zeugnisses zu belehren.

(3) Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch wenn das
Zeugnis nicht verweigert wird, auf Tatsachen nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt,
dass ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht abgelegt
werden kann.

uobe|uy I

149 I



I 150

5. Literatur

Brazelton, Berry/Greenspan, Stanley: Die sieben Grundbedurfnisse von Kindern, Beltz, Weinheim
und Basel 2002

Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Bericht der Bundesregierung,
Evaluation des Bundeskinderschutzgesetzes, Berlin 2015

Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Starkung familiarer Beziehungs-
und Erziehungskompetenz, Berlin, April 2005

Bundesministerium Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: 8. Jugendhilfebericht, Bonn, 1990

Busch, Manfred: Der Schutz von Sozialdaten in der Jugendhilfe, Richard Boorberg Verlag,
Stuttgart u.a. 1997

Bundnis Kinderschutz MV: Kinderschutz Bundnis aktuell 11 (03/2013). Abrufbar unter:
https://buendnis-kinderschutz-mv.de/cms/upload/Publikationen/G Buendnis aktuell 8.pdf

(26.06.2023)
DBSH: Grundlagen fur die Arbeit des DBSH e.V.: Ethik in der Sozialen Arbeit, Gottingen 1997

Diering, Bjorn/Timme, Hinnerk/Stéhler, Thomas P (Hrsg.): Sozialgesetzbuch Lehr- und Praxiskom-
mentar, 5. Auflage, Nomos, Baden-Baden 2019 (zitiert: LPK-SGB X, Diering u.a./Bearbeiter*in)

DlJuF-Rechtsgutachten: Verpflichtung von Eltern, im Rahmen von Verfahren nach § 8 a SGB VIlI
Hausbesuche zuzulassen, In: Das Jugendamt - JAmt 2015, S. 83 f., Deutsches Institut far
Jugendbhilfe und Familienrecht e.V. Heidelberg 2015

DUUF Rechtsgutachten Zur Moglichkeit der 6ffentlichen Jugendhilfe, Gefahrdungsmelder/inne/n
Anonymitat zuzusichern. In: Das Jugendamt - JAmt 2014, S. 377 - 382, Deutsches Institut fir
Jugendbhilfe und Familienrecht e.V. Heidelberg 2014

DIJUF Rechtsgutachten: Verweigerung der Entgegennahme anonymer Mitteilungen Uber Kindes-
wohlgefdhrdung. In: Das Jugendamt — JAmt 2013, S. 27 f., Deutsches Institut fur Jugendhilfe
und Familienrecht e.V. Heidelberg 2013

DIJUF Rechtsgutachten: Ubermittlung von Daten eines Biirgers/einer Blrgerin, der/die das
Jugendamt tber eine Kindeswohlgefahrdung informiert hat, aber anonym bleiben mochte
gegenUber betroffenen Eltern uns Strafverfolgungsbehérden; Umgang mit Wunsch nach
Anonymitat. In: Das Jugendamt - JAmt 2010, S. 552 - 554, Deutsches Institut fur Jugendhilfe
und Familienrecht e.V. Heidelberg 2010

DIJUF Rechtsgutachten: Ubermittlung von Daten eines Informanten, der anonym bleiben will,
durch Mitarbeiter des Jugendamtes in Strafverfahren wegen Verdachts der Gblen Nachrede,
Verleumdung bzw. falscher Verdéachtigung. In: Das Jugendamt — JAmt, 2009, S. 131 f.,
Deutsches Institut fur Jugendhilfe und Familienrecht e.V. Heidelberg 2009

Deutscher Verein fur ¢ffentliche und private Fursorge e.V. (DV): Hinweise des Deutschen Vereins
zur Datendbermittlung bei Beratungsleistungen (SGB Il und SGB XlI), Berlin Mérz 2011

Fischer, Thomas: Strafgesetzbuch, 66. Auflage, C.H. Beck, Minchen 2019

Fieseler, Gerhard/Busch, Manfred: Informantenschutz bei Hinweisen auf eine Kindeswohlgefahr-
dung, In: Jugendhilfe 2/2005, S. 107 f., Luchterhand, Neuwied 2005


https://buendnis-kinderschutz-mv.de/cms/upload/Publikationen/G_Buendnis_aktuell_8.pdf

Galm, Beate/Hees, Katja/Kindler, Heinz: Kindesvernachlassigung erkennen, verstehen, helfen.
2. Auflage, Ernst Reinhardt Verlag, Munchen Basel 2016

Gerber, Christine/Kinder, Heinz: Kriterien einer qualifizierten Gefahrdungseinschatzung,
Nationales Zentrum Frihe Hilfen, Deutsches Jugendinstitut, Minchen 2021

Gerber, Christine/Lillig, Susanne: Gemeinsam lernen aus Kinderschutzverlaufen. Eine systemori-
entierte Methode zur Analyse von Kinderschutzfallen aus funf Fallanalysen. Beitrage zur Quali-
tatssicherung im Kinderschutz 9. Herausgegeben vom Nationalen Zentrum Friihe Hilfen (NZFH)
Kéln 2018

Goldberg, Brigitta/Radewagen, Christof: Anmerkungen zum kooperativen Kinderschutz nach
dem Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (Teil 2). In: Dialog Erziehungshilfe (DE). 03-2022, AFET,
S. 15-19, Hannover 2022a

Goldberg, Brigitta/Radewagen, Christof: Anmerkungen zum kooperativen Kinderschutz nach
dem Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (Teil 1). In: Dialog Erziehungshilfe (DE). 02-2022, AFET,
S. 16 - 20, Hannover 2022

Goldberg, Brigitta/Radewagen, Christof: Die geplanten Anderungen des § 4 KKG durch das Kin-
der- und Jugendstarkungsgesetz (KJSG) — ein Barendienst fur den Kinderschutz?! In: Das Jugend-
amt - JAmt 2020, S. 622 — 628, Deutsches Institut fur Jugendhilfe und Familienrecht

e.V. Heidelberg 2020

Herrmann, Bernd/Dettmeyer, Reinhard B./Banaschak, Sibylle/Thyen, Ute: Kindesmisshandlung
— Medizinische Diagnostik, Intervention und rechtliche Grundlagen, 4. Auflage, Springer, Berlin
2022

Hoffmann, Birgit: Notwendige Praxisumstellung bei Einwilligung in datenverarbeitende Vorgéan-
ge. In: Das Jugendamt — JAmt 1-2/2018, S. 2 — 5, Deutsches Institut fir Jugendhilfe und Fami-
lienrecht e.V. Heidelberg 2018

Hundt, Marion: Datenschutz in der Kinder- und Jugendhilfe, Walhalla, Regenburg 2019

Kepert, Jan: Datenschutz und Kinderschutz. In: ZKJ — Zeitschrift fur Kindschaftsrecht und Jugend-
hilfe 2020, Heft 5, S. 164 - 168, Reguvis, Kéln 2020

Kunkel, Peter-Christian/Kepert, Jan/Pattaar, Andreas Kurt (Hrsg.): LPK-SGB VI, Sozialgesetzbuch
VIl - Lehr- und Praxiskommentar, 8. Auflage, Nomos, Baden-Baden 2022 (zitiert: LPK-SGB VIII,
Kunkel u.a./Bearbeiter*in)

Kindler, Heinz/Lillig, Susanne/Bluml, Herbert/Meysen, Thomas/Werner, Annegret (Hrsg.):
Handbuch Kindeswohlgefédhrdung nach § 1666 BGB und Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD),
Deutsches Jugendinstitut (dji), Mtnchen 2006

Kindler, Heinz/Lillig, Susanne: Was ist unter ,, gewichtigen Anhaltspunkten” fir die Gefahrdung
eines Kindes zu verstehen? In: IKK-Nachrichten (Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kin-
desvernachlassigung), Heft 1-2/2006a, S. 16-19, Deutsches Jugendinstitut (dji), Mtnchen 2006

Laufhutte, Wilhelm Heinrich/Rissing-van Saat, Ruth/Tiedemann Klaus [Hrsg.]: Strafgesetzbuch
Leipziger Kommentar, 12. neu bearbeitete Auflage, Sechster Band §8§ 146 bis 210, De Gruyter
Recht, Berlin 2010 (zitiert: LK-StGB, Laufhitte u.a./Bearbeiter*in)

IMesa)

151 I



I 152

Lehmann, Karl-Heinz [Hrsg.]: Recht sozial. Rechtsfragen der Sozialen Arbeit, 2. erweiterte
Auflage, Blumhardt Verlag, Hannover 2002

Lehmann, Karl-Heinz/Radewagen, Christof/Stlicker, Ulrike: Basiswissen Datenschutz — Vertrauen
und Schweigepflicht in der Kinder- und Jugendhilfe — mit DS-GVO. EREV Theorie und Praxis der
Jugendbhilfe 22, Schéneworth Verlag, Dahre 2018

Lehmann, Karl-Heinz/Stucker, Ulrike: Datenschutzrecht fur kirchliche diakonische Dienste,
Einrichtungen und Werke — Uberblick und Handlungsbedarf. In: Evangelische Jugendhilfe,
EJ 2018, S. 126 — 132, Schéneworth Verlag, Dahre 2018

Lugde-Kommission beim Landespraventionsrat Niedersachsen: Abschlussbericht der Ligde-Kom-
mission, Dezember 2020. Abrufbar unter: https://www.luegdekommission-nds.de/html/down-
load.cms?id=11&datei=Abschlussbericht-Luegdekommission.pdf (26.06.2023)

LVR - Landesjugendamt Rheinland: Sozialdatenschutz in der Kinder- und Jugendhilfe, Loésungs-
ansatze fur Einzelfalle, 1. Auflage, Kéln 2010

Moller, Winfried (Hrsg.): Praxiskommentar SGB VIII, 3. Auflage, Reguvis, Kéln 2022 (zitiert: PK-
SGB VI, Moller/Bearbeiter*in)

Knauer, Christoph/Kudlich, Hans/Schneider, Hartmut (Hrsg.): Minchener Kommentar zur Straf-
prozessordnung, Band 1, 2. Auflage, Beck, Munchen 2023 (zitiert: MiKoStPO, Knauer u.a./Be-
arbeiter*in)

Mdunder, Johannes/Meysen, Thomas/Trenczek, Thomas (Hrsg.): FK-SGB VIII - Frankfurter Kom-
mentar zum SGB VIII, 9. Auflage, Nomos, Baden-Baden 2022 (zitiert: FK-SGB VIII, Munder u.a./
Bearbeiter*in)

Nationales Zentrum Frihe Hilfen (NZFH): Beileger DS-GVO. Datenschutz bei Friihen Hilfen. Koln
2019, https:/Avww.fruehehilfen.de/fileadmin/user_upload/fruehehilfen.de/pdf/Publikation-NZFH-
Beileger-DS-GVO-Datenschutz-bei-Fruehen-Hilfen-b.pdf (26.06.2023)

Nationales Zentrum Frihe Hilfen (NZFH) (Hrsg.) (0.J.): Datenschutz bei Friihen Hilfen, Kéln,
https://www.fruehehilfen.de/fileadmin/user upload/fruehehilfen.de/pdf/Publikation NZFH IzKK
Datenschutz bei Fruehen Hilfen 2015.pdf (26.06.2023)

Petermann, Ulrike/Petermann, Franz: Erziehungskompetenzen. In Kindheit und Entwicklung.
15 (1), S. 1 — 8, Hogrefe Verlag, Gottingen 2006

Radewagen, Christof: Schutzauftrag des Jugendamtes bei Kindeswohlgefahrdung nach §§ 8a,
42 SGB VIII. In: ZKJ = Zeitschrift fur Kindschaftsrecht und Jugendhilfe 2020, Heft 8, S. 295-301,
Reguvis, Kéln 2020

Radewagen, Christof: Zum Datenschutz im § 8a SGB VllI-Verfahren 6ffentlicher Trager der
Kinder- und Jugendhilfe. In: Dialog Erziehungshilfe (DE). 02-2018, AFET, S. 20 - 26, Hannover
2018

Radewagen, Christof: Geplante Datenweitergabe durch das Jugendamt an Arzte, Lehrer und
andere Berufsgeheimnistrager in § 4 KKG — eine Gefahr fur den Kinderschutz?! In: Das Jugend-
amt - JAmt 2017, S.278 - 282, Deutsches Institut fur Jugendhilfe und Familienrecht e.V.
Heidelberg 2017


https://www.luegdekommission-nds.de/html/download.cms?id=11&datei=Abschlussbericht-Luegdekommission.pdf
https://www.luegdekommission-nds.de/html/download.cms?id=11&datei=Abschlussbericht-Luegdekommission.pdf
https://www.fruehehilfen.de/fileadmin/user_upload/fruehehilfen.de/pdf/Publikation_NZFH_IzKK_Datenschutz_bei_Fruehen_Hilfen_2015.pdf
https://www.fruehehilfen.de/fileadmin/user_upload/fruehehilfen.de/pdf/Publikation_NZFH_IzKK_Datenschutz_bei_Fruehen_Hilfen_2015.pdf

Radewagen, Christof: Effektive Hilfe braucht Vertrauen. In Dialog Erziehungshilfe (DE). 02-2016,
AFET, S. 47 - 50, Hannover 2016

Radewagen, Christof/Lehmann, Karl-Heinz/Sticker, Ulrike: Zur Verwendung des Begriffs , Auf-
lage” durch Jugendhilfetrager im Rahmen eines Schutzplans bei Kindeswohlgefahrdung. In: Das
Jugendamt - JAmt 1-2/2018, S. 10 — 12, Deutsches Institut fir Jugendhilfe und Familienrecht e.V.
Heidelberg 2017

Rauscher, Thomas/Kriger, Wolfgang (Hrsg.): Mtnchener Kommentar zur Zivilprozessordnung mit
Gerichtsverfassungsgesetz und Nebengesetzen, Band 2, 6. Auflage, Beck, Munchen 2020 (zitiert:

MUKoZPO, Rauscher u.a./Bearbeiter*in)

Schellhorn, Walter/Fischer, Lothar/Mann, Horst/Schellhorn, Helmut/Kern, Christoph (Hrsg.): SGB
VIl Kinder und Jugendhilfe Kommentar, Luchterhand, Kéln 2017

Schmidtchen, Stefan: Kinderpsychotherapie, Kohlhammer, Stuttgart 1989

Schone, Reinhold/Tenhaken, Wolfgang: Kinderschutz in Einrichtungen und Diensten der Jugend-
hilfe, 2. Auflage, Beltz Juventa, Weinheim 2015

Schrapper, Christian: Betreuung des Kindes Anna. In: Das Jugendamt (JAmt), 01/2013, S. 2 - 16,
Deutsches Institut fur Jugendhilfe und Familienrecht e.V. Heidelberg 2013

Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe, Gefahrdungseinschatzungen
nach § 8a Absatz 1 SGB VIII destatis, Wiesbaden 2017 bis 2023

Stocker-Preisenberg, Carmen: Datenschutz in der Kindertagespflege. Deutsches Jugendinstitut
e.V., Munchen 2020

Strobel, Bettina/Liel, Christoph/Kindler, Heinz: Validierung und Evaluation des Kinderschutzbo-
gens — Ergebnisbericht, Deutsches Jugendinstitut Minchen 2008

Thiersch, Hans: Lebensweltorientierung Soziale Arbeit — revisited, Belz Juventa, Weinheim 2020
Trenczek, Thomas (Hrsg.): Inobhutnahme, 4. Auflage, Boorberg Verlag, Mtnchen 2023a
Trenczek, Thomas: Inobhutnahme nach Tod der sorgeberechtigten Eltern bzw. des sorgeberech-
tigten Elternteils? Ein Beitrag zum Verhaltnis familiengerichtlicher und jugendamtlicher Inter-
ventionen. In: Das Jugendamt - JAmt 2023, S. 155-158, Deutsches Institut fir Jugendhilfe und

Familienrecht e.V. Heidelberg 2023

Trenczek, Thomas/Tammen, Britta/Behlert, Wolfgang/Boetticher, Arne: Grundzlge des Rechts,
5. Auflage, Ernst Reinhard Beck Verlag, Minchen 2018

Vorwerk, Volkert/Wolf, Christian: Beck'scher Online-Kommentar zur Zivilprozessordnung,
47 . Edition (zitiert: BeckOK ZPO, Vorwerk u.a./Bearbeiter*in)

Wiesner, Reinhard/Wapler, Frederike (Hrsg.): SGB VIII Kinder- und Jugendhilfe Kommentar,
6. Auflage, Beck, Munchen 2022 (zitiert: Wiesner, Wapler/Bearbeiter*in)

Winkler, Jurgen: Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X), Beck,
Munchen 2004

IMesa)

153 I



I 154

Stichwortverzeichnis

A

Abwagungsprozess 19, 20, 38, 51

Advocatus Diaboli 45

Akteneinsicht 24, 104, 122, 123
Akteneinsichtsrecht 24, 25, 26, 40

Aktenfihrung 18, 20, 22

Aktenverwaltung 49

Amtstrager 52, 53, 143

Anonymisierung 28, 33, 34, 55, 140

Anspruch auf Beratung 84, 85, 88, 96, 100, 148
Anzeigepflicht geplanter Straftaten 104

Arzte 145,152

Aufgabenerfiillung 18, 19, 20, 22, 23, 25, 32, 35, 48, 54, 57, 68, 89, 108, 139
Auskunftserteilung 31, 32, 36, 56, 89, 135, 141
Aussagegenehmigung durch den Dienstherrn 105
Aussage vor Gerichten 105

B

Befunde 42, 91, 92
Begutachtung 42, 92, 132, 147
Beratungsstellen 14, 32, 94
Beratungszweck 48
Betreuungsbedingungen 76
Betreuungstermine 71, 75
Bewertungsprozess 28

D

Datenerhebung bei betroffenen Personen 31

Datenerhebung bei Dritten 32

Datenerhebung ohne Wissen der betroffenen Personen 36

Datenubermittlung 12, 27, 34, 35, 37, 38, 39, 40, 41, 48, 53, 57, 59, 61, 62, 63, 64, 68, 69,
70,71,72,74,77,78, 80, 81, 90, 96, 97, 98, 99, 103, 105, 108, 109, 110, 111, 139, 150
Datenweitergabe 12, 61, 62, 63, 105, 108, 109, 110, 111, 152

Direktdatenerhebung 32

Dokumentation 18, 20, 42, 91

Dokumentationspflicht 18

dringende Gefahr 88, 132, 148

E

Eingang einer Gefahrdungsmeldung 19, 27

Einschatzung des Geféahrdungsrisikos 8, 15, 18, 30, 32, 33, 34, 36, 37, 38, 40, 43, 45, 46,
47,50, 51, 52, 53, 54, 56, 57, 62, 70, 73, 82, 85, 88, 89, 95, 96, 97, 98, 106, 148
Einwilligung 21, 22, 23, 26, 27, 31, 35, 36, 48, 52, 53, 55, 59, 60, 62, 63, 68, 69, 71, 72, 74,
77,78, 80, 83, 90, 93, 95, 103, 104, 106, 107, 108, 109, 110, 111, 113, 117, 119, 124, 131,
140, 151

Einwilligungserkldarung 31, 104, 107, 108, 110, 111

Entbindungspfleger 88

Erfullung des Schutzauftrages 19, 20, 21, 23, 31, 34, 36, 37, 39, 40, 53, 54, 55, 61, 62, 63,
64, 68,70, 71,73,77,78, 80, 81, 95, 139

Ermessensspielraum 27, 58, 60, 61

Ermittlungsaufgaben 52, 43



Erziehungsberatung 21

Erziehungsfahigkeit 29, 45, 46, 57, 69, 73, 84
Erziehungskompetenzen 29, 74, 76, 152
Erziehungsverhalten 29

Externe Supervision 103

F

Fachteam 15, 18, 21, 30, 43, 54, 70, 73, 78, 99, 103, 106

Fallberatung 43, 45, 54, 70, 73, 94

Fallwechsel 63

Familiengericht 13, 30, 35, 38, 42, 58, 60, 61, 83, 91, 92, 93, 106, 109, 140
freie Jugendhilfetrager 96

Freizeit 12, 49

G
Gefahrdungsabwendungsprozess 33, 35, 36, 41, 56, 85, 88, 89, 97

Gefahrdungseinschdtzung 15, 22, 30, 31, 32, 33, 34, 43, 45, 46, 47, 48, 51, 52, 53, 54, 55,

56, 57, 60, 70, 81, 82, 84, 88, 89, 106, 137, 138, 151

Gefahrdungshinweise 15, 19, 20, 27, 28, 37, 84

Gefahrdungslage 15, 21, 32, 36, 39, 50, 60, 70, 75, 80

Gefahrdungsmeldung 19, 24, 27, 90

Gefdhrdungsmerkmale 29, 88

Gefahrdungsrisiko 13, 15, 18, 19, 21, 37, 39, 43, 46, 51, 57, 66, 70, 77, 78, 80, 81, 82, 84,
85, 94, 96, 99, 100, 137

Gefahrdungssituation 13, 14, 15, 19, 25, 27, 31, 32, 35, 37, 38, 39, 45, 50, 51, 59, 61, 68,
70,71,74,75, 81, 88,91, 92,94, 95

Gefahrenabwehr 13, 16, 26, 33, 34, 35, 36, 38, 39, 56, 60, 61, 63, 64, 66, 71, 72, 73, 74,
76, 78, 83, 85, 88, 89, 90, 94, 95, 96, 97, 100, 125, 133

Geheimhaltungsinteresse Dritter 24

Geheimnis 14, 51,52, 53,92, 107, 108, 143, 144, 145

Gesundheitshilfe 38, 39, 64, 88, 106, 137

gewichtige Anhaltspunkte fiir eine Kindeswohlgefahrdung 15, 18, 19, 20, 26, 28, 32,
36, 40, 43, 51, 62, 68, 70, 78, 84, 85, 86, 89, 96, 97, 98, 99, 100, 101
Gewichtungsprozess 28, 29

Gewichtungsvorgang 19, 30

gewohnliches Umfeld 37

Grundbediirfnisse 28, 29, 84, 99, 150

Grundsatz der Datenminimierung 48, 54, 70, 73, 82

Grundsatz der Speicherbegrenzung 18

Gutachten 91, 92, 147

H

Handlungssicherheit 14, 15, 80, 84, 100
Hausbesuch 23, 37, 38, 39, 49, 50, 51, 52
hadusliche Gewalt 32

Hebammen 83, 88, 144, 147
Hilfeplangesprach 71, 72, 80, 81
Hilfeplanverfahren 72, 76, 80

Hinweise auf die Gefahrdung 28
Hinweise aus der Bevélkerung 23

IMesa)

155 I



I 156

|

Inaugenscheinnahme 37, 40, 41

Indikatorenliste 84

Informationspflicht 24, 25, 59, 68, 75, 99, 117, 118, 134
Inobhutnahme 22, 38, 42, 43, 62, 91, 92, 153

insoweit erfahrene Fachkraft 96, 100, 101, 137, 138, 148

J

Jugendamt 10, 13, 14, 15, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37,
38, 39, 40, 41, 42, 47, 48, 50, 51, 42, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 65, 66, 68, 69,
70,71,72,73,74,75,76,77,78, 80, 81, 83, 84, 85, 88, 89, 90, 91, 92, 94, 95, 96, 97, 98,
99, 100, 101, 106, 109, 137, 140, 148, 150, 151, 152, 153

Jugendarbeit 94

K

Kinderschutz 10, 12, 13, 14, 15, 18, 21, 22, 23, 24, 26, 27, 32, 39, 45, 48, 60, 62, 63, 65,
66, 67, 68, 70, 73, 75, 76, 78, 80, 82, 83, 84, 85, 86, 89, 90, 94, 95, 96, 97, 98, 101, 137,
139, 140, 148, 150, 151, 152, 153

Kinderschutzfachkraft 78, 84, 85, 88, 94, 96

Kinderschutzmeldung 18, 19, 25, 27, 37, 39, 52, 53, 91

Kinderschutzperspektive 27, 74, 90

Kinderschutzressourcen 28, 76

Kindertagespflege 94, 95, 153

Kindeswohlgefahrdung 8, 12, 13, 14, 15, 16, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 25, 26, 27, 28, 29, 30,
32, 33, 35, 36, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 45, 46, 50, 51, 54, 56, 57, 60, 61, 62, 66, 67, 68, 69,
70,71,72,73,76,77,78,79, 80, 81, 83, 84, 85, 87, 88, 89, 90, 91, 94, 96, 97, 98, 99, 100,
101, 106, 137, 138, 139, 147, 148, 150, 151, 152, 153

Kindeswohlmatrix 8, 28, 30, 43, 44

konkludent 107

Kooperationsbereitschaft 45, 58, 60, 73, 75, 78

korperliche Misshandlung 32, 42

L

Lebenssituation 16, 38, 52, 54, 55, 71, 73, 80, 83, 84
Lebensumfeld 69

Lehrer 13, 15, 23, 26, 33, 36, 54, 56, 83, 89, 90, 152
Leistungserbringer 14, 59, 60, 69, 72, 94

Leistungstrager 55, 56, 59, 65, 66, 104, 106, 121, 123, 137
Loyalitatskonflikt 40

M

Mauer des Vertrauens 8, 102, 103, 106

Meldeerfordernis 74

Meldepflichtige Krankheiten 105

Meldung 19, 20, 23, 24, 25, 26, 27, 34, 85, 88, 90, 98, 99, 100, 101, 106
Mitteilung in Strafsachen 99

multidimensionale Fallberatung 43, 94

N
Normadressaten 57, 65, 68, 69, 77



(o)

Offenbaren anvertrauter Daten Minderjahriger gegeniiber Eltern 103
offentlich-rechtliche Notkompetenz 42, 86

Ombudsstelle 96, 97, 98

Organisationseinheit 55, 62, 64, 134

P

Partizipation 68

personliche Umgebung 38
Pflegekinderdienst 55, 62

Polizei 38, 64, 99, 104, 106, 137
Polizeidienstvorschrift 99

Problemeinsicht 57, 58, 60, 73, 75, 85, 97
Pseudonymisierung 28, 33, 34, 55, 112, 140

R

Rechtfertigender Notstand 33, 36, 41, 56, 106, 141
Ressourcen 15, 29, 45, 70, 72, 73, 74, 78, 80, 83, 84, 94
Richterliche Anordnung 104

Risikoeinschdatzung im Beisein externer Fachkrafte 106
Risikoeinschdtzung im Fachteam 106

Risikofaktoren 19, 28, 29, 45, 69, 74, 84

Riickmeldung 26, 27, 89, 90, 97, 101, 148
Rufschadigung 26

S

Sach- oder Geldleistung 49

Sachverstandigentatigkeit 93

Schadensrisiko 54

Schnittstelle Jugendamt und Medizin 91

Schnittstelle Jugendamt und Strafverfolgungsbehoérden/Strafgerichte 98
Schnittstellen zwischen Jugendamt und Einrichtungen/Diensten der Kinder- und
Jugendhilfe 94

Schnittstelle zwischen Jugendamt und Ombudsstellen 95

Schutzauftrag 8, 16, 18, 20, 22, 30, 45, 46, 54, 57, 58, 61, 70, 79, 80, 100, 137, 152
Schutzgaranten 13

Schutzhandlungen 28, 29

Schutzinteresse 25, 26

SchutzmaBnahmen 35, 45, 99, 129

Schutzvereinbarung 78

Schweigepflicht 14, 21, 31, 33, 34, 36, 37, 40, 41, 47, 48, 49, 51, 52, 54, 56, 57, 59, 60, 61,

63, 64, 66, 69, 73, 74,75, 76, 77, 81, 82, 84, 88, 92, 95, 96, 97, 98, 103, 104, 105, 106, 107,
108, 111, 152

sexuelle Gewalt 32

Siegel der Verschwiegenheit 50

Situation Minderjahriger 29

Sozialer Dienst 9, 29, 151

Sozialgeheimnis 23, 26, 55, 56, 65, 66, 69, 77, 121
Staatsanwaltschaft 99, 101, 104
Steuerungsverantwortung 72, 76, 80
Strafgerichte 14, 98, 100, 101

Straftaten 100, 104, 105, 106, 127, 142, 145
Strafverfolgungsbehérden 14, 98, 100, 101, 150

IMesa)

157 I



-
Tageseinrichtungen 94
Team 47,51, 52, 55, 103
Termine 74, 75,76
Tragerbericht 76
Transparenzgebot 59, 69

U
Ubermittlungsvoraussetzung 61, 63

Vv

Veranderungsbereitschaft 45, 60, 61, 70, 71, 73, 75, 78, 88
Veranderungsfahigkeit 72, 75

verantwortliche Stelle 32, 47, 64, 68
Verantwortungsgemeinschaft 13, 83

Verhaltensreflexion 70

Verleumdung 25, 150

Vermutungen 18

Vertrauensbeziehung 52, 70

Vertrauensschutz 12, 14, 15, 21, 22, 33, 37, 40, 41, 48, 49, 50, 51, 54, 57, 59, 60, 61, 63,
64, 65, 67, 68, 69, 77, 82, 107, 111, 140

Vertretungsregelung 49

Vertretungssituation 51

Vier-Augen-Prinzip 19, 43, 94

Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefdhrdung 8, 17, 67, 87

W

Wechsel der Fallzustandigkeit 61
Wechsel der 6rtlichen Zustandigkeit 62
Wohnsituation 50

z

Zeuge 146

Zeugnisverweigerungsrecht 16, 92, 93, 105, 145, 147
Zusammenfihren von Sozialdaten 21, 22
Zustandigkeitswechsel innerhalb eines Teams 61
Zwangsverheiratung 32

I 158



Autor:
Prof. Dr. Christof Radewagen

KINDESWOHL

Prof. Dr. Christof Radewagen
Hochschule Osnabrtick

Herausgeber:

Niedersachsisches Ministerium fur Soziales,
Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
Hannah-Arendt-Platz 2

30159 Hannover

Niedersachsisches Landesamt fur Soziales,
Jugend und Familie

Domhof 1

31134 Hildesheim

August 2023

Gestaltung: Blacklime GmbH

*’% Niedersachsen. Klar.



https://blacklimedesign.de/

	Abb. 1.	Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung gem. § 8a Abs. 1 SGB VIII
	Abb. 2.	Methodisches Vorgehen beim Gewichten von Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung mit Schutzauftrag
	Abb. 3.	Kindeswohlmatrix
	Abb. 4.	Einschätzung des Gefährdungsrisikos durch den Sozialen Dienst des Jugendamtes
	Abb. 5.	Vorgehen bei Schutzauftrag - Verfahrensablauf für den Sozialen Dienst des Jugendamtes
	Abb. 6.	Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII
	Abb. 7.	Vorgehen bei Schutzauftrag - Verfahrensablauf gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII
	Abb. 8.	Vorgehen bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung gem. § 4 KKG
	Abb. 9.	Mauer des Vertrauens
	Abbildungsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Vorwort
	Einleitung
	1.	Vertrauensschutz im Kinderschutz aus der Perspektive des Sozialen Dienstes des Jugendamtes
	1.1	Anmerkungen zur Dokumentation im Kinderschutz
	1.2	Eingang einer Gefährdungsmeldung
	1.2.1	Ist es zulässig, Sozialdaten meldender Personen zu speichern?
	1.2.2	Speichern von Meldungen ohne Hinweise auf gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung?
	1.2.3	Regeln bei Nutzung von Sozialdaten
	1.2.3.1	Weitergabe von Sozialdaten an Sozialen Dienst durch andere Organisationseinheiten des Jugendamtes
	1.2.3.2	Zusammenführen von Akten im Kinderschutz

	1.2.4	Dürfen betroffenen Personen Hinweise zur Identität einer meldenden Person gegeben werden?
	1.2.5	Sind Sozialdaten meldender Personen immer vertraulich zu behandeln?
	1.2.6	Was ist bei der Rückmeldung an Berufsgeheimnisträger*innen zu beachten?
	1.2.7	Was ist bei der Rückmeldung an die von einer Meldung Betroffenen zu beachten?

	1.3	Gewichtungsprozess
	1.3.1	Datenerhebung bei betroffenen Personen
	1.3.2	Was ist zu beachten, wenn Sozialdaten mit Einwilligung betroffener Personen bei Dritten erhoben werden? 
	1.3.3	Wann ist eine Datenerhebung bei Dritten ohne Wissen der betroffenen Personen möglich?
	1.3.4	Sozialdatenschutz bei Rückfragen an meldende Berufsgeheimnisträger*innen?
	1.3.5	Was ist zu beachten, wenn Sozialdaten ohne Einwilligung der betroffenen Personen erhoben werden sollen?
	1.3.6	Was ist bei in Augenscheinnahme eines Kindes zu beachten?
	1.3.6.1	Wann ist ein Hausbesuch geboten?
	1.3.6.2	Was ist bei einem unangekündigten Hausbesuch zu beachten?

	1.3.7	Ist es zulässig, ein Kind ohne Wissen der Erziehungsberechtigten in Augenschein zu nehmen? 
	1.3.8	Ist es zulässig, Minderjährige ohne Zustimmung der Personensorgeberechtigten im Rahmen der Inobhutnahme ärztlich untersuchen/begutachten zu lassen?

	1.4	Prozess der Gefährdungseinschätzung im Fachteam
	1.4.1	Welche Informationen können in die Gefährdungseinschätzung eingebracht werden?
	1.4.2	Ist es erlaubt, anvertraute Sozialdaten/Geheimnisse in die Gefährdungseinschätzung einzubringen?
	1.4.2.1	Einbringen von Sozialdaten, die dem besonderen Vertrauensschutz unterliegen
	1.4.2.2	Einbringen von Geheimnissen, die der strafrechtlich relevanten Schweigepflicht unterliegen

	1.4.3	Was gilt, wenn Fachkräfte zur Gefährdungseinschätzung hinzugezogen werden, die nicht dem eigenen Fachteam angehören?
	1.4.3.1	Besonderheiten, wenn Fachkräfte des öffentlichen Trägers an der Gefährdungseinschätzung teilnehmen
	1.4.3.2	Besonderheiten, wenn Fachkräfte, die nicht bei einem öffentlichen Träger beschäftigt sind, an der Gefährdungseinschätzung teilnehmen


	1.5	Abschluss der Gefährdungseinschätzung: Schutzauftrag 
	1.5.1	Wie sind Informationen an einen Leistungserbringer zur Durchführung einer Hilfe zur Erziehung datenschutzkonform zu übermitteln?
	1.5.2	Welche Informationen dürfen an das Familiengericht übermittelt werden?
	1.5.3	Was ist beim Wechsel der Fallzuständigkeit zu beachten?
	1.5.3.1	Datenweitergabe innerhalb eines Jugendamtes
	1.5.3.2	Datenübermittlung an ein anderes Jugendamt
	1.5.3.3	Einbeziehung der betroffenen Personen

	1.5.4	Einschalten der Polizei/Einrichtungen der Gesundheitshilfe 


	2.	Vertrauensschutz im Kinderschutz aus der Perspektive von Trägern der freien Jugendhilfe
	2.1	Grundlagen des Vertrauensschutzes für Träger der freien Jugendhilfe
	2.2	Kinderschutz und Vertrauensschutz sind kein Widerspruch
	2.3	Transparenz und Partizipation als Voraussetzung für den Vertrauensschutz
	2.4	Fälle, bei denen eine vom Sozialen Dienst des Jugendamtes eingeschätzte Kindeswohlgefährdung vorliegt
	2.4.1	Ist der Soziale Dienst des Jugendamtes zu informieren, wenn zu bereits bekannten Gefährdungsrisiken neue hinzutreten?
	2.4.1.1	Datenübermittlung bei Veränderungsbereitschaft der Erziehungsberechtigten und bedarfsgerechtem Hilfeangebot des freien Trägers 
	2.4.1.2	Datenübermittlung bei unzureichender Veränderungsbereitschaft der Erziehungsberechtigten oder unzureichendem Hilfeangebot des freien Trägers
	2.4.1.3	Datenübermittlung bei anstehendem Hilfeplangespräch

	2.4.2	Ist der Soziale Dienst des Jugendamtes zu informieren, wenn das Hilfeangebot zur Gefahrenabwehr nicht ausreicht oder keine Veränderungsfähigkeit/-bereitschaft bei den Erziehungsberechtigten zu erkennen ist?
	2.4.3	Ist der Soziale Dienst des Jugendamtes zu informieren, wenn die Adressat*innen die Hilfeangebote nicht oder nur unregelmäßig wahrnehmen?
	2.4.4	Was ist im Rahmen der Hilfeplanung weiterzugeben?

	2.5	Kindeswohlgefährdung, die dem Sozialen Dienst des Jugendamtes bisher nicht bekannt ist
	2.5.1	Was ist zu beachten, wenn ein Gefährdungsrisiko vorliegt, von dem das Jugendamt keine Kenntnis hat?
	2.5.2	Wann ist der Soziale Dienst des Jugendamtes über die Kindeswohlgefährdung zu informieren?
	2.5.2.1	Wenn weitere Hilfeleistungen notwendig sind
	2.5.2.2	Wenn ein Hilfeplangespräch ansteht 
	2.5.2.3	Wenn die Erziehungsberechtigten nicht veränderungsfähig bzw. veränderungsbereit sind
	2.5.2.4	Wenn die Hilfe beendet/abgebrochen wird


	2.6	Teilnahme an Gefährdungseinschätzungen beim Sozialen Dienst des Jugendamtes

	3.	Vertrauensschutz und Kinderschutz im Schnittstellenbereich
	3.1	Schnittstellen zwischen Jugendamt und Berufsgeheimnisträger*innen (Ärzt*innen, Lehrer*innen etc.)
	3.1.1	Was ist zu tun, wenn Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung vermutet werden?
	3.1.2	Wann können gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung an das Jugendamt gemeldet werden?
	3.1.3	Was haben Berufsgeheimnisträger*innen der Gesundheitshilfe bei einer dringenden Gefahr für das Kindeswohl zu beachten?
	3.1.4	Was ist zu beachten, wenn Berufsgeheimnisträger*innen an der Einschätzung des Gefährdungsrisikos durch das Jugendamt teilnehmen?
	3.1.5	Unter welchen Voraussetzungen kann das Jugendamt Berufsgeheimnisträgern eine Rückmeldung zu ihren Kinderschutzhinweisen geben?
	3.1.6	Darf das Jugendamt den Betroffenen Informationen über die Berufsgeheimnisträger*innen geben?

	3.2	Schnittstelle Jugendamt und Medizin
	3.2.1	Sind Ärzt*innen befugt, Jugendämtern ohne Zustimmung der Personensorgeberechtigten im Rahmen der Inobhutnahme Befunde/Gutachten zu übermitteln?
	3.2.2	Sind Ärzt*innen befugt, als (sachverständige) Zeug*innen in Strafverfahren/Zivilgerichtsverfahren auszusagen?

	3.3	Schnittstellen zwischen Jugendamt und Einrichtungen/Diensten der Kinder- und Jugendhilfe (u.a. Tageseinrichtungen, Jugendarbeit, Beratungsstellen, Personen der Kindertagespflege)
	3.4	Schnittstelle zwischen Jugendamt und Ombudsstellen 
	3.4.1	Wie sollten Ombudsstellen beim Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung verfahren?
	3.4.2	Dürfen Ombudsstellen Hinweise auf eine Kindeswohlgefährdung an das Jugendamt übermitteln?

	3.5	Schnittstelle Jugendamt und Strafverfolgungsbehörden/Strafgerichte

	4.	Anlagen
	4.1	Mauer des Vertrauens
	4.1.1	Grafische Darstellung
	4.1.2	Erläuterungen zur Mauer des Vertrauens

	4.2	Einwilligungserklärung 
	4.2.1	Grundsätzliches
	4.2.2	Muster einer Einwilligungserklärung

	4.3	Gesetzesauszug
	4.3.1	 DS-GVO
	4.3.2	 SGB I
	4.3.3	 SGB X
	4.3.4	 SGB VIII
	4.3.5	 StGB
	4.3.6	 StPO
	4.3.7	 KKG
	4.3.8	 ZPO


	5.	Literatur

	Stichwortverzeichnis

